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Im Entwurfe des Strafgeſetzes iſt zu leſen: 


Seite 64 Zeile 13 ftatt »Beſtechung« »Beftehungen« 
» 65 r 14 »bey« »die« 
„:85 „ 9 und 17 flatt »Geld« Gold« 
vw 86 „11 ſtatt »Geld« »Gold« 
ver, 97 „» 14 r »219«4 »220% ’ 
„347 07 7 ft nach »gewaltſame« zu fegen : »Art« 
sv Ist m 7 flatt! wagte 738g" 
v 1653 0 I m 319 — 3216 9328 — 330« 
sn 154 1 18 23064 »Z2B« 
158 legte Zeile ſtatt »konnten«  »Eonnten« 
yr 185 vorletzte und legte Zeile ift der Mittelfag:, „wenn eine« 
20. bis ©. 184. 3. 1 »iſt« zu flreichen. 
187 Zeile 3 flatt »Diefe« »Diefen« 
213 m 15 vvorausſetztæ »vorausgeſetzt« 
„271 u 18 Sr „aufgedruckter?““ „aufgedruckte““ 


Fu den Motiven zum Entwurf ac. iſt 


Seite 9 Zeile 7 zu ſtreichen „186* 
17 9 fat „ſichtlicher·· zu ſetzen: „ſi ttlicher“ 
23: 16 „ „in maximo‘ „weniger als 
26 15 „vorkommden““ „borfommenden‘“ 
ge AU: 24 nach „VL zu ſetzen: "Feftung“ 
„86 „9 ftatt „That, nämlich‘ „chat nämlich“ 
 n1I52u Im „unbedeutend“ „bedeutend“ 
„m 192 5 13 0 „in minder ſchweren I „für ſolche 
* ‚ wiber ſchwere Fälle“ - Ä | 
„198, 7 flat „333° 233° i 
„ 202 ar pr „item „einem“ Ä 
nn 216 23 " „zıg 4248** 
„219 I2 mo „I)* „zun I. 2)“ 
. 0 233 "- 4“ nr „582“ „382“ 
„233 20 " „239° „259° 
„237 , 19 ift das Wort „nicht““ zu ſtreichen. 
‚258 28 ſtatt „int“ zu ſetzen „ı“ 
263 7 nn „528“ „328° 
„269 6 rt 
22m .27. 0 „erhält „enthält“ 
„272 u» 3 m „flrafbaren“ „frafbarem‘ . 
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Erſter Abfgnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


J n° 9.17% 
! 


Ei Gapiten 


Don Verbrechen und. Vergeben, — son bes 
sen Strafen überhaupt 


Art. 1. Hondiungen oder uaterlaſungen- — .Verbrechen 
mit einer von dem im Artikel 2. beftinimten. Strafen zu ——— 
belegen ſind, werden Verbrechen; — diejenigen, welche 
eine von den im. Artikel 3. beftimmten Strafen zur Solge 
haben, werben Vergehen genannt, 


— — — — — — — — * u — > . 


IT. Strafen 


‚ ber Verbre⸗ 


«en. 


IIT. Strafen 
derBergehen.. 


IV. Bon den 
einjeinen 
©trafarten. 
1. Todes 
rafe. 


2. Ketten 
ſtrafe. 


Sowohl Verbrechen als Vergehen werden durch das 
gemeinſchaftliche Wort „That oder Handlung“ bezeich⸗ 
net, worunter auch die Unterlaſſungen begriffen ſind. 






ELLE 


Die anf Ser werden nach dem 


in, trafiachen ald” Fre⸗ 


Geſetzbuche über ag I 
vel behandelt 


I. Todesſtrafe, 

II. Kettenftrafe, » .. 

II. Zuchthaus, 
IV. Arbeitöhaus, | 

IE: ¶ Dienſtentſetzung · vd 

Art. 3. Die Strafen der Vergehen find: 

I. Gefängniß, 

U. Dienftentlaffung, 
III. Herabfegung eines Beamten * eine ge⸗ 

ringere Stelle 
ei Eh 
3% ——— — 


Art. 4. Wer * Tode —7 if, ſoll mits‘ 
* des Me ERDRRRIES Merben, 


Art. 5. Die Rettenftrafe, befteht in — ende 


länglichen Verluſte der Freyheit. 


Der Verurtheifte wird an beyden Fügen durch eine 


| 7 
fange Kette mit. einer. fhweren eifernen Kugel gefeffele 
m in einem ganz abgefonderten Raume des. Zuchthaus 
8 eingefchloffen, — in Kleidung und Nahrung aber den 
Zuͤchtlingen gleich behandelte. Der Staat gebraucht ihn 
zu den fchwerften und härteften, ſowohl Zuchthaus- als 
dffentlihen Arbeiten,  Giebrechliche oder ſchwaͤchliche 
Menfchen ‚und Leute ‚über ſechszig Jahre ſollen iedoch 
mit dffentlichen Arbeiten verſchont werden. ei — 


Von der Verkuͤndung bes rechtskraͤftigen Urtheils 
an iſt der zur Kettenſtrafe Verurtheiite buͤrgerlich todt; 
fein Vermdgen fällt gn feine. Erben; er kaun nichts mehr 
beſitzen oder erwerben; weder als Kläger noch als Ber: 
llagter bey Gericht, Auftetens nicht Zeuge ſeyn, weder, 
ift unfähig, eine gültige Ehe zu ſchließen, und nn ges 
fehloffene ldst fich bürgerlich auf, wie durch ſeinen na⸗ 
türli den Tod. | : 


Art. 6. Zum Zucthaufe faun Niemand auf weni #-Bucrtand. 
ger als zehn und auf mehr als zwanzig Jahre yerurtheilt 
werben. Ä 

Der dahin Werurtheilte wird in diefem Straforte 
eimgefperrt und zu ſchweren Arbeiten angehalten. Eine 
leichte" Kerte geht ihm von einem Fuße zum andern, 
wenn nicht ſeine Gefaͤhrlichkeit eine ſtaͤrtere Feſſelung 
nothwendig macht. 


er 


Er erhält eine beſondere ——— empfaͤngt taͤglich 
hinreichende Nahrung an warmer Speife, aud in Krank: 
heitsfällen die angemeſſene Koſt und Pilege. 


| 8 


„ Abeiube Art, 7. zum Arbeitöhaufe Fann Niemanb auf wer 
niger als zwey, und Murder als sehn Jahre verur⸗ 
theilt werden · 


Die bahin Verurtheilten werden in dieſem Stroforte 
eingefpertt . und innerhalb defjelben. zur Arbeit ange⸗ 
halten. — ag In 


Sie erhalten eine beſondere, von jener der Zuͤcht⸗ 
a verfchiedene Kleidung ,! und werden — in der 
Verpflegung gleich behandelt. J JUDE 

— Art. 82 Die Strafe des Zacht⸗ und Abbeits hauſes 
Arbeitshaus: kann geſchaͤrft werden durch eine jaͤhrlich hoͤchſtens drey⸗ 
nr mal zu verhängende Einfperrung in einen einſamen fin⸗ 
ſteren Kerker (Zuchtgefängniß) anf drep dis acht Tage, | 
abwechſelnd bey Waſſer und Brod. Eu | 


— u Art. % Durch, bie Dienftentfegung (Cofatien) ı vers; 
liert der Verurtheilte fuͤr immer das Staatsamt oder ben 
Öffentlichen Dienft, fanımt allen davon abhängigen Rech: 
ten, und die Fähigkeit zu allen on und bffenta 


lichen Dienften.. — 


6.Sefanani. Art. 10. Die, Strafe bed Gefängniffes fo ı niche 
auf längere Zeit als auf zwey Jahre zuerkannt. werdens. 
Hiebey foll der Webertreter, zumal wenn dieſe Strafe auf 
längere Zeit, ald auf einen Monat- verhängt worden, zu. 
angemeffener Befhäftigung, insbefondere, fo weit es die 
Umftände geftatten, zu den gewöhnlichen drbeiien feines 
Berufes angehalten werben. | | | 


Dep nicht langer Dauer Kann ihm nach TS, 


9. 
des erfennenden Gerichtes, fo. fern. er. die Koften feines, 
Unterhaltes ſelbſt zu beſtreiten vermag, und es ohne, 
Störung der Ordnung geichehen u die Art feiner, 
Verpflegung überlaffen werden, | ars 

Art. 11. ° Die efängüüßfrafeäktenn geſchaͤft — 


Gefängs 
werden: - - Hißrafe 
J. durch Befchränfung der Koft auf Waſſer und Brod 
van einem oder hochſtens zwey Tagen in der Woche; 


II. durch Anweiſung der Lagerſtaͤtte auf bloßen Bret⸗ 
tern; beydes jedoch nur nach beyfaͤlligem Gute 
achten des Gerichtsarztes, mit Rüdficht ſowohl 
auf die perſonliche Beſchaffenheit des Sträflings, 
als auf die Jahreszeit und auf die Veſchatfeuteit 

des Ortes der Vollziehung der Strafe. ae 


Art. 12. Wenn eine verwirkte Gefaͤngnißſtrafe 
durch ihre Dauer den Nahrungs ſtand des Strafbaren 
oder dem Unterhalt und das Fortkommen feiner Familie 
gefaͤhrdet, ſo ſoll dieſelbe mittelſt Anwendung der vorbe⸗ 
ſtimmten Schärfungsarten verkürzt werben, 2: 


Die Verbindung. beyder im Art. 11. — 
Schärfungsarten ift einer noch einmal fo Tangen Straf 
zeit gleich zu achten. | 


Art. 13. Die Gefängnißftrafe kann, infofern ihre 
Dauer nicht mehr als einen Monat betraͤgt, nach Be⸗ 
ſtimmung des erkennenden Gerichtes, wo es die haͤus⸗ 
lichen Umſtaͤnde des Straͤſtings erfordern, in der Art. 


10 
erſtanden werden, daß derſelbe an Soun⸗ und Feyertagen 
von dem Ende des Fruͤhgottesdienſtes bis zum andern 
Morgen, an Arbeitstagen dagegen nur zur Nachtzeit einge— 
fperrt, außerdem aber-bey feinen gewöhnlichen Verrichtungen 
belaſſen, jedoch dabey unter die beſondere Aufſicht ſeines 
Geſchaͤftsvorſtehers oder eines anderen unbeſcholtenen 
— geftellt werde. 


"Die Bewilligung if — wenn f e auf 
gen eine Weiſe mißbraucht wird. 


. 7. Dienfens E Art. 14. Die Dien ſtentlaſſng Dimiſfſi on) zieht 
Sala den. Verluſt des Staatsamtes ‚oder oͤffentlichen Dienſtes 
und des damit verbundenen Standes, Ranges und Ger 
haltes ſammt allen davon abhaͤngigen Rechten nach ſich; 
jedoch behaͤlt der Verurtheilte die Faͤbigkeit zur Wieder: 
erlangung eines Staatsaintes oder öffentlichen Dienftes. 
Die. Gerichte. ſollen im Urtheile beſtimmen, innerhalb 
welchen nn ‚ber SSARAIIERE a wiever — 
werden darff. —2 je 


Dieſer Zeitraum kann nicht geringer ais von die. 
—— und groͤßer als von drey Jahren ſeyu m 
8. Herasfe Art. 15. Ein Stäatöbeamter verliert durch ® die, 


— ———— auf eine geringere Stelle (Degradation) die 


ve ots mit der vorigen Stelle verbundenen Nechte an Stand, ' 
Rang und Gehalt, und erhält nur die mit der geringes 
en Stelle verbundenen Rechte. Dabey gilt, in Anfehung-- 
ber Wiederanſtellung zu einer hoͤheren Stelle, daſſelbe, 


was im Abſatze 2. 3. des vorhergehenden Artikels 14. 
feſtgeſetzt iſt. 


11 

Art. 16. Die Gelbfirafe t kann nicht ber Bea, 
taufend  vierhundert Gulden ausgeſprochen werden. 

Sie ſoll in Gefaͤngniß umgewandelt werden: Ä - 


1. bey Minderjährigen, jedoch nur auf Antrag ihrer 
Eltern oder Vorminder; 


2. bey unter Euratel geſetzten Verſchwendern | 


5. bey folchen, von welchen das ‚Gelb nicht, oder. 
nicht ohne merklichen Nachtheil für den Unterhalt 
der Samilie des Verurtheilten erbeben werden 
Tann. 


Bey diefer _ Umwandlung fon bie Summe, | 
son fünf und zwanzig Gulden ber einwdchents- 
lichen Gefängnißftrafe gleichgeachtet werden. 


Art. 17. Der Verweis wird dem Berurtfeitten 10. Gerichts 
vom Gerichte muͤndlich oder ſcheiftlich ertheilt. Aller Bas 


Wo das Geſetz zwiſchen Verweis amd einer —— 
Strafe die Wahl laͤßt, iſt derſelbe nur gegen ſolche Weiz 
urtheilte anzuwenden, welche unbeſcholtenen Rufes ſind. 


Art. 18. Bey Freyheitsſtrafen wird ein "Tag iuv. Augemei⸗ 


vier und zwanzig Stunden, eine Woche zu ſieben Tagen, — — 
ein’ Monat zu dreyßig Tagen, ein Jahr aber nach dem greahreen. 
Kalender, und die Strafzeit vom Tage | des Eintritts im nung a 
den Strafort gerechnet. ur a ON 


Art. 19. Wer zur Strafe des Zucht: oder Arbeits: . Sirafun 


Abs 


hauſes verurtheilt ift, dem bleibt die Hoffnung, nach N: as eines 


42 


a auf von dr ey Viertheilen der gegen ihn erkaunten Strafe 
Nachlaß der übrigen Strafzeit zu erhalten, wenn berfelbe: 
während jener Zeit ununterbrochene Arbeitfamkeit bewie- 
fen, wegen Boshelt oder Ungehorfams nicht zweymal 
Zuͤchtigung verſchuldet und ſich uͤberhaupt ſo betragen 
hat, daß man von ihm eine Beſſerung ſeiner Gemuͤths⸗ 

art erwarten kann. | 


Bon biefem Nachlaſſe ſind eligen ausgeſchloſſen, 
welche nach erlittener Verbrechensſtrafe von Neuem we⸗ 
gen eines Verbrechens verurtheilt worden ſi nd· | 


3. Bolliies U et. 20. Die Volziehung der erkannten Frey⸗ 
ve de heitsſtrafe auf einer Feſtung findet nur in Folge der von 
ee des Könige Maieſtaͤt aus > Gnade ertheilten. — 

ſtatt. 


Die Gerichte ſollen darauf nach PEN Erwaͤ⸗ 
gung aller Umſtaͤnde, insbeſondere der Beſchaffenheit des 
Verbrechens oder Vergehens, des demſelben zum Grunde 

gelegenen Beweggrundes, der etwa ſtattgefundenen Ge⸗ 
muͤthsbewegung, daun der perſonlichen Verhaͤltniſſe des 
Schuldigen, ſeiner Bildung, der bisherigen Unbeſcholten⸗ 
heit ſeines Rufes ꝛc. nur dann antragen, wenn aus der 
Vollziehung der erfannten Strafe in dem geröhnlichen , 
Straforte eine befondere Erſchwerung der verwirkten 
Strafe entſtehen wuͤrde. u | 


Der Verurtheilte wird anf ber Feftung nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der wider, ihn außgefprogienen un bes 
handelt. ra 


13 


Die geſetzlichen golgen der. — — werden 
dadurch nicht abgeaͤndert. 


Auch kommt dasjenige zur Anwendung, was über 
Schärfung Art. 8, und 11.5 dann hinſichtlich des, Zucht: 
oder Arbeitöhaufes über Strafnachlaß Art. 19. und: über: 
Bekanntmachung der: Urtheile. Art. 31. beitinnat ie 


Art. 21. Die Eonfiscation einzelner Sachen Font VI. Geſet⸗ 


une in ben. geſetzlich beſtimmten Faͤllen, mit Beſchraͤn⸗ * A 
fung auf die vom Geſetze bezeichneten Gegenſtaͤnde, zur — 
Anwendung. | a 
Art. 22. . Der zu einer Verbrechensſtrafe (Art. 2) a an 
rechtskraͤftig — verliert in Bu diefer Verur⸗ SUSE ER. 
theilung: de, ‚sur der 


u.Gemeindes 
1. den Adel, jedoch nur für feine Perfon; und unbes rechte. 


ſchadet der Rechte feiner Familie; _ , 
2. alle Hof= und Ehrenaͤmter 


3. alle unmittelbaren oder mittelbaren Staats =-‚oder 
anderen Öffentlichen, oder Gemeindebienfte und Stels 
Ien, mit allen davon abhaͤngenden Rechten und 
Vorzuͤgen; 


4. die Stelle eines Landraths oder eines Abgeordne⸗ 


ten zur Staͤndeverſammlung, dann die Verrichtung 
eines Geſchwornen; 


5. alle Würden und Ehrenauszeichnungen, lneheſon⸗ 
dere Orden und Medaillen; 


14 


6. die gihigkeit zur Erwerbung aller dergleichen 
Vorzüge, — Dienſte und Auszeichnungen. | 


Art. 23. Die nomliche Folge tritt auch bey der . 
Verurtheilung in die Strafe eines Vergehens wegen Dieb 
ſtahls,Bettuges, Unterfchlagung, Faͤlſchung, falſchen 
Handgeluͤbdes vor Gericht, Eidbruches, wegen Verge⸗ 
hens gegen die Verfaſſung oder gegen die Sittlichkeit ein, 
infofern die Strafe wenigftend einmonatliches Gefaͤng⸗ 

BE niß ift, dann bey den Vergehen Dur)‘ Mißbrauch der 
— Preſſe in zweytem Ruͤckfalle. 


.n. 


—— Art. 24. Außerdem sicht die Verurtheilung in eine 


— Verbrechensſtrafe auch noch den lebenslaͤnglichen Verluſt 
— nachſtehender Mechte‘' und der Unfähigkeit su denjelben 


nach fi: 
4. Ber Fähigkeit” zur Dienfte in der Armee und | in 
der Landwehry. 
2. des ———— | 


In’ .-. 


feinen; > 


4 des Rechts, Borfteher eins Gewerbeverein * 
ſeyn; 


. be3 Rechts, als — in einem ge⸗ 
richtlichen Geſchaͤfte zu handeln; 


6 der Faͤhigkeit, Vormund oder Curator zu ſeyn, 
ausgenommen uͤher die eigenen Kinder, und auch 


15. 
dieſes nur, nach vorgaͤngiger Genehmigung der 
3 vormundſchaftlichen Behoͤrde. 


Die Suspenſic ion von biefen, Rechten, sie Zotge 
der Strafe eines Vergehens, tritt nicht nur bey den im 
vorhergehenden Artikel 25. genannten Vergehen, unter 
der Dort angegebenen Vorausfeßung, fondern auch da 
ein, wo dieſelbe im Geſetze beſonders feſtgeſetzt iſt 


Sie ſoll von den Gerichten nicht unter drey Monate 
und > wie über: ſechs Jahre angeordnet werden. 


Art. 25. Der. Verluſt anderer Rechte, inabefondere 
des Erbrechts der vaͤterlichen Gewalt und der Faͤhigkeit, 
einen Eid oder ein Zeuguiß vor Gericht abzulegen, tritt 
nur in beſonderen, ausdruͤcklich im Geſetze beftimmten 
Sad ein. 


P4 


Art, 26 — offentliche, — Etaatsbeamuen 4. In Anſe⸗ 
nach Geſetzen oder Verordnungen, nicht gleich geachtete Na, fen: 
Diener, welchen ihr Dienſt auf Lebenszeit verliehen, oder "" 
nur die obrigkeitliche Erlaubniß ertheilt iſt, gewiſſe Ver⸗ 
richtungen vorzunehmen, ſich eines Vergehens ſchuldig 
‚machen, fo kann — die im Art. 23. genannten Vergehen 
ausgenommen, — die Dienftverleihung oder die ertheilte 
Erlaubniß als Folge der Strafe Nicht anderd, als in den 


geſetzlich beſtimmten Faͤllen zuruͤckgenommen werden. * 


Die Zurucknahme dieſer Erlaubniß insbeſondere kann 
fuͤr immer oder auf einige Zeit, die letztere jedoch (die 
Suspenfion) nicht unter drey Monate und nicht über 
drey Jahre geſchehen. 


J 
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Jede ſolche — der Dienſtoerleihung oder 
Erlaubniß iſt im Erkenntniſſe beſtimmt auszudruͤcken. 


— wi A rt. 27. Auf den Verluſt eines Gewerbes oder 


Gewerbe. eines befonderen nüßlichen Rechtes oder Privilegiums 


Tann nur in den ausdruͤcklich beſtimmten Faͤllen erkannt 
werden. | 


Iſt zur Verübung einer firafbaren That ein Gewer: 
be auf eine für das „gemeine Weſen ‚nachtheilige. oder 
ſonſt gemeingefaͤhrliche Art mißbraucht worden, ſo kommt 
dasjenige zur Anwendung, was über Einziehung oder Be: 
ſchraͤnkung der Gewerbe bey Polizeyiibertretungen im 
zweyten Theile bes — it 6. * 12.) 

beſtimmt iſt. 
— An Art.28. Wer zur Strafe des Zuchts oder Arbeits: 
Bermögens. hauſes verurtheilt ift,. dem wird im Falle Bedirfens von 
der Obrigkeit zur Verwaltung feines Vermoͤgens, mit 

Ben ichtigung feines Vorſchlaͤge, ein Curator beſtellt. 


Auf die Dauer der Strafe darf: dem Sträflinge, 
‚außer, dem ndthigen- Unterhalte,. aus — IOETEUDgEN 
‚nichts verabfolgt werden. OR 


Art. 20. Mas der zu einer zeitlich ——— 
Fear Verurtheilte über das ihm auferlegte Ar: 
| beitsmaaß im Straforte verdient, ſoll für denſaten bis 

zu ſeiner Entlaſſung aufbewahrt werden. 


Tier Beie Art. 30. Wer die Strafe des Zuchthaufes erlitten hat, 
aolis ſteht auf zehn Fahre unter der befonderen Polizeyaufſicht. 
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. In anderen Fällen tritt diefe ala Folge: der Strafe 

nicht anders ein, als wenn fie in dem Geſetze oder Strafe 
erlenntniſſe ausdrädlich auögefprochen if. 2 


Auf. diefelbe foll, außer den gefeßlichen Bällen, alt: _ 
dann erkannt werden, wenn fi) aus der Lebensart, bem 
Charakter und dem Betragen des Verurtheilten ergibt, 
daß derfelbe ein der Öffentlichen Sicherheit oder Sittlich« 
keit befonders gefährlicher Menſch if. Sie kann niemals 
unter zwey Jahre, und nicht über sehn Jahre verhängt 
werde. E | | 


"Mit derfelben kann auch bie Begrenzung des Vers 
urtheilten an einen beftimmten Aufenthaltsort im Könige 
reiche, deögleichen, daß er feinen biöherigen Aufenthalts⸗ 
ort nad) überftandener Strafe verlaffe, im Strafurtheile 
befonderö angeordnet werden, | | 


Art. 31. Alle Erfenntniffe,, durch welche Jemand 9 Veranns⸗ 
machung der 
zur Todes⸗, Ketten: ober Zuchthaudftrafe verurtheilt wur: er 
de, follen nach beſchrittener Rechtskraft in einem Aus⸗ 
zuge, welcher den Namen, Stand und Wohnort des Vers 
urtheilten, deffen Hauptverbrechen und die erfannte Strafe 
enthält, durch das Sntelligenzblatt des Kreifes befannt 
gemacht werden. | — 


In gleicher Art hat die Bekanntmachung zu geſche⸗ 
hen], wenn in- oder auslaͤndiſche Waganten - oder fonft 
gefährliche Diebe, Sälfcher oder Betrüger zum Arbeits: 
haufe oder zu Vegehensſtrafen, fofern diefe wenigftens - 


drey Monate. bauern, verustheilt worden ſind. 
Beylage LXXIII. 2 
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- In allen andern Fällen der Verurtheilung in eine! 
Verbrechensſtrafe, oder in eine Vergehenöftrafe von wer | 
nigftend dreymonatlicher. Dauer oder dreyhundert Gulden 
an Geld ift nur die Befchaffenheit, der Ort und die Zeit‘ 
der That, nebft der Strafe oͤffentlich befannt zu machen, 
die. Bezeichnung des Thaͤters aber wegzulaſſen, wenn 

nicht etwa wegen gegruͤndeter Beſorgniß, daß das Pub⸗ 
likum gegen. Nachtheil und Gefährdung auf andere Weiſe! 
nicht, ſicher geſtellt werden koͤnne, auch die Bekanntma⸗ 
chung des Namens als nothwendig erfannt wird, oder 
diefe für ben os Fall im in befonders anges 
‚ordnet‘ Ki ve | | | 


9. In An⸗ Art. 32. Ausländer, welche zu einer von den im 
Kung De Art. 2. Nr. IL IV. benannten Strafen verurtheilt wers 
den, follen, fofern diefed gefchehen Fann, nach überftanz, 

dener Strafe des Landed verwiefen und ihrer ——— 


uͤberliefert werden. 


Unter, derfefßen — ſollen Auslaͤnder auch 
wegen Vergehen nach aͤberſtandener Strafe aus dem 
Staatsgebiete oder aus gewiſſen Bezirken und Orten des⸗ 
ſelben auf beſtimmte Zeit oder für immer alsdann forte 
— werden, wenn ſich aus der Lebensart, dem Cha⸗— 
„„zabter und dem Betragen des DVerurtheilten ergibt, daß 
er ein der „allgemeinen oder. drtlichen dffentlichen: Sicher- 
— oder nreit beſonders Be — I: 

. Sie, Sorftweifung iſt im Urtheile auedeidlich aus zu⸗ 
een. auch ir der arenm ee bie einer 


— 


RER 


} he Fa zu), \ 
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ohne Erlaubniß unternommenen Ruͤckkehr (Art. 176.) vor 
ſeiner Aimegfäaffung zu belehren. 


Art. 33. Wer eine ſtrafrechtswidrige That veruͤbt m. Sa 
hat, der oder deſſen Nachlaß haftet fuͤr die Entſchaͤdigung Renerfag: 
und Genugthuung, dann fuͤr die Unterſuchungs⸗, Vers 

pflegungs⸗ und Strafvollziehungskoſten, nach den Beſtim⸗ 
mungen der buͤrgerlichen Geſetze und des — | 
an das ——— in Stralſachen. | : 
| Donestes Capitel 
Dom bdfen Vorfage und von Fahrläffigkeit, 
— 900 Vollendung und Verſuch, von Urhes , 
bern und Gehuͤlfen. | 

Art. 3. Zu Pine Merhreipen wird böfer Vorſatz „I. a Böter 

erfordert. | 


Ein Vergehen. ‚Kamm mit böfem Vorſatze oder durch 
Sahrläfft igfeit begangen werden. | — 


Art. 35. Bey einer an fich rechtötwidrigen Hands 
lung iſt, unter forgfältiger Erwägung der erhobenen Um⸗ 
ftände und. ihres Zufammenhanges, dann der Angaben 
des Angeflagten, zu‘ beurtheilen, ob fie mit rechtswidrks 
gem Vorfage oder aus Fahriäffigkeit begangen worden. 


‚Art.5306.. Iſt anzunehmen, daß eine an fich rechts⸗ 
widrige Handlung mit schtöwidrigem Vorſatze verübt 
worden, und ift fie von der Befchaffenheit, daß aus ihr 
nach. “allgemeiner oder dem Thaͤter befonders befannter. 
Erfahrung ein. befismmter Erfolg unmittelbar zu entflehen 
pflegt, oder ebenfo leicht ein größeres als ein geringeres 

2* 


* 
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Uebel entftehen kann, fo foll angenommen werben, daß de 
Thäter den eingetretenen Erfolg beabfichtiget- habe, foferı 

nicht aus den Umftänden die Gewißheit oder Wahrfchein 
lichfeit fich ergibt, daß feine Abſicht beftimmt und aus 
ſchließend auf einen andern ſtrafbaren Erfolg gerichte 
geweſen. 


Auf — Gewißheit oder Wahrſcheinlichkeit baı 
ed aber nicht anzufommen, wenn das Geſetz in einzelner 
Fällen die Strafe nur nad) der Schwere des eingetrete; 
nen Erfolges, und ohne Ruͤckſicht darauf, ob die Abſicht 
auf diefen Erfolg beftimmt gertihpet — oder nicht, 
feſtgeſetzt aa 


Ein ungewdhnlicher Erfolg lkkann dem Thaͤter nur 
dann zum rechtswidrigen Vorſatze zugerechnet werden, 
wenn mit Gewißheit angenommen werden Fann, daß dies 
fer Erfolg in des Thaͤters Abficht Iag. 


böser Art, 37. Wer ohne böfen Vorfag aus Mangel an 

| gehdriger Aufmerkfamkeit etwas gethan oder unterlaffen 
hat, woraus eine Nechtöverlekung entftanden ift, der foll 
in dem gefeßlich beftimmten Fällen wegen Dergehend dei 
Fahrlaͤſſigkeit beſtraft werden. 


gi Brote Art. 58. Grobe Fahrlaͤſſigkeit des Handelnden iſt 
keit. vorhanden: 


1. wenn er die Gefährlichfeit der Handlung eingefe: 
hen, gleichwohl aber diefe aus Leichtſinn oder 
Gleichgültigfeit nicht unterlaffen hat; Kr 


7 x 


2 
wenn er — geringer Aufmerkfambkeit Härte einſe⸗ 


hen muͤſſen, daß der geſetzwidrige Erfolg leicht 
aus der Handlung entftehen könne; | 


3 wenn die fahrlaͤſſig ige "Handlung ſchon an ſich aus 


. 


“anderen Gruͤnden unerlaubt und rechtswidtig iſt; 


wenn er, vermdge eigenthuͤmlicher Kenntniſſe oder 
Verhaͤltniſſe vorzuͤglich im Stande war, die Ges 
faͤhrlichkeit der Handlung einzufehen, "oder den 
nachtheiligen Folgen derſelben zuvorzukommen; 


wenn er außer der allgemeinen Verbindlichkeit zur 
Anwendung gehdriger Aufmerkſamkeit, noch durch 
. befondere Pflichten feines Standes, Berufes, Ver: 
bältniffes zu dem Befchädigten, geleifteter Zufage 
und dergleichen zu vorziüglicher —— und 
Veberlegung aufgefordert war; 


. wenn er, von ber dffentlichen Behörde. sur Aus⸗ 
uͤbung einer Kunft; Wiffenfchaft oder Profeffion 
nicht berechtigt ift, und ohne dringende pflichtmäs 
ßige Veranlaffung eine Handlung unternimmt, 
wozu die Kenntniſſe ſolcher Kunſt, Wißenſchaft 
oder Profeſſion vorausgeſetzt werden; | 


wenn er zwar init Bewilligung oder aus Auftrag 
der dffentlihen Behdrde eine Kunft, Wiſſenſchaft 
oder Profeffion ausuͤbt, aber aus Mangel oder 
Vernachläffigung der zu jener Wiffenfchaft, Kunft - 
oder Profeffion gehörenden gemeinen Kenntniffe oder 
Fähigkeiten eine Rechtsverletzung verurfacht hat. 


2. Geringe 
— ffigs 
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Art. 59. ‚Gefluge Fahrlaſfigkeit iſt anzunehmen: 
4, wenn bie Handlung mit dem geſetzwidrigen Erz 


Zus 7 


Strafe der 


N 


folge nur "in entferntem Zuſammenhange fland, 


and diefer Erfolg nur als ungewöhnliche und uns 


wahrfcheinliche Wirkung vorauszufehen war; 


wenn in dem Falle des Art. 38. Ne: 2, der Haus 
delnde wegen Schwäche des Verſtaudes, Toder we⸗ 


| gen eined die Aufmerkſamkeit und Ueberlegung 


ftörenden unverfchuldeten Gemüthözuftandes, oder 


| wegen ungänftiger aͤußerer Umftände bie hohe Ge⸗ 
- fährlichkeit der Handlung. nicht. leicht einzufehen 


4 


[2 


. 


‚vermochte, oder den schädlichen Erfolg nur mit 


befonderer Anftrengung hätte verhindern koͤnnen; 


wenn der Handelnde durch unverfchufdete drins 
gende Umftände ‚sur ſchnellen Entföließung bes 
ſtimmt wurde; 


wenn die gefaͤhrliche Handlung Ausuͤbung einer 


Amts: oder anderen Pflicht aus bloßem — 


des Pflichteifers geſchehen iſt. 


Art. 40. Die Strafe der groben, wie der REN 
Fahrlaͤſſi gkeit richtet ſich nach den in dieſem Geſetzbuche 
fuͤt die einzelnen Faͤlle gegebenen Strafbeſtimmungen. 
Bey Ausmeſſung der Strafe iſt auf die Groͤße und Ge⸗ 
faͤhrlichkeit der verſchuldeten Fahrlaͤſſigkeit, auf die Na— 
tur und den Betrag des verurſachten Schadens und auf 
das Verhaͤltniß zu der dem Verbrechen oder vorſaͤtzlichen 


Vergehen gedrohten Strafe Ruͤckſicht zu nehmen, 


— 
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Art. a1. Sf nd: f rt, "36. anzunehmen, daß der: gufammeı 
Thaͤter einen: minder frafbaren, als dem eingetretenen Ers Farıams. 
folg der Handlung beabfichtiget habe, -f6- iſt ihm die "sen ger 
That, in ſo weit fie in feiner: Abſicht lag, zum Vorſatze, fir 
hinfichtlich des eingetretenen. Erfolges: aber zur Fahrlaͤſ⸗ 
ſigkeit anzurechnen, und es findet ſodann die REN 
des Art. 112, Abſ. 1. Anwendung. ' 


Art. 42. Wer eine Handlung ausführt, im welcher sr. Vouen⸗ 
Alles vereiniget ift, was nad) diefem Geſetzbuche zu dem um men 
Begriffe eines beftimmten, Verbrechens: oder. Vergeheus 1. Boten 
gehört, der ift mit der volfen Strafe ee — 
oder Vergehens zu belegen. 


Gehoͤrt zu den gefeßslichen Erforberniffen ein beftimms 
ter Erfolg, fo ift die Mebertretung erft mit dem Eintritte 
biefes Erfolges für vollendet zu halten. | 


Art: 43. Wer eine auf Volführung eines Verbre⸗ 5 gerfud. 
chend oder Vergehens gerichtete Handlung vornimmt, 
welche erft die Vorbereitung zur Begehung bdeffelben ents 
hält, der bleibt, infofern nicht die Handlung eine ſelbſt— 
feändige Nechtöverlegung in ſich faßt, ſtraflos, vorbehaltz 
lich. alenfalld nothwendiger Anordnung polizeylicher oder 
disciplinaͤrer Aufſicht. 


Art. 44. Mer in der Abficht, ein — oder 
Vergehen zu veruͤben, eine äußerliche Handlung vornimmt, 
welche wenigftens fchon einen Anfang der Vollfuͤhrung 
deſſelben enthält, den trifft verhaͤltnißmaͤßig geringere 
Strafe, als die auf die ftrafbare That ſelbſt geſetzte. —— 
(Art. 50. 61.) 


. 


24. 

a Art. 45. Iſt jedoch, in. dem vorbemerkten Falle die 

Wuollfuͤhrung der, beabſichtigten That nicht aus Zufall oder 
wæegen ‚äußerer; Hinderniffe. unterblieben, fondern der. Han⸗ 
ei delnde freywillig, es fey aus Gewiffensregung,; aus Mit⸗ 

leid oder aus Furcht. vor. der Strafe, von dem Unterneh⸗ 

men abgeſtanden, fo- findet Strafe nicht, wohl — Stel⸗ 

lung unter beſondere Polizeyaufſicht ſtattt 1 


Art. a460. Der Verſuch iſt fraflos, wenn an dem 

Geagenſtande, wider den bie Handlung gerichtet: war, eine 
1 Rechtsverlekung dicht begangen werden konnte · 

— 5— ame v1 late a7 ie; 

Art-a a. "Strafe, ändet. nicht Statt, ‚wein under Bere 

fuch wegen oblliger Untanglichfeit der aus Einfalt für 

= tauglich erachteten angewandten Mittel mißlingen mußte, 

& — vorbehaltlich der Einfchreitungen der Polizey..  . - 


Art. 48. Die Strafe. des Verſuches wirb nicht aus⸗ 

geſchloſſen, wenn dieſer mißlungen iſt, weil. aus Irr⸗ 

thum und Verwechslung, auſtatt bes beabſichtigten taug⸗ 

lichen, ein untaugliches Mittel, oder weil das taugliche 

in unzureichender oder ARE Art angewendet 
worden, 


Yrt. 49, Enthalt der ſtrafbare Verſuch ie 
ein ſelbſtſtaͤndiges, vollendetes "Merbrechen oder Verge⸗ 
ben, fo tritt die aa des Art. 112, a 1. in 
Anwendung, . 


— A Ark 50, Iſt zu einem Berbrechen oder Vergehen 


. ein ı beftiminter Erfolg erforderlich, fo wird gegen — | 
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nigen, welcher Alles gethan hat, was von feiner: Seite 
zur- Vollendung des beabſi ichtigten Verbrechens oder Vers, 
gehend nothwendig war, ohne: daß. jedoch der Erfolg: eins: 
getreten. iſt, vorbehaltlich beſonderer Strafbeſtimmungen 
fuͤr gewiſſe Faͤlle, auf wenigſtens ein Drittheil, hoͤchſtens 
zwey Drittheile derjenigen Strafe erkannt, welche in die⸗ 
fen Falle gegen das vollendete — ober! ze 
ben zu verhängen ſeyn warden.) 3 mährhiren 


I) 


Art. 51; Mer feiner Seits noch nicht Alleß ge⸗ b. Verſuch 
than hat, was zur Vollendung des Verbrechens TR eeen 
Vergehens nach dem: Geſetze gehort, mag zu dem Be⸗ 
griffe deſſelben ein beſtimmter Erfolg erforderlich ſeyn 
oder nicht, gegen den iſt die Strafe, nach der groͤße⸗ 
ven oder geringeren Entfernung des Verſuches von der 
Beendigung, mit Rüdficht auf die Urfache der uͤnfrey⸗ 
‚willig unterbliedenen Beendigung „  dergeftalt zuzumefs 
fen, daß fie bis zu einem Dritteile derjenigen Strafe 
fteigen kann, welche in diefem m das vollendete Ders 
brechen zu treffen hätte. 

Art. 52. Bleibt bie durch den Verſach verwirkte 
Strafe (Art. 50: 51.) unter der geſetzlich beſtimm⸗ 
ten geringſten Dauer der fuͤr das vollendete Verbrechen 
oder Vergehen geſetzten Freyheitsſtrafe, ſo kommt die 
naͤchſtfolgende mildere Strafart in Auwendung. 


Art. 53. An die Stelle der auf das vollendete 
Verbrechen geſetzten Todeöftrafe tritt, nach forgfältiger 
Erwägung aller erfchwerenden und, mildernden Umftände, 
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im Falle des Art. 50. Zuchthaus nicht unter fünfzehn, 
im: Falle des Art. 51. Arbeitshaus nicht Anter vier Jah⸗ 
ven; an die Stelle dev Ketteuſtrafe nad Art, 50. Zucht⸗ 
haus bis zu fünfzehn, nach Art. 51. Arbeits haus bis 

zu acht Jahren; an die Stelle der Dienftentlafung Arc. 
50. Herabſetzung im Amte, wo aber dieſe nicht ſtatt 
findet, dann anſtatt derſelben und im. im. ‚Saft, t. 5le 
verhältnißmäßiges Gefängniß. — 


. — 


nn Arte ba. Komme: es bey Beſtiwmung der Sirafe 

— fuͤr das vollendete Verbrechen weſentlich auf: den Betrag 

des bewirkten Schadens oder auf die Dauer der Folgen 

der Beſchaͤdigung au, und es laͤßt ſich dieſe Dauer oder 

dieſer Betrag wicht, ausmistelr,. ſo ift in jedem: Falle: 

Art: 50...51.) nur „anf, serbätipmäßige — 

ſtrafe zu erlennen. —— 

TIL, Urheber a Art 55, L Wer bie That durch — Handlung 

3. Urheber. unmittelbar vollbringt, den trifft die wolle geſetzliche 
* Strafe, des begangenen Verbrechens oder Vergehens. 


Art. 506 U Wer die von einem Andern beabſich⸗ 
tigte Veruͤbung eiger ſtrafbaren That dadurch wiſſentlich 
und vorſaͤtzlich befdrdert, daß er dem Vollbringer bey der 
Haupthandlung ſelbſt eine ſolche Huͤlfe geleiſtet hat, ohne 
welche die That unter den vorhandenen Umſtaͤnden nicht 
hätte vollfuͤhrt werden Tonnen, — gegen. d den die pie 

| geletliche Strate zu erkennen. ö | 


Art. 87. ID. Mer in dem — den NET 
zur Begehung der ftrafbaren That vorſaͤtzlich bewirkt hat: 


J ara 
a) durch Gewalt⸗ Dropung, ‚Befehl, Auftrag, Geben 


oder Verſprechen eines Lohues; hey yet 
6) duich einen mit Verfilprung, uberrebuss bber 
Zudringlichtelt verbundenen Rath; BENTIE | 


9. durch abßchtliche Erregung ober Benikung « einca 

AIrrthumes oder einer Lidenſchaſt, oder. einer Gy 

TR müchöbewegung, — * 
ver ift mit der vollen geſetzlichen Strafe zu ı helegen... 


In dem Falle a) bewirkt die ausdruͤcliche zehn 
des ertheilten Befehles oder Auftrages noch vor vollbräach⸗ 
ter That — Strafloſigkeit des Reuigen, gegen welchen 
jedoch die Stang unter beſondere Polizepaufficht 
eintritt“ EL LT re 


Art. 58. IV. Wenn * ‚oder Mehrere: zur Be⸗ 
gehung einer ſtrafbaren That ſich verabredet, und zur 
Ausführung ſich gegenſeitigen Beyſtand zugeſagt haben; 
desgleichen wenn Jemand einer ſolchen Verabredung noch 
| nachher bepgerreten  ift, fo ift jeder Theilnehmer; weicher 
vor oder bey der That auf irgend eine Weiſe dazu mits 
geroirkt bat, :oder bey deren Vollbringung gegenwärtig 

geweſen if, mit der vollen Strafe des en. zu bes 


ſtrafen. 


Art. 59. Hat bie Geſammtheit oder Mehrheit der 
Mitglieder einer Gemeinde oder Koͤrperſchaft eine ſtraf⸗ 
bare That veruͤbt, ſo ſind nur die ſchuldigen Einzelnen 
Als der ſtrafbare Theil zu behandeln, und ns Grade 
ihrer Mitwirtung zu ſtrafen. tes 


* 
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Art. 60. Die Ehegatten des Thaͤters die unter 
feiner Gewalt, Pflege oder Aufſicht ſtehenden Blutöver- 
wandten, in -abfteigender.Linie und bie, feiner Aufficht ans 
vertrauten Minderjährigen. find, wenn. auch nach der Be⸗ 
ſchaffenheit ihrer Mitwirkung ſonſt die gefetzliche Strafe 
einzutreten Hätte, nur mit der Strafe der Gehuͤlfen hb- 
heren ober geringerenGrades, nach ihrer 'größern oder 
geringeren Abhängigkeit von dem Thaͤter, zu beftrafen; 
ed ſey denn, daß ſich aus den Umſtaͤnden ergebe, daß 
nicht. ihre. Abhängigkeit. non dem Thäter der Grund 
ihres. Mitwirkend zur. ſtrafaren That geweſen. 


Ar t bi. Den Art.“67 und 58. bezeichneten Urs 
hebern iſt, in ſo fern eine andere als die di — 
| That verubt worden, | 


4: jedes nicht ausdruͤcklich ausgenommene Verbrechen 
dooder Vergehen, welches als Mittel zur Ausfuͤh— 
rung des von ihnen beabſi —— | 
war; beßgleichen 
jedes Verbrechen oder Bergehen welches als uns 
‚sermeidliche oder doch gewbhnliche, leicht voraus⸗ 
zuſehende Folge aus der von ihnen beabfichtigten 

That entſtanden ift, ‚zur: vollen ‚Strafe — 

nen. — 


Art. 62. Iſt aber MS 

9 anſtatt der beabſi — That eine andere mit je: 
ner weder ald Mittel, noch ald Folge in Verbin: 
dung ftehende. ftrafbare That, ober \ 


b) die beabfichtigte That, mit Meberfchreitung der bes 
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flimmten Graͤnzen, unter erſchwerenden, bie Strafe 
‚wefentlich erhöhenden Umftänden, verübt worden, 
fo wird gegen die Art. 57 benannten Urheber, 
fo wie gegen die Verbindeten, Art. 58., welche 
nicht bey der . u un, waren, im 
Falle 


a) auf bie ‚Strafe des Weeluches boheren Cra⸗ 
des der beabſichtigten That; im Falle 


auf die Strafe der ſtrafbaren That ſelbſt, 
“jedoch ohne Ruͤckſicht auf deren beſchwe⸗ 
rende Eigenſchaft, erkannt. 


E rt. 65. Diejenigen, welche im Falle des Ar rt, 58. 
zuerft die verbrecherifche Verbindung veranlaßt . und zu 
Stande gebracht (Anftifter), dann diejenigen, weldje das 
Unternehmen felbft geleitet Haben (Rädelsführer), find ins 
nerhalb der Gränzen der gefeglichen Strafe fchärfer zu 
beftrafen, als die gemeinen Theilnehmer. Gegen leßtere 
ift die Strafe innerhalb der Gränzen nach Beſchaffenheit | 
und Größe ihrer Mitwirkung anszumeffen, | 


Art. 64. Sit bie verabredete That ganz unterblies 
ben, jedoch nicht aus freyem Willen der Verbündeten, 
fo wird die Eingehung der Verbindung an dem Anftifter 
gleih einem Verſuche höheren Grades der verabredeten 
That, an den übrigen Theilnehmern der Verbindung gleich 
einem Verſuche geringeren Grades —— That be⸗ 
ſtraft. 


Art. 65. Sf. de. verabrebete, That zwar vollbracht 
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worden, aber ein Verbiindeter hat weder vor, noch bey 
ber That zur Vollbringung mitgewirlt, ſo ſoll derſelbe, 


ir: wenn er ber Anſtifter der Verbindung war, en 
‚einem gemeinen Urheber; 


2, wenn er ein gemeiner Theilnehmer der Verbin⸗ 
sr dung war, mit der Strafe des Verfuches höhe: 
ren Grades jener" That beftraft werden. 


| Art. 66. Hat jedoch in dem vorbemerkten Falle 
‚der Verbündete den Uebrigen feinen Zuruͤcktritt von der 
| Verbindung noch vor der ‚Ausführung der hat zu erken⸗ 


neu gegeben, fo trifft 


ke den ent die Strafe des Verfüches huberen 
Grades; 


2. den — Teilnehmer ber Verbindung die 
-Strafe ded Verſuches geringeren | Grades der vers 
00 gbredeten That. 


Art. 67. Jeder Theilnehmer an der Verbindung, 
welcher dieſelbe ſo zeitig, daß der ſtrafbaren That noch 
vorgebeugt werden konnte, der Obrigkeit angezeigt hat, 
bleibt ſtraflos. 


Daſſelbe gilt von dem gemeinen — ——— wel 
cher bey der Ausfuͤhrung nicht mitgewirkt, und vor der⸗ 
ſelben nicht nur ſeinen Austritt den Uebrigen zu erken— 
nen gegeben, ſondern auch fie von der Ausführung abs 
| Bet fih bemuͤht hat. | 


Der Anſtifter ift unter gleicher Vorausſetzung (Abſ. 2.) 
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mit der Strafe des Verfuches geringeren ind zu bes 
legen. 

Art. 68: Haben fidy mehr als zwey ——— zur 
Veruͤbung mehrerer einzeln noch unbeſtimmter ſtrafbarer 
Thaten einer gewiſſen Gattung oder Art verbunden, ſo 


werden jedem Genoſſen diejenigen, in der Berabredung be⸗ 


griffenen ſtrafbaren Thaten zur vollen Strafe zugerechnet, 
zu denen er vor oder bey deren Ausfuͤhrung mitge— 
wirkt hat, oder bey deren Ausfuͤhrung er gegenwaͤt⸗ 
tig war. Die Anſtifter und Raͤdelsfuͤhrer fi nd inners 
halb der Gränzen der beſtimmten Strafart mit ſchaͤrferer 
Strafe als die gemeinen Theilnehmer zu belegen. 


Art. 69. Sollte eine ſtrafbarere That als diejeni⸗ 


gen, welche in der Verabredung lagen, begangen worden 
ſeyn, ſo iſt die Beſtimmung des Art. 62. in ——— 
zu bringen. 


Art. 70. Iſt gar keine ſtrafbare That zur Ausflͤh⸗ | 


rung gefomimen, oder hat ein Genoffe der Bande zu Feis 
ner der ausgeführten Thaten vor oder bey der Nusfühs 
rung auf irgend eine Art mitgewirkt, fo werden die Bes 
flimmungen der Art.. 64. und 65. angewendet. 


Sm erften Falle wird die Strafe der fchwerften vers 
abredeten, im zweyten Halle die Strafe der ſchwerſten 
begangenen ſtrafbaren That zur Grundlage der zu verhäns 
genden Strafe BEURNRENE 


A tt. 71. Ber 
4 außer dem Zalle des Art. 57 * Zhater uͤber 
Art, Mittel, oder Gelegenheit zur Vollbringung 


2. Gehülfen 
a. höheren 
Grades | 


Mrastiiirg 


= hen auch wirklich erfüllt; 
moluhner dienin ſeiker vatletchen Ada” oder unter 


— va. 


—*2*— iꝙ deſſen 
Ser 


% 





ne ren —— die 
——— — bezeichnet, 
— a Ts vaeannineisef 4 

EEE auf eine andere itt A einer zu Voll⸗ 
utung Ber ihren 14 il = 






2 dr» 
2 
4. wer dem Thlter zul ae der. That. 


XRX WBeyhſtandge — In Theilnahine 


ob 


OT 56 Mur 
Der, e fang ‚auf, irgend, 


Bir? en, "Kunst 354 
» ee ——— 


5. der Staatsdiener oder dffentliche Diener, au durch 
wornerigei Amer zur Meitze Berhtadetum En — * 
on meiner‘ or Nechtsverleh 
* gew veryfl ieh dem! Thaͤter vbr über tr‘ Dir“ zen 
der Vollführung Vier er⸗ Erfllllutg 
ſeiner Amtspflicht verſprochen, ‚und digles Verſpre⸗ 


N} nl | 


feiner Aufficht ftehenden Perfekt, ibehh es opne 
1.0, Mus eige, barmder. Hbriakeite geſcheb en fonnte, -an 
der Wupführuug, der von ihnen beabehtigten That 


on ‚nicht gahindeatt nd, an dem; Erfolge-oder an den 


Vorteilen derfelben Theil genommen; 
1. et: 008 ber, That mit dem Thäter- über die ihm 
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nad) der That zu leitende Hulfe ſich verabredet, 
und die verſprochene Hälfe wirklich geleiflet ; 

6. wer gewerbömäßig die Thäter oder die Gegen⸗ 
fläude der ſtrafbaren That bey ſich aufgenommen, 
 verbeimlicht, verborgen, ober bie letztern gelanft, 
eingetauſcht, an Zahlungsftatt oder als Geſchenk 
oder zum Werhandeln, Zerfibren, Umaͤndern oder 
Unkennbarmachung übernommen bat, 


ſoll mit einer geringeren, als der auf bie vollendete That 
gefegten Strafe, uud zwar im Verhaͤltniſſe zu jener Strafe 
näd) dem Maaßſtabe belegt werben, welchen die Art. 50. 
und 53. für Die Strafe des Verſuches höheren Grades 
Im Verbältuiffe zur Strafe der vollendeten That bes 
ſtimmen. 


EEE Hr. 2. u. 8. benannten 
Huͤlfe leiſtungen fein dffentliches Gewerbe mißbraucht, ges 
gen den wird, neben der fonft verwirlten Strafe, Die Eins 
ziehung des Gewerbes verhängt, 


' Ber @. Wer b. geringeren 


1. dem Thaͤter nur unbeftinmten und beyl duftgen 
Rath ertheilt; N 


2. wer Ihm folche Mittel oder Werkzeuge verfchafft 
bat, weiche nur zu Nebenhandlungen det wirklich 
vollbrachten That oder zu Umernuehmungen mach 
ber hat dienen follen; 


5. wer dem Thaͤter vor Wollfäpeung * Tau wi: 
Beylage LXXUN. Ä 


4 
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ſentlich Aufenthalt gegeben, oder. irgend eine 


im Art. Ti, Re; 2. u. 3. nicht: benannte Hülfe 


| j oder Foͤrderung geleiſtet hat; 


wiſſentlich die Vollfuͤhrung des Derbrechund oder 
Vergehens befoͤrderte; 


b 


Te 


der Staatsdiener und dffentlihe Diener, welcher 


" ohne verabredetes Einverftändniß (Art. 71. Nr. 5.) 


durch Unterlaffung der Erfüllung feiner Amtspflicht 


der im Art. 71. Nr. 6. benannte, wenn. er. an 
dem Erfolge oder den Vortheilen der ſtrafbaren 


That feinen Antheil genommen bat; * 


wer den Thaͤter nach der That wiſſentlich bey 


ſich aufnimmt, verbirgt, der Obrigkeit verhehlt, 


oder demſelben zur Flucht verhuͤlflich iſt; 


wer die durch die ſtrafbare That erworbenen Sa⸗ 
chen in einer der Art. 71. Nr. 8. bezeichneten 


Arten, jedoch nicht gewerbsmaͤßig uͤbernimmt; 


. wer, vermoͤge ſeines Amtes oder Öffentlichen Dien⸗ 
fies, oder aus einem andern befondern Rechtsgrunde 


die Pflicht hat, begangene firafbare Thaten anzu 


zeigen, und diefe Pflicht vorſaͤtzlich unerfuͤllt laͤßt, 


fol im Verhältniffe zur Strafe der vollendeten That nad 


def Beftimmungen der Art. 51. u. 53. mit der’ Strafe 


des ne Sa m TEN werden. 


Ehegatten, — in auf⸗ und — Li⸗ 
nie, Geſchwiſter, bis zum zweyten Grade nach civilrecht⸗ 


‘ 


bh, y 
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licher Berechnung Verſchwaͤgerte, Bormihnder oder Pflee 


geältern des Schuldigen find von der Strafe frey, wenn 
ſie die in diefem Art. Nr. 6 u.-7. bezeichneten Hilfe: 
Teiftungen blos zum perfönlichen Schuße ded mit ihnen 


verheiratheten, verwandten, verfchwägerten oder unter 


ihrer Pflege ftehenden Thaͤters begangen haben. 


Art. 73. Wer durch Reden oder Handlungen unabs 
fihtlich den geſetzwidrigen Entſchluß des Thaͤters veran⸗ 


laßt; dann wer einer der im Art. 72. Nr. 5. 6.. 7. 


u. 8. bezeichneten Webertretungen aus Mangel der gehd— 
rigen Aufmerkſamkeit ſich ſchuldig macht, -wird wegen 
Sahrläffigkeit, nad) der Beichaffenheit und Schwere der 
vollbrachten That, dann nach dem größeren ober gerins 


geren Mangel an ſchuldiger Aufmerkfanfeit, bey Verbres 


chen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, oder an Geld 
bis zu 600 fl., bey Vergehen mit Gefängniß bis zu eis 
nem Monate, oder an Geld bis zu 100 fl. beſtraft. 


Art. 74. Einem aiten kommt die Einrede, er 
habe ſeinen Beyſtand vor, bey oder nach der That zu 


einer geringer ſtrafbaren That leiſten wollen, als die 


wirklich vollbrachte iſt, nur dann zu Statten, wenn er zu 
zeigen vermag, daß er von dem Thaͤter ausdruͤcklich nur 


fuͤr die geringer ſtrafbare That aufgefordert worden, und 


wenn er feine. Beyhuͤlfe = ana dieſer am 
gehalten hat. 


In folhem Falle ift feine Strafe nach dem Ver—⸗ 
hältnifje der Strafe derjenigen That auszumeffen, auf 
welche, feiner Abficht nn bie Beyhuͤlfe gerichtet war, 

5 + 


* 
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ur STE gſtli die iſtrafbare Ahatzu zu welcher die 
Beyhafe geleiſtet wurde, nicht vollendet worden, ſo ſoll 
die Strafe des Gehuͤlfen im Verhaͤltuiſſe zu der von 


dem Thaͤter ſelbſt verwirkten Strafe des Verſuches na) 
Hr. n. Le — guehenegen werden 


1ns nr ‘ 

st Yan 760, ‚Die, Straßofigfeit: des Verſuches von 
Seite des Thaͤters Fommt:. dem Gehuͤltfen nur dann zu. 
Statten, wenn die Gruͤnde der Strafloſigkeit mi in Au⸗ 
‚fehung feiner Perſon mad; Handlung: gutreffen, : 


> Abßerdem wird die Strafe des Gehulfen ad) dem 
ae Wer Vol ihn ih“ angewauttit Thatgien beſtinumt. 


Art. 77. Verforochene, aber nicht geleiftere Hülfe 
are ach den Geſetzen Her) den Verſuc⸗ "za beurtheifen. 
Straflos ift das Berfprechen iur;’ wenn der Gehülfe 
fceywillig yon, der, keiſtugs abſtand, und noch ‚vor Voll⸗ 
führung der That die Zuruͤcknahme — Verſprechend 
Dem Thaͤter deuclich — Re 


Drittes Capitet 


Bon der ‚zurehnung nr Straf 


hr © Art. 78’ A: gegen eine Merken: wegen einer ſtraf⸗ 
baren That eine’ Strafe zu erkenden, wird erfordert, daß 
diefer Perfon die begangene That zur Schuld zugerechs 
‚net, werden kann. 


„m: Insbet Nine. N ——— vor — elften 
1. Kl) Su Fahre kann eine Handlung nicht zugerechnet: werden ; 


fie ſind der häuslichen Zuchtigung ihnet Vorgefegten zu 
uͤberlaſſen/ jedoch, — der N und Auf⸗ 
ra der ne. 11370 mi J EL BES TOTER 


1? res rt 


Art. 80. Gegen. hunge. Beute, welche Pr dem 
zwölften, aber noch vor zurddgelegtem ſeche zehnten 
Jahre eine unerlaubte: Handling begangen haben, fin⸗ 
der, ſo fern nicht aus allen Umſtaͤnden hervorgeht / daß 
der Thaͤter die zut Umterſcheldung der‘ Strafbarkeit der 
Handlung erforderliche. Ausbildung tod) nicht erlangt 
habe, ‚In welchem Falle der Art. 79. in. Auwendung 
tritt, * die Zurechnung zu „gemninderfen, Fra, nach 
figenbem Unterfchiede fattz 


de bie Todesftrafe folt auf di die — * * a 
ſes bis zu 1s Jahren | 
2. "bie Ketienſtrafe auf Zuchthaue Bis zu — site 


3. die Zuchthausftrafe auf: ie Strafe des nene⸗ 
hauſes bis zu ſechs Jahren; 


4 die ambeiebeneſinoje af Gefngn bis zu einem 
‚Jahre; 


5. die Gefängnißftrafe fon verhältnißmägig. heradge: 
:feßgt ; und hoͤchſteus auf ein Drittheil der an ſich 
— — m BAHR. npas — 
werden. ©; re? 2 u Kult |10 2 2 


Nach zarhecgele zuein ati eh Abe das 


jugendliche Mer für ſich allein: feinen‘ Wfer auf Eu 


Milderung. : ya ie N hr 


| 38. 


4 


2. ‚Bey Ranı Art. 81. Denjenigen, welche eine Handlung be⸗ 
nunfhä gangen haben in einem Zuſtande, wo fie. des Gebrau⸗ 
* ches ihrer Vernunft nicht maͤchtig waren, kann dieſe 


Bi nicht zugerechnet werden. nn Br 
Dahin gehdren befonders: _ 


1. jene, welche an Raferey (Manie), allgemeinem 
oder befonderem Wahnfinne, ‚oder überhaupt an 
einer Geifteszerrättung oder Gemuͤthskrankheit Teiz 
den, burch welche der Vernunftgebrauch aufgehos 
ben wird; 


2. folde, die aus Bloͤdſinn vdllig außer Stande 
waren, die Folgen ihrer Handlungen richtig zu 
beurtheilen, oder deren Strafbarkeit einzuſehen; 


Perſonen, welche wegen Altersſchwaͤche den. Ges 


3. pe | 
brauch ihres Verftandes verloren haben; 


4 diejenigen, welche die That vollbracht haben in 
einer unverfchulderen Verwirrung der Sinne oder 
des Verſtandes, worin fie fih ihrer Handlung | 
oder deren Strafbarkeit nicht bewußt waren. 


Art. 82. Wenn aus allen Umftänden Harund unge 
zweifelt hervorgeht, daß durch die in Art. 81. genannten 
Zuftände die Vernunftehätigfeit Zwar nicht ganz ausger 
ſchloſſen, jedoch in fo hohem Grade wefentlich. geftört 
und gemindert iſt, daß aus diefem Grunde die Beding-⸗ 
ung zur Auwendung der vollen, im Gefege beftimmten 
Strafe hinwegfält, fo ift auf eine geringere, als die 


| F 39 
geſetzliche Strafe zu etkennen, und zwar im Verhaͤlt⸗ 
niffe des Grades der erwieſenen Storung der Zurechs 


nungsfaͤhigkeit nach den ee der ke 50,, 
51. und 55. | 


Art. 83. Gegen Zaubftumme,: welche, um die 
Strafbarkeit und Folgen ihrer Handlungen einzufehen,, 
genugfan unterrichtet find, - ſollen nur die im A rt. 80. 
befimmten Strafen erkannt, und „felbft diefe follen, 
wenn die-Zurechnungsfähigteit aus anderen Gründen ges 
mindert ift, nach dem im Art. 82, beftimmten Maaß⸗ 
ſtabe weiter herabgefegt werden. 


Art. 84. Wer im zurechnungsfähigen Zuftande, 
eine ftrafbare Handlung befchloffen und, um dieſelbe 
auszuführen, fih in den Zuftand einer Verwirrung der 
Sinne oder ded DVerftanded durch Trunk oder andere 
Mittel verfeßt hat, dem foll die in diefem Zuftande wirt: - 
lich verübte That, wenn es die beabfichtigte ift, für 
voll, wenn es aber eine ‚andere — in Sewindertem V 
Grade zugerechnet werden. | 


Art. 85 Mer in einem nah Art. 81. Nr. 4. 
jede Zurechnung ausfchließenden, jedoch ſchuldhaft ver⸗ 
anlaßten Zuſtande mangelnder Vernunftthaͤtigkeit eine 
ſtrafbare That begangen hat, der ſoll mit derjenige 5 
Strafe, welche dieſe That, aus Fahrlaͤſſi gkeit begangen, 5— 
nach ſich gezogen haͤtte, belegt werden, nach dem Ver⸗ 
haͤltniſſe und Grade des Verſchuldens. — 

Art. 86. Unwiſſenheit des — — — nn 


die’ Zurechnung nicht aus: ' |" | und Im. 





« 
\ 


2 

Au Ber eine am ſich etlaubte und unſtraͤf⸗ 
liche Handlung zu begehen glaubt, die aber wegen ihm 
unbekauuter Thatumſtaͤnde verbrecheriſch iſt, dem kann 
dieſelbe zut Strafe: nicht zugerechnet werden aıR 


nu 4 


‚ol Ina Iıhit 41 Ipniıd NE EICHETET Be KT 
sn AntenSße Mer eine frafbare Handlung — 
deren Strafbartkeit bush gewiſſe ihm unbe kaunte That⸗ 
verhaͤltniſſe vermehrt wird, dem iſt ſolche That nur vie 
ſo weit, zuzurechnen, als ſie wach den ihm bekannten 
Thatverhaͤltniſſen· in ſeiner Abſicht — wat. schla? 
* Bihaonnine ad gmuriare 09 Bund ı 
u; A üke, 0, Mer eine als frafbar Begeichnete,, aber 
von Ir aus Umwiffenheit oder Irrthum in Anſehung 
der Thatſachen für erlaubt und unfträfieh ‚geachtete 
m —J Dändlung miss Vernachlaͤſſigung der gehörigen! Wörficht 
"ana and möglichen Belehrung hnrernummer hat dem ſo 

dieſe Handlung, iedoch — Fahrlaͤſſigkeit 

se nr3} 0) ano od Saar RE 


nis 37a te 


4. Ben einle rt 90, Die Zuveiänung PN —— ‚die, Meys 
ae nung, dasjenige, was bie Gefeße unter Strafe verbier 
| ten, hen nach dem Gewiſſen oder nad der Religion, 
oder nach der: Beſchaffenheit des Endzweckes oder des 


Beweggrundes erlaubt, nicht ausgeſchloſſen. 
s Berman TR Handkangenlzu· welchen Jemand durch 
Grepbein, anwlderſtehllchee ROTE Gewalt oder durch Drohuns 
gen gendthiger worden]! BR mir einet gegenwaͤrtigen 
und, en ie Oefahr fuͤr Leih oder Leben, Keuſch · 


oder, higten ſelbſt oder feiner 
— nn abſteigender Linie, feiner 


a 


Geſchwiſter odend feinse) Chegätlant Pen Waten 
—* range zugiireihmen. >80 us anulquoec achiß 


wiss: hahrrdise anhand Trinnolsdnu 

Art. 92 92. Der bloge Befehtin zur Wegehungsleiner 
ſtrafbaren Handlung macht den Vollbringer nicht ſtraflos. 
Bent aber: ein Staatsbeamter oder eine öffentliche Ber 
hoͤrde innerhalb der Graͤnzen ihres Geſchaͤftskretſes in 
der geſetzlich vorgeſchtlebenen Form ihren untergebenen 
Beamten, Dienern oder untergeordneten Behdrden eine 
ſolche Handlung befohlen hat/ welchen Biss)! als Miß 
brauch oder Ueberſchreitung der Amtspflicht ſtrafbar iſt, 


ſo wird aut dere befehlende SEHEN. vetantwoftlich nicht 

der gehotchende · 3492: dn ieat ri Gi noY 
re Kine os Aduniıy ab) Hchanndk nd 
orte Durch die: am ———— 
ſtiuſchweigende oder auedruͤckliche Erlaubniß wird eine Ninn 
unter Strafe verbotene Haudlung ur in denjenigen 

Fällen firaflos, wo biefelbe, fo fern dabey Keine Gemein: 
gefährlichfeit eintritt, auf Mat ober Beſchaͤdigung | 


dee Eigembimie getichtet fe di 


“Eiwh 


— —* gu 
| J— im Faͤllen, wo ‚Ein · rechtowidriger Augriff nicht · durch 
obrigkeitliche Huͤlfe abgewender werden: Fan; At erlaubi? 


Seſundheit. ——— werben hi 
| Angriffe an die Perſon el iso n0 
25 gegen Gewaltthaten, welche IR 8. 
oder Vernichtung liegenden ober’ daweglichen ir, 
— gerichtet ſind; jun Bl u2 


42; 


‚Be gegen denjenigen, meter bey einem RD 
ertappt wird; i 


. 4. gegen denjenigen, welcher in eines Anderun Beſitz⸗ 
thum gewaltthätig einzufallen, einzubrechen, ober 
‚fonft auf unerlaubte Weife einzubringen ſucht. 


“ Hrn 05. Die’ in folder Vertheidigung ' gefchehene 
Vergewaltigung oder Tbdtung des Angreifers ift ftraflos, 
ſofern dabey die gefeglichen Gränzen — 97., 98.) 
nicht uͤberſchritten worden ſi nd. z 


Art. 96. Mer einem Yudern, der fi ch u — 
Nothwehr befindet, mit thätlicher Hülfe beyfteht, Hat. 
für fih und diefen Andern alle der re 
wie. der: Angegriffene ſelbſt. 


| Art. 9% Die gewaltfame Privatverheidigung iſt 
nicht ſtraflos, wenn Zeit und Gelegenheit zu andern, 
dem Angegriffenen nicht unbekannten Mitteln vorhanden 
waren, durch welche derfelbe, ohne alle andere Gefahr, " 
fi) dem Angriffe zu entziehen, das bedrohte Gut in 
- Sicherheit zu bringen, oder MR: die Abficht. des — 
fers zu vereiteln vermochte. 


Art. 98. Bey vorhandener EEE einer 
gewaltfamen Privatvertheidigung darf diefe nicht weiter 
ausgeäbt, und Fein gefährlicheres Vertheidigungsmittel 
gebraucht werden, ald unter den vorhandenen Umftänden. 
zur Abwendung der Gefahr nothwendig iſt. 


Art. 9. Wenn im Falle: aberſchrittener Granzen 
der Nothwehr aus den Umſtaͤnden mit Wahrſcheinlichkeit 


43 


ſich ergibt, daß. der Augegriffene aus Ueberrafchung, _ 
übermäßiger Furcht oder in geftdrternBefonnenheit das 
Maaß erlaubter Vertheidigung --überfchritten habe, ſo 
kann ihm dieſes nicht zugerechnet werben. 


Art. 100, Selbſt eine ſchuldhafte Ueberfchreitung 
der Gränzen rechtmäßiger Nothwehr fol weder ald Ver⸗ 
brechen noch als vorſaͤtzliches Vergehen beftraft werden, wenn. .. '-. 
nicht aus allen Umftänden mit Gewißheit hervorgeht, daß 
jene Gränzen aus böfem Vorſatze uͤberſchritten wurde, 


Art. 101. Wer in der Nothwehr einen Andern 
verwundet oder getbdtet hat,  ift ſchuldig, den "Vorfall 
der: nächften Obrigkeit fchleunigft anzuzeigen. Hat er , 
dieſes unterlaffen oder gar den Vorfall zu verheimlichen 
geſucht, fo ift er, wenn gleich nachher. der gefährliche 
Angriff des Andern erwiefen oder wahrfcheinlich gemacht, 
wird, dennoch mit Gefängniß, im Falle einer Tödtung 
bis zu zwey Monaten, im Falle einer Verwundung aber 
bis zu einem Monat zu beftrafen. : > - 


Art. 102: : Die Todtung oder Verletzung des rechts⸗ 
widrigen Angreifers, welche erſt nach geendigtem Ans > 
griffe, und nachdem die Gefahr votuͤber geweſen, geſche⸗ 
hen, iſt HEINE: e; | F 


44*7* 


Gefahr fuͤr ſein eigenes oder eineb; andern Menſchen 
Leben abzuwenden, der iſt ſtraflos. | - 


44 


u Hat De; her den Zuſtand der Nothwehr abfichts 
licho herheyge fuͤrt, nud smter.; dieſem Vorwande eine 
Mechtsverletzung begangen, oder hat er die rechtmäßigen 
Gränzen uͤberſchritten, fo iſt er der — Strafe 
untermorfen. — dog 


1. Bryan rt 1 Wenn ne ttaſdare: That gegen die 
Enarbeanı vlſchutbigte Pafe rechtlich erwieſen, der Thatbeſtand 
wi aber wegen HNichtbeobachtung einer von dem Geſetze vor⸗ 
geſchriebenen weſentlichen Foͤrmlichkeit des Verfahrens 
wangelhaft iſt, dann ſoll, ‚fo fern die geſetzlichen Be⸗ 
dingungen. yh einem ‚Strafartheile überhaupt noch vor« 
handen Fup,. „eine, ‚geringere. Strafe als die gefegliche 
in Anwendung gebracht werden, und zıwar im Berhälts 
niſſe der Wichtigkeit der geſetzlich erforderlichen, in dem 
beſonderen Galle nicht beobachteten Foͤrmlichkeit mach den 
Beſtimmungen der Art. 60., 51. und 53. 


VBViertes Capitel. 
Von Zumeſſung der Strafe. 


1. — Art. 105. Die Strafe muß mit Ruͤckſicht auf die 
Beſchaffenheit der That und auf die Eigenfchaft des 
Thäterd genau nach den Beftimmungen des Gefeges, 
weder fireuger noch gelinder, zugemeffen werden. 


a rt. 106, Bey Zumeſſung der Strafe ſelbſt iſt: 
8. jede nach ihren hochſten und niedrigſten Maaße 
feſtgeſetzte Strafe innerhalb dieſer Graͤnzen nad) 


in 
— allerꝰ⸗ unſtãnde und‘ na * im 


u A 


I19uA th rl 


—* zu Kragen r gen 
Ira) ir aan th 1%) 
2. Den Gerichten ift dabey a Dawn das 
Geſetz nicht ausdrücklich Schaͤrfung, angeordnet ne 
bat, die bey den einzelnen, — ‚auldfe ann 
— — der he eintreten u, lien 
„ oder nit. — “item * 


nn n3*0 1): 


1 


3 Die OT fiib Berechtiget, bie zugleich mir der 
Hauptſttafe angedrohten fchärfeuden au e e „Dee: 
„gen ildernder Umftände nachznlafjeh, ana nn: J 

4a. Bde an roch oder mehtete Straf gättuhgeh 
dergeftalt feftgefeßt, daß die eine ber Hten ein⸗ 
treten ſoll, da hat das Gericht auf Die für den 
vorliegenden Fall angemeflene zu erkennen, 


5. Die Strafgattung. und das Steafiinaß, fo wie 
beyde im Geſetze beſtimmt ſi du —— * 
dert werden. | 
JO aa —R 
| Are. 107. Die Gerihre Enden. Sep» Mluantefinng 
der Strafe innerhalb des hoͤchſten und niedrigſten geſett⸗ 
lichen Strafmaaßes jederzeit Ruͤckſicht zu nehmen: 


1. ob mehrere oder weniger Rechte im ging; Perfon, 
oder in mehreren zugleich , oder in einer unbes 
flimmten Menge von Perſonen verletzt "oder ges 
fährdet. worden find; aD Siyrjaniirt 


B 


4 


5 


gi 


+ 


10. 


ob die That nad) den Verhaͤltniſſen der Zeit und 
des Orts, oder nach der Beſchaffenheit des Ge⸗ 
genſtandes gefaͤhrlicher oder minder gefaͤhrlich 
war; | : 


ob die verurfachte Verletzung einen hoͤheren oder 
geringeren Grad erreicht hat; 


ob der Thaͤter groͤßere oder kleinere Hinderniſſe 
zu uͤberwinden gehabt; 


ob er mit mehr oder weniger aa oder 
gift gehandelt ee N 


ob die äußere Deranlaffung zur That für den 
Thäter größer oder -Eleiner, mehr oder weniger 
dringend gewefen ift; 


ob mehrere oder weniger auf das beftandene Wer: 
hältniß des Ihäters fich beziehende Gründe vor: 
handen waren, durch welche er fih von der That 
hätte abhalten laſſen ſollen; 


. ob er bey der That mehr oder weniger bösartigen 


Antrieb bewiefen; 


. 0b ex fhon vorher wegen geſetzwidriger Handlun⸗ 


gen Strafe erlitten hat, oder in Unterfuchung ge: 
weſen; oder fonft 


durch fortgeſetzte Uebung boͤſer Handlungen, durch 


Angewoͤhnung, ſchlechte Lebensart und dergleichen 


verwildert und zu ſtrafbaren Thaten aufgelegt iſt. 


47. 
Art. 108: :- Die — mindert fh vorzuůͤg⸗ I. Befondes 
lich: ———— 
| 1. wenn vet Thäter wegen Mangels an Unterricht, 
wegen gänzlich vernachläffigter Eziehung, oder 
aus natürlicher Schwäche des Verſtandes, oder 
wegen religidſen Irrwahns den vollen Umfang 


der Gefaͤhrlichkeit und Strafwaͤrdigkeit ſeiner 
Handlung nicht eingeſehen bat; 


2. wenn er durch Ueberredung, Furcht, Verſprechun⸗ 
gen, Befehl oder Drohung, in fo fern hiedurch 
nicht alle Strafe ausgefchloffen wird, zu der en 


baren That verleitet worden ift; 


* 


3, wenn druͤckende Armuth oder andere Noth zu der 
ſtrafbaren That veranlaßt hat; 


4. wenn eine ungeſuchte, unerwartet aufgeſtoßene 
Gelegenheit feine Begierde gereizt und ihn zur 
Ausführung fortgeriffen hat; 


* wenn er in einer zufaͤllig ——— großen 

Gemuͤthsbewegung gehandelt hat, — in ſo fern 

nicht darauf in dem Geſetze ſelbſt bey der — 
beſtimmung Ruͤckſicht genommen iſt; 


6. wenn aus feinem vorigen Lebenswandel, oder aus 
feinem Benehmen bey oder nach der That auf 
einen noch geringen Grad von Verdorbenheit ges 
ſchloſſen werden kann. 


Art.:109. Aus der im — Art.Nr. 6. 
beſtimmten Urfache wird die Strafe auch gemindert: 


3. wenn der Thäter Gelegenheit hatte, kan abe 


: Beren Schaden zu fliften, und —. nicht zufälliger 


Urfachen wegen, fondern aus eigenem freyen Ans 


triebe, — auf einen geringeren ſich befchränfte; 


2. 


= 


wenn er feine Mitthäter von Verurſachung grd« 


Seren Schadens abgehalten bat, 


. wenn er bie Folgen der firafbaren That zu vers 


binden, oder 


ben fchon verurfachten Schaden zu vergiten aus 
freyem Antriebe bemuͤht wart/ · 


wenn er ſich ſelbſt dem Gerichte angegeben; 


wenn er, ohne woch uͤberfuͤhrt zu ſeyn, feine Char 
umftändlich und wahr bekannt; 


wenn er unbekannte Verbrecher entdeckt, ober aus 
eigenem Antriebe zu deren Ergreifung Mittel uud 
 Gelegenpeit gegeben bat. 


Art. 110. Wenn wegen Menge und 7 
zufammentreffender mildernder Umftände die gefegliche 
Etrafe in zu ungleiche Verhältniffe mit der eigenthuͤm⸗ 
lichen Strafbarkeit des befonderen Falles zu ftehen ſcheint, 
fo iſt an des Königs Majeftät, wegen allenfallfiger Mils 
derung aus allerhöchfter Gnade, Bericht zu erftatten. 


Art. 111. Langwierige Haft mindert die nach dem 
Geſetze verwirkte Strafe nicht. Nur wenn die Haft 
ohne alles Verſchulden des Augeklagten zur Ungebuͤhr 


u 
dolangeid wutder iRsbem fee "Rn ten 
Srenheltäftrafee DienganzaDctens derrrunderſchuſbet er- 
littenen Ren am der nuerhannten Strafzeit abzutechnen. 

ie * tbraber weder od ie nach dim Ges 
e ———— 


Su Ar IE i2. STERNE PSP green ſtraf⸗ IL „Beten 
harer Handlungen· berſelben⸗ Ver See, Dungegrüns 
ſchuldig/ ſo iſt er. nach — en Zuſam⸗ 


renfluß und 
a aa var el geſetzt u⸗ bei vafen die * —— 
—— Bye“ Er⸗ 


— * rn Be 
NIS Pi ran LE 102 

ad RR era re — * * 
eutweder · mutt⸗alsfortſchreitende Asſs fhrung eines und 
deſſelben verbrecheriſchen Eutſchluſſes / anzuſehen dder in 
ie das nämliche dauernde, Verhaͤltniß begans 
Bin se — Belt — nd Suen einer 
Jar ill betrachten, fo ehe alle zuſammen 
et —— —— vober Vergepen, und 
ztihr, ei‘ 7— a bie ehneluen Handlunden von verſchiedenem 
Sri Sttafbarteit ſi ind, nach der Eigenſchaft der 
jat beftraft,, wobey iedoch die Fortſetzung 
Beton derke Eofchiwerungsgrund zu betrachten, iſt. 


Are Beſtnnneg dei ———— 
aueh, ‚112,. A * n. 1, Ai a % — dallen an⸗ 
amdenden; 00253 Kali: 
se ——— nach sh Sefshbereh vain 


niſſen ſeiner Perſon oder That durch eine und dies 
Beyl. LXXIII, Bi | | 
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— —— nn — 


vo. 


ori, Felbe Handlung mehrere — dbentieter 
hat; Ini: 459 iur. & ibn J Hr Ir 425 


en we mehrerer —— ud 
2 Pimp nee diefelbe ‚Handlung. Heben, Aufn 
nagl Thaten in ſich vereinigt, 


* wenn durch eine: That; nach “ehren Zwecke und 

DaB, nach dein dabey gebrauchten Mitten; zwey "056 
Furl Fr is emo Befonens benaunte Vetbrechen Toder Ver⸗ 
—* ohehen Bub" begangen worden⸗ fies ih 


2 A BT 2 
* gi n Ist. 0: N 3 8 


2. Rüuͤckfal. Art. 114. Ber, wegen. einen ſtrafgeſetzwidrigen 
Handlung ſchon geſtraft worden iſt, und ſich nachher 
derſelben ſtrafbaren Handlung ſchuldig⸗ macht, gegen den 
folf; dieſer Ruͤckfall bes‘ Zumeffung'der Strafe als — 
Bw Erſchwerungsgrund beruͤckſichtiget werden. Bel . 


bilmtan 87.4 
Dieſe Strafe üf, ‚defto mehr zu ‚erhöhen, per, an 
—* je dfter ber Rucktall wiederhoit je; eürzer- der 
eitraum zwiſchen der vorigen Beſtrafung und dem Ruͤck⸗ 


Me und je aidber die vorher —— Enaſe seele 


= —— mit — Strafe — 


andere ul Ar t. 116. Was außerdem hoch "ih einzelnen Faf 
onder r⸗ 


—— als beſonderer Erſchwerungsgrund anzuſehen ſey?ift 
— bey. den — — Handlungen Oh be: 


114124 


ſtimmt. 3 ns 2 ur TEIEFR Y 33 + MB. 
} ın<7I me 


WEHT VI; OR ON sarnkuind Dr .;® 
| 


— 
fr 


ar LS 34, 


ride Asp, Sean 
n ft. 8. pie. 


ah 33) 


"Ron rrsfäung d b eis — 


— — — Beh nen ſttafbarent: That, zu 
deren Bollenbing. daß. Ser“ eihen Beftikinieeh Erfolg 
nicht. Hikeg bie y ka hinreſchende Hand⸗ 


Terre 


irgend eine Art ES: — A ie Hosfah tine i an⸗ 
dere Handlung sgenz wirkungslos gemacht, oder ſonſt 
auf ſunzweydeutige Weiſenan⸗ den Tag gelegt bat, daß 
er die ſtrafgeſetzwidrige Abſicht ganz aufgegeben habe, 
dertſoltn wenn audi ſeinet Haudlung Nod) ‚Kein. Schaden 
entftanbeniift) vorbehaltlich deſſen was oͤber den. Hoch⸗ 


verrath ji Art: 120. verordnet iſt, von ber Ötrafe — 
ſeyn DE nonielı I SH dor Br ee Jr: 


aan gRmueayd 33 le 

Begeinmärtige  Befkimmung ander ech auf bea 
Meineid feitid Anwendutig. 

M ꝛis hrus th ertadIanT iQ, 1 
9 Art. ‚118, Bey, firafgaren Thaten per. Voll⸗ 
endung, Geſetz ‚einen „beftinumten. ‚Erfolg „erfordert , 
hebt, der Erſatz des verutſachten Shader we hen, der 
Thoaͤtet fispwilig, auß „igeneht Untsiebe, „und, ehe er 
bey einer Obrigkeit auf gend eine Art m Rede "geftelt 
worden geleiſtet hat) bie" Strafbarkeit· n — Bor 
Geſetze aus druͤcklich beſtimmten Faͤllen ale 
4 v 


Dig 


—111 
3144 „33: st, 
13943 ash 
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Art. 119. Handlungen, worauf Todes⸗, Ketten: 
oder Zuchthausftrafe geſetzt ift, haben im Falle der 
Straflofigkeit! wegen ihatiger Reue (Art. 17. 118.) die 
Sretung au, 36, ie huhpeutietn. Apfe er 
Geſetzes zur Ron Aa | 


Di Ef 139, Su allen Faͤllen 9; Unterfuchung, und 
ut: in "PAR ah: Berl — —— — * 
„oder ‚deiner, gefpülich.. —— Bettreter, (ta tt fine 

ef. If Die, ‚Strafbarkeit er er! ofen. $ fo, oft diefe ‚Birfonen 

* Werlangen. ‚oder, fol bs Nnzeige "entweder. iu der 


ealichen „Zeit, ‚nicht, vᷣ ‚Horb fingen garı et. 124. —* ‚und 
B) oder hg, zu ———— itlaͤten. — Be 


II. Durharc} gpgta LEBATDIE Voͤllſtreckung — rechtskraftigen 
etheils are Thaͤtser tilgt deffen Sträfbarkeits Wie ferne 
gegen ihn⸗ wegen derſelben That nächher noch weitere 
Beſtrafung? ſtattefinden koͤnue, iſt im Geſetzbuche hlßer 
das gerichtliche Verfahren in ‚Stwaffacpen —— 
ED TIER n Nugreng CE 
IV. Dur rt. 122. Der Tod des Schufdigen er deſſen 


den Tod. 
en Co Strafe an: ‚nocbealttic einer zuerfannten 
Geldſttafeno.i IE 23 iu fi: tt! F “N est nn 2) 


PP a + 
44 EEE Frege 


Y. Dur „Art. 123. Die ‚Strafbarkeit erlifcht ee bie er 
— jähru rund," Ad bie ® im folzenben Her. 134.! feſtgeſetzten 
Zeltr aume vetftoſſen find‘, und ber Thaͤte, waͤhrend ihres 
Nufes fi keiner neuen in dieſem Geſetzbuche mbar L, 

‚rar. frafbir — Handlans — geknacht Bat. 


4242 


— ——— — oem, som. Yugenblide 


1* 


der erſtandenen Straͤfe blo zur Begehung ser, neuen 


53 


ſtrafbaren That dies fir bie: beſtrafte: That beſtimmte 
Verjaͤhrungs zeit abgelaufen iſt; den Fall ausgenommen; 
wenn „für, ‚ben, — EN: eine eigene Strafe 


angeordnet ik. — | 
Art. 128. RO Ar “an? 


1. 


427 ya tr ya 
“ -uo 6 


bey den mit ZXodes s oder met belegten 


an Avanztg Jahre t wen nr, 


2 


5. 


achn. Jahre; 


bep Verbrechen, melde, die "Strafe bes Zuchkhaie 
ſes zur Folge haben, dann bey Dienftoerbreden 


Pa 
Pa —— a 
“4 Hr ‚si 7} 


bey anderen Verbrechen, dann * Diane 


hen fünf. Jahrz — 


475 


‚bey den Verbrechen‘, —** nur — — 
des Berheiligten: zur . ee 
kdnnen, wen: Iabeez =: EG ara Nnoe 


. bey ben Vergehen, auf welche wenigfteng‘ eins 


monatliches Gefängniß oder Geldſtrafe von 100 fl. 
geſetzt iſt, zwey Jahre; 


bey gleichen Vergehen, wenn deren Unterſuchung 
nur auf Verlangen der Betheiligten ſtatt findet, 
dann bey Vergehen, welche eine geringere Strafe, 
als die Nr. 5. bezeichnete zur Folge haben, ſechs 
Monate. 


Art. 125. Die Verjaͤhrung läuft, wenn Feine einen 


neuen 


Anfang derfelben nothwendig machende Unterbres 
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chung gefchehen, vom Augenblicke der begangenen That 
bis zum Anfange des: legten: a. des N, — 
ten: Zeitraumes. 


Sie wird unterbrochen von dem aieitimr— an, wo 
der Thaͤter vom zuſtaͤndigen Gerichte wegen der vorge— 
fallenen ſtrafbaren That beſtimmt zur Rede geſtellt wor⸗ 
ben iſt. 


Die Unterbrechung, ift — — — — Berjäße 
sung wird als. ununterbrochen fortgelaufen betrachtet, 
wenn nad) der beſtimmten Zuredeſtellung der Thaͤter als 
nicht ſchuldig erkannt‘, md" von der Strafe freygefpros 
chen, oder die gegen ihn —— gewweſent Unterfugung 
definitiv aufgehoben worden iſt. 


— 


In allen anderen Faͤllen, es mag die Unterſuchung 
nicht fortgeſetzt, oder die Entſcheidung unterlaſſen, ode 
ein Urtheil zwar erlaſſen, der Thaͤter aber nicht verurtheilt 
worden ſeyn, muß die Verjährung nach ihrer Unterbrech⸗ 
ung, vom Zeitpunfte der legten gerichtlichen Handlung 
an, von Neuem angefangen werben. 


Bwenter rare 
Veſondere Behinmungen 
ee 
‚bie ch 9 Arten ‚von Na. und Vergehen, 


er ae 


“ 


- ,z; Var 1 s a 
ergeht: Seren Gaipit tel. 


— dem Hoch⸗ und  Stantfperrathe, Daun 
nn in „von, anderen ER gegen die 
| Sicherheit un. ‚Unabbi ‚ngigeit, 
des Slaais. 


are 33 r „nor 
* er I; 
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Art. 196... Ein site. — Fe L. ‚soden 


4." einen&näriff auf die geheitigte Perſou des Königs, 
oder auf die Perſon bes Reſchsverweſers um den 
Heinen oder den andern zu tabten„igefängen zu 
uehmen, ‚oder in Feindesgewalt zu liefern, gethan, 
yon Oder, um eine der vorgenannten Miſſethaten zu 
veruͤben, einen Aufruhr erregt, odernn eine Vers 
ſchwoͤrung im Jyuernoder eine Verbindung mit 
Auswaͤrtigen eingegangen hat; 
FIR EZ nr, IN andy ren Ki) 
2, um bie beſtehende Etaatserfaſſuug durch gewalt⸗ 
ſame Mittel, zu aͤndern oder. Am den rechtmaͤßi⸗ 
gen Kegenten von der Kegierung zu entfernen, 
5.2, oder um die regierende Familie Zr: verdraͤngen, 
1... pder um die verfaſſungs maͤßige Orduung ner Throns 


ze 


7 Aue 
al, 


K auf 5 immer fr: — Weiſe * ehren Kriege 
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folge zu verändern, fich in eine Verſchwoͤrung 
eingelaffen, Aufruhr geſtiftet, oder auf ein Mits 
glied ber oniiglichein Samilie einen — An⸗ 
griff gethan Hat 2 


Bi 
— 2 


. um das Königreich. einem — Staate einzus 


nerleiben, oder ‚zu. unterwerfen, oder um uf 


— irgend” eine Meife einen Theil des Staates vom 


Ganzen loszureiffen, oder um die hierauf gerichs 
teten Plang zu: begänftigen, in eine Verſchwoͤrung 
Am Innern oder in ein Einverftändniß mit Aus⸗ 


ö waͤrtigen ſich eingelaffen, oder eitien Aufruhr‘ etz 
regt, oder an ſolchen olrratheriſchen Verbindungen 


Antheil genommen bat; u — 


* 


. einen fremden Staat” zu eh Krieg wider daS 


Konigreich aufgefdrdert, oder dieſem? aͤbſichtlich zu 
„nem, Kriege Veranlaſſung, MERAN: ee. — 
genheit gegeben hatz 


du ft einem: Kriege Städte, Geftungen } — oder 
andere Vertheidigungspoſten "dein Feinde treulos 
—*2* ‚ober:beren Uebergabe oder Wegnahme 

dabſuhunh bewiett. oder ſich daruͤber mit dem 


ro Belnde-kr ein Einverſtaͤndniß eingelaffen bat; 


sr nee 


6 ve ee Konufe zu dem Feinde 


 übeigegangem tft; und die Waffen wider ſein Bas 
„ terländ oder beffen BWerbändee getragen bat; 


den Feind. abſichtlich und freywillig mie Rath und 
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That unterſtutzt, Vern Feiude ar St gebient, 
demſelben Operationsplane ober Felt * mibs 

; „gerbeilt, , Magazine, verrathen, ihn durch Ueber⸗ 
ſendung von Mannfchaft, Waffen, . Zufuhr, oder, 

„ Munition. „untsrflüßt, , Spldaten „öl. Aufitand, 
Deſertion, ueberlaufen oder. anderer. ‚Untreue. vej⸗ 

fuͤhrt, feindliche Spione zur "Vefbrderung ı ihrer 

nö bficht aufgenommen ‚oder werborgen, oder Zu fols 
en Handlungen; ſich in ein Einverſtaͤndniß mit 
dem Feinde eingelaſſen hat, — der ſoll als — 
— mit dem Tode MEAN: rn 


- 12 A F * IL —* 9 nennt 
.„»% 


4 rt. 127. EEE in Borbanben „ı fobald 
zwey oder mehrere Perfonen eine hochverrätherifche Hands 
Jung verabredet, ober Lach zu mn mit Anander ver⸗ 
nn nr | r, 2ꝛ⁊600 418 6 ENG 

EEE ET, 

Ast; 128. Mer zu Aner —— — 
* aufgefordert hat, ſoll, wenn dieſe Auffotderung 
das Verbrechen zur Folge hatte; als Urheber außerdem 
„aber nach Art. 50., wenn jedoch id Aufforderung nur 
an: eine. einzelne Perſon geſchehen Ainach Art. 81. bes 
— werden. ee j 
F ET LBBBFETTITRE N DET) Die I. “158 PR 20 11 

get, 129. Wer son einer hochverrätherifchen Ver⸗ 
„Bindung oder von einem hochverraͤtheriſchen Plane Wiſ⸗ 
„Fenfchaft hat, und davon der Obrigkeit innerhalb vier 
“und zwanzig Stunden nad), ‚extangter.. Wiſſenſchaft die 
Anzeige nicht macht, fell mit Gefängniß, nicht unter 
drey Monate; — wenn aber die Verbindung oder der Plan 


8 
zut Aunfäprune MERBIERR, inggehelretans bis zu 
ſechs Jahren. beſtraft, Ve. 


ad Dieſe Strafen’ fi ind‘ ann wenn auch derje⸗ 
nige, welcher von der Verbindung ‘oder den Planen Wif- 
enfchaft hatte, diefe mißbilligt oder fich ihnen widerfeßt, 
‚dir die urheber davon adzu beligen gefucht hat. 


7 


u Di Ebegatte des Hochberraãthers deſen Blutsver⸗ 
ande in auf⸗ und abſteigender: Knie, Geſchwiſter oder 
-in- gleichem Grade Verſchwaͤgerte, ſind wegen der Vers 
ſchweigung zwar mit ‚der Strafe zu verſchonen, — jedoch 
koͤnnen fie unter die u Beige icht . 
querben. αα. or 1% 
SIrEEE ihn Wr 3 DICH > di 1305 vr 
F Art, 130, Be, in; eine Hochnerrätherifce Berbin- 
dung verwidelt, vor deren wirklichem Ausbruche, ui 
ehe die Staatögewalt auf, anderem Mege Nachricht er= 
halten hat’; ſich and; feine: Mitfchuldigen: der Obrigkeit 
anzeigt/ iſt, wenn. er: ei gemeiner Theilnehmer war, 
morbehaltlich der befonderen Polizeyaufſicht, ſtraffrey; 
wenn er aber. zu den Haͤuptern oder Anwerbern gehoͤrt, 
mit ‚Arbeitähaus.wicht unter vier Jahren zu beſtrafen. 


m. gras Yrt. 151. Ein Unterthan, welcher ohne hochver⸗ 
sahen Abſficht oder Verbindung: get are 


1. ein ihm aufgetragenes Staatsgeſchaͤft mit einem 
Br auswaͤrtigen Staate abſichtlich zam Nachteile 
des Said gefuͤhrt; | 


a 2. irgend eine Handlung vorgenommen — * 


*9 


Abſicht, die — — zu venien. oder 
ungewiß zu machenz⸗ ser, 2a rar 5 


3.1 Urkunden oder ändere Vewelzmũtel oh Rechten 
oder Anſpruͤchen des "Staates ünietö oder 
verſaͤlicht hat ee 

rs Depefchen, Urkunden oder Seheimäife des Staa⸗ 
tes, die auf deſſen Verfaſſung, ‚Rechte oder An⸗ 
deige ſi ch — ——— oder verraten 
‚bat, | 4 ET ll. 

. ber foll als Erontsverrätie mit Zucepausfafe. * zu 

fnfzehn Sabre belegt werden, 


A 


Art. 132. Be ohne bo aber Posted Andere | 


Unabbhängigs 
Urkunden oder Geheimniffen. des Stahteß!; deren feied. Gans 


| Bekanntmachung bie Verfaſſung oder Rechtb⸗/ —* 

Anſpruͤche⸗ aͤußeren Verhaͤltniſſe oder die Sicher⸗ 

heit bed Staates gefährdet‘ oder gefährden — 

Kenntniß zu erlaugen, der ° © 

2. dergleichen ihm bekannt gewordenen — 
Urkunden oder Geheimniſſe durch Mittheilung 
‚Fund ‚werben läßt... 

fol er Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten geftzaft wer⸗ 

den, vorbehaltlich der durch die Art dieſer Mittel oder 

durch Verletzung der Amtsverſchwiegenheit —8 

höheren Beftrafung. 


Abfiht: it = 5, Handlungen | 
gegen die Sis 
1. unerlaubter irre fi 6 bedient ‚ von Depefen, dherheir oder 


Br 


= . i * ii“ 


Art. 133. Derjenige, welcher — 
1. fuͤr einen wirklichen. oder ——— Rate 


7 | | 

Vu wanfpruch gegen? Staat za Regenten oder Mitunters 
thanen eine fremde Macht zzu einer für die Unab⸗ 
haͤngigkeit oder, Selbſtſtaͤndigkeit des Staates ge⸗ 
faͤhrlichen Einmiſchung ‚auffordert, nn 


2, ben mit anderen Mächten beftehenden Werträgen 
REIT Salle‘ Gefaͤhrdung der Sicherheit oder Selbſtſtaͤndig⸗ 
up it des Staates abſichtlich zuwiderhandelt ; 


fon mit tibetsgaub bls zu (che Zahren beftraft werben. 


’ 


8 


| "re 138. Wer — mandlich, ober in ei- 
ner Schrift oder bildlichen Darſtellung die Haͤupter frem⸗ 
der;Staaten :heleidiget, verſpottet oder ſchmaͤht, wird mit 
Sdemonß unter fechs Monaten — 


+ 


Art. 135. Sefängniß. non, deep Monaten, bis zu 


= Be Jahre trifft denjenigen, welcher. thaͤtuich, mündlich 


oder, in einer Schrift. oder bildlichen Darftelung die bey 
dem Koͤnige accredidirten Geſandten oder mit dffentlichem 
Character beBleideten Bevollmächtigten fremder Staaten 
in dieſer ihrer Saerwas A weiſnictet. oder 
ſchmaͤht, Vν EUER wet 


In dem Salle bes — wie des vorherge⸗ 
henden Artikels findet die ſtrafgerichtliche Einſchreitung 
nur ih eine von dem — ne Beſcwerre 


Art. 136. Gegen diejenigen, welche fih der Ber. 
pflichtung zum MWaffendienfte entziehen, fo wie gegen Dies 
jenigen, welche Staatsunterthanen hiezu verleiten „Uoder 


f 


6A, 
hierin: — wird nach denarvdar Pe —7 


uͤber verfahren. „gar, 


nt 1ar- Wer im iner Schrift, Rede „oder ‚Lehre 
—— falſche, zur Beunruhiguitg ber. Siagtte inwohe 
ner, zur Stdrung des oͤffentlichen Vertrauens oder zur 
‚Erregung yon Gehaͤſſigkelten, geeignete. Nachrichten oder 
Gerüchte über angeblich hepenfkchrupe, Regieningämaaßres 
geln ausſtreut, verfaͤllt in — — Ta⸗ 
— bis zu Bew! ‚Monaten; 1b edited ni 


rn Bern 3 Hr Bein  yonfyire,! 


dir, 138... er. sur Si der Gelche und 
— bes Staates unter dem. Vorwande der Re⸗ 
ligion auffordert ; "wer fůr "angebliche Rreligiontfäge, mit 
deren Ausübung die bürgerliche Hrönung nicht beſtehen 
kann, :AnhingeisspaWerbem ſucht, ſoll mist Gefängniß nicht 
unter ſechs Monate, und uͤberdieß, wenn er ein Staats⸗ 
beamter oder ———— Diener iſt, —— — 
veſttaft werden. Ba “a.” 


d if aldi 328 11239 ij’ ersylon 


3 is aus — 


TE TER 0 


213: 15) — LEITER: nich, mad 
Bon, Beleidigung BerMaiekät, —8B 
erben, des Reichsverweſers und: 


der Tonigk ‚Bomihie 


Ipsil.,t 999 dns eK Frl 
Art. ——— an Aeaehelligte Verſon des I Bereidt 
Konigs beleidigend Hand. anlegt, oder biefelbe mit einer für Woaſe— 
perfönlichen Mißhandlung bedroht; wer gegen deſſen Pers 
ſon elbſt, odoieich ohne hochverrätherifche Abfiht,... 


LEITET 


II. Beruns ir 
glimpfung 


dB, 
Zah Se erregt Harz foll mit! dem Zede beſteaft 


werden. “ul 


J 146. I.) Mit Atbeitshaus bis au ſechs Jah⸗ 
ven wird vbeſtraft: e nubid. rn 7 se m 


447 1 Wihun 29 Qguue 2 78 

are Gegenwart des’ Könige, dder in ser: * 
chen Verſammlunge oder an einem oͤffentli⸗ 
GE Orte in Gegenwartumehrerer Perfonen; oder 
in Öffentlichen Schriften:'sder bildlichen Darſtel⸗ 
„lungen, pder in „srgend ‚€ einer Art und Form fi ſiun⸗ 
„iger, Darftellungen und Mittheilungen an das 
‚Yublifum ‚pie Berfon de At BEIN, ver⸗ 
ſvottet oder ſchmãht | 


X ai wer ſolche Schri iften — RER iffents 

| Lich: sufeeiht, pder vorſaͤtzlich — ui 
lin hast Era | 1 17 

3 * 9 Namen des Königs zu Ane utung einer 


geſetzwidrigen Handlung mißbraucht. 


Art 


Far 


rt. 141. DI.. ‚Wer Außer diefen, Vo orausfegungen 
dem Könige in Anfehung feiner geheiligten Derfon Vers 
adjtühg- begelgt,'ift zum Gefängmiß — Mar Mo: 
naten zw verurthelleiten ac... 29% 

Art. 102 Wer adden die PRO desüadnigs 
ſich einer; der vorgenannten Handlungen (Ant: 130. bis 


aqu) ſchuldig macht, wird: als Beleidiger den en 


ee are 17 5 117 — 
Are. 1a. Wer Hnigt "pi "oder" Andere Bil, 


* 


heit) der kdnigl. Wuͤrde dffentllch Bere ft ip, — 
Gefaͤnugniß bis zu dreh Moͤnaten ‚geftrhft werden. Fingt: ne 88 


fr 77 
Art. 144. Mer fih an der Perſon des Throners IIT. Bereidis 


ben soder“ feiner Gemahlin einer Veleidigung ſchuldig macht, * 4* 
ſoll im Falle des Axtt⸗ 189.mmit Zuchthaus bis zu fünfe ai. u 
zehn Jahren, im⸗ Falle Des: Ar 2:20.21 mit · Arbeits haus er 
bis zu vier Jahren, tim Falle des Uneiadn: mit Go⸗ 

fing uß: bis. zu ſechs Monateni heſtraͤft werden.a vonınd 
red 120 424 1201 —lrnrele md 


Art. 135. Belbejdigungen, welche an einem Reichäarv. Beteibt 


verweier. oder. tejner. Semaplin ‚begangen, werden, find van‘ Seicgverwer 
den Beftimmungen- bes, Art,, ‚144, au raten... eh % 


‚Art. 146. Bird eine ſralbart Haudhng an der y. „et 
Serfen ‚Eines! Mitgliedes d der. foni li en began g nit 
I fo ‚de die ſes bey Yusmefung der gefeklic licyen Stra — 


18. beſideter ———— au „betrachten, — 


.MININIT mh rie ν nuĩmio ri Jdute} 
zittartannn Fit \ Yin 8) man 
ee at BL. er 
«PIE +» any 2# F 139 ah 
—— wider die Berfaffu gan 

«il 3 ne: Staat 3, £ * JRR 44 23344 I 


rt, 127: Werl in Öffentlicher Berfättmling, oder FE Schmär 
rn einem offentlichen Orte in Anweſenheit “mehrerer Ye Znve: — 
Torten, oder ih Bffentlicyer Schrift oder Darſtellung oder — m. 
Mit theilung⸗ an’ ba Publikum die Vetfaſſung oder die 
Berfaſſuugsgeſetze durch Fäfterung, Schmaͤhung ober ver⸗ 
achtenben Spott angreift /rſoll zum Gefängniffe von’ efs 
ehrt Monate bist zueeinem Jahre beruttheilt werden. 


8* 
—6 anf: anf. andere heſtehende Gefeheihat: Ges 


faͤngniß von, „einer: Woche hbis zu ſechs Monaten zum, 
volse. 


I jene a et ra 
u * RL. Art. aa ige: *8 um die — 
ung in Aus— 


dung verfap walt gm der Anshbung ihrer. verfaſſungsmaͤßigen Rechte 

in reg zu: -hindern)cfihergunginer „Haublung oder Unterlaſſuug mit 

eingnder. verbunden; ober umreinen oder mehrere Staats⸗ 

bürger an. ver: Ausähting) ihrer Rechte und Pflichten bey 

den Mahlverfammlungen oder bey der Ständeverfammz 

Try "EB Landrathe abzuhallen, Gewalt oder 

a⸗ —— — Dhüngen gebrantht. daben werden hit. Ge⸗ 
faͤngniß nicht" anter drey Monaten seſtlaft. Bi 


Heike,” Art "RR Rfftechung, be Wahlen iu der Stäns 
— de all zum Sanbıarhe, — anderen, son der 


win‘, 


tun 


fowohl an demjenigen, welcher die Beftechung a 
men, ald an demjenigen, welcher b 5, Geſchenk angenom⸗ 
men hat, nach den Beſtimmungen er + Air. 3 575. 1: 374, 
und, insbeſondere wenn: der Beſtochene ein Staatsbenam⸗ 
ter nicht iſt, nach rk 2374; zu beſtrafen. 


— IV. — Art 150; , Ber ‚bey. den Wahlen zur, Staͤndever⸗ 
u fammlung,- deögfrichen bey den, Wohlen zu denrwon her 
»: Megierung. : ‚ginberufenen Wahlverſammlungen, ober 
Ben „den Wahlen, der; Gemeindevorfteher oder, ;Wevalks 
maͤchtigten Wahlzetteln verfälicht:,; ober. untgrbrüdt, 
aber. austaufht.,; ober darauf, einen ‚andern, ‚Ramen, 
his ‚ihm angegeben wurde, feßt; fol; mit Gefäugniß nicht 
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unter drey⸗ Monaten beſtraft, und in Folge dieſer Strafe 
ſoll die. Ausuͤbung der im Art.24. unter Rummerl, 


2,3, 4 beſtimmten Rechte ne unter. ein Jahr fuss 
pendirt werden · 


Art. 151: Die Widerſetzung und der Aufruhr, dann giderke 
bie Beleidigung der Amtsehre, welche gegen die Staͤnde⸗ zun DD 
verſammlung, ihre beyden Kammern, deren Mitglieder Ki Sin 
und Diener, oder gegen den Landrath, deffen Mitglieder Iuns 1 
und Diener, während der Dauer’ der Verſammlung, des⸗ 
gleichen gegen die Wahl: und andere zu dffentlichen Ges 
fhäften vonder Regierung einberufene Verſammlungen bes 
gangen worden find, werden eben fo beftraft, als wenn - 
fie unmittelbar gegen die Obrigkeit und deren Diener ges 
richtet gewefen wären; — bey Beleidigung der Amtschre 


jedoch nur auf erhobene. Beſchwerde des Beleidigten. 


Biertes Capitel. 


Bon manstnngen gegen die der Obrigkeit 
ſchuldige Eh rerb ietung. 


Art. 152. Wer die von der Obrigkeit unterzeich x. Mer 


‚neten und zur Bekanntmachung angehefteten Verordnuns —— 
gen, Patente und oͤffentlichen Anzeigen abreißt, hinweg⸗ Hirn 
nimmt, beſchaͤdigt, HE: oder rin iſt zu Ind Austen 


tigungen. 
.beftrafen: 


I. — Gefaͤngniß bis zu — ug: wenn biefes 


aus Bosheit ' oder- in !der Abſicht geſchehen ift, 
Pa LXXIN. | 5 


. 
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um entweder der Obrigkeit Verachtung zu bezeis 
gen, oder um die Bekanntmachung oder a 

‘ einer Anordnung zu verhindern; 
II. mit Gefängniß bis zu drey —— wenn es 

aus Muthwillen geſchehen. 

er andere obrigkeitliche non oͤffent⸗ 
lich verunglimpft, iſt mit Gefaͤngniß bis zu einem 

| Monate zu trafen, . 

IT. Serie Art. 153. Die im Art. 152. Nummer I. und 11. 
er beſtimmten Strafen finden, mit demſelben Unterfchiede, 
toren Siegel quch ‚gegen denjenigen Statt, welcher Gerichts⸗ oder an: 

dere obrigfeitlihe Siegel, ‘womit Sachen oder Schriften 
verfchloffen gehalten werden, wiffentli und abſ ichtlich 
erbricht, abloͤſet oder beſchaͤdigt. 
IIE. Beteidi Art. 154. Wer in dffentlicher — oder 
gung der 
Amscehre. an dffentlichen Orten in Anweſenheit mehrerer Perſonen, 
oder in oͤffentlichen Schriften, oder bildlichen Darſtellun⸗ 
gen oder Mittheilungen an dad Publikum die Staatsre— 
gierung oder deren Handlungen durch Verlaͤumdung, 
Schmähung oder verachtenden Spott angreift, fol mit 
Gefängniß nicht unter drey Monate; — wer außer diefen 
Dorausfegungen der Staatöregierung Verachtung bezeigt ; 
fol mir Gefängniß bis zu drey Monaten befiraft. werden. 


Art. 155. Wer eine Fönigliche Stelle oder Behörde 


oder einen Staatöbeamten, während der Amtsausuͤbung, 


"oder wegen eined Amtsverhältniffes zu dem DBeleidiger, 


oder in Beziehung auf das Amtsverhälmiß überhaupt, 
oder aus Rache wegen einer obrigkeitkchen Verfügung, 


oder aus Ungehorfam gegen diefelbe, mit herabwärdigens | 


— 


Er 67 
den Worten oder Handlungen verunglimpft, der foll auf 
Untrag bes DBeleidigten wegen Beleidigung der Amtsehre 
beſtraft werden: | | 


I, mit Gefängniß bis zu einem Fahre, wenn die 
Beleidigung .dffentli oder in einer bffentlich 
verbreiteten Schrift oder Darftellung, oder am eis 
nem Staatöbeamten in feiner Gegenwart gefches 
ben ift; 


II. mit Gefängniß bis zu drey Monaten, wenn bey 
der Beleidigung die angeführten Umflänte nicht 
eintreten. 


Macht fib ein Staatsbeamter ſolcher — 
in feinem Amtsverhaͤltniſſe gegen feinen Amtsvorgeſetzten 
ſchuldig, fo iſt die Eigenſchaft des Thaͤters als Staats⸗ 
beamter bey Ausmeſſung der Strafe als beſonderer Er⸗ 
ſchwerungsgrund in Anſchlag zu bringen, mit dieſer Strafe 
aber im erſten Ruͤckfalle die Degradation, und im zwey⸗ 
ten die Dienſtentlaſſung zu verbinden. — 


Art. 150. Mer Wachen, — oder obrig⸗ 
keitliche Diener auf ihren Poſten oder in ihren Dienſt⸗ 
verrichtungen durch beſchimpfende Worte oder Handlun⸗ 
gen beleidigt, ſoll mit ne bis zu feche ns 
geſtraft werden. 


Art. 157. Mer r ch eine — wider IV. Verun⸗ 
die Zeichen der obrigkeitlichen Wuͤrde zu Schulden kom⸗ Arm) 
men läßt, ‚wird mit Gefäugniß bis zu einem Monate ER 
da 

8 %* 


68 | 
Augemeine Urt. 158. Die Beſtimmungen der Art. 155 — 157 


ME kommen auch bey allem mitreldaren Staatsaͤmtern, Bes 
börden und Beamten und deren Öffentlichen Dienerm zur 
Unwendung. 


Sünftes Capitel. 


Bon Handlungen gegen den der Obrigkeit 
ſchuldigen Geborſam. 


7 unodeher Art. 150. Wer ohne Widerſetung, auf ergangene 

m. förmlicye Aufforderung, der Obrigkeit die nad) Gefe oder 

Verordnung fchuldige Dienft oder, Hülfeleiftung, oder ir— 

gendwo dem Zutritt zur Ausuͤbung einer Amtshandlung 

verſagt, ſol, wenn es mit Verletzung beſonderer Pflich⸗ 

ten geſchehen, mit Gefaͤngniß bis zu zwey Monaten, 
außerdem aber bis zu zwey Wochen geſtraft werden. 


Art. 160. Wer in einer Schrift zum Ungehorſam 
wider die beſtehenden Geſetze oder wider die Obrigkeit 
auffordert oder aureizt, wird mit Gefaͤngniß von einer 
Woche bis zu ſechs Monaten beſtraft. 


Sind durch ſolche Aufforderung oder Anreizung meh⸗ 
vere Staatdeinwohner zum Ungehorfame wirklich veran⸗ 
laßt worden, fo tritt Gefängniß nicht unter drey Mos 
nate ein. 


m. — Art. 161. Ber gegen die in der Ausuͤbung ihres 
ms Amtes begriffene Obrigkeit oder deren Diener Audere zum 
Bepſtande aufruft; wer dem Aufrufenden ſich zugeſellt 


\ 
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und auf Befehl fi nicht: fogleich wieder entferne, fol 


mit Gefaͤngniß bis zu zwey Monaten. geſtraft werdeır, 


Art. 162. Fabrikanten und Handwerker, welche, 
um ihre Beſchwerden durchzufezen, die Einftellung ihres 
Gewerbes verabreden, ‚zu. einer foldhen Uebereinkunfr aufs 
‚fordern - oder die. Obrigkeit: damit bedrohen; -Fabrikarbeia 
ter oder Handwerksgeſellen verſchiedener Fabrifen oder 


Meifter,. welche wegen .angeblicher-Befchwerden wider dieſe 


oder wider die Obrigkeit fich zur Einftellung ihrer Arbeit 
verabreden, zu einer ſolchen Verabredung auffordern, oder 
mit derſelben drohen, ſellen, wenn ſie nicht auf Befehl 
der ‚Obrigkeit fi ch in Gehorſam unterwerfen, mit Gefängs 
* bis zu drey Bonaten BERkale, werben, 


Iſt hieraus ein Auftuhr entſtanden, N find — 


nigen, welche die Verabredung bewirkt, oder zuerſt dazu 
aufgefordert Baer als beffen Ber zu ſtrafen. 
Art 163. Wenn Mitglieder iner adrperſchaft, oder 
fonft mehrere Perſonen, um der Obrigkeit Ungehorſam, 
Geringſchaͤtzung oder Miß fallen zu bezeigen, ſich öffenfs 
lich ‚sufammenrotten, und auf Befehl nicht fogleich wies 


der auseinander gehen, ſo findet Gefaͤngniß Statt, gegen 
"die Anſtifter und Anfaͤhrer von einem bis. zu vier 


Monaten, gegen die — ea get bis zu ſechs 
eg 


— 


Sind die ehr fogleidh wieder — 
a fo trifft ‚blos die Anſtifter und .. 
Sefaͤngniß bis zu ſechs Wochen. il Sinn: Sr 


ITI. 4 
gegen Die 
Obrigkeit. 
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Art. 164. Wer die Obrigkeit zur Vornahme, Unters 
faffung oder Zuruͤcknahme einer. Umtehandlung oder Vers 
fuͤgung zu ndthigen fucht, der ift wegen MWiderjegung ges 
‚gen die Obrigkeit zu flrafen: 


I, mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren, wenn Ge⸗ 
walt an der Perſon und zwar in verabredeter Ver⸗ 
bindung Mehrerer, oder mittelſt naͤchtlichen Aufs 

paſſens, oder durch Gebrauch von hie muuge 
übt worden ; | 


II. mit Gefängniß nicht unter ſechs Monate, wenn 
zwar Gewalt, jedoch ohne die vorbemerkten ers 
ſchwereuden Umftäude angewendet worden; 


U, mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, wenn bie 
Widerſetzuug nur durch Drohungen geſchehen iſt. 


Hat ſich im Falle Nr. III. der ſich Widerſetzende 
auf Befehl der Obrigkeit oder ihrer Diener ſogleich in 
Gehorſam unterworfen, ſo iſt er von der Strafe frey. 


Wuͤrde ſich ein Staatsbeamter ſelbſt ſolcher Hand⸗ 
lungen in ſeinem Amtsverhaͤltniſſe gegen ſeinen Amts⸗ 
vorgeſetzten ſchuldig machen, ſo findet, wenn auch nur 
auf Gefaͤngniß erkaunt wird, zugleich die Degradation, 
und beym Ruͤckfalle die Dienſtentlaſſung ſtatt. | 


Art. 165. Wer fi ch der Vollziehung einer Verfuͤgung 

der Obrigkeit i in der Perfon ihrer Diener oder des dazu abges 

ordneten Militärs widerfegt, iſt im Falle des Art. 164. I. mit 
Arbeitshaus bis zu vier Jahren, im Falle des Art. 164, II. 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, im Kalle deſſelben 


I: 
Art. Nummer III. mit er bis zu ie wem =. 


zu firafen. 


Art. 106. Wenn r & mehrere Perſonen dffentlich V- Aufeasr 
zufammengerottet- haben, um mit vereinigter Gewalt ei⸗ 
ner Obrigkeit zu widerſtehen, oder eine Verfuͤgnng, oder 
die Zuruͤcknahme einer getroffenen Verfuͤgung von einer 
Obrigkeit zu erzwingen, oder um wegen einer Amtshand⸗ 
lung Rache an derſelben, zu veruͤben, fo iſt Auftuhr vor⸗ 
banden, die Gewalt mag gegen die Perſon der Obrig⸗ 
keit ſelbſt, oder gegen obrigkeitliche Diener, oder gegen 
das —— Militär. gerichtet feyn. 


Art. 167. Wenn fi ch die Zufanmengerotteten auf. 
Befehl der Obrigkeit oder ihrer Diener ſogleich wieder 
auseinander: begeben und in Gehorfam unterwerfen, fo 
folfen nur die Anftifter. und Anführer mit Gefaͤngniß bis 
zu ſechs Monaten beftraft werden. 


Art. 168. Menn die Aufrährer, wider den Befehl 
der erfcheinenden Obrigfeit, deren Diener oder des. herbeys 
gefosnmenen ‚Militärs, in ihrer Zufammenrottung: behars 
vend, durch Lärmen, Schimpfen oder Droben hartnädie 
gen Troß zu erkennen gegeben haben, jedoch die Ruhe 
wieder hergeftellt wurde, ehe fie nod) an Perfonen oder 
Sachen Gewalt verübt hatten, fo ſollen 


I. die Anftifter und Anführer mit Arbeitshaus bis 
zu ſechs Fahren; 


I. die gemeinen bewaffneten — mie Se: 
en. bis zu einem Jahre; | 


72. 


III. 68 unbewaffneten Theilnehmer mit Gefängnig 
bis zu einem Monate geftraft werden. Hr. 


Iſt die Ordnung ohne ohrigkeitlich gegen die Aufruͤh⸗ 
ver gebrauchte Gewalt wieder hergeſtellt worden, ſo iſt 
gegen vie Anſtifter und Anführer auf Gefaͤngniß nicht 
unter ein Jahr, gegen die gemeinen Theiluehmer: aber 
auf Gefängniß, und zwar‘ gegen’ die Bewaffneten bis zu 
zwey Mondten, gegen die Unbeivaffneten‘ bis zu zwey 
Wochen zu etlennen. 
1} 
Art. s06. ‚Haben: bie ie Aufcäßrer wicuch —— 
thaten am Perſouen oder Sachen verübt, ſo ſollen dieſel⸗ | 
„ben nad) folgendem Unterſchlede ‚geftraft werben? ; 


Diejenigen „gemeinen Zheilnehmer, mehhe. ſeibſt Ge⸗ 
walthandluugen ee haben, find zu firafen: 


I, mit dem Tode, wenn fe Mord, Todtfchlag, Brands 
Tegung‘ wach Raub begangen haben, | 


U. mit, Zuchthaus, wenn. fi ie Perfonen watlich miß⸗ 
handelt haben, und zwar nicht unter fuͤnfzehn 
Jahre, ſofern dieſe Mißhandlung an, obrigkeit— 
lichen Perſonen, deren Dienern oder beorderten 
Militaͤrperſonen geſchehen iR. „außerbem bis zu 
fünfzehn Sahren; | 


II. mit Arbeitshaus nicht unter fünf Fahre, a wenu 
fie Plünderung oder Zerſtdtung veruͤbt an Gebaͤu⸗ 
den, Wohnungen oder anderen liegenden Gruͤnden, 
durch Aufbrechen, gewaltſames Eindringen oder 


13 
s miederreiden Gewalt ausgtutt, oder in Woaleiten 
BI 1. te 


— Ze De, 


— geringere Art ahnt haben. 


EUEIE 
ii * 


Andere geneeine‘ ———— ‚welche felöft. feine Ge⸗ 
waltthaten ne⸗seit haben; ſind⸗ ar — 


F 


1. wenn fi € mit Waffen berfehen, ober — daß 
ſie, derAbſicht kundig, einem oder mehreren ande⸗ 
deren Theilnehmern Waffen mittheilten/ Theil am 

Aufruhre genommenhaben, nach Schwere der 

veruͤbten Gewaltthätigkeiten: and nach Groͤße ihres 

genommenen Antheild, mit Gefängniß: ‚nicht unter 
ſechs Monate; 


EI TE u Be TE MD BER, 0, 3, 


| 2. außerdem, init Sefänauiß, bis zu einem,; KZebn ‚Ju 
2 ) firafen. P) — ı 5°; 


Art: 170. Aunſtifter und Anführer eines. föten 
Aufruhrs werden beftraft, wie folgt: | 


’ gen > 
4 


4. wenn Mord, Todtſchlag, Brandlegung / oder Raub 
vvorgefallen iſt, mit dem Tode, ſofern fie au den 
©: veräbten Gewalthandlurgen felbft Antheil genome 
men, oder auch, ohne ſelbſt genommenen Antheil, 
zu ſolchen Verbrechen ausdruͤcklich aufgefordert ha⸗ 
Den: a Alle mit der Ketteuſtrafe; 


* 
De “ [ 


Me wenn Perſonen chaͤnich mißhandelt wurden, mit 
Zuchthaus, wenn, fie nu den Tpätlicpkeiten ſelbſt 
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Theil genommen haben, nicht unter fuͤnfzehn, au⸗ 
berdem bis zu fuͤnfzehn Jahren; 


‚I. wenn. Gewaltthätigkeiten, wie ſie * Art. 469. 
Mr. III. angeführt find, verübt wurden, ſi ſind die 
Anſtifter und Anfuͤhrer des Auftuhrs bey ſelbſt 
genommenem Antheile mit Zuchthaus nicht unter 
zwoͤlf Jahre, außer dieſem Falle mit Zuchthaus 
bis zu zwoͤlf Jahren zu beſtrafen; 


w. finde Gewaltthätigfeiten geringerer get verübt 
worden, ſo ‘find: ‚fie — bey eigener Theilnahme 
ee bis zu zwoͤlf, außerdem aber zum 
Arbeitshauſe — unter vier Jahren zu verur⸗ 
theilen. N nr ' 


“Art. 171. Haben Dauer und Sie der Gefahr 
die Verkündung des Standrechtes nothwendig gemacht, 
fo wird jeder ;; welcher nad) verkuͤndetem Standredhte in 
Aufruhr ergriffen worden ift, ohne Ruͤckſicht auf Art und 
Größe ſeigeit AM zum Tode Bee — 5 

Art. 172. — Waffen werden hier und an Ans 
deren Stellen dieſes Gefegbuches Werkzeuge verftanden, 
mir welchen, zur thärlichen Mißhandlung einer Perſon 
gebraucht, nach gewoͤhnlicher Erfahrung eine — 
faͤh liche Verletzuns zugefügt werden klann. 


A rt. 173. Wer zu einem Aufruhr aufgefordert hat; 
wer mit der Abfichk, einen Aufruhr zu veranlaffen, aber= 
gläubifche Prophezeihungen oder falſche Nächrichten vers 


j | 73 * 
breitet hat, der ſoll, wenn der Aufruhr wirklich ausg ⸗ 
brochen iſt, als deſſen Anſtifter; — außerdem aber mit F 
Gefaͤngniß nicht unter drey Monate, und wenn er ein | 
Staats diener “oder dffentlicher Diener iſt, mit Dienſt⸗ 
| entlaffung RT: werben. — Ä 
Art. 173. Mer einen Gefangenen aus der Sewalt bl Belcens 


eines 


der Obrigkeit befreyt, der ſoll geſtraft werden: — Gefangenen. | 


I. mit Arbeitshaus bis zu fechs Fahren, wenn es 
durch Gewalt gegen diejenigen, denen die Be⸗ 
wachung oder Verwahrung übertragen war, oder 
durch Erhzechung des Gefangaitzes; a 


DD, mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, wenn & 
in anderer Art, insbeſondere aud) durch Ueber⸗ 
liſtung oder Beſtechung der vorhin benanuten Pers 
fonen gefchehen iſt. | = ER 


Geſchah die Befreyung von dem Ehegatten 
ober von Blutsverwandten in aufs und abfleigens 
der Linie, oder von Gefchwiftern oder von Vers 
fhwägerten bis zum zweyten Grade nach bürgers 
liyer Berechnung, fo tritt Gefaͤngniß —im Falle 
Mr. I, bis zu einem Jahre, Im Falle Nr. IL, bis 

zu einem Monate ein. 


Art. 125, Diejenigen, welchen bie — oder 
Merwahrung eines Gefangenen aufgetragen ift, wenn fie 
deſſen Entwelchung vorfäglich bewirken, oder dazu Huͤlfe 
leiften, follen gleich denjenigen, welche die Befreyung eis 


1 
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nes Gefangenen auf gewaltſame Art bewirkt haben, nach 
der en. des Art. 124. nr. 3: Aa werde.‘ 


Le Eee — 


wird mit Be — im Sale, geringer. Babrlfefen 
bis zu einem, im Falle grober Fahrläffigkeit bis zu drey 
Monaten beſtraft, und in diefem zuletzt benannten Falle 
mit der Strafe, wenn der Schuldige ein Staates oder 


„Öffentlicher — m DRRTERERURUG BENDER: 
y 
Bi Mile. Art. 176. Die jentgen, welche aus dem Sande vers 
Berwiefenen Iygiefeniaworden: ſind (Art. 32.), und unter. wadimmer für, 
einem Vorwande ohne erhaltene. Erlaubniß dahin zuruͤck⸗ 
kehren, ſollen mit Gefaͤngniß bis zu einem Jahre beſtraft, 
und“ nach Aberſtanbener Strafe‘ von neuen dr Lundes 


serwlefen werden. — 
Lady di 4 udiao 74% 24 —38 A 


Diejenigen, welche uachber — re Randebs 
gränzen wieder ergriffen werden, find — nicht 
unter ein —— — | 


— Capirel 
: Bon Briedensftbrung und: Cigengemalt, | 


1. Eoneie Art. 177. - Menn in ne Säufer, Wohnungen 
oder andere liegende Gruͤnde und Beſitzungen von mehres 
renichiezu ‚vereinigten: Perſonen widerreshtlic eingefallen 
worden :ift, fo find Anſtifter, Anführer und Xheilnehmer 
zeines folcheu a ans zu ſtrafen: 


I. mit Arbeitshaus, die Anſtifter oder Mnführer 
nicht unter vier, die Theilnehmer bis zu vier ah, + 
ren, wenn an Perfonen er verube 
worden find; "0.22 hr 


II. mit Gefängnig, die e Untifter ee fe 
unter, die Theilnehmer bis zu einem Jahre, wenn, 
‚nur an. Sachen Gewalt verübt worden ift; .. .... 


IM. nad demfelben Unterfchiede mit Gefängniß bi zu 
Set fechs, oder Bis zu drey Monaten, wenn weder au 
Yerfonen noch an Sachen Gewalt gefchehen iſt. 


Fr allen Fällen foll gegen diejenigen ‚weldhe:MWafı 
fen gebrascht oder bey ſich geführt haben, dieſer Um⸗ 
Rand, als befonderer Erſchwerungsgrund en nn) 


Art. 178. Mer gewaltthätig in eine Kirche oder, 2. TE, u 
einen gefehlich geftatteten religiöfen Verfammlungdort densbruch. 
einfaͤllt; wer Gewaltthaͤtigkeiten an Religionsdienern 
während ihrer Amtsverrichtungen ausuͤbt; wer Durch 
Zwang oder Gewalt gotteödienftliche Verfammlungen oder 
Verrichtungen zu verhindern fucht, foll mit a 


bis zu ſechs Jahreu al werben. ; 


Sind dergleichen —— ohne Gewalt oder 
Zwang veruͤbt, oder iſt durch ungebuͤhrliches Benehmen 
entweder die Ruhe und Ordnung ſolcher religidſer Ver⸗ 
ſammlungen geſtoͤrt, oder die religidſe Handlung unter⸗ 
brochen worden‘, ‘fo — — ia ” einem Mos 
nate; ſtatt. 0.0; 


78 
„ur. 38 Art. 179. Sektirer, welche ihre Religlonsmeinun⸗ 
—S gen durch unerlaubte Mittel hzu verbreiten oder geltend 
— zu machen ſuchen, auf oͤffentlichen Plaͤtzen predigen, ihre 
Anhaͤnger zur Feindſeligkeit gegen anders Denkende auf⸗ 
reizen, oder von dem geſellſchaftlichen Verkehre mit Ans 
‚dern abhalten, oder einem obrigkeitlichen Verbote zuwis 
der fih und die Mitglieder jihrer Sekte durch äußere 
Kennzeichen zu unterfcheiden fuchen,. follen mit Gefaͤng⸗ 
niß nicht unter ein Jaht, — und wenn fie ein Staates 
oder. Kirchenamt befleiden, mit en beftraft 
Werben" 


7 Art. 180. Mer, — einen kannst zu 
—8 begehen, in eines Anderen Haus, Wohnung, Aufenthalt, 
Eigenthum oder Beſi itzung iin eindringt, ſoll 

mit ———— 


J J. wenn an einer — Gewaltthaͤtigkeit veruͤbt 
worden, nicht unter ſechs Monate; 


H. wenn an Sachen Gewalt verübt wurde, bis zu 
ſechs Monaten; 


III, wenn fonft Handlungen vorgenommen worden, 
wozu der Eindringende nicht berechtiget ift, oder 
wenn dieſer den Eigenthümer oder Beſitzer durch 
ungebührliched Benehmen ——— oder Mn 

get, mit Gefängniß, 


‚... a) fofern der Thäter auf erfolgte — ſich 
wieder eutfernt hat, bis zu einem Monate; 


u 79 
b) hat er es aber auf thaͤtliche Inrechtweifung oder , 
auf den Ruf nah Hilfe anfommen laffen, — bis 

zu drey Monaten beftraft werden. — 


Der Gebraudy oder das Mitfihführen von 
Maffen, — die Vornahme folder Rechtöverleuns 
gen in dffentlichen Anftalten, oder zur Nachtzeit fols 
len als befondere Erfchwerungsgründe gelten. 

Art. 181. Die im Art. 180. beftimmten Strafen V. Störung 
werden auch gegen diejenigen erfannt, welche, ohne ei= —— 
nen Friedensbruch zu begehen, rechtmaͤßige Verſammlun⸗ man 
gen einer öffentlichen Körperfchaft unbefugt hindern, fich 
in diefelben eindrängen, deren Handlungen unterbrechen, - 
oder fonft durch ungebührliches Benehmen die Ruhe und 
Drdnung einer Koͤrperſchaft oder ihrer Verhandlungen 
ſtoͤren. 

Art. 182. Wer milndlich oder in einer Echrift vL.otörung 
die Staatdeinwohner zur Zwietracht, zur gegenfeitigen ir —— 
Verachtung oder Feindſeligkeit anreizt, fol mit Gefängs nwohner. 
niß von einer Woche bis zu ſechs Monaten, und im 
Wiederholungsfalle bis zu einem Jahre geftraft werden. 


Art. 183. Wer, außer den im Gefee andgenom: VIL. Erin 
menen Fällen, für eine vermeintliche oder wirkliche Beleis * 
digung ſich ſelbſt Recht ſchafft, oder einen vermeinten 
oder wirklichen Rechtsanſpruch eigenmaͤchtig in Vollzug 
ſetzt, iſt mit Gefaͤngniß bis zu einem Monate, wenn 
aber hiebey die Perſon eines Andern gewaltthätig übers 
fallen worden iſt, mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten 
zu ſtrafen. 
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j ee Act 484... Beau [che fich wegen eines wirk⸗ 
lichen ole Armein —— aus den in 
ihrem Anne, ee ‚Geldern eigenmächtig bezahlt 
machen, ſollen nach. einmal ‚erlittener Disciplinarſtrafe 
mit, Digradation,. und. beym goetzue mit Dlenſtentlaſ⸗ 
fung peftsaft werdens 2 S 


VIE. Ans Art. 185. Der widerrechtliche Angriff auf eine 
 * Merfon wird, fofern. derſelbe nicht eine andere ick 


Dat enthält, mit Gefängniß; ihn — 


I. wenn der Angriff mit Waffen gefchehen, oder 
wenn Gewaltthaͤtigkeit an der Perſon veruͤbt wor⸗ 
den, bis zu ſechs Monaten; 


Bu ategemn bie zu drey Monaten beſueſt. 
IX. Zweh⸗· a rt. 186. op! aus was i immer für einer urſache, 
nn Jemanden zum Streite mit Waffen herausfordert; und 


wer auf eine ſolche ——— ſich zum Streite 
ſtellt, ver wird beſttaf 


| 1. mit Gefängnig hg ter drey Monaten, went 

dabey gar Feine, ober eine geringere Verwundung, 

als die in der acznen Nr. I. — Em nd, 
erfolgt if; , EEE RT 


n. mit Arbeitshaus nicht unter vier Fahren, went 
7 dabey ein Theil auf die im Art. 254. Nr. J. ans 
„gegebene Weiſe ‚oder, fonft, lebendgefährlid). ver⸗ 
wundet, oder ohne eine auf den Tod des einen . 


8 


. Teiles —* derbiedeng oerdtet wor⸗ 
den iſt; 


IM. wit Zuchthaus nicht “unter * — wenn 
der Zweykampf auf den Tod eines Theils verab⸗ 
tedet geweſen, und ‚bey —— ein Abel ges 
ARE worden iſt. — 


Art: 187: Als Gehen | 
D boberen Grades find zu ſluafene 


1. diejenigen, welche beym Zweylampfe ale a 
oder Secundanten ſich ‚geftellt ; 


2. diejenigen, welche zu — Heraus fotderung oder 
zur Annahme derſelben auf eine Art; Ti bes 
zeichnete Art beygetragen haden J | 


b) geringeren Örades: 


| 1. diejenigen, welche zu det —— odet 
deren Annahme auf eine der Art. 72 beriantis 
ten Arten bengertagen j Ä 


8 Borgefegte, welche Bon einem devorn⸗ einden 
Zweykampfe Wiſſenſchaft gehabt, und dasjenige, 
was fie kraft Ihres Amtes zu deſſen Verhlü— 
derung zu thun verpflichtet waren, nicht gerhail 
haben. 


Art. 188: Mit Gefaͤngnig bis zu dtey Monaten 


fd zu beſtrafeaf — 
Beplage LXXIH, 6 


3. diejenigen, welche‘ zum: Zweylampfe herausge⸗ 
fordert, oder die Herausforderung angenommen 
‚haben, , wenn derſelbe nicht zu Stande gelom⸗ 

| men it; | 


2. diejenigen, weiche dem degeſerirun, der 
den Zweykampf abgelehnt hat, Verachtuug ge⸗ 
droht oder bezeigt haben. 

Art. 189. Gegen denjenigen, Beer den vom an⸗ 
deren Theile ihm angetragenen Rechtsweg zuruͤckgewie⸗ 
fen hat, oder, nachdem dieſer bereits betreten geweſen, 
zum Zweykampfe wieder zuruͤckgekommen iſt, ſoll dieſer 
Umſtand in Faͤllen des Art. 186. und des Art. 187. 


2 2% u b. 1. als Allrad me ‚gelten. 


RUE 


Bon der Anmafung | nußbarer Regalien, 
und nicht uͤbertragener Aemter, dann dffent: 
licher Rechte, Vorzuͤge oder Dienſte. 


g. Aamat⸗ Urt. 190. Mer ſich eines der nutzbaren Regalien 


a  wolberrechtlich und wiſſentlich anmaßt, ſoll au— ‚Geld von 
— | fuͤnfundzwanzig bis zu tauſend Selven geſtraft werden. 


Re —9— Art. 191. Wer ſich die wirkliche Aus bung eines 
nicht über ihm nicht übertragenen Staatsamites anmaßt, ſoll be⸗ 


tragenen 
Amtes. ſtraft werden: . 


I. mit Arbeltshans bis zu fie Jahren- wenn es 


in der Abſi cht geſchehen, ben Staat — ms | 


83 
VPridaten zu Bein, oder einen lan⸗ 
2} Borteil zu erlaugen; 44! u. 


II, mit Gefängniß nicht "Hinter drey PEN wenn 

es ohne dieſe Abſicht geſchehen iſ.. 

Art. 192. Wer die ihm zuſtehenden Ernennungs I. Ans 
und FVraͤſentationoͤrechte ‚gu mittelbaren Stgats⸗ oder an⸗ * ent 
deren. oͤffentlichen Dienſten, Pfruͤnden oder Stipendien ui. Bere 
durch, Zueignung unerfaubter Vortheile oder Vorbehal. 
tuug unzufäffiger Bedingungen, misbraudt, nr an Geld 


von 50 bis 300 fl. geſtraft werden. 


Im weyten Raͤckfalle wird Aberdief, die Yuslbung 
des mißbrauchten Rechtes auf ein bis dtey Jahre, und 
bey weiterer, Uebertretung auf Lebenszeit unter die Ver⸗ 
waltung des Staates geſtellt. vr. 

Wenn einer Perſon, welche zu dergleichen if 
is die Hand gebeten‘, "eimsmittelbarer Staats⸗ oder 
ein anderer dffentlicher Dienft, eine Pfruͤnde oder ein 
" Stipendlumserliehen worden iſt, fo wird er — 
huug fuͤr ungültig erklaaͤt. —8 


Art. 193. Wer ſich öffentliche Arte oder’ Siku 
desvorzuͤge, Uniformen, Titel, Auszeichnungen oder hodͤ⸗ 
here Grade derſelben ohne Berechtigung zueignet, wird 
mit Gefaͤnguiß bis zu ſechs Wochen geſtraft; auch wird 
Ha Mn das Etrafurtheil bekaunt gemacht. | 

rt 104. Mer ohne befondere ausdruͤckliche Er⸗ 
laubniß die Namen des Koͤnigs, feiner Gemahlin, des 
Thronerben, einer andern Perſon des koͤniglichen Haus 
ſes oder eines Reichsverweſers irgend einer Unterneh 
x j ; 6* = . 


tes 
84 : F 
38 sehe - 


ung ‚ober nftale. bepiegt ober ſich dazu Föniglicher 
Firmen, Wappen und Lioreen bedient, verfällt: in Ge: 


Hraig bie, zu zwey Wochen. er „A 
Das Straferkenutniß wird bag en offeutlich 
beclannt gewach. einen eis N uRERT 


m; a are, 1 8.7 Wer {ieh bie‘ ** eines Anti 

* Diem den Bieniteb, —7 — Verrichtungen eities Reihte: 

guwaltes Notars enfald, Mätters oder Feldmefers, 

eineß; Arzted,, Mundarztes, aber einer Hebamtiie an: 

maßt,:zu welchen er von der Staats behoͤrde nicht bes 

rechtiget iſtz wer die Ausubung eines ihm“ zuſtehenden 

bffentlichen Dienſtes -über die Grenzen: feiher Befugniß 

‚auf Verrichtungen ausdehnt welche ihm durd‘ Die 

Dienſturkunde oder die allgemeine Dienſtordnuug unter 

. fägt ſind, wirbimit Gefaͤngniß bis zu. einem — 

vom Ruͤckfaue bis zu drey — ——— JD 

Das — die Anmohung Grhobene — — 

ſtattet; das un = — bekannt rar 
werden. 34. —— 


An ur is #; ;ye » 
| En 14 3: dt were 3 . # 


ee Gapitek 


Bon dem. Falfhuiädsen, änzenverfälfchen 
und anderen das Müngwefen betreffenden 
ſtraf bare n Handlungen. 


Art. 196. Wer im Konigreiche ‚nicht anfet Curs 
geſetzte Geldmuͤnzen auf was immer fuͤr eine Art unbe⸗ 


hang 


fugter Weiſe —2 m — en F 
firaft Rn JG a Id en ERÄERE HE 
RITT Ba 1 TTEEEEE TR 17 Bu FF ALH ENG le gan il de 
I. mit, Arbeishaus ‚nicht nnter ſea⸗ ‚Jahre, „mern 
ı Pol pder, Silbermilnzen , und zwar vom geringes 
rer inuerer Gaͤte, als welche die achten ‚Münzen 

biefer Art haben, verferriget worden find ; 2 


Ic 


u "mi "ürpeitkpaub ul”, iu. ‘feche ähren, wenn 
“ Kupfermänzen uadgemacht, oder ' an den. Hacpgee 
‚machten Geld⸗ oder ESilbermuͤngen der ‚(miere 


* rt nis 


Berth , welden die Achten Müujen iefe art 
urhaben, nicht veiringert worden, iſt. Kara 


Er der Karten) etſolche — Manzen | 
KR Umlauf —32 ir tm’ gatie Kr’ 2 auf 
Zuchthaus BIb zu fänfzegm! and“ iin Falle Nr. 2. if 
Arbeitt haus Ulcht under ſechs Fähren zu eikennen. 


. 12412 
Art, 197. Wer im Königreiche nicht außer Curs 
geſeijte Selöhränzen ihtem inneren Werihe nach beraͤn⸗ 
dert und olche verfaͤlſchte Malitzen in uwnlauf Ku Mm 
wegen Wänfveifätferäng iu ſtrafen: nn 
fi — 1% 

1. mit Andeitshaus His zu ſechs — — Dies 
ſes durch Beſchneidung oder Durchldcherung der 
“ Ahlen Münzen, oder‘ durch andere „Snliche 

17 tel 1 ea rind 
ir Det * ten z an 
* BR bie zu Jahren, wenn die⸗ 
2 VER auf andere mehr; taͤuſchende und weniger et: 
ze lennbate Art se RL) 


36 


Are 1a98. Wer im Abnigreiche außer Curs "ges 
ſetzte Muͤnzen nachmacht oder verfaͤlſcht, und dieſe fal⸗ 
ſchen oder verfälfchtn Münzen in Umlauf bringt, wird 
mit Arbelishaus bis zu ſechs Jahren; wehn über 'die 
Falſchheit oder Faͤlſchung der "Münzen leicht in die Sinne 
fat, mit ‚Sefängniß nicht nnter ſechs bye befiraft. 
Art. 199. Große und finde Alice der 
lalſchen oder verfaͤlſchten Münzen mit den aͤchten und 
unverfaͤlſchtej gilt in ben Follen der At. 196, 107. 
Nr, I. und Urt. ‚198 als beſonderer Erſchwerungegrund. 


Art. 200. I. Mer ini der Abſicht, Gelbmuͤnzen 
nachzumachen· ‚fie. mögen, pußer Curs gelegt feyu oder 
nicht, die dazu dienenden Werkzeuge fi ich yverſchafft hat, 
ſoll, ‚wenn davon unoch kein Gebrauch gemacht worden, 
mit der, Strafe des Veruches gyringeren Gades (Art. 51) 


| — — 


rl 3.797 Inn Bun i ı 1 ENTE .501 17 
. en Derjenige, bep, 36 Muͤnzſtemyel, Formen 
oder andere Werkzeuge gefunden worden, ohne daß. er 
die unſchuldige Urſache ‚feinen, Beſi itzes ‚wahefcheinlich 
machen kann, wird mit Gefängniß bis zu ſechs Monas 

ten —— c“ u J STR 8 — 
g rt 201, 1. Wer. up Falfepmänzen oder Münze 
verfälfchen Anleitung oder Unterricht gibt; wer im 
Einverſtaͤndniſſe mit Falſchmuͤnzern oder Muͤnzverfaͤlſchern 
denſelben Muͤnzſtempel, Formen oder andere hiezu dien⸗ 
liche Werkzeuge oder Materialien verferkiget ;nder vers 
ſchafft; wer in gleichem Einverſtaͤndniſſe die falſchen und 
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verfaͤlſchten Muͤnzen in Umlauf..bringt „ wird, wie der 
Falſchmuͤnzer ſelbſt, beſtraft. rd. Bde, get 


II. Wer ohne Einverſtaͤndniß it Falfchmuͤnzern 
odern Muͤnzʒ faͤlſchern, aber ohne Auftrag des Vor⸗ 
ſtandes der Muͤnze, Muͤnzſtempel oder andere Werks 
zeuge verfertiget oder am einen: Anden, als an dies 
fen; Vorſtand, —— u mit: lage bis: zu ſechs 
——— ſtrafen. LITER 2) Eu 9 
TF 4 

Art. 202. Wer von einer Falſchmuͤnzung oder Min; 
verfaͤlſchung, oder dom einer Niederlage oder von dein Vers 
Brettern‘ Fatfcher oder verfälfchter Miltnzen’ weiß, and nicht | 
hievbn innerhalb vier und zwanzig Stunden ntdh erlangten 
Wiſſenſchaft der Obrigkeit die Anzeige macht, To deßwegen 
mit, Gefaͤpgniß bis zu ſechs Monaten; geſtraft werden, 
wenn er nicht zu ‚den. um, Art. 129, —* S5 genaunten 
Eee wahr, tar — — 


> er Ar 
u 254 109 


ge "obs. "Sie zum dalſchmüngen le Maͤnzven 
faͤlſchen dienenden Stempel, Formen, Geraͤtbſchaften 
and "Materialien, fo! wie die falſchen — 
Münzen ſelbſt werden. — IE RETET UTC EL ERERETET 
N: re ng in at 
F Pr 204 ea War —— * — Me⸗ 
taltftäcten +. oder auch ‚Achten, unverrufemen⸗ jedoch ge⸗ 
ringer ‚geltenden, Münzen ‚den aͤußeren Schein > ächter 
oder ‚güftiger oder hoͤher geltender Muͤnzen gegeben, und 
folche Stücke in; Umlauf geſetzt hats Tall; dan wierfachen 
Werth des erweislich bezogenen Gewinnes als Strafe 
bezahlen, und uͤberdieß, wenn der bezogene Gewinn 


— 
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J mehr als fünf Gulden beträgt ;' mit Acheitsbaus bis 


2454444 


zu ſechs Jahren, außerdem mis Gefaͤngniß nicht unter 
nör Monäten beftraft werdben. 


41. Wer abne, Einverftänpnif, mit dem gaffhmin: 


F — "oder Minzverfälfcher wiffentlich unaͤchte oder ver⸗ 


faſſchie Muͤnzen einwechſelt und. wieder ‚ausgibt, oder 
außer Curs geſetzte Münzen einführt oder: verbreitet, 


iſt mit Gefaͤngniß nicht unter drey Rome: zu 
ſtraf fen. * 


> Erfiredt. fi dieles Einwehfels und —— Ein. 
führen ober Verbreiten nicht über, den Nennwerth von 
zehn Gulden, ſo iſt auf Sefingnig a A vn lt 


an Feng erkeunen. 4 rer 


. II. Wer falſche oder verfalſchte Wiegen; bie F 


4 a feißft in Zahlung empfangen hat, wiſſentlich wieder aus⸗ 


gibt, wird an Geld, nach dem Verhaͤltniſſe der Zahl 
und bed Nennwerthes der nee Stuͤcke von 25 
bis zu 2,400 ft geftraft, ; | | 


 Yrt 205: Mer in der Abi, nicht — Eoro 
geſetzte Geldmuͤnzen zu. verrufen, oder ihren geſetzlich 
beſtimmten Werth zu veraͤndern, wiſſentlich falſche Nach⸗ 
richten oder Thatſachen ausſtreut wird, wenn dieſes in 
Folge gettoffener Verabredung unter Mehrere geicheben, 
mit Gefängwiß bis zu drey Monaten; und an Geld 
Bis zu drebbumdert ulden‘, — außerdem mit Gefaͤng⸗ 
niß biß zu einem Monate, nd. an Bu bis u rinhun 
ver Buiden — 


— sr u. y 
& . .* —A —— ——— — 71 Di : } 
u — — — 


8 
ya Tazpe ne ww ren ip: Pr 1 tan dan 


on KAlfdun ngen der Ürfunde und fenke 
u „sen ERST Re ke 


:: It, 200, Ber Urkunden al waren :fie;i von eie I. Ueber⸗ 
— Anderen ausgefertigt, auf deſſen Namen ‚ansteht; . 

wer die Unterfchrift oder das Siegel eines Anderen in 

eiher Urkunde nachahmt, oder: zu Winde. falſchen, 'yon bier 

fem wicht‘ ausgeſtellten "Urkumde::ilßbwancht ;. mer ‚den 

Inhalt einer aͤchten Urkunde durch Veraͤnderung Zuſat 

ober Ausloͤſchung von Wörten; Buchſtaben Bahn oder 
Unterſcheidungẽ zeichen emſtellt der Br ſich der Ur⸗ 
—— ſchuldig. — 

Art. 207. San Fitfhung " J or . —— a „At. Anıte 


1) m Urkunden, welche mit ” Unterfebrift bes 1 nee 
zn Kodnigs oder; mit dem kduiglichen Staatöfiegel; Funden- 
Aber; mit. dem Siegel: des Gmafarathes, oder ein 
* mes der ‚Anipligpen. Sracaminercn aussefen 
tiget ſind; | 
a am ſurkunden , "werde Yon“ "han? ummttetbaren 
Een — — Sticiehehbidan huthe ſetnugt od oder 
beglaubigt find; 


ge a Protobollen der Berichte Toner anderer Staats⸗ 
hebbrden amd an. beglaubigte Abſchriften derſel⸗ 
oben, desgleichen an Ber hie’ ven vorſchriftsma. 
gen Beglaubigungs⸗·voder Erpepirigsgeichen 
verſehenen Gundebten vder! aimntlichen Auefertigun⸗ 
gen, welche bey den Aften der Berichte oder 
Gtaatsbehdrben aufbewahet werden? TE 
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R 


90. 


4) an den mter qmtlichem Glauben -- hergeſtellten 
der N, fügrenden, Grund⸗ und anpotbetenbilchern,, 
steuer fatajtern, als uud agerhiichern, Zauf, 

Heiraths⸗ "md Slerbmatrikeln u. dgl. ſammt den 

15 soieraus“ mit amtlicher‘ ei —— 


un u—* 


BiLE: — mßes Yı7 EpImmaTnann ed atun 


1* 
n; 8:79 L a | WarL HOT 2 BL 3 I Bu 6 >; 
5) an PR FR Notariatögrdtokofe 
n:; yolen,; woraus, jene Inſtrumente gefertiget werden⸗ 
* F desgleichen an dem von Notaren foͤrmlich aufge⸗ 
nommenen Wechfelproteftät und yon ihnen. gefer⸗ 
ntigten Zeugniſſen und Beglaubigungen; zul? 
Aue I eh +} 
5) an Grebitpapieren Öffentlicher. Gorporationen, und. 

— Bee wird beſtraft: | 

hate: —* bis zu laſewe Jahren, wenn 
559 von einer ·ſolchen falſchen uber verfaͤlſchten Ur⸗ 
na⸗ uckunde· ch kein Gebrauch c henlach worden iſt; 


m ii ‚mit Zuchthaus bis zu ‚Künfzepm Jehren, wenn 
„Davon, ‚auf irgend | eine weiſe Gebrauch gemacht 
F worden iſt. And —— 


5010 Bey Ausmeſſung der Strafe iſt auf; die, Wich⸗ 
Hnatigleit den: yerfaͤlſchten Urklunde, uauf Art und 
ha Beſchaffenheit des davon gemachten Gebrauches, 
nis; und ‚anf; Die Größe des dadurch verurfachten oder 
sun braiehten — Ruͤckſicht au, nehmen. 


ui Zi nf 4 schlau 


Art 208. Mer ‚insbefondere, Pils, Keiferouten, 


3: 


| va 


Antscertificate oben Amts zeugniſſe, anders oder, Dienſt⸗ 
bothenbicher vden-Militäsabfchiede verfaͤlſcht, Der folks. 
IE ‚wenn dielts gefehen „if, um die Miffit de 


.  bffenslichen ‚Gewalt zu päufchen, oder um ehien 


unerlaubten Vortheil zu erlangen , oder um Ans 
dere zu befchädigen, mit Gefänguiß nicht unter 
Drag bien Mipnate;, —D— Re IR m 
N. außerdem mit Gefängnig bh zu einen: Monäte 
| geſtraft werden 3:9. u md mel 
be. 303 ABI. BON TSTIY 3 Beiinnnine 
Wer now dergleichen ‚ächten ‚oder unnerfälfchten Ur⸗ 
kunden für; andere Perfonen. oder Zwecke, als, fuͤr welche 
fie. ausgeſtellt ſind, Gebrauch macht, ſoll mit Gefaͤngniß 
bis zu ſechs Monaten geſtraft werden. une 
art. 209. "Ein Staatsheamter, welcher uckündeln 
Verhandlungen, Willenserflärtngen ‘oder Ausfdgen son 
‚Betheiligten oder Zeugen die er vermbge ſeines Anites 
abzufaſſen ‚über aufzubewahren ‚hat, durch Yuslafun , 
Zuſatz oder" Veraͤnderung wiſſentlich entſtelſt bey Abfaf⸗ 
fung oder Aufnahme derſelben erdichtete oder unterſchobene 
‚perfonen , ‚peögleichen falſche Zeit ober. DOrtöheffimmuns 
‚gen aufführtz ðiſſentlich unmahre Zhatfacheg gls wahr 
unter amtlihem Glauben beſtaͤfigt oder ‚heurfunder; 
Akten, Urkunden oder andere Schriften, welche ihm feis 
nes Amtes awegen andertragt oder Iur Aufhewahnng 
übergeben: find werfaͤlſcht ok nik, Dienſteutſetzung ger 


firaft werden. ii 99 


Weun aber die That. in da Libſicht geſchehen A1fih 


— 


—8 


oder einem Andern einen unverlaubten Vortheil zu ſchaf⸗ 
fein, oder den Staat oder einen Privaten in Nachtheil 
zu hringen, ſo iſt auf Arbeitshaus bis ‚au ſechs, ſo⸗ 
fern aber. der ee Vortheil oder Rachtpeil mehr 


waizz! 


2 — Art. 210. Die — an wen welche 
u mit Privatunterſchrift verſehen ſind, nicht auf amtlichem 
Glauben beruhen und den Beweis, das Daſeyn oder 
Nichtdaſeyn, die Erwerbung, Abtretung oder Auflöfung 

wi ‚Neliten und Verbindfichkeiten zum‘ Gegenftande ha⸗ 

a f beſonders tr lettztiwiiligen Verordnumgen Conttae⸗ 

hr tind «Ereditbriefen, Schuldſcheinen, Quit⸗ 

tungen, Vollmachten;,' Verzichtleiftungen , Privatrech⸗ 

um PUNER Handelsbuͤchern HDriefen, — fern. dieſe dazu 
es ‚bei mp ‚gewelen, oder ‚Be caucht. worden unter Private 
arslonen ‚Rechröperhältnif zu beweifen ,, ‚endlich an Urs 

unden uönÄrtiger Öffeneficher, Behbrden,, wenn. fie ‚nicht 

ar ‚inf ndiſchen Beamten. in dieſer Sara, beglau— 


‚bige find, fon | beftrafi — sd Tr, an 


* 5 Bu Beriügig ice’ "unter "Dry * wenn 
En Ar aeräufen könne noch kein Bebränd 
ö 1107 ‚He ach cht wurde: "hl. 1117 (h ‘113 ref Bude m 


ap and Shlein | nT — Ian 739 rl 
I —* ki beiten bis zu PR Jahren, wenn ba= 


er won auf irgendeine Weiſe Gebrauch gemacht wor⸗ 
den iſt; ra nn 


All.nald lguchthaus 018 hufunfzehn · Jahren, wenn 
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— die Faͤlſchungen an. traſfirten Wechſeln vder an 
su. Er@ithelefen‘ geſchehen und: der Schuldige· ent 
weder wenigſtens drey zugleich: zu ſtrafende Fal⸗ 
aſchungen diefer ‚Urt begangen, oder wegen einer 
ſolchen Faͤlſchung ſchou eiumal ru erlitten 

bar. — 


Eee — 
+ 7. Art. ꝛain Wer an Privanırlanden , welche dem - 
im Her! I10! benanuten Zweit und Gegenftand nicht has 
ben, inöbejondere an Zengniffeh ‚' Certificaten oder Brie⸗ 
fen Faͤlſchung begeht, ſoll, wenn dieſes ‚ANNE. Zwecke 
der Taͤuſchupg und um für fig ch ‚oder ‚sinen Anders ‚einen - 
Vortheil zu, ‚erlangen, oder: „um, Andere, am beſchaͤdigen 
geſchehen ift, mit Verängni. Be zu einem am, ge⸗ 
ſett werdenn. V— 


J. 


Art. 212. Der hiſentiich Miedie — Don _Yıloemeine 
einer falſchen oder verfaͤlſchten 'bffemtlichen oder Privat) er 
urkunde von Seite: eines‘ Dritten ,’fo wie die unerlaubter; 
weife. zum, Nachtheile eines Andern unternommene Ver⸗ 
nichtung oder Unterdruͤckung einer aͤchten dffentlichen 
pder Privaturkunde wird gleich der. Faͤlſchung geſtraft. 


Art. 213.*Wer ih Anſehung der von einer ins eg 
oder ausländifchen Staatscaſſe audgeftellten Schuld « oder j 
Pfandverfchreibung eine Faͤlſchung begeht, ſoll: 


L. wenn ſolche Papiere nachgemacht · worden find, 
| - Zuchthaus nicht unter zwdlf Sabre; 2 oh 


"m. wenn ſie verfalſcht worden. find, ‚mit RR 
bis zu fünfzehn Jahren beſtraft werdet. = 
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. Was wegen Falſchmuͤnzens und Münzverfälfchens 
ide Art. 200, 201,202, 205,204, Nr. IL. beftimme 
it, / koiamt auch bey Nachmachung oder Verfälfchung der 
Senate ſchuid oder er zu u 
Anwendung. mh. 


. Benntes — 


Bon Sitihungen, "der bifentlicen. Siegel, 
| und Stempel. Er er 


I. Fälfhung eig Aa. Wer das Amtsſiegel einer oͤffentlichen Be⸗ 
ge Hörde für ſich oder einen Andern ohne amtlichen Auftrag ver: 
fertiget oder verfertigen läßt; wer ein ſolches aͤchtes oder 
nachgemachtes Siegel wiſſentlich in unerlaubten Berig 

nimmt, weni er davon zu Begehung einer andern ftrafbaren 

. That, feinen ‚Gebrauch ‚macht, ſoll mit Gefaͤngniß nicht 

unter ſechs Monate, wenn. er. Gebrauch. davon macht, 

mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren geſtraft werben. n 

„lt —— Art. As. Wer Stempel, mit welchen Gegenſtaͤnde un⸗ 
— ter dffentlicher Autoritaͤt bezeichnet werden, nachmacht oder 
faͤlſcht, oder ſich ſolcher nachgemachter oder falſcher Stempel 
wiſſeutlich bedient, ſoll mit yobeiehane bis zu ſechs 
Jahren beſtraft werden. — 


Art. 216.° Wer dergleichen Stempel “ohne amtli: 
hen Auftrag verfertiget: oder verfertigen läßt, oder einen 
folhen Stempel, er fey. ächt oder unächt, wiſſentlich in 
unerlaubten Befiz nimmt, fol, wenn davon noch Fein 
Gebtauch gemacht" worden: iſt, mit: Gefängniß — un⸗ 
ter drey Monaten geſtraft werden. 
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er Groͤße und täufchende Aehnlichkeit der „Algeneine 
nachgemachten voder verfaͤlſchten öffentlichen Siegel uud m 
Stempel mit ben Achten und unver faͤlſchten gilt bey Aus- 
meſſung der Strafe als befonderer Erfpwerungsgrund. | 


Die nachgemachten oder verfälfchten, oder in uners 
laubten Beſi itz genommenen Siegel und Stempel, des⸗ 
gleichen die bunt Keſtegelten urtuuden und gefempilten 
Gegenftände werden ‚eonfiseirt. 


— “eitfiee Eapütet 


Bom Meineide, Eides bruche, und falſcher 
a. ade -. Ausſage. 9 


eie Wer, aus was immer fuͤr einer Ver⸗ 1. eine, 
anlaffung, in eigener oder "fremder Saͤche, vor Gericht 
einen behauptenden eis wiffentlich falfch geſchworen oder 
unter Beziehung auf einen ſolchen ſchon geleiſteten 
Eid wiſſentlich etwas Unwahres vor. Gericht behauptet 
oder ausgeſagt hat, der ſoll wegen Meineides nach 
folgenden Unterichieden geftraft werden. 


TL went in einer ünterfuhung über ein Verdrechen, 
eum einen unſchuldigen in Strafe oder um einen 
Schuldigen in eine der Gattung nach ſchwerere 
Strafe, als er verdient hat, zu bringen, mein⸗ 

eidig geſchworen worden iſt, ſo tritt: 


— wenn die Strafe des angeſchuldigten PR 
in” Arbeitöhaus oder. Dienſtent ſetzung — 
Arbeitshaus nicht unter vier Sahren; 


6 | ir 
23 RE WEN-DArAUf die: Strafe des Zuchthaufes ſteht, 


ET a tar Buchthanß,hiß zu fanfzehn Jabren, nr 


aeg . wenn das. Aageſchuldigte Verbrechen bie Fet⸗ 
ET ee vder Todeöftrafe nach fich Jiehen konnte, 
R Zuchthaus nicht, unter taͤeſtebn Jahre ein. 


wi Hat der, Angefeputbigte, gegen eldhen ohne fol. 


hen Meineid die Strafe nicht erkannt ‚worden 
wäre, dieſelbe wirklich erlitten, fo iſt im Fau⸗ 

Nr. 1. Ziffer 1. auf Zuchthaus His zu fünfzehn 

u Jahren ; im Salle Ziffer 2: auf Zuchthaus nicht 
inet fuͤnfzehn Jahre; im Kalle Ziffer 3: auf 
Kettenftrafe, und wenn ein Unfchuldiger auf fals 
ſches, wteineidiges. Zeugniß Mehterer, welche ſich 


— zu ſolchen Zeugulſſen miteinander ‚einverftanden 


* ‚haben, den Tod, erlitten a) anf ae; zu 
erlennen⸗ 


M. In allen anderen — iſt der Meinen nil & 
bbeitshaus nicht unter vler Jahre zu beftrafen. 
Iſt jedoch: durch einen Meineid in Partheyfachen 
6a fuͤnfhundert Gulden , überfteigender Schaden 
... ‚sugefügt worden, fo. fol. auf. Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren, erkannt werden. 


og et. 210. Mer in einer Unterfüchungefäche, es fey 
für oder gegen den Angefchuldigten, ſich einer Faͤlſchung 


von Urkunden, oder. des. Gebrauches wiffentlich falfcher 


Urkunden fchuldig macht, oder Urkunden, deögleichen an⸗ 
dere Beweismittel unterdruͤckt, oder die Ublegung ber 
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Zeugſchaft oder ded‘Yeigendided beharrlich verweigert, 
fo fern dadurch die in feiner Abſicht "gelegene Verurthei⸗ 
fung eined Unſchuldigen oder die kosſprechung eines 
Schuldigen bewirkt wird, fol gleich einem melneidigen 


Zeugen, jedad) innerhalb der Gränzen derfelben. Strafart 
in geringerem Maaße, beftraft werben. 


Art: 220. "Die an Eides ſtatt gehraͤuchlichen Be⸗ 
kraͤftigungsformeln der Mennoniten oder anderer Religi⸗ 
ons genoſſen, welche nach ihren Religionsgrundſaͤtzen kei⸗ 
nen Eid leiſten, ſi nd, ruͤckſichtlich der Strafe des Mein⸗ 
— dem Eide ſelbſt gleich zu achten. * 


Der Wuͤrdigungs eid in Civilſachen lt, eine Unter: 
fuchung wegen Meineides nicht zu. | | 


Art. 221. Mer wegen Meineides (Art. 218, 210) 
zur Strafe des Zucht: oder Arbeitshauſes rechtöfräftig 
verurtheilt worden, der ift zur ee. eines Eides oder 
Zeuguiffes für immer unfähig. | Er 

" Art. 222. Mer ein — Veaſſrehen oder eine en 
andere ihm obliegende Verbindlichkeit zu Fünftigen Hands Sanbgeib: 
lungen oder Unterlaffungen durch einen abgelegten Eid —— 
oder durch ein ſtatt Eides gegebenes Handgeluͤbde vor 
Gericht bekraͤftiget, dieſe Zuſage aber mit Wiſſen und 
Willen gebrochen hat; wer als Parthey, Zeuge oder 
Sachverſtaͤndiger ein Handgeluͤbde ſtatt Eides vor Ge⸗ 
richt falſch abgelegt hat; wer ſich zu einem falſchen Eide 
vor Gericht bereit erklaͤrt, dieſen aber deßwegen, weil er 
vom Gegentheile fuͤt geleiſtet angenommen worden ik, 


Bel LXXII. ee 
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nicht —— hat, ſoll mit Gefängniß nicht unter. 
id — beſtraft werden. 


UII.Fatſche Art. 223. Wer außerdem on Vernehmungen, wels 

Ausfagen 

vor, der Ob che eine Obrigfeit von Amtöwegen mit ihm vornimmt, 

ee oder bey Anzeigen an fie wiſſentlich falfche Thatſachen 
oder Verhältniffe angibt, wird mit Gefängniß bis zu 
zwey Wochen, oder an Geld bis zu fünfzig en 


beſtraft. ¶ 


Zwdlftes Capitel. 


Von Handlungen gegen die Religion und 
Sittenlehre. — 


Serabs Art. 224. Mer durch Öffentliche Rede, Kehre, Schrift 
| der Kelten oder bildliche Darftellung ſolche Grundfäße, Meinungen 
iehre. oder Geſinnungen ausſpricht, welche wider die Grundla⸗ 
gen der Religion und Sittenlehre uͤberhaupt gerichtet, 

oder ſonſt fuͤr Religion oder Sitten von gemeinverderbli— 

cher Beſchaffenheit find; wer ſich oͤffentlich zum Aerger— 

nuiſſe Anderer auf eine die Ehrfurcht gegen das hoͤchſte 
Weſen beleidigende Weife äußert, iſt mit Gefängniß bis 

zu drey, beym Ruͤckfalle bis zu ſechs Monaten zu 


ſtrafen. — 


II. Verach⸗ Art. 225. Gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher 
befiehende  Äft dffentlicher Rede oder in einer Schrift Die Lehren, 
—æX Einrichtungen, Gebraͤuche einer mit Genehmigung der 

Staatsregierung beſtehenden Religionsgeſellſchaft durch 
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Ausdruͤcke der Verachtung, des —** oder des Haſſes 6 
angreift. 


Art. 226. Prediger, welche in Gſutliche Vor⸗ 
traͤgen durch Schmaͤhungen oder gehaͤſſige Beſchuldigun⸗ 
gen Religionshaß zwiſchen den im Staate beſtehenden 
kirchlichen Geſellſchaften zu wecken oder zu unterhalten 
ſuchen, ſollen mit Dienfentlaffung, beftraft werden. 


Schriftfteller, welche: dergleichen in ihren-Schriften 
thun, follen, wenn fie Staatsdiener, vder- Öffentliche 
Diener find, mit gleicher Strafe, außerdem aber mit 
der Strafe des Gefaͤngniſſes nicht unter — Monate 
belegt werden. 


Dreyzehntes Capitel. 
Bon Verletzungen der Sittlichkeit. 


Art. 227. Wer mit öffentlichem Aergerniſſe oder 1. Bertens 
mit abfichtlicher Verführung durch Verbreitung unzuͤchti— —* u 
ger Schriften oder bildliher Darftellungen die Sittlichfeit baute 
verlegt, fol mit Gefängniß bis zu einem Jahre, und 
wer in gleicher Art durch unzüchtige Handlungen, welche 
nicht befonders in diefem Geſetzbuche mit, Strafe belegt 
find, die Schamhaftigkeit beleidigt, fol mit Gefängniß 
bis zu drey Monaten beftraft werden, Der Thaͤter ift, 
wenn er ein geiftliches oder weltliches Amt beffeider, 
desſelben zu entlaffen. 


Mit der dritten Beftrafung foll die befondere, Polis 
zeyaufſicht angeordnet werden. 
7 * 
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If. Nosds Art. 228. Mer eine MWeibsperfon durch Förperliche 
en Gewalt oder Drohungen, die mit dringender Gefahr für 
Leib oder Leben verbunden find, zur Unzucht nöthigt, oder 
durch argliftige Betäubung ihrer Sinne außer Stand 
der Abwehr fee und in diefem Zuftande zur Unzucht 

- mißbraucht, foll wegen Nothzucht beftraft werden; 


I. mit Kettenftrafe, wenn die genothzüchtigte Perfon 
durch die, jedoch ohne mörderifche Abficht, voll- 
brachte That ihr Leben verloren. Sit der Tod 
dadurch erfolgt, daß eine denfelben mach ſich zie⸗ 

henude Krankheit durch die That aufgeregt worden 
ift, fo folk auf Zuchthaus nicht unter fünfzehn 
Jahre erfannt werden; 


II. mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, wenn die 
genothzüchtigte Perfon durch die That an ihrer 
Gefundheit Nachtheil erlitten hat, oder die Noth— 

zucht an einer Perfon unter vierzehn Jahren be= 
gangen worden ift; 


11. außer den vorftehenden Fällen mit Arbeitshaus 
nicht unter vier Jahre. 


Die Strafe des Zucht⸗ oder Arbeitshauſes iſt jedes⸗ 
mal zu ſchaͤrfen. 


me Art. 229. Mer eine Perfon, bie dad vierzehnte Le⸗ 

Unmuche. bensjahr noch nicht zurücigelegt hat, zur Unzucht miß- 
braucht, ift, nach Verfchiedenheit der im vorhergehenden 
Artikel 228 genannten Fälle, gleich einem Nothzächtiger 
zu beſtrafen. 
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Haben ſich Stiefs oder Pflegeältern, Wormänder,. 


Erzieher oder Lehrmeifter, Schullehrer oder Vorftehergund 

Auffeher öffentlicher Anflalten an ihren Stief⸗ oder Pfle= 
gefindern, Zdglingen oder Untergebenen einer folden That 
ſchuldig gemacht, fo foll diefes Verhältniß des Thäters 
zum Verführten bey Ausmeſſung der Strafe als beſon⸗ 
derer Erſchwerungsgrund gelten. 


Stief- oder Pflegeaͤltern ſollen zugleich der an der 
Perſon des Mißbrauchten ihnen zuſtaͤndigen Rechte fuͤr 
verluſtig erklaͤrt werden. 


Art. 230. Die im vorhergehenden Artikel Abſatz 2. 
genannten Perfonen follen, wenn die von ihnen zur Un- 
zucht mißbrauchte Perſon das vierzehnte Jahr ihres: Les 
bens zuruͤckgelegt hatte, mit Gefaͤngniß nicht unter ſechs 
Monate; Religionslehrer, Schullehrer, Vorſteher oder 
Aufſeher oͤffentlicher Anſtalten aber noch uͤberdieß mit 
Dieunſtentlaſſung beſtraft werden. — | 


Art. 231. Wer eine wahnfinnige, blödfinnige, bes 
raufchte oder fonft betäubte Perfon zur Unzucht mißs 
braucht, ift mit Gefaͤngniß nicht unter drey Monaten 
zu ſtrafen. 


Art. 232. Dienſtboten und Hausgenoſſen, welche 
eine dem Hausvater oder der Hausfrau anverwandte, 
oder ihrer Gewalt, Vormundſchaft, Curatel oder Pflege 
untergebene, zur naͤmlichen Haushaltung gehoͤrige min⸗ 
derjaͤhrige Perſon uͤber vierzehn Jahre mißbraucht haben, 
werden mit Gefaͤngniß bis zu einem Jahre geſtraft. — 
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Allgemeine "Art. 233. Wegen Nothzucht und Verfuͤhrung zur 
Beſtimmung 
Unzucht kann Unterſuchung und Strafe nur auf Verlans 
‚gen oder Anzeige. der genothzuͤchtigten oder verführten 
Perfon, ihrer Aeltern und Pflegeältern, ihres Vormundes, 
Guratord oder Ehegatten verhängt werden; es wäre denn, 
daß dieſe Thaten von den im Art, 229 genannten Per—⸗ 
fonen oder unter Umftänden vollbracht find, welche dffent= 
liches Auffehen und Wergerniß erregt haben, oder daß 
die Nothzucht die im Artikel 228 Neo. I, oder die eben 
dort Nro. Il, beſtimmte Folge gehabt hat. 


Iv. Stu Urt. 234. Aeltern und Blutöverwandte in aufftets 

en ‚gender Linie, welche mit ihren Kindern oder andern Ab— 
Fommlingen Unzucht verüben, follen mit Arbeitshaus bis 
zu ſechs Jahren beftraft werden. — Auch follen die Ael— 
tern, welche dieſes Verbrechen begangen haben, aller äls 
terlichen Rechte verluftig, und der Erbfolge in dad Ver⸗ 
mögen diefer ihrer Kinder unfähig feyn. 


Kinder und andere Abkoͤmmlinge, welche fich nach 
zurückgelegtem vierzehnten Jahre in folcher Art mit ih— 
ren Weltern und Blutöverwandten in auffteigender Kinie 
vergangen haben, werden mit Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten beſtraft. | 


Reibliche, voll- oder halbbürtige eheliche Geſchwiſter, 
welche mit einander Unzucht treiben, follen mit Arbeits- 
haus bis zu vier Jahren, uneheliche mit Gefängniß nicht 
anter ſechs Monaten beftraft werben, 


vw Art. 235. Mer ſich widernatürlicher Unzucht ſchul⸗ 
une dig macht, fol, wenn die That mit dffentlichem Auffehen 
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und Xergerniß verbunden gewefen, oder wenn der dadurch 
Beleidigte Unterfuchung verlangt, vorbehaltlidy der nach 
Art. 229. verwirkten höhern Strafe, mit Gefängniß nicht 
unter fechd Monaten geflraft werden. 


Sm Wieberholungsfalle ift die beſondere Polizeyauf⸗ 
ſicht anzuordnen. 


Art. 236. Ein Ehegatte, welcher bey noch fort⸗ 
dauernder gültiger Ehe, wiſſend, daß der Gatte — 
lebe, eine neue Ehe ſchließt, ſoll: 


I. mit Arbeitshaus bis zu vier Jahren - 


II, wenn er der Perſon, mit welcher die neue Ehe 
gefchloffen worden, feinen Eheſtand verhehlt hat, 
nicht unter vier Jahre geftraft werben. 


VI Dop⸗ 
peiche. 


III. Sind beyde Theile fchon verheirathet, fo find | 


beyde mit Arbeitshaus nicht unter “ Jahren zu 
beftrafen. 


IV. Eine ledige Perfon, welche fich mis einer andern, 


die noch in fortwährender gültiger Ehe lebt, wif- 
ſentlich verheirathet, ift mit Gefängniß nicht uns 
ter fechd Monaten zu belegen. - 


Befand fi) der Schuldige in einem auf Fahr⸗ 
läffigfeit beruhenden Irrthum über die Fortdaner 
der früheren Ehe, fo tritt gegen ihn Gefängniß, 
im Falle grober Sahrläffigkeit bis zu drey, im 
Falle geringer Fahrlaͤſſigkeit bis zu einem Mo⸗ 
nate ein. 
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‚vIL Et | Art. 237. Die Verlegung der ehelichen Treue 


durch Ehebruch wird nur auf Klage oder Denunciation 
des beleidigten Theiles, alsdaun aber mit Gefängniß 


I. an ber Ehefrau bis zu ſechs; 
II. an dem Ehemann bis zu drey Monaten geftraft. 


j Wegeht ein. verheiratheter Mann mit eines Anderen 
Ehefrau den Ehebruch, fo liegt darin gegen beyde ein 
befonderer Erſchwerungsgrund. 


Vierzehbntes Eapitel. 


Bon ftrafbasren, gegen das Leben Anderer 
gerichteten Handlungen. 


Lzödeug . Art. 238. Um eine Befchädigung oder Verwun⸗ 

— urt dung für tborlich zu halten, wird mehr nicht, als die 
Gewißheit erfordert, daß dieſelbe als wirkende Urſache 
den Tod des Beſchaͤdigten Ober Verwundeten hervorges 
bracht habe. 


Es hat ſonach auf die rechtliche Beurtheilung der 
Toͤdtlichkeit einer Beſchaͤdigung oder Verwundung keinen 
Einfluß, ob dieſelbe in andern Faͤllen durch Huͤlfe oder 
Kunſt etwa ſchon geheilt worden iſt oder nicht; ob der 
toͤdtliche Erfolg in dem gegenwärtigen Falle durch zeitige 
zweckmaͤßige Kunſthuͤlfe haͤtte verhindert werden koͤnnen; 
ob die Beſchaͤdigung oder Verwundung unmittelbar oder 
nur durch andere, jedoch durch ſie ſelbſt in Wirkſamkeit 
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geſetzte Zwifchenurfachen den Tod bewirkt habe; ob end⸗ 
lich diefelbe allgemein toͤdtlich ſey, oder nur wegen der 
eigenthiimlichen Leibeöbefchaffenheit des Getodteten oder 
wegen der zufälligen Umftände, unter welchen fie ihm 
zugefügt worden, den Tod hervorgebracht habe. 


Art. 239. Wer die von ihm verurfachte Tddtung b) — 
mit Vorbedacht beſchloſſen oder mit Ueberlegung ausge⸗ "non. 
führe Hat, foll als Mörder mit dem Tode beftraft werden. 


Art. 240. Mer einem Andern Sift ober andere Fr 
Subftanzen, weldhe den Tod zur Folge haben Fönnen, 
auf welche Art es fey, abfichtlich beygebracht hat, fol 
nach folgenden Unterfchieden beftraft werden: | 


I, wenn es in der Abficht, zu tbdten, gefchehen und 
der Vergiftete durch die Vergiftung geftorben ift, 
mit dem Tode; wenn er in eine, gewiß oder 
wahrſcheinlich unheilbare Geifteszerrättung oder 
Krankheit des Körpers verfegt worden ift, mit 
Kettenftrafe; außerdem mit Zuchthaus nicht uns 
ter fünfzehn Jahren; 


I. wenn es in der Abficht, zu ſchaden, gefchehen, 
mit dem Tode alddann, wenn ber Vergiftete durch 
die Vergiftung geftorben iſt; mit Zuchthaus, nicht 
unter zwölf Jahren, went die Vergiftung eine 
Geifteözerrättung oder Krankheit der in vorberges 
hender Nro. I. befchriebenen Art zur Kolge ges 
habt hat; außerdem mit Arbeitshaus nicht unter 
vier Jahren. 
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Art. 241. Mer Brunnen, dffentlich vwerfäufliche 
Waaren und Überhaupt foldhe Sachen, wodurch eine un: 
beftimmte Menfchenzahl Leben und Gefunpheit verlieren 
kann, abfichtlich vergiftet, fol mit dem Tode beftraft 
werden. — 


Art. 242. Wer ſich einer Vergiftung aus. Unvor: 
fichtigfeit und Fahrläffigfeit fchuldig gemacht hat, der 
fol im Falle des Art. 240 mit Gefängniß, 


a) bey grober Fahrlaͤſſigkeit nicht unter, 


b) bey geringer Fahrlaͤſſigkeit bis zu ſechs Monaten; 
außerdem aber 


1. bey erfolgter Böotung, im Falle a bis zu einem 
Jahre, | 
im Halle b bis zu drey Monaten ;. 


2 bey erfolgter Beichadigung im Falle a bis zu 
ſechs Monaten, im Falle b bis zu fechs — 
beſtraft werden. 


3. Hat die fahrlaͤſſige Vergiftung keine Folgen ge⸗ | 
habt, fo findet Gefäugniß im Falle a bis zu ei: 
nem Monate, im Falle b did zu einer Moche 


Mer jedoch den Schaden, welcher aus feiner unvor⸗ 
fichtigen Vergiftung entftehen konute, fogleich entweder 
felbft oder durch ſchleunig herbeygerufene obrigkeitliche 
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oder andere güte Re bleibt von jeber san 
freg. — | 


Art. 243. Mer die bey * bettäͤuflichen Nah: 
rungs- oder Arzneymittel mit Dingen verfälfcht, die der 


Geſundheit nachtheilig find; dann wer wiſſentlich vers 


fälfchte Waare verfauft, der foll dad erftemal mit Ge— 
fängniß nicht unter drey Monaten, beym NRüdfalle mit 
Arbeitshaus bis zu vier Jahren geſtraft werden. 


Mit dieſer Verbrechensſtrafe iſt der Beruf des Ges 
ke verbunden. 


Art. 244. Mer eine Toͤdtung ohne Vorbedacht im 


aufwallender Gemüthöbewegung befchloffen und im gleis 
cher Gemuͤthsbewegung ausgeführt an wird — Todt⸗ 
ſchlages beftraft: 


I. mit Zuchthaus nicht unter fünfzehn Jahren, wenn 
Feiner der in den folgenden Nummern H. und 
III. bezeichneten Fälle eintritt; 


II. mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Fahren, wenn 


der Getbdtete den Todtfchläger durch unerlaubte 
Beleidung oder Beſchimpfung zum Zorne gereizt 
hat; 


III. mit Arbeitshaus nicht unter vier Jahren, wenn 
dieſe Anreizung durch ſchwere Beſchimpfung, 
harte Beleidigung oder grobe Mißhandlung ges 
ſchehen ift. I 


3. Todt⸗ 
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4. gindz⸗ Art. 245. Eine, Mutter, welche ihr uneheliches 
nengeborned Kind durch Handlung oder Unterlaffung ab⸗ 
ſichtlich tddtet, oder am ihrem unehelichen Kinde, noch 
ehe fie dasfelbe vollfommen zur Welt geboren, ' während 
der Geburt felbft toͤdtliche Mißhandlungen in mörderi: 
fcher Abdficht vorgenommen hat, fol wegen Kindsmor⸗ 
des zum Zuchthaus nicht unter fünfzehn en verur⸗ 
theilt werden. 


Hat die Kindsmoͤrderin die Toͤdtung ihres Kindes 
ſchon vor ihrer Niederfunft beſchloſſen, oder mit Ueberle— 
gung ausgeführt, fo ift diefer Umſtand als beſonderer 
Erſchwerungsgrund anzuſehen. 


Ein Kind, welches noch nicht vier und zwanzig 
Stunden alt BEWOFOCH, ift für ein neugebornes Kind zu 
achten. 


Art. 246. Iſt nicht hergeſtellt, daß das uneheliche 
Kind nach der Geburt gelebt, oder durch eine Handlung 
oder Unterlaſſung der Mutter das Leben verloren habe, 
die Mutter hat aber ihre Niederkunft verheimlicht, ſo iſt: 


I. wenn das Kind von ihr verborgen oder auf die 
Seite geſchafft worden, auf Arbeitshaus, 


a) bey eingeftandener oder erwiefener moͤrderi⸗ 
ſcher Abſicht nicht unter vier, 


b) außerdem bis zu vier Jahren; 


11. bey nicht vorhandener Vorausfegung Neo, 1. auf 


109 


Gefängniß, im Falle I. a nicht unter, im Falle 
J. b bis zu ſechs Monaten zu erkennen. — 

Die Niederkunft iſt verheimlicht, wenn die Gebaͤ⸗ 
rende, welche zu der Entbindung den Beyſtand einer an⸗ 
deren Perſon haben konnte, entweder ohne Beyſeyn An⸗ 
derer, oder nur in Gegenwart mit ihr einverſtandener 
Perſonen geboren hat. | 


Art. 247. Eine Mutter, welche ein außereheliches 
Kind erwiefenermaßen todt zur Welt gebracht hat, oder 
deren lebendig zur Welt gebrachtes Kind nad) der Ges 
Hurt eines natürlichen Todes geftorben ift, foll, wenn 
durch diefe Verheimlichung felbft die todte Geburt oder. 
das Abfterben des Kindes veranlaßt worden, die Strafe 
fahrlaͤſſiger Toͤdtung (Art. 249 II.) zu leiden haben. 


Art. 243. Mit Gefaͤngniß bis zu einem Monate s. Toͤdtuns 
einer Mißge⸗ 
wird geftraft, wer eine lebendig zur Welt gefonmene dur. 
Leibesfrucht wegen ‚Mangelö menfchlicher Geftalt eigens 
mächtig tödtet. 
Art. 249. Mer Jemand aus Nachläffi gkeit, un⸗ * Tödtung 


s Fahriäfs 


vorfichtigfeit oder Ungeſchicklichkeit toͤdtet, der foll, ‚ fokeie 


I. wenn diefes aus ſchuldhafter Weberfchreitung der 
Gränzen rechtmäßiger Nothwehr oder des Noth⸗ 
rechts gefchehen, mit Gefängnig — im Falle gro= 
ber Zahrläffigkeit bis zu ſechs Monaten im Falle 
geringer Fahrläffigkeit bis zu einem Monate; 


I. außerdem mit Gefängnig — bey grober Fahr: 
läffigkeit nicht unter feh8, bey geringer Fahrläfs 
figfeit bis zu drey Monaten -geftraft werden. 
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Beruht die fahrläffige Tödtung auf ungeſchickter 
Anwendung einer Wiffenfchaft, einer Kunft oder: eines 
Gewerbes, zu deren Ausübung der Thäter die Erlaub: 
niß hat, fo ift neben der Strafe zugleich diefe Erlaubniß, 
nach Umftänden gleich im. erften oder im Wiederholungs⸗ 
falle, ganz oder auf einige Zeit einzuziehen. 


Art. 250. Nach den Beftimmungen Über Thdtung 
aus Kahrläffigfeit wird gefträft: wer wiffentlih eine 
ſchwangere, vor ihrer Entbindung geftorbene Perfon, des 
ren Leibesfrucht mir Ruͤckſicht auf die Zeit der Schwan: 
gerfchaft ſchon Tebensfähig feyn Fan, ohne Unterfuhung 
durch einen öffentlich aufgeftellten Arzt oder Geburtöhel: 
fer, oder mit Umgehung der von demfelben zur Rettung 
des Kindes dienlich befundenen Mittel, beerdigt oder be: 
erdigen läßt. | 


Gleiche Strafe Fommt gegen diejenigen zur Anwen⸗ 
dung, welche eine Perfon, von der fid) ergibt, daß fie. 
blos fcheintodt gewefen, zu früh gedffnet oder beerdiger 2 
haben, oͤffnen oder beerdigen laffen; desgleichen gegen 
diejenigen, welche das eine oder andere durch unrichtige 


Angabe über. die Zeit des Todes einer ſolchen Perfon 
- veranlaßt haben, 


II. Abdıreis 


bung der Leis 
besfrucht. 


Iſt allenfalls noch Rettung erfolgt, fo ift bie außer: 
dem verwirkte Etrafe auf die Hälfte herabzufegen. 


Art. 251. Wenn eine Mutter, welche mit einem 
unzeitigen oder todten Kinde niedergefommen ift, zuvor 
äußere oder innere Mittel mit rechtöwidrigem Vorſatze 
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angewendet hat, welche eine zu frühzeitige Entbindung - 1 
oder den Tod der Frucht im Mutterleibe bewirken koͤn⸗ 
nen, fo ift fie mit ——— bis: zu ſechs Jahren zu 


ſtrafen. 


Eben dieſe Strafe trifft — welcher an— 
folche Handlung an einer Schwangern mit deren Bewil— 
ligung vorgenommen hat. 


Art. 252. Iſt aber eine ſolche Handlung ——* 
lich ohne oder wider den Willen der Mutter geſchehen, 
ſo ſoll der Thaͤter beſtraft werden: 


J. mit dem Tode, wenn aus der Anwendung ſolcher 
Mittel der Tod der Mutter entſtehen konnte, dies 
fes dem Thäter befannt gewefen, und der Tod 
auch wirklich entſtanden ift; 


I. mit Zuchthaus: bis zu fünfzehn Jahren, wenn 
durch die gebrauchten Mittel die Mutter in Les 
benögefahr oder in eine gewiß oder wahrſcheinlich 
unheilbare Geifteszerrättung oder Krankheit des 
- Körpers verfeßt worden if; nicht unter fünfzehn 
Sahren, wenn die Mutter ohne die in der vorher: 
gehenden Nro. I. angeführte Vorausfegung das 
durch dad Leben verloren hat; 


II. in den übrigen Fällen mit Arbeitshaus bis zu 
ſechs Jahren. 


Beruht die That auf Fahrlaͤſſigkeit oder Ungeſchick⸗ 
lichkeit, ſo treten nach Unterſchied entweder die Beſtim— 
mungen des Art. 249. oder jene des Art. 257. ein. 


112 | 


— Art. 253. Aeltern, welche ihr Kind, das wegen 
jugendlichen Alters, Krankheit oder Gebrechlichkeit ſich 
ſelbſt zu helfen unvermoͤgend iſt, von ſich entfernen und 
in huͤlfloſem Zuſtand verlaſſen; desgleichen andere Perfos 
nen, welche an Kindern, Kranken oder Gebrechlichen, zu 
deren Verpflegung ſie verbunden ſind, eine ſolche Hand⸗ 
lung begehen, ſollen wegen Ausſetzung nach folgendem 

Unterſchiede beſtraft werden. 


I. Mar die Gefahr für den Ausgeſetzten fo groß, daß 
deffen Rettung mit Wahrſcheinlichkeit nicht ers 
‚wartet ic konnte, fo findet: 


1. a er dad Leben verloren Hat, Zuchthaus 
nicht unter fünfzehn Jahren ; 


2, wenn er an feinem Körper oder an feiner Ge⸗ 
fundheit Schaden gelitten, Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Jahren; 


3. ift der Schaden, nach, Ausſage der Sachver: 
 fländigen, Fein bleibender, Arbeitöhaus nicht 
unter 118 Jahren; 


4. iſt der Ausgeſetzte unverſehrt gerettet worden, 
Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren ſtatt. — 


II. War die Ausſetzung zwar nicht gefahrlos, aber 
doch Wahrſcheinlichkeit und gegruͤndete Hoffnung 
der Rettung vorhanden, fo tritt nach Verſchieden— 
heit der in Nr. I. angeführten Fälle: 


1, die Strafe des Arbeitshaufes nicht unter ſechs; 
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2 


bis zu ſechs Jahren; 


bis zu vier Jahren; 


8 


* 


Gefaͤngniß nicht unter einem Jahre ein. 


III. War gar keine Gefahr fuͤr Leben oder Geſundheit 
des Ausgeſetzten vorhanden, ſo iſt “.. pi J 
Unterſchiede auf Gefaͤngniß 


* 


nicht unter ein Jahr; 


* 


bis zu einem Jahre; 


bis zu ſechẽ 


© 


De) 


» bis zu drey Mondten zu erkennen. 


Fuünnfzehutes Capitel. 
Von Koͤrperverletzungen und Beſchaͤdigungen. 


Art 254. Mer einem Andern abſichtlich auf was a, ueber 
immer für eine Weiſe eine Beichädigung an feinem Kdr: 1. Mie Bor: 
per zufügt, fol, wenn diefes mit Vorbedacht befchlofen — 
oder mit Ueberlegung ausgefuͤhrt worden iſt, in folgender 
Art beftraft werden: 


IL, mit Zuchthaus bis zu — Jahren, wenn der 
Beſchaͤdigte durch die Mißhaudlung zu ſeinen 
Berufsgeſchaͤften vdͤllig unbrauchbar gemacht, oder 
der Sprache, des Gehoͤrs, eines oder beyder Au⸗ 

Beylage LXXIII. 8, 
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gen, eines oder beyder Arme, Haͤnde oder Fuͤße, 


k 
} 


‘ oder des Gebrauches derfelben beraubt, zur Forts 


II« 


III 


pflanzung des Geſchlechtes unfaͤhig gemacht, oder 
in eine Gemuͤthskrankheit, hinſichtlich welcher keine 
gegruͤndete Wahrſcheinlichkeit der Wiederherſtellung 
vorhanden, verſetzt, oder, ohne auf Toͤdtung ge⸗ 
richtete Abſicht des Beſchaͤdigers, des Lebens bes 
raubt worben ift; i 

mit Arbeitshaus nicht unter vier Fahren, wenn 
der Mißhandelte fonft verfiämmelt, um ten Ges 
braud) eines andern feiner Glieder gebracht, ner: 
unftaltet, oder zu feinen Berufsarbeiten, nach 
Ausfage der Sachverftändigen, über er Monate 
unbrauchbar gemacht wird; 


mit Arbeitöhaus bis zu vier Jahren, wenn der 


Mißhandelte auf andere Weiſe an feinem Körper 


befchädiget, und dadurd) in eine über drey Monate 
bauernde Krankheit oder Arbeitöunfähigfeit geſetzt 
worden, und fich nicht zeigt, daß diefer Zeitraum 


nur aus Gründen, welche dem Thäter nicht zuge⸗ 


rechnet werden koͤnnen, uͤberſchritten worden ſey; 


IV. mit Gefaͤngniß 
4. nicht unter ſechs Monaten, wenn unter gleicher 


Vorausſetzung die Krankheitds oder Arbeitsunfähigs 
keit des Beſchaͤdigten über einen Monat; 


2. von einem bis zu ſechs Monaten, wenn ſie uͤber 


eine Woche gedauert hat; 


53. bis zu einem Monate, wenn ſi e von m tingrer 


Dauer war — 


| .415 
Sehr geringe — iſt mit Gefaͤngniß | 
bis zu einer Woche oder an Geld bis zu fünf und zwan⸗ 
zig Gulden oder mit gerichtlichen — zu ſtrafen. 


Art. 255. Iſt bie Koͤrperverletzung ohne Vorbe⸗ ?- Bine Bon 
dacht, in aufwallender Gemuͤthsbewegung, oder bey wi 

vorbereiteten Raufhaͤndeln befchloffen und — wor⸗ 
den, ſo ſoll: 

J. in den im vorhergehenden att. 264. Nr. t. be⸗ 
ſtimmten Faͤllen auf Arbeitshaus nicht unter vier 
Jahren; 

II. in den zaſelbſt unter Nr. II. genaunten edlen 
auf Arbeitshaus bis zu vier Jahren; .— 


m. in den Fallen Nr. IH. auf Gefaͤngniß nicht unter 
ſechs Monaten; 


IV. in den Fällen Nr. IV. auf Gefingiß 
1. von einem Monat bis gu ſechs Monaten; 


2: bis zu drey Monaten; 
3. bis zu zwey Wochen, . — 
erkanut werden. 


Art. 256. Sat bey einer side ine 
Vorbedacht der Vetletzte durch unerlaubte Beſchimpfung 
oder —— den Thaͤter zum Zorne gereist, fo iſt 


I, in ‚den Sällen des Art, 254. Nr. I. auf Arbeits⸗ | 
8 * 


3, Hub Fahtı 


lã ſſigkelt. 
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haus bis zu vier Jahren, und wenn die Anreizung 

dur ſchwere Beſchimpfung, . harte Beleidigung 
oder grobe Mißhandlung gefchehen, auf Gefängniß 
nicht unter ein Jahr, ı R 


II. in Fällen Nr. II. deſſelben Artikels nach gleichem 
Unterſchiede auf Gefaͤngniß bis zu ſechs oder bis 
zu drey Monaten; | | 


IH. in den Fällen Nr. III. auf Gefängniß- Dis zu 
drey oder bis zu einen Monate; 


V. in den Fällen Nr. IV. auf Gefaͤngniß 


— 1. Dis zu einen Monate oder bis zu vierzehn 


Tagen; 
2. auf Geldſtrafe bis zu 50 ft. oder bis zu 25 fl. 
3. auf gerichtlichen Verweis zu erkennen. 


Art. 257. Wer ſich gegen einen Andern der, Körs 
perverleguug oder einer Befchädigung feiner Gefundheit 
aus Unbedachtfamkeit, Unvorfichtigkeit, Nachläßigkeit oder 
Ungefchicklichkeit ſchuldig macht, foll, außer dem Falle ei⸗ 
ner erfolgten Tddtung, mit Gefängniß — im Verhälts 
niffe zu der Strafe der ‚vorfäglichen Beſchaͤdigung, bey 
grober Fahrlaͤſſigkeit bis zu fechs Monaten, bey geringer 


| Fahrlaͤſſigkeit bis zu einem Monate, im Falle uͤberſchrit⸗ 
tener Nothwehr aber bey grober Sahrläffigkeit biö zu 


einem Monate, bey geringer Fahrläffigkeit bis zu einer 
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Woche oder mit Geld bis zu 25 fl. oder, mit gerichts | 
a Verweiſe beſtraft werden. — 


Was im alt. 249. wegen Einziehung der erhaltenen 
Erlaubniß zur Ausübung einer Wiſſenſchaft, einer Kunft, 
eines Gewerbes beſtimmt iſt, findet auch bey Fällen fahr⸗ 
laͤſſi iger Koͤrperverletzuug ſeiue Auwendung. 


Art. 258. Haben bey einem Raufhandel mehrere „rlisemeine 
an den Gerbdteten oder men Hand angelegt, Ren 


ww iſt: 


1. weny. die yugılägten — nur durch ihr 
Zuſammentreffen den eingetretenen E efolg hervor⸗ 
gebracht haben, jeder, welcher eine Werlegung Zus 
gefuͤgt hat; 


2. wenn es gewiß iſt, daß nur die eine oder bie an— 
dere der zugefügten Verletzungen dieſen Erfolg 
bewirkt haben, jeder, ‚welcher eine dieſer Berleguns 
gen zugefügt hat, ⸗ 


als Urheber des eingetretenen Erfolges zu ſtrafen. 


Hat es im Falle Nr, 2. nicht zur Gewißheit ges 
bracht werden konuen, von wen dieſe Verlegungen zuge— 
fügt worden find, fo ſollen diejenigen, von welchen es 
hergeſtellt iſt, daß ſie keine derſelben zugefügt haben, 
nach Verhältniß der außerdem. noch befundenen geringe: 
ren —— die uͤbrigen er Ratt dev anf den eins 


* 
J 
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getretenen Erfolg geſetzten Strafe des Zuchthaufes mit 
Arbeitshaus bis zu ſechs Fahren; ftatt des Arbeitshauſes 
mit Gefängniß bis zu einem Fahre; wenn bey eingetretenem 
Erfolge auf Gefängniß zu erfennen wäre, auf Gefäng: 
niß in verbältnißmäßig geringerem Grade, oder mit vers 
haͤltnißmaͤßiger Geldftrafe oder mit — Ver⸗ 
weile beftraft werben. 


Art. 250. Gegen denjenigen, welcher fi) an Bluts⸗ 
verwandten, in. aufs oder abfteigender Linie, an feinem 
Ehegatten, feinen Gefhwiftern, an einer Schwangern, 
deren Zuftand ihm befannt gewefen, oder an anderen 
Verfonen, welchen er zur befondern Achtung verpflichtet 
iſt, einer Körperverlegung fohuldig gemacht bat, fol dies ' 
ſes perſoͤnliche Verpältniß als: befonderer Erfchwerungs: 
grund gelten. | 


Art. 200. Hat fih Jemand blos in Handhabung 
ber häuslichen Zucht mit Vernachläßigung der nöthigen 
Vorſicht und Mäßigung an einer unter feiner Aufficht, 
Gewalt oder Pflege flehenden Perfon einer Körperverlegung 
fhuldig, gemacht, fo ift derfelbe mit Gefängniß bis zu 
drey Monaten zu belegen; die mißhandelte Perfon foll 
ben mißhandelnden - Aeltern, Pflegeältern, Vormuͤn⸗ 
dern oder Auffehern, wenn noch weitere leibes- oder le= 
bensgefährliche Mißhandlungen zu beſorgen find, aus 
ihren Händen genommen, und auf deren Koften, oder auf 
Koften der Armenanflalten in andere nee‘ und Aufficht 
gegeben werben, 


Art. 361. Bekannte Anftifter von Raufhaͤndeln, 


119 


geroohnte Maufer, welche wenigftens fchon zwenmal wer 


gen Körperverlegung geftraft worden. find, defgleichen 
diejenigen, welche fich gegen die im Artikel 259. genanns 
ten Perfonen der Körperverlegung zum brittenmal fehuls 
dig gemacht haben, follen neben der Strafe unter die 
rn Polizeyauffi cht geſtellt werden. 


a rt: 202. Mas im Art, 238. wegen Toͤdtlichkeit 
der Beichädigungen oder Verwundungen feftgefetzt ift, fin: 


det auch in allen Fällen feine Anwendung, wo bey Koͤr⸗ 


 perverlegungen Jemand das Leben verloren hat. 


Art. 263. Diejenigen Korperverletzungen ohne Vor⸗ | 


bedacht und aus Fahrläffigfeit, welche im Art. 255. Nums 
mer II., im Art. 256., Nr. IL und im Art» 257. anges 
führt find, follen, foferne nicht deren Zufuͤgung mit 
Störung der dffentlichen Ruhe und Ordnung verbunden 
gewefen, nur auf®erlangen des Befchädigten oder feiner 
gefeglichen Vertreter -unterfucht und beftraft werden, die- 
jenigen Faͤlle auögenommen, wo diefe Vertreter felbft 
der Körperverlegung fich fehuldig gemacht haben, und 
der Befchädigte außer Stande ift, an die Obrigkeit fich 
felbft zu wenden: 


Art. 264. Mer eine anſteckende Krankheit unter „7: 


® 


IT. ‚Sitte 
durch 


Menſchen verbreitet hat, ſoll in — Art geſtraft —— 


werden. 


1. Iſt die Verbreitung vorfäglich gefchehen,, fo — 
der Thaͤter, 


ckender 


Kanne, 
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T. Menſchen⸗ 
raub. 


9. 


3. 


—— 


wenn dadurch ein Menſch oder mehrere Mens 
ſchen das Leben verloren, mit dem Tode; 


außerdem, wenn die verbreitere Krankheit unter 
die ſchweren gehört, oder wem wenigfiend zehn 
Menfchen angeſteckt warden find, mit Zucthane 
bis zu fuͤnfzehn Jahren; 


ohne eine dieſer Vorausſetzungen mit Arbeits⸗ 
haus nicht unter vier Jahren beſtraft. 


Zehrlaſſ ige und underfi ichtige Verbreitung ſolcher 
Krankheiten iſt bey grober Fahrlaͤſſigkeit mit Ge⸗ 
faͤngniß, im Falle J.2. bis zu ſechs, im Falle 1.5. 
bis zu drey Moraten, bey geringer Fahrläffigkeit 
nad) gleichem Unterfchiede bis zu zwey oder einem 
Monate; wenn aber Jemand daran gejtorben, bey 
grober Fahrläffigkeit nit unter drey Monaten, 
ben geringer Fahrlaffigkeit nicht unter einen Mo: 
nate zu ie — 


TERN: : u 


TEEN Gapitel 
VBonHandlungenwiderdießreyheitderPerfon. 


Art. 265. Wer fich ohne Recht eines Menſchen 
entweder durch Gewalt oder Liſt, oder vor deſſen zuruͤck- 


gelegtem vierzehnten Jahre mit feinem Willen, jedoch 


ohne Einwilligung feiner Ueltern oder Vormuͤnder, derge: 
ftalt bemächtigt hat, daß. derjelbe dem Schuße des Staa: 
tes oder derjenigen, welche ihn in rechtmäßiger Gewalt 


1m 


Haben, ‚entzogen wird, der if wegen — zu 
beftrafen: J 


1. 


11. 


mit Zuchthaus nicht unter fünfzehn Jahren, wenn 


der Geraubte in entfernte Weltgegenden geführt: 


worden iſt, um dort ald Sclave oder Leibeigener 
zu dienen; 


mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, wenn ber 


Geraubte zum Schiffs- oder Kriegsdienſte einer 
auswaͤrtigen Macht gebraucht, oder als Eolonift 
in entfernte Meltgegenden geführt, oder wem 
von Baganten, Bettlern, Gauflern und dergleichen 
Menfchen ver Raub an einem Kinde unter zwölf 
Fahren veribt worden iſt; 


UF. mit Arbeitshaus nicht unter vier Jahren, wenn 
der Menſchenraub ohne einen der vorbemerkten 


Umſtaͤnde begangen wurde. 


Urt. 206. Wer Jemand wider ſeinen Willen durch IL. win 
Einfperrung oder auf andere Art des Gebrauches feiner 
perfönlichen Freyheit beraubt, ſoll wegen — hatten. 
Gefangenhaltung beftraft werden: | 


1, 


mit Arbeitshaus nicht unter bier a. wenn 


. die Gefangenhaltung über einen Monat gedauert, 


II. 


und der Beleidigte durch den Ort oder die Art der 


Gefangenhaltung, oder fonft auf irgend eine Weiſe 


noch beſondere Mißhandlungen erlitten; 


wenn nur eine der vorbemerkten Vorausſetzungen 
eingetreten iſt, mit Arbeitshaus bis zu vier Jahren; 


rechtliches 
Setangens 
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.. IH, in anderen Faͤllen mit Gefängniß, wenn die Ge- 
fangenhaltung über eine Woche gedauert hat, nicht 
unter ſechs Monaten; wenn ihre Dauer mehr als 
drey Zage betrug, bis zu ſechs Monaten; außer: 
dem bis zu drey Monaten. 


Mer fih nad) zweymaliger Beſtrafung einer widers 
rechtlichen Gefangenhaltung zum drittenmal fchuldig macht, 
fol unter die befondere Polizeyaufficht geftellt, und wer 
diefelbe an Blutöverwandten in auffteigender Linie oder 
an Perfonen, gegen welche er zu befonderer Ehrerbietung 
verpflichtet ift, begangen hat, gegen den foll diefer Um⸗ 
ſtand als befonderer Erſchwerungsgrund betrachtet werden. 


Gefangenhaltungen, welhe Semand an Perfonen, 
die feiner Gewalt, Aufficht oder- Pflege untergeben find, 
vermoͤge des Zühtigungsrechted vorgenommen Bat, wer= 
den mar dann, und zwar mit Gefängniß bis zu drey 
Monaten beftraft, wenn die Gefangenhaltung durch ihre 
Art oder Dauer dem Gefangenhaltenen auf irgend eine 
Meife nachtheilig oder gefährlih, oder den befonderen 
Beftimmungen genehmigter ee und ne a 
zumider iſt. 


Wurde durch diefelbe ein Nachtheil am Körper oder 
an ber Gefundheit wirklich zugefügt, fo treten die betref- 
fenden Strafbeftimmungen ein, und zugleich follen die 
Vorſteher von Strafs oder Erziehungsanftalten, welche 
ſich dergleichen.haben zu Schulden Eommen laffen, e- 
Dienſtes entlaſſen werden. 
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Art. 267. Richter und Vorſteher von Gefängnifs 

fen insbefondere, welche einen Gefangenen nad) eingetres 

tener Rechtskraft des losſprechenden Erfenntniffes oder 

nachdem deffen Entlaffung gegen Caution befchloffen und 

diefe geleijter ift, nicht in vier und zwanzig Stunden 

'entlaffen; Worfteher von Strafanftalten, - welche einen 

Sträfling über feine. Strafzeit im Straforte zurüdbes ' 
halten, follen, wenn fie fich nicht durch den Beweis einer 

gegründeten Urfache rechtfertigen, geftraft werden | 


I. mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren, wenn bies 
ſes aus Haß, Rachſucht, Eigennuß oder fonft un= 
erlaubtem Intereſſe gefchehen, oder wenn die Dauer 
der — einen Monat überfteigt; 


II. wenn es an einer diefer beyden Vorausfegungen 
‘ fehlt, mit Arbeitshaus bis zu vier Jahren; 


- HI, ift feine der vorſtehenden erſchwerenden Voraus⸗ — 
ſetzungen vorhanden, ed hat aber die Zuruͤckbe⸗ 
haltung über eine Woche gedauert, mit Gefaͤng⸗ 

niß nicht unter ſechs Monaten; | 2 


IV. außerdem mit Gefängniß bis zu (che Monaten. 


Im Ruͤckfalle foll mit der in Nr. II. beſtimm⸗ 
ten Strafe die Dienſtentlaſſung und mit der Nr. IV. 
feſtgeſeßten Strafe die Degradation verbunden 
werden. 


Ket: 206. cher verierte Kinder, wahufinnige, Hilfe 


a 
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loſe, gefährliche, verbächtige, über einer ſtrafbaren Hand: 
lungen ergriffene, auf Betteley oder. Landftreicherey bez 
tretene Perſonen in Verwahr nimmt, uud länger als 
vier und zwanzig Stunden in feiner Gewalt behält, ohne 
der nächften Obrigkeit oder, nad) Beichaffengeit der Ums 
fände, den Angehdrigen einer auf diefe Weiſe angehaltenen 
Perfon Nachricht zu geben, dev wird mis Gefängniß bis 
zu zwey Wochen geftraft. 


ZIE. Wider Art. 2365. Wer irgend etwas in rechtswidriger 

rechtlichees - 

nn. Abficht unternimmt, um eine Perfon wider ihren Willen 
au einem Thun, Unterlaffen oder Dulvden zu beftimmeir, 
geſchehe dieſes durch Anwendung wirklicher Gewalt oder 
durch Drohung, — der wird, ſofern das Uüternehmen 
nicht eine ſchwerere Rechtsverletzung euthaͤlt, mit Gefaͤng⸗ 
niß bis zu einem Monate beſtraft. 


—B —— tt. 270. Wer ſich einer Perſon ohne deren Wil— 
‘Jen durch Lift oder Gewalt, ‚oder einer, Perfon unter viers 
zehn Jahren, wiewohl mit ihrer Einwilligung, bemächtigt 
und diefelbe mit fich Hinwegführt, in der Abſicht, fie zur 
Unzucht zu mißbraudhen, oder zur Ehe zu zwingen, oder 

‚einem Andern zu folcher Abficht zu. überlieferw; wer eine 
Derfon in vorbeftimmter Abficht durch Lift oder Zwang 
wider ihren Willen in feiner Gewalt von ihrem Aufent: 
haltsorte zuruͤckhaͤlt, der iſt wegen Entfuͤhrung zu bes 
ſtrafen: 


I. mit Arbeitöhaus nicht unter vier Jahre, wenn der 
Entfüprer nach vollzogener Wegbringung ober Bes 
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mächtigung ſeine Abſicht in nn on /ch . 
oder Unzucht erreicht hat; | | 


II, mit Arbeitshaus bis zu vier Jahren, wenn der 
Entfuͤhrer feine Abficht nicht erreicht Hat... 


Iſt in diefem letztern Falle der vorgehabte ae 
freywillig aufgegeben, und die entführte Perſon vor als 
ler Unterfuchung unbeichädigt wieder 'entlaffen worden, ' 
fo foll auf Sehdagniß "his u einem Jahre erkannt 
werden, ’ 


Art. 271. Iſt eine Perfon von mehr als vierzehn 
Jahren mit ihrem Willen aus der Gewalt derjenigen, 
denen fie untergeben ift, entführt worden, fo iſt 


I. ber Entführer, 


1. wenn diefes in der Abſi cht, — zu — 
geſchehen iſt, mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Mo: 
chen, und bey erreichter Abſi cht von einem bis 
zu drey Monaten; 


2. wenn es in der Abficht, die entfuͤhrte Perſon 
zu ehelichen, geſchehen, mit Gefaͤnguiß bis zu 
einem Monate; 


u die entführte Perfon im Falle Nr. 41. mit Ges 
faͤngniß bis zu einem Monate, und im Falle Nr. 2. 
bis zu zwey Wochen zu bejtrafen. 


Art. 272. Die im Art.235. gegebenen Beftimmuns „Allgemeine 
gen finden auch bey der —— Art. 269. und „immun, 


« 
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. bey der Entführung Art. 270. Anwendung, und wenn 
insbefondere der Entführer oder derjenige, welchem diefer 
die entführte Perſon uͤberlaſſen hat, diefelbe ehelichte, 
kann Unterſuchung und Strafe nur auf Verlangen und 
Anzeige derjenigen, welche die Ehe als nichtig anzufech- 
ten berechtiget find, und nachdem dieſe vom zuftändigen 
Gerichte für nichtig erklaͤrt worden ift, fkatt finden. 


Siebenzehntes Capitel. 
Von — auf die Ehre. | 


1.Faftende : Art. 273. Wer gegen Semand, deifen unſchuld 
nanclation. him bekannt, wegen einer ſtrafbaren Handlung bey der 
Obrigkeit eine Anzeige macht, welche ſo beſchaffen iſt, 
daß ſie gegen dieſen eine Unterſuchung veranlaſſen kann, 

ſoll wegen falſcher Denunciation beſtraft werden: 


I. mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren, wenn die 

angezeigte Handlung durch die Strafgeſetze als 

’ ein. wenigftens mir — belegtes Ver⸗ 
brechen; 


II mit Gefängnig bis zu einem Fahre, wenn ſie als 
ein mit Arbeirshaus. oder Dienſtentſetzung zu ſtra⸗ 
fendes Verbrechen; 


III. mit Gefängniß bls zu drey Monaten, wenn fie als 
Vergehen, welches eine Strafe von wenigftens 
fechsmonatlichem Gefaͤngniſſe oder Dienſtentlaſſung 
zur Folge haben wuͤrde; 
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IV, mit Gefaͤngniß bis zu einem Monate, wenn fie 
ald ein geringer ſtrafbares Vergehen oder als eine 
Disciplinars oder ald eine Polizeyübertretung bes 
zeichnet I 


Art. 274. Mer einem Andern durch außergericht: IL.Bertäums 


liche Ausſtreuung oder heimliche Verbreitung, milndlich 


oder ſchriftlich, eine ftrafbare oder fonft bey feinen Mits, 


bürgern ihn verächtlic) machende Handlung wiffentlich 


andichtet, fol wegen Verläumdung gefraft werden, mit ' 


Gefangniß : 


I. nicht unter drey Monaten, wenn die angeben 
Handlung ein Verbrechen; 


II. bis zu einem Sahre, wenn fie ein Med nad) 
Art. 273. Nr. III.; 


III. bis zu ſechs Monaten, wenn fie ein geringer ſtraf— 
bares Vergehen oder eine Disciplinars oder Polis 
zeyübertretung ift, oder fonft den Veleidigten in 
den Augen feiner Mitbürger verächtlich macht. 


Art. 275. Mer, außer den Fällen einer falſchen Dez tr. 


Ehrens 


nunciation oder Verläumdung, die buͤrgerliche Ehre eines —E 


Andern durch Laͤſterung, Schmaͤhung, verachtenden Spott 
oder durch Anſchuldigung veraͤchtlicher Eigenſchaften, Mei⸗ 
nungen oder Geſinnungen in Rede, Schrift oder bildlicher 
Darſtellung, widerrechtlich angreift, — mag der Angegriffene 
genannt oder ſonſt auf irgend eine Weiſe kenntlich be⸗ 
zeichnet ſeyn, — ſoll unter nachſtehenden Umſtaͤnden mit 
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Gefaͤngniß von zwey Wochen bis zu ſechs — ge⸗ 


ea werben : 


1. wenn die Veſchaffenheit des — nach⸗ 
theiligen Einfluß auf die buͤrgerliche Achtung des 
Beleidigten, die Verhaͤltniſſe feines. Standes, ſei— 
nen Geſchaͤftsbetrieb und ſein ———— haben 

kann; 


wenn der Angriff durch Ort, Zeit oder Mittel 
deſſelben ein befondere® Aufichen erregt bat; 
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3. wenn derſelbe gegen Perſonen gerichtet war, welche 
nach ihrem Stande oder nach anderen Verhaͤlt⸗ 
niſſen von dem Beleidiger beſondere Achtung oder 


Ehrerbietung zu fordern berechtiget ſind. 


Das Vorhandenſeyn zweyer oder mehrerer ſol⸗ 
her Umſtaͤnde gilt als beſonderer Erſchwerungs⸗ 
grund. | 


Tritt Feiner der vorbenterften Umftände ein, fo 


wird derjenige, welcher die Ehre. eines Andern 


widerrechtlich angegriffen hat, wenn es im Bey— 
feyn dritter Perfonen vom Beleidiger bekannt ge: 
macht wörden ift, mit Gefängniß bis zu einert 
Monate, außerdem bis zu zwey Wochen, oder ges 
richtlichem Verweis bejtraft. 


Art. 276. Sf ein Ehrenangriff an einer Familie, 
einer politischen. ‚oder religiöfen Kbrperfchaft oder Gemein: 
heit, einem Stande oder einer ganzen Claffe von Staats⸗ 
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einwohnern begangen, oder find. ſonſt gegen eine folche 
Gefammtheit Meinungen oder Gefinnungen. verbreitet 
morden, welche dahin abzielen, biefelbe der. allgemeinen 
‚Verachtung oder dem. dffentlichen Haffe auszuſetzen, oder 
‚find. Regierungen, Behdrden oder Einrichtungen auswaͤr⸗ 
tiger Staaten in Öffentlichen Reden, -bffentlich verbreiteten 
Schriften oder: bildlichen Darftellungen. durch verachtenden 
‚Spott, Laͤſterung oder gehäffige . Befchuldiguugen ange⸗ 
griffen, oder die Einwohner fremder Staaten zum Aufe 
ruhr gereizt worden, fo tritt Gefängniß von — Wo⸗ 
* bis zu ſechs Monaten ein. 


Art. 2 Wenn in der Ausübung des Dienſtes 
Ehrenbeleidigungen unter Pedienſteten vorfallen, es mag 
ein Vorgeſetzter gegen ſeinen Untergebenen die erlaubten 
Graͤnzen uͤberſchreiten, oder der Untergebene gegen ſeinen 
Vorgeſetzten die ſchuldige Subordinativn oder Achtung: 
verletzen, oder ſonſt eine ungebuͤhrliche Handlung oder 
Aeußerung unter den im Dienſte ſtehenden Perſonen ſich 
ergeben, fo ſollen ſolche Fälle nicht nach gegenwärtigen _ 
Vorſchriften, fondern nah den Disciplinarverprdnungen 
und nad) den Beftimmungen über die Dienftpflichtäbere 
fchreitungen der Staatsdiener und bffentlichen Dienes 
behandelt und beftraft werden — | 


Art. 275: Kann der der Verlaͤumdung oder der Httsemeine 
Ehrenbeleidigung Beſchuldigte die Wahrheit des gemach- zu muns 
ten Vormwurfes vollſtaͤndig beweiſen, ſo iſt et von der 
Strafe frey. | 


Betrifft jedoch her. — ein Verhaleniß des FEN 
Beyloge LXXII. 9 


ınslloM 2 
hilyü 


® 


unnTsm 
‚wisygrite: 


I. Erſchwe⸗ 
rende Eigen: 
ſchaft. 
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vgtlehens, ober wär. Der Beleidiger: zu der. beleidigenden 
Aeußerung entweder nicht oder wenigſtens nicht san dem 
:Örte , oder zu der Zeit, oder zu der Art des Aus— 
druckes oder der Bekanntmachung ‚deren. er fich bedieut 
hat; berechtigt, oder lag ſonſt in der Form der DBeleidis 
‚gung felbft eine Weberfchreitung oder ein Uebermaaß, fo 
findet die gefegliche Strafe nur im verringerter Maaße, 


mindeſtens zu. MAR; — zu zwey — 
me era, BETTEN 


Art, 279: ‚Mer. eine durch € hrenangriff ihm juge= 
fügte Beleidigung erwiedert, iſt nach Verhaͤltuiß . bes: im 
diefer Erwiederung liegenden Angriffes auf die Ehre des 
Beleidigers ebenfalls zu trafen. ; Jedoch ift in Anfehung 
feiner die vorausgegangene Anreizung als befonderer er 


„‚ Milderungsgrund: zu .betrachtein > a 208, 


J.. Art. 280. Die in den Artikeln 274 — 226 bes: 
zeichneten Angriffe auf die Ehre find nur auf Verlan⸗ 
gen des Betheiligten zür' — und er zu 
ziehen. 22728 ug8 

Die bey ſolchen —— — — 
Zeichen oder bildlichen Darſtellungen ſi nd jedeömal i in ‚ges 
rchtlichen Veſchlag zu nehmen. er 


autkehnied Sapitel 
— Beſtimmungen uͤber die Verbre— 
en und Beigehen durch: den Miß brauch 
der preſſ. 


* nd; — "Die Berdbung « eines Verbrechens oder 


„iırdh 


Vergehens durch den Mißbrauch der Preſſe bildet jedes⸗ 
len een — I 


3 
De Preßberbrech: und Vergehen file tx. oem 


len nur Dan, Behr ſte vollendet find, zur gg — 
und Strafe gezogen werden. . | 


Bollendet find fie, ſobald ati. ſtraͤfliche Echt oͤf⸗ 
feutlich oder, heimlich In il Oder a Ir umlauf 
geſetzt worden if 


Art. 20%. ‚Wer eine Sceifr, welche durch — I. Börse 
liches Urthell als träfich erfannt worden, nach oͤffentli⸗ ar u 
cher Bekanntmachung bes. Urtheiles zu berbreiten for: Pre 
fäyrt, over aufs Neue druckt, herausgibt, verlegt oder in 
Umlauf bringt, gegen den ſoll die treffende Enute im 
böchiten — ee werden. h 


Art. a. ‚sie Mräfide Seien. As. versnt IV. ; Betänie 
—— Bei 


1 ber Vetfaſſer, —— e; — — rs &t 
weder an dem Dtudt, noch an ber Hetausgabe 
Tbeil hab | 


2. der Der ausgeber wenn er RE barthut, F ein. 
Underer der Verfaſſer und mitt auf deffen Aufz 
trag die Herausgabe untegie mtnen wordenſey 


3. det Verleger, ſofern er th ben Vvatatte ober 
‚Herausgeber nachweiſet/ 


Mu det Drüder, wenn ef nit den ‚Verfaffer, het 
I Ausgeber oder Verleger nachweiſet; | 


5. det Werbreiter ud wer gie — Auftrag Eu 


138, 


gegeben. hat,, fofern er nicht ‚den. Berfaffer, Her⸗ 
ausgeber, Verleger ‚oder Diucker erweislich macht. 


Art. 285. Als Verbreiter — Art. 284. Nr. J — 
iſt auch der Buchhändler verantwortlich, wenn er eine 
ſtraͤfliche Schrift abſetzt, weldde ihm außer dem Wege 
des Buchhandels zugefommen, oder auf welcher night der 
Name und Wohnort des Verfafiers, oder des Herausge⸗ 


bers, oder des Verlegers, oder des Druckers nebſt der 
Zeitbeſtimmung des Druckes angegeben, oder ruͤckſichtlich 


derer eine Beſchlagnahme verfügt und — berannt ger 
macht worden * 


* 4 
Lu 3 


Art. 236. Im Anſehung der Zeitungen und perio⸗ 
diſchen Schriften wird ‚Inöbefondere —— 


1. Fuͤr a in einer folchen Zeitung oder yeriekk 
ſchen Schrift vorfommenden fträflichen Artikel bafı 
‚tet. der —— Redacteur. Dass 


2. Wenn der Kidarten: beweist, daß oßne fein Wiſ⸗ 
fen ein fträflicher Artikel in die Zeitung oder pes 
riodifche Schrift: eingerädft worden’ fey, ſo geht 
die Verantwortlichkeit auf den Unternehmer, Her: 
ausgeber, Verleger oder jeden Ditten über, von 
welchem die Einrädung hetrubrt. 


3. Der Beweis des Nichtwiſſens von Seite des Re⸗ 
dakteurs iſt unſtatthaft, wenn von ihm das Blatt, 
Stuͤck oder Heft, in welchem ſich der ſtraͤfliche 

Aufſatz findet, eigenhaͤndig BT, und * 


der Polizey hinterlegt werden iſt. Ei — 


” 
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4. "Sir Artikel, welche, den pefetiäfin 9 Anorbuungen 
gemäß, der Cenſur vorgelegt und: von dir Ceu⸗ 
j furbehdrde genehmigt worden fi nd, ift diefe felbft 
disciplinariſch verantwottlich; die Verantwortliche, © 
keit trifft weder den Redactenr, noch fonft einen 
Dritten, vorbehaltlich jedoch der Geltendmachung 
der rivilrechtlichen Anſpriche der Vethe muten ge⸗ 
gen dieſelben. 


*7 
‚» 


Art. 981. Iſt bie — die — | 
trifft, der gerichtlichen - Einfchreitung durch die Flucht 
„oder durch den Aufenthalt im Auslande eurzogen, ſo haf⸗ 
tet die nächftfolgende Perfon-in.ider. durch die Urt. 284. 

u. 286. Nr. 1 u. 2. beflimmten Reihe. . | 


Art. 288. Die Verjährung der Verbrechen und V.Xerläßs 
Vergehen durch den. Mißbrauch der Preffe,richtet ſich 
nach den allgemeinen Beſtimmungen — 123 — 125.) 


Bey Zeitungen und periodiſchen Schriften ſou die 
Verjährung Bon dem Tage zu laufen anfangen; am wel⸗ 
chem das von dem verantwortlichen Redacteur unterzeich⸗ R 
nete Eremplar bey ber — u wor⸗ 
den iſt. ⸗ — 

Nennzehntes. at | 
Bon firafbaren auf den Stand der Perfonen 
fich beziehenden Handlungen. 
Art, 289. Jede rechtswidrige Handlung, welche L Verfegung 


Des buryeri. 


darauf ai m den bürgerlichen Stand. eines. Andern Standes. 


nr 
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mit Gefaͤngniß dis zu. ſechs Monaten; zu beſtrafen. 


nee 5.9006. 1200. Wer durch. widerrechtliche. Handlungen 


—R die natuͤrlichen oder buͤrgerlichen Familienrechte eines 
Menſchen zu deſſen Nachtheil unterdruͤckt oder veraͤndert, 
nſonderheit wer ein Kind, um deſſen Familienſtand zu 

unterdruͤcken oder zu verändern, verbirgt: oder: entfernt, 

oder demjenigen, der es zuruͤckzufordern berechtigt iſt, 
vorenthaͤlt mer: Im ſolcher Abſicht ein Kind unterfchiebe 
voder verwechſelt, oder ein Kind als von einer beſtimmten 
Muitey geboren faͤlſchlich ausgibt, der iſt der Verletzuug 
des Famillenſtandes ſchuldig, und ſoll mit ee 
‚die, ‚zu ſechs Jahren beftraft werben. a 


ao, Mer außerdem ibm angehdrige Kinder 

an — oder verdaͤchtige Perſonen uberlaͤßt wird 
mit, Gefaͤngniß bie zu drey Monaten, und- wein uber 
geben; and Aufenthalt. ſolcher Kinder , Feine Ngchweiſung 
nsgehen, werden Tann, bis zu ſechs Monaten beſtraft, 


vorbhehaltlich ber weiteren Bang, der betreffen BR | 


»allgegpehbiar, 


Art. 29%. Mer ſich felbit oder einem Andern, um 
fib oder diefem unerlaubten Bortheil zu ermerben, oder 
um einem Dritten Schaden zuzufuͤgen, ‚die Mechte des 
Familienſtandes in einer fremden Familie beylegt, fol 
mit Gefängniß bis zu einem Sabre geftraft werden, 


1) 8 Ziele dieſe Handlung insbefondere dahin ab, dad Vers 


iu doſſen Nachtheil an ientsichen ober gu verändern, if 


sen: einehi andern. Lebenden oder Verſtorbenen zum 


35 
Nachtheile des. Berechtigten an ſich zu ichen; ſo iſt auf 
Gefaͤngniß nicht unter ſechs Monaten zu erlenuen. oe 


Art. 203. Ein Mitglied einer gamifie, welches den; an eiunhhe 
Familienſtand verletzende Handlungen verſchuldet, wird, au⸗ — * 
ßer der Strafe, zugleich aller xechtlichen Vortheile der Ver⸗ 
wandtſchaft in Auſehung derjenigen Per lon — 
Regen, welche die. Handlung, gerichtet; war. nu 


im 


| Art. 294. Mer eine. Perfon durch Betrug, wohin —F An Ans 
* die Verſchweigung der ihm befannten geſehlichen Vn De 
Ehehinderniſſe gehdrt, zu einer nach den Geſetzen unguͤl⸗ 

tigen Ehe, mit ſich oder einem Dritten. verleitet, fol, ‚auf 
Anzeige des Berrogerten, und nachdem. ‚die Ehe voh dem 
zuftändigen Gerichte durch rechtößräftiges ee für 

‚nichtig erflärt ift, mit Gefangniß xicht unter ſechs Mo⸗ 

naten beſtraft werden. Aa fm 


Art. 205. Iſt eine Ehe von dei u yuftgen Ge: 
richte deßwegen fuͤr ungültig erklärt iVorden tert Ael⸗ 
tern oder Pflegeältern ihr Kind, oder Börner ren / 
pPflegebefdhlenen zu derfelben durch thaͤtlichen Zwang oͤber 
fortgeſetzte Drohungen gendthiget haben ; ‘fo ſollen "Die 
Aeltern, Pflegeaͤltern oder Vormuͤnder mit Gefaͤngniß 
bis au drey Monaten gefnaft — | IRA 
ersteren 


“So Raub, Erpreffung und‘ —— 
BED SEHE LT LI Be IF 
a rt. 290. Degen Kaubes fi nd zu ftrafen: L Kaub. 


4. Diejenigen, welche, um fröinde dewegliches Gut 
eigenmaͤchtig in ihren Beſit zu uehmeln und das⸗ 


oc 
44,3 54 
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felbe rechtswidrig als: Eigenthum zu Babe, eine 
Perſon mit Gewalt angegriffen oder angefallen, 


oder auf keib und keben bedroht baden; | 


diejenigen, welche fich zu einem Diebſtahle außer 
"den zu deſſen Veruͤbung mitgebrachten Werkzeugen, 


mit Waffen noch beſonders verſehen und ſich der⸗ 


ſelben zur Schreckung oder Mißhandlung von Pers 
fonen wirklich bedient haben, entiveder um. ben 


Diebſtabl zu vollbringen, oder um bie eneenbeg 


Sachen in Sicherheit zu Bringen; 


; diejenigen, welche, ohne fi ch — mit Waffen 
beſonders verſeben zu haben, ſich erſt ergriffener 


Waffen, oder der zur Veruͤbung des Diebſtahls 


— mitgebrachten Werkzeuge als Waffen in der in 


4 


Mr. 2. beſtimmten Art bedient haben, um den 
ern Diebftahl zu vollßringen ; : 


biejenigen, weihe eine Perſon durch — 
Handlungen in einen wehrloſen Zuſtand verſetzt 
und dabey eine Entwendung veruͤbt haben. Wenn 
jedoch ihr Vorgeben, daß fie nicht um Raubes 
willen, ſondern aus einer anderem Urſache die 
Mißhandlungen begangen, und erſt aus einer ſpaͤ⸗ 


ter entflandenen Abfiche den: hülflofen Zuftand des 


Vergewaltigten::ald Gelegenheit zu einer Entwenz - 
dung benutzt haben „ entweder bewiefen oder nach 


allen Umftänden wahrfcheinlich iſt, fo finden hin⸗ 


fichtlich der Vergewaltigung und der Hierauf er⸗ 


| Eh 137 
folgten: Entwenbung die Geſetze Äber den Zuſam⸗ 
menfluß Art. 112. und 113. ——— 


4 2 297. Fa dem Zode ſollen geftraf werben: 


er Räuber, von welchen ax Perſen, um ir bie 
Entdeckung ihrer verborgenen Habſeligkeiten abgus 
preffen, — gepeiniget Ben, iſtz 


2. Räuber, welche eine Perſon getbbtet oder lebens⸗ 
gefaͤhrlich verwundet oder ſonſt in Lebensgefahr 
geſetzt oder verſtuͤmmelt, oder durch die an ihr 
veruͤbte Gewalt in eine gewiß oder wahrſcheinlich 
unheilbare Geiſteszerruͤttung oder Aral des 
Körpers verfegt haben. 
Art. 208 „Zur Rettenfrafe ſollen DEREN 
werden ® | 


k. die Häupter und Anführer einer- ——9 
nu“ wonn ſie nicht mit dem Tode zu beſtrafen ſind; 


2. Raͤuber, welche ſchon einmal wegen Raubes Zucht⸗ 
haus ſtrafe erlitten und ſich wieder eines mit Zucht⸗ 
haus ſtrafbaren Raubes ſchuldig gemacht: haben; 


3. Raͤuber, welche wenigſtens drey Raubthaten veruͤbt 
haben, die einzeln mit ass zu ſttafen waͤren; 


4. pie Räuber, wenn eine Perſon zwar in geringerer 
als in der im Art. 297. Nr. 2. bezeichneten Art 
beſchaͤdiget worden iſt, nigleich aber: wenigfieng 


Ant zwen von den Jun Folgendes Art: 299. Num⸗ 
mer. 2., 3, 4: , benannten viaſluurtu zuſammen⸗ 
treffen 

. sh, Wh: RT N LIT ET Aa here 

Art. 209: Der: — wird mit and aus: sis zu 
Angaben beſtraft / — 


| ä wenn eine Petſon, jedoch —* loipeniide —* | 
digung, ern worden if; ar 
N hen ent Fran 
n bei Imenn ber Raub birch —* — Leib oder Le⸗ 
n it. Welfen verübt worden i 


3. Wenn fi * der "Räuber durch Masten, Schwaͤrzen 

— oder dergleichen Mittel unkenutlich oder. durch fals 
ſche Amtskleidung, Uniform oder vorgezeigten fal⸗ 
ſchen Befehl der Obrigkeit als eine andere BD“ 
geltend zu machen geſucht hat; 


4. weunn der Raͤuber in eine Wohnung eingebwchen 
oder eingeſtiegen oder zur Nachtzeit eingedrun⸗ 
| gen iſt; RE — —— 
5. wenn ber Raub von —— cenangen wor⸗ 
den J 
G. wenn der Raͤuber ſchon einmal’ wegen Raubes die 
Arbeitshausſtrafe erlitten/ und ſich wieder eines mit 
Arbeits haus ira Raubes ſchuldig gemacht 
Inf: bat; 1 


a wenn der Riuse * — Drep Ranbtpaten 


verübt bat, . welche: mnas wn rn zu 
v:. ſtrafen Wäre. . aan 


W Ne, 
Art. 300. Ein Raub, welcher. ohne einen der in 


‚den vorhergehenden Artikeln angeführten Umſtaͤnde weruͤbt 
worden iſt, ſoll mit Arbeitshaus nicht unter vier Jahre 
| ‚befaaft, werben. 


X 


Art. 301. Wer —— * — ANs TE. Ervrel⸗ 
wendet, und dadurch einer Perfon eine Handlung oder — 
Unterlaſſuug abnöthiget, um ſich oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, foll wegen Erprefs 
ll nach folgendem Unterfchiede beſtraft werden: 


en gleich einent Räuber nach Verſchiedenheit der 
Faͤlle Art. 397 - — 30, wenn bey der Eipreſſung 
Jemand an ſeiner Perſon angegriffen ober auf 
Leib und Leben bedroht worden if 


II, mit Arbeitshaus big zu; ſechs Jahren, wenn die 
Erpreſſung nur durch Erregung von Furcht vor 
kuͤnftigen Mißhandlungen oder Beſchaͤdigungen 

oder durch ſonſtige Drohungen gefiheben iſt. 


Art, 503 Hat außer dem Falle des Art 801. ein 
Staatsbeamter durch Bedrohung mit der Amtsgewalt it: 
„gend einen Privatvortheil zu erpreſſen geſucht, „fo iſt er 
ſchon deßwegen mit Dienſtentſetzung, wenn aber die Be⸗ 
drohung unbedeutend war, und der bezweckte Vortheil 
ben Betrag von fuͤnf und zwanzig Gulden nicht übers 
flieg, mit. Dienftentlaffung zu ſtrafen. | 
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„aIL. Band: "rt: 305 Wer in der Mbficht einer Erpreſſung 
durch aufgeſteckte Brandzeichen oder durch gelegte ober 
an verfchiedene Perfonen gerichtete Briefe mit Drohungen, 
von Mord, Raub oder Btandlegung über ganze Gegen⸗ 
den Beunruhigung oder Beſorgniß verbreitet, ſoll mit 
Zuchthaus bis zu fünfzehn, und wenn er feine. Abſicht 
wirklich erreicht hat, nicht unter * fünfgebn Sabre en | 
werden 


Einundzwanzigfes Capitel. 
Bon Diebfiapl und Unterfhlagung. 


1. Diebſtaht. Art. 304. Wer wiſſentlich ein fremdes bewegliches 
Gut, felbſt Geiſteswerke nicht ausgenommen, ohne Eins 
willigung des Berechtigten eigenmächtig in feinen Beſitz 
nimmt, um daffelbe rechtöwidrig als Eigenthum zu ha⸗ 

ben, der iſt des Diebſtahls ſchuldig. | 


Der Diebftahl iſt vollendet, fobald der Dieb die Sache 
von ihrer Stelle hinweg zu ſich genommen, ober fonft in 
feine Gewalt gebracht hat. 


Art. 305. Der Diebftahl, welcher Feine der in ben 
Art. 300. —-309. beftimmten erfchwerenden Eigenfchafs 
ten hat, wird. mit Gefängniß beftraft: © .  ; 


1. bis zu einem Monate, wenn der Werth oder * 
trag des Entwendeten die Summe von 5 fl; 


2. bis zu ſechs Monaten, wenn er bey mehr als 
5 fl. — die Summe von 25 fl; .. 
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3. nicht unter ſechs Monate, wenn er: bey u als 
25 fl. — die Summe ‚von, 50 #5. 


4. wicht unter ein Jahr, wenn er bey mehr als 
50 ‚fl, die Summe von 200 fl. nicht: überfteigt..— — 


Bey der Beftimmung des Betrages eined Diebftahls 
ift der gemeine Wörth, welchen die entwendete Sadye zur 
Zeit der Entwendung hatte, zum Grunde zu legen. Has 
ben Mehrere ald Miturheber einen Diebftapl verübt, fo 


wird derſelbe ohne Ruͤckſicht auf die Vertheilung des Ge⸗— 


ſtohlenen einem jeden Miturheber nach dem — Be⸗ 
trage mw 


A tt "206. Der Diebftaht, wird mit Abeitsaus B 
bis zu ſechs Jahren geſtraft: * 


4. wenn; eine dem Gottesdienſte — Sech⸗ 
aus einem dem Gottesdienſte gewidmeten Orte 
‚entwendet worden if; F— 


. 2. wenn er auf öffentlichen. Straßen — dem 
Gepaͤcke der Reiſenden oder an den von Fuhrleus 
ten oder Boten, oder durch die Poſt verfuͤhrten 
Waaren mirtelft Abſchneiden oder. Erbrechung der 
Befeftigungds oder Berwahrungsmittel der Koffer, 
Kiſten, Mantelfäde u. dergl. begangen worden ift; 


3. wenn der Diebſtahl in bewohnten Gebäuden mits 
telft äußern oder innern Einbruch, oder durch 
Einſteigen von außen, oder mittelft falfcher Schlüfs 
ſel oder. auch mittelft der. rechten Schläffel, welche 


— | | 
N ee vor detr That heimlich ober’ mit Lift, 
um fie zur Eutwendung — 
ee 


Aw De] ber. Dieb, außer den zur — des 
Diebſtahls mitgebrachten Werkzeugen, mit Waf⸗ 
fen noch) beſonbers verjehen hat; 


wenn ber Diebftapl von. einer Bande balbe 
wardej En 


“6, wenn ne den: Venag von * Gulden 

gender Diebſtahl von einem Diebe veruͤbt worden 
iſt, welcher ſchon zweymal wegen — be⸗ 
ſtraft wur; 


A wenn wenigſtens drey Diebftäpfe, von seh jider 
he als fünf Guten BR — zu ſtrafen 
8 wenn der Betrag des DER? bie Summe von 

; „ Bweghanbert ouleen. Aberfteigt- nn 


| Art, sor. — nicht unter — Jahre‘ 
eine her: DIA — wenn | 


A. — zen der i im. obigen At, 306. Begeichneten 
" Umftände, fofern dieſes geſchehen fan, zZuſammen⸗ 
zAnt "we rt raus &.6 


WISS N E TERRY PaE-/ PER 11111) 3 DU HAO Rau U07 111 Li AU U TR, . 
wenn Ber Bein oder Werth des —— die 
aESumme voun fuͤnfhundert Gulden uͤberſteigt. 


a 


> Art. 308; Der Diebſtahl a m au6ıhas bis 


zu — *2* Jahren beſtraft u um": Fire sih nen 
15 wenn. bey, Dieb worher ſchon ee Dieb: 


rel Fu 
Da EZ Zu 


ſtahls die ‚Strafe, des Zucht ⸗ ober; Arbeitshauſes 
erlitten, und nun wieder einen fünf Guben übers 


ſteigenden Diebſtahl begangen hat; 


2. wenn der Dieb, ohne ſi ch vorher mit Wiſen be⸗ 


fonders verſehen zu haben, entweder erſt ergriffene 
Waffen oder die zur Veruͤbung des Diebſtahls 
mitgebrachten Wertzeuge ‚ald Waffen, zur Schre⸗ 
ckung oder Mißhandlung derjenigen Perſonen ge⸗ 
braucht ‚hat: welche Die Pinwenbringupg des ent⸗ 
wendeten Gutes verhiudern wollten; 


3 wenn wenigftend drey Die bſtaͤhl⸗ von derien jeder 


mit Arbeitẽs haus zu frefen waͤre an dem Diebe 
> augleich. zu ſtrafen ſindz TECH ER} 


„4 wenn ein nad Nr, 1., 2,3, 4., J ‘bes vorherge⸗ 


henden Artikels mit Arbeitshaus ſtrafbarer Dieb⸗ 
ſtahl die Summe von fuͤnfhundert Gulden übers 


ee . er 2 > ET — 7 mi. 


er Art; 309. em — Diebiai — worden it: 
GH mar .:: mis 4* 


an Sachen/ weiche zum Eihenthume - det Staats, 


des Königs oder des koͤniglichen Hauſes oder zum 
Vermögen einer frommen Gtiftung für Gotteös 
dient,’ Unterricht oder Wohlthaͤtigkeit gehbren, 


ne fonſt Bei Nutzen vder Dienſte des Publi⸗ 
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kums gewidmet, oder unter Srigeifichem — 
hinterlegt ſind; 


2. an Vieh auf der Weide, {m Pferche oder Triebe, | 
ei. am ben auf dem Felde fiehenden Adergeräthfchafs 
ten, an Schwemm⸗- oder Floßholz, an Wild in 
Parken. oder Thiergärten, anb Fiſchen in Weihern 
x... und Zifchteihen, am Tuche auf der Bleiche und 
anderen Sachen, welche nicht befonders verwahrt 
werden koͤnnen; 


3. in bffehitlichen Gaſthauſern; 


4, bey Feuers⸗ und Waffernoth; in dnirigenbe ls 
gefahren, :während eines Aufruhrs oder bes andern 
u * dergleichen Uugluͤcksfaͤllen; 


1:5 auf Jahr⸗ oder Wochenmaͤrkten, oder im — 
‚einer an oͤffentlichen Orten verſammelten Volks⸗ 
"menge, oder, zur Nachtzeit; u 


* von Dienſtboten außer dem Falle des * 310. 
Me, 7.) von Geſellen oder Lehrjungen, von Tag: 
löhnern oder folchen Perfonen, welche für Lohn 
oder Koft Dienfte leiffien und defwegen im Haufe 
aus: und. eingehen, an der Dienftherrfchaft, dem 
Meifter oder Hausherren oder au Jemand, ber ſich 

mit dieſen in Run eu BERREN 
befindet; 


7. durch Einbruch oder Einfteigen in unbewohnte 
. Gebäude oder durch, Einfleigen im bewohnte, mit⸗ 
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telft beſonders beranſialteter Vorrichtungen oder 
herbeygeſchaftet Huͤlfsmittel | 


Ä ſo ſoll dieſes als beſonderer Erfhwerungdgrund gelten. 


Art. 310. Entiwendungen, welche 


1. 


22 


5. 


T. 


zwifchen Ehegatten oder von Wittwein und Witt⸗ 
wen am Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten; 


zwiſchen rechten oder dieſen 5 Ael⸗ 


tern und Kindern; 
zwifchen Geſchwiſtern; 
zwiſchen Neffen und Oheimen oder routen Groß⸗ 


oheimen oder Großtanten; 


zwiſchen andern in derſelben Familiengemeinſchaft 


lebenden Verwandten; 


. zwifchen Verſchwaͤgerten bis zum zweyten Grade 
nach civilrechtlicher Berechnung; | 


vom Gejinde an er und Trinkwaaren aus Rs 
ſternheit, — 


begangen werden, ſollen, die im Art. 306. Nr. dei. 6. 
bezeichneten Faͤlle aufgenommen, nur auf- Verlangen und 
Anzeige ‚des Befhädigten iu Unterfuchung gezogen, und 
in den Fällen Nr. 1. 2. 3. 7. alsdann, wenn Zucht: oder 


| Arbeitshaus eintreten wuͤrde, mit Gefaͤngniß nicht unte 


ſechs Monaten, außerdem mit Gefaͤngniß in verhaͤltniß⸗ 
mäßig gemindertem Maͤaße beſtraft werden. 
Beyl. LXXIII. 10 
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Art. 311. Menn der Dieb, ehe derfelbe über 
die Entwendung auf irgend eine Art von der Obrig— 
feit oder vom Gerichte zur Rede geftellt wurde, ohne 
rechtöwidrigen Nachtheil eines Dritten, die Zuruͤckgabe 
oder den vollen Erfaß des Entwenderen, oder die gänz- 
liche Zufriedenftellung des Beihädigten freywillig bewirkt 
hat, fo findet .diefes Diebftahls wegen Unterfuchung und 
Beftrafung nicht ftatt. 


Iſt der Erſatz oder die Zufriedenſtellung nur zum 
Theile geſchehen, ſo wird dadurch die Strafbarkeit nicht 
ganz aͤufgehoben, jedoch ſo weit, als es bey Beſtimmung 
und Zumeſſung der Strafe auf eine Summe anzukommen 
hat, nur diejenige Strafe zuerkannt, welche nach Ubrech- 
nung des Zuräcderftatteten dem Gefege nach.ftatt finder. 


Art. 312. Sn allen Fällen eined Diebftahls, wo 
auf Arbeitöhaus erfannt wird, kann, und gegen zum 
zweytenmal Ruͤckfaͤllige fol die Stellung ded Schuldigen 


unter die befondere Polizeyaufficht mit ber Strafe vers 
bunden werden. 


Art. 313. Zu den bewohnten Gebäuden: werben 
gerechnet s | Zu 


1. alle Häufer und Gebäude, in welchen Menfchen- 
wirklich wohnen, wenn fie fich auch zur Zeit des 
begangenen Diebſtahls darin nicht aufgehalten 
haben; ! — 


— 


2. der zu einem bewohnten Hauſe gehoͤrige geſchloſ⸗ 
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fene Hofraum und ‚die in bene ſtehenden 
Gebaͤude. 


Ein geſchloſſener Hofraum iſt N in welchen 


man nur. dur Einbrechen oder regen gelangen 


Art. 314. Aeuhern Einbruch — ‚derjenige, 
welcher fi auf was immer für eine gewaltfame ents 
weder einen vorher nicht vorhanden geweſenen oder 

geſchloſſenen Eingang erdffnet, oder eine vorhandene 
Oeffnung zum Eindringen erweitert, ober ſich ſonſt eine 
Deffnung werfchäfft, mittelft welcher er ben vorhandenen 
Eingang zum Eindringen fi Öffnen oder Auch, ohne eins 
— die Entwendung im Innern vollbringen kann. 


Der innere Einbruch wird durch gewaltſame Erdff⸗ 
nung von Thuͤren, Gemaͤchern oder audern Vehaͤltniſſen 
begangen, 


rt. 315. na⸗ falſchen Schluſſeln werden — 
hacken, Dietriche, Haupt⸗ und nachgemachte Schluͤſſel 
und andere Inſtrumente verſtanden, womit Schloͤſſer et⸗ 
dffnet werden konnen. 


Art. 316. Die Beſtrafung der geringen Entwen⸗ 
dungen von Holz oder Streu im Walde richtet ſich nach 
den Beſtimmungen des Forſtſtrafgeſetzes— 


Art. 317. Wer eine fremde bewegliche Sache in 
Beſitz oder Gewahrſam hat, und in der Abſicht, ſie dem 
Eigenthuͤmet ohne Erſatz zu entziehen, nee — ſich 

10 * 


ſch 


IE. ünnt 


lagung 


* 
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ihehäft, ganz oder zum Theile verbraucht, aus Cigenthum 
übertragenden Zitelm an Andere nn der aa fich 
der Unterſchlagung ſchuldig. —— 


Dieſe Abſicht, Zu entziehen, if gegen denjenigen als 
— anzunehmen, welcher 


1. dem zur Zufüctforberung. Berechtigten den Beſi itz 
or „oder die- Gewahrſam abgeläugnet, oder 


un N . Ef 
24 Me, 


Attac 2. ‚ohne hereite Mittel ‚zum, Erſatze die Berhrauchung 
us . „oder, Veräußerung; vorgenommen und auf erfolgte 
* Zuruͤckforderung die Herbeyſchaffung der Sache 
et; ‚die ppllfommene, Zufriedenftellung des — 
— " tigfen nicht ſogleich bewirkt hat. — 


4 


m RER 


r Er Nach den. Beſtimmungen uͤber die. —— fr 
Auch; derjenige zu ſtrafen, welcher eine Sache findet, und 
diefe - ‚auf Anfrage ablaͤugnet, oder der Obrigkeit den 
Fund nicht bekannt macht, oder nicht wenigſtens inner⸗ 
halb acht Tagen, nachdem eine oͤffentliche Aufforderung 
nes Binbers geihehen — ben. — der ——— an⸗ 
geigt· ARTE 

Art. 318. Die Unterfelagung, welde Feine in 
den folgenden Art. 319. bis 321. beftimmten erfchweren- 


‚Den Eigenſchaften bat, wird nach den im Art. 305. wider 
den Diebftahl gegebenen Beftimmungen beftraft. 


Art. 319. Die Unterfchlagung wird nach. ver Be- 
ſtimmung des Art. 300. geftraft: . 


“4 wenn eine den Betrag von fünf Gulden uͤberſtei— 


140. 


— : "gende uUnterſchlagung von Jemand veruͤbt worden 
iſt, welcher ſchon zweymal wegen Auperfplagung 


3. 


4 


beftraft worden war; : 


ei wenn wengſiens brep Unterfägfagungen x von — 


chen jede mehr als fünf Gulden — an dem 
Thaͤter zugleich zu Arafen m; mat m € 


wenn Handelöfeute, welche en Sonmiffi ionß- oder 
Speditionshandel treiben, Suhr oder Schiffleute, 


bffentliche Boten, Fuhaber öffentlicher Pfand- 


und Leihhaͤuſer, aufgeftellte Lottocollecteurs, deß— 


‚gleichen die bey ſolchen Geſchaͤften oder Gewer⸗ 


ben beſtellten Perſonen, z. B. Handelsbediente, 


Schreiber, Aufſeher, Fuhrknechte u. dergl., ſich 


an Sachen, die ihnen. vermöge ſolcher Geſchaͤfte 


oder Gewerbe anvertraut ſind, einer Unierſchlagung 
ſchuldig gemacht habennn J 


wenn Vormuͤnder oder Curatoren am —— 
ihrer Pflegbefohlenen, bey Cohcurs⸗ oder Debitſa— 
chen gerichtlich beſtellte oder beſtaͤtigte Maſſacura— 
toren, Guͤterpfleger oder Sequeſtrationsverwalter 
an dem zur Maſſe gehörigen Vermögen, Zeftas 
mentserecutoren an der Erbmafle, Verwalter des 
Stiftungs = oder Communalvermdgens, fo weit 
diefe nicht unter den Staatsdienern und dffent: 
lichen Dienern begriffen fi nd, am Vermögen der 


. Etiftungen oder Communen eine unterſchlagung 
begehen, vorbehaltlich der nach Befchaffenheit der 


That allenfalls verwirkten höhern m, . 
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5. wenn der Betrag des Unterfchlagenen die Summe 
von zweyhundert Gulden uͤberſteigt. — 


Art. 320. Die im Art. 307. beftimmte Strafe 
fritt ein: | 


1, wenn wenigftend zwey der im Art. 319. bezeich- 
neten Umftände, fofern dieſes gefchehen kann, zus. 
fammentreffen; 


2. wenn der Betrag oder Werth des — 
die Summe von 500 fl, uͤberſteigt. 


Art. 321. Die Strafe des Art. 308, tritt ein: 


1, wenn ber Thäter vorher fchon zweymal wegen 
Unterfchlagung die Strafe des Zucht: oder Arbeirg- 
hauſes erlitten, und nun wieder eine Unterfchlagung, 
beren Betrag fünf Gulden überfleigt, begangen 
hat; Ä 


2. wenn wenigftend drey einzeln mit Arbeitshaus 
firafbare Unterfchlagungen an dem zugleich 
zu firafen ſind z 


3. wenn der Betrag einer nach dem vorhergehenden 
Art. Nr. 3. 4. mit Arbeitshaus ftrafbaren Unter— 
ſchlagung fünfpundert Gulden überfteigt. 


Art. 322. Mas in dem Art. 309. Nr. 1. 4. 6.; 
dann In den Art.310. und 311. über den Diebftahl ver: 
ordnet iſt, kommt auch bey der Unterfchlagung zur Anz 
wendung. . 
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Art. 325. Mer Gelder oder geldeswerthe beweg⸗ 
liche Sachen, weldye ihm vermdge feines Amtes zur Vers 
wahrung', Verwaltung oder Ablieferung an eine andere 
Behdrde oder einen Privaten übergeben find, für fi) bes 
. hält, ganz oder zum Theil verbraudt, aus Eigenthum 
üibertragenden Ziteln an Andere überläßt, — Fälle des 
Art. 391. ausgenommen, — es feyen die anvertrauten 
Gelder oder Sachen, Staatd= oder Privateigenthum, es 
fey diefes mit der Abficht des Erſatzes und bey bereiten 
Mitteln zu demfelben gefchehen oder nicht, wird mit 
Dienftentlaffung und Gefängniß nicht unter drey Mona⸗ 
ten, wenn der Betrag oderWerth ded Veruntreuten zwey⸗ 
hundert Gulden überfleigt, mit Arbeitöhaus- bis zu ſechs 
Jahren, und wenn der Beamte bey gleich großem Betra⸗ 
ge zugleich die Flucht ergriffen hat, oder der Betrag bed 
Veruntreuten die Summe von fünfhundert Gulden übers 
fteigt, mit Arbeitshaus nicht unter ſechs Jahren, bey eis 
nem Betrage über zmeytaufend Gulden aber mit Zucht⸗ 
Haus bis zu fünfzehn Jahren beftraft. 


Art. 324. Mer an Sachen, die ihm zwar. im Amte 
‚ nicht anvertraut find, die er aber durch Geltendnrachung 
feines Amtes in feine Gewalt zu bringen gewußt hat, 
eine Unterfchlagung begeht, ift nach den Beſtimmungen 
der Art. 318. — 321. zu ſtrafen; jedoch ift in Fällen, 
wo nur auf Gefängniß zu erfennen ift, mit dieſer Strafe 
die Dienftentlaffung zu verbinden. 


»I Ueber. 


haupt. 


Zweyundzwauzigſtes Capitel, 
Bom ——— 
Art. 325. Wer mit Verlegung der Pflicht, bie 


Wahrheit zu ſagen, um einen Anderen. in Schaden zu 
bringen oder fich felbft einen unerlaubten Vortheil zu 


verſchaffen, wiſſentlich falſche Thatſachen für wahr aus⸗ 


gibt, oder wahre Thatſachen unterdruͤckt oder vorenthaͤlt, 


und dadurch entweder den Anderen beſchaͤdigt, oder ſich 


einen Vortheil verſchafft, der iſt des Betruges ſchuldig. 


Auch derjenige, welcher von fremdem Betruge ſich 
ſelbſt zum Vortheile oder einem Dritten zum Nachtheile 
wiſſentlich Gebrauch macht, iſt als Betruͤger auzuſehen. 


Art. 326. Der Betrug außer Vertraͤgen iſt allzeit, 


bey Vertraͤgen aber alsdann ſtrafbar: 


1, wenn bey einem zweyſeitigen, auf gegentheiligen 
Vortheil gerichteten Vertrage die Taͤuſchung oder 
Benuͤtzung des Irrthumes des Andern ſich anf 
weſentliche Stuͤcke der Vertragsart bezieht und in 
Folge derſelben rechtswidriger Vortheil bezogen 
oder Schaden geſtiftet worden iſt; 


2. wenn bey einſeitigen Vertraͤgen der Eine den An: 
dern. durch Taͤuſchung zur Eingehung des Vertra⸗ 
ges verleitet und dadurch in Schaden BT 
hat, 


Art. 327. Der Betrug, welcher zu feinem der in 
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den folgenden Art. 319. — 321. beftimmten Fälle ge⸗ 


hoͤrt, 
ſtraft. 


wird nach den Beſtimmungen des Art, 305. ges 


Art. 328. Der Betrug iſt 1. Att. 306. zu 
ſtrafen: * 


1. 


3 


* 


5 


+ 


wenn der Beträger ı die Religion, eine religidfe 


Handlung oder eine durch Religion geheiligte 


Sache ale Mittel zur a des Betruges 
gebraucht hat; 


wenn mit Anwendung falfcher Paͤſſe — 
certificate Sammlungen oder Collecten angeſtellt 
worden find, unter dem falfchen VBorgeben, daß es 
für Verunglücte, fuͤr Gefangene oder für wohl: 
thätige oder — Zwecke geſchehe; | 


wenn der Betrug in. eigennüßiger Abficht, um 
Jemand durch abergläubifche oder hinterliſtige 
Verblendungen, z. B. angebliches Geiſterbeſchwoͤ⸗ 
ren, Schatzgraben, Zeichendeuten, Goldmachen u. 
dergl. — zu hintergehen, begangen worden iſt; 


wenn der Betrug von einer Bande oder von Bas 
ganten in Verbindung verübt worden if; 


wenn bey offenen oder freyen Gewerben verfaͤlſch⸗ 
tes Maaß oder Gewicht gebraucht worden ift; 


wenn Perfonen, welche vermöge ihres Gewerbes 
Gold, Silber oder Edelfteine verkaufen, wiflentlich 
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Maaren von unedlen oder geringhaltigen Metallen 
als probemäßig oder unächte Steine als Edelfteine 
verkaufen, oder die ihnen anvertrauten Metalle 
und Edelfteine gegen geringhaltige Metalle oder 
Steine vertaufchen ; 


7. wenn die im Art. 319. Ziffer 3. 4. genannten 
Perfonen fich in Anfehung der dort benannten Ges 
“ genftände eines Betruges fchuldig gemacht haben; 


8. wenn. ein fünf Bulden überfteigender Betrug von 
Jemand verübt worden ift, welcher vorher fchon 
zweymal wegen Betruges geflraft war; 


0. wenn wenigſtens drey Betruͤge, von welchen jeder 
mehr als fünf Gulden beträgt, an dem Thäter 
zugleich zu firafen find; 


10. wenn der Betrug die Summe von zweyhundert 
. Gulden Äberfteigt. 


Art 329. Menn 


1. wenigſtens zwey der im Art. 306. bezeichneten 
Umſtaͤnde, ſofern die ſes geſchehen kann, — 
treffen, oder: | 


2. wenn ber Betrug die Summe von fünfpundert 
Gulden überfteigt, 
ſo kommt die Strafe des Art. 307, zur Anwendung. 


Art. 330. Der Betrug wird nach Art. 308. be⸗ 
ſtraft: 
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1. wenn der Betruͤger vorher ſchon zweymal wegen 
Betruges die Strafe des Zucht= oder Arbeitshau⸗ 
ſes erlitten und nun wieder einen den Betrag von 
fünf Gulden überfleigenben Betrug begangen hat; 


2. wenn wenigftend drey Beträge an bem Betrüger 
zugleich zu firafen find; 


3. wenn ein mit Arbeitshaus ſtrafbarer Betrug die 
Summe von fuͤnfhundert Gulden uͤberſteigt. 


Art. 331. Die Beſtimmungen in dem Art. 309. 
Nr. 1, 4, 6, dann in den Art. 310. u. 311. fommen 
auch bey dem Betruge zur Amwendung. 


Art. 332. Mer den Etaat. um die demfelben fchul: ——— 
digen Abgaben oder Gefaͤlle betruͤglich verkuͤrzt hat, ſoll, Beträge 
neben der durch die fonftigen Umftände der That verwirf: nt 
ten Strafe, um den vierfachen Betrag bes beabfichtigten ——n.,ſ— 
Gewinns geftraft werden. Vexrkuͤrzungen und Unter: * 
ſchleife im Aufſchlags⸗, Mauth⸗-, Zoll⸗ und Stempelweſen 
werden nach den beſondern hieruͤber erlaſſenen Verord⸗ 
nungen beſtraft. 


Art. 335. Mer bey bevorſtehendem oder ausgebros veirug 
chenem Concurſe durch beträgerifche Handlungen einzelne Sa Pre nmeı 
Gläubiger nor andern begünftigt, oder um feine Glaͤu⸗ ſen. 
biger zu verkürzen, Geld oder geldeswerrhe Sachen. beim. 
lich zuruͤckbehaͤlt, oder auf .die Seite fchafft, Activforder⸗ 
ungen verfchweigt oder deren Bezahlung heimlid ans 
nimmt, oder erdichtete Gläubiger aufftellr, der foll, wenn 
er nicht ald Handelsmann, Wechsler oder Fabrikant fich 


% 
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dadurch eines betrüglichen Bankerottes fhuldig , ge: 
macht hat, nach den vorhergehenden Art. 527. u. 520% 
Ar. 10 geftraft werden, 


r 


‚Art. 334. Ein Handelömann , Wechsler oder Fa⸗ 
brifant, welcher in den Zuftand ber Zahlungsunfähigkeit 
gefommen ift, foll des beträgerifchen Bankerotts im fol: 
—— Sällen für ſchuldig erachtet werden: | 


5 4. wenn er feine Handelsbuͤcher auf die Seite ge⸗ 
ſchafft hat, oder wenn die vorgelegten Handelöbü- 
“er falſche Einträge enthalten; 


2. wenn er Ausgaben oder. einen erlittenen Berluft 
falfcplich vorgegeben hat; 


3. wenn er in dem legten ſechs Monaten vor. Ein: 
ſtellung feiner Zahlungen beträchtliche Summen 
an Geld oder Waaren eingenommen hat und de⸗ 
ren Verwendung nachzuweiſen nicht im Stande iſt; 


4. wenn er irgend etwas an Geld, an geldeswerthen 
Sachen oder Papieren, oder an Actioforderungen 
verheimlicht ,„ oder auf die Seite gefchafft. hat, 
oder wenn er falfche Schulden, mit oder ohne, 
Vorwiſſen des erdichteten Glaͤubigers, angegeben 
hat; 


5. wenn er ſeine Glaͤubiger durch falſche oder ver⸗ 
a lleidete Geſchaͤfte verkürzt hat; 


— 6. weun er dasjenige, was er in Handelsgeſellſchaften 
an Geld oder geldeswerthen Sachen oder Papier 


v 


7 


= 
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in Folge eines befondern Auftrages oder eines 
Depofitums von einem Andern erhalten hat, zum 
Nachtheile des Vollmachtgebers oder — 
fuͤr ſich verwendet hat; 


wenn er noch zu der zeit, wo er Kon. uͤberſchul⸗ 
det war, Anlehen, welche ſein Betriebscapital oder 
Vermögen um die Hälfte uͤberſteigen, aufgenom: 
men, "oder Handelöwaaren oder Creditpapiere 
unter ihrem Werthe oder Curſe verſchleudert hat; 


. wenn er Wechſel⸗ oder andere. in Handelscireula- 


tion. fommende Greditpapiere auögeftellt hat, 
welche nach der zur Zeit der Austellung beftehens 
den Bilanz fein Vermögen um das Doppelte über: 
ſteigen. 


Dem betruͤgeriſchen Bankerott iſt gleich zu achten, 


wenn ein Handelsmann, Wechsler oder Fabrikant in der 
Abſicht, ſeine Glaͤubiger durch einen Nachlaßvertrag zu 


beſchaͤdigen, ſi ch fuͤr ————— ausgege— 


den hat. 


Art. 335. Des einfachen Bankerottes ſoll ein Han⸗ 
delsmann, Mecheler oder Fabrikant, welcher in den Zu— 


ſtaud der Zahlungsunfaͤhigkeit gekommen iſt, in ‚folgen: 
ben Fällen fchuldig geachtet werden: 


1. wenn er die zu feinem Gefchäfte nach Gefeßen 


oder Handelsfitte erforderlichen Buͤcher gar nicht 
führt, oder wenn in den geführten Büchern fich 
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eine folche Unordnung findet, daß man daraus 


feinen Aktiv— und Daif vftand nicht überfehen 
kann; 


2. wenn er anmäßigen Aufwand in ſeinem Hauswe⸗ 
fen gemacht, oder große Summen eutiveder im 
Spiele verloren, oder durch Ueppigkeit und Leichts 
finn a hat; 


5 wen. er feine Unternehmungen fö weit über fein 
Bermögen getrieben, daß deren Miflingen feinen 
Sal hervorbringen konnte, und daraus auch feine 
Zahlungsunfaͤhigkeit entſtanden iſt. 


Art. 336. Der betruͤgeriſche Bankerott ſoll mit Arz 
beitkhaus bis zu ſechs Fahren beſtraft, und der Betruͤ—⸗ 
ger foll des zum Betruge mifbraudyten Gewerbes im 
Urtheile für verlujtig erflärt werden. 


Der einfache Bankerott ift mit Gefaͤngniß nicht un⸗ 
ter ſech Monate zu ſtrafen. 


Dreyundzwanzigſtes Capitel.. 


Von Beſchaͤdlgungen durch Brandlegung und 
| Ueberſchwemmung. 


Art: 357. Wer an Wohnungen und andern Auf: 
enithaltsorten von Menfchen ,„ oder an ſolchen Gebäuden 
oder Sachen, welche menjchlihden Wohnungen und Auf: 
enthaltsorten nahe find, und diefen dad Feuer mittheilen 
koͤnnten, Brand gelegt hat, ſoll beſtraft werden: 
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1. mit Zuchthaus bis zu eänfzehn Ssahren, wenn das 
Feuer nicht ausgebrochen ift; 


II. mit Zuchthaus nicht unter fünfzehn Sabre, wenn 
dad Feuer ausgebrochen ; 


‚ II. mit dem Tode, wenn außer dem, Ausbruche des 

Feuers zugleich noch die im Art.338. beftimmren 

erſchwerenden Umſtaͤnde einzeln oder in Verbin— 
dung eingetreten find. . 


Art. 338. Als erfhwerende Umftände find anzu⸗ 
fehen : | | | | 


1, wenn durch dad ausgebrochene Feuer ein Menfch 
getddtet oder lebensgefaͤhrlich befchädiget worden 
ift, fofern der Brandſtifter dieſe Folge vorausſe⸗ 
hen konnte; 


2. wenn das Feuer ausgebrochen zu einer Zeit, wo 
die Bewohner gewoͤhnlich im Schlafe liegen; 


3. wenn der Brand in Staͤdten, Doͤrfern, Flecken 
zu einer Zeit ausgebrochen iſt, wo ſich der groͤßte 
Theil der Einwohner außerhalb derfelben befun— 
den bat, vorausgefeßt, daß diefed dem Brandles 
ger bekannt gewefen ; 


4, wenn der Verbrecher in Städten, Dörfern oder 
Flecken an verfchiedenen Orten zugleich Brand ges 
legt hat, und das Feuer wenigſtens an einem 

Orte ausgebrochen ift; 
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5, wenn ber Brand ! 'an ſolchen Berfommlungsörten 


gelegt war, wo eine große Anzahl von Menfchen 
der Beſchaͤdigungsgefahr ausgefegt wurde; 


6. wenn die Brandlegung begangen wurde, während 
‚einer. gemeinen Noth, bey Aufruhr, Maffer:, 
Kriegds und andern dergleichen Gefahren; a © 


wenn der, Brand an Gebäuden gelegt wurde, !in 
welchen Pulvervorräthe verwahrt werden, oder an 
Orten, in deren Nähe fih folhe Vorräthe befinz 
den, vorausgeſetzt, daß der Brandleger hievon 
Wiffenfchaft hatte; En 


8. wenn der Brand gelegt wurde, damit unter defs 
fen Begünftigung ein anderes Verbrechen von dem 
Brandleger felbft oder von Andern begangen wers 
den möge, und zu Begehung diefes Verbrechens 
wenigftens der Verfuch gemacht worden ift. 


+ 


5 


Art. 339. Meran einfam fehenden, unbewohnten 
Gebäuden oder Behältniffen, oder an Sachen, von deren 
Anzuͤndung nach aller Wahrfcheinlichfeit weder Verbrei— 
tung des Feuers, noch Gefahr für bewohnte menfchliche 
Aufenthaltsorte zu beforgen ift, Brand gelegt hat, foll, 
wenn das Feuer nicht ausgebrochen, mit Gefänguiß nicht 
“unter drey, und wenn daffelbe ausgebrochen ift, wicht uns 
ter ſechs Monate geſtraft werden, 


Art. 340. Die Brandlegung, welche insbefondere 
an Waldıungen oder noch nicht abgeärndteten Feldfrächs 
ten ohne Gefahr für Menjchen und menjchlihe Aufent— 


1261., 
haltsorte begangen wird, iſt mit Arbeitshaus nicht unter 


vier Jahre, und wenn das Feuer ausgebrochen, mit 
Zuchthaus bis zu fuͤnfzehn Jahren zu ſtrafen. 


Art: 341. Mer an feinem Eigenthume (el Bram | 
gelegt bat, der iſt: 2 


1. wenn diefed mit Gefahr für Menfchen Ren — 
des Eigenthum geſchieht, nach den Beſtimmungen u 
der vorfiehenden Artikel; 


II. außerdem nut dan, wenn es in ber Abficht eines 
Betruges an der Brandeafja oder ähnlicher Betruͤ⸗ 
gereyen gefchieht, und zwar allein der Brandlegung 
wegen mit Arbeitshaus bis zu fechö Jahren, wenn 
aber der Schaden den Betrag von zweyhundert 
Gulden nicht überfteigt, mit Gefängniß nicht un⸗ 
ter ſechs Monate zu beſtrafen. 


A et. 342. Das Feuer iſt in allen Sällen für aus⸗ 
gebrochen zu erachten, fobald fich daffelbe anderen Bayen 
außer den Brandmaterialien mitgetheilt hat, — 


Art, 333. Der Rüdfall oder Zufammenfluß zieht 


bey Brandlegungen die naͤchſt höher ſtehende eng 
tung alddann nach fich: 


1. wenn den Müdfälligen eine Strafe derfelben Gats 


tung, wie er fie vorher fchon erlitten hat, treffen, 
würde; 


2. wenn von den im Zuſammenfluſſe ſehenden Viand ⸗ 
Beyl. LXXIII. | 11 


legungen wenigſtens die drey ftrafbarften mit, der 
Gattung nac), gleicher Strdfe zu belegen wären; 


| Auf Todesftrafe, weiche nicht ſchon an fich verwirkt 
iſt, findet jedoch diefer Uebergang niemals ſtatt. 


Art. 344 Wer nad) gelegtem Brande den Aus— 
bruch des Feuers verhindert, ift von der Strafe frey ; 
wer das eben ausgebrochene Feuer auf der Stelle felbft 


wieder geldfht Hat, fo, daß außer dem durch den 


bloßen Ausbruch deffelben bewirften, Fein weiterer Scha— 
den entftanden ift, fol mit Gefängniß nicht unter einen 
Monat geftmft und unter die befondere Polizeyaufict 
geſtellt werden. 


Art. 345. Iſt dad Feuer erſt nach dem Ausbruche 
und nachdem es fihon einen Schaden geftiftet hat,- jedoch 
vor deſſen weiterer Ausbreitung von dem Brandleger ſelbſt 
oder durch ſeine Veranſtaltung aus eigenem Antriebe ge— 
loͤſcht worden: ſo ſoll ſtatt der Todesſtrafe, den im Ar— 
tikel 338. Nr. 1. beſtimmten Fall ausgenommen, auf 
Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, ſtatt der Zudthaus: 
firafe auf: Arbeitshaus bis zu vier Fahren, ftatt der Ar: 
beitöhausftrafe auf Gefängniß bis zu einem jahre ers 
Fannt werden; — wo ohne die mildernde Worausfeßung 
auf Gefängniß zu erfennen wäre, foll diefes. verhältniß- 
mäßig — Bis zu einem Drittel gemindert und auf Keis 
nen Fall über drey Monate zuerkannt werden, 


Art. 346. Mer aus- Unvorfichtigfeit oder Nachläf: 
ſigkeit einen Brand erregt hat, wird nach Verhältniß der 


4 
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Schuld mit Gefängniß, — wenn. ein Menfch getbdtet 
‚oder lebensgefährlich verwundet worden, bey grober Fahr: 
laͤſſigkeit nicht unter ſechs, bey geringer Fahrlaͤſſigkeit 
bis zu ſechs Monaten, außerdem nach gleichem Unter: 
fchiede nicht unter: oder bis. zu drey Monaten bes 
ſtraft. 


Gleicher Strafe unterliegt ae: welcher durch 
Verheimlihung eines in feiner Mohnung entffandenen 
Brandes fchädliche Verbreitung deffelben verurfaht hat. 
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Art. 347. Hat derjenige, welcher den Brand aus 
Fahrlaͤſſigkeit verurſacht hat, ihm ſelbſt unterdruͤckt, oder 
hat er durch ſchleunige Anzeige bey der Obrigkeit Beran- 
ftaltung zur Unterdrüdung oder gegen die Verbreitung‘ 
des Feuers veranlaßt, fo ift derfelbe ftraffrey. 


Art. zas. Wer, um eine Ueberſchwemmung zu ver- _IT. Berurs 
ſachte Ueber⸗ 


urſachen, Deiche oder Daͤmme mit Gefahr fuͤr Leben oder —35 
mung. 


Eigenthum durchfticht oder befchädigt, foll: Ä \ 


4 wenn ein Menfch oder, mehrere Menfchen getoͤdtet 
oder lebensgefaͤhrlich beſchaͤdigt worden, mit dem 
Tode; 


N. außerdem, wenn eine Eigenthumsbeſchädigung im 
Betrage von mehr als zweytauſend Gulden verur⸗— 
ſacht worden, mit Zuchthaus nicht unter fuͤnfzehn, 

bey geringerem Schaden mit Zuchthaus bis zu 
fünfzehn Fahren, — bey einem Schaden, welcyer den 
Betrag von 200 fl. nicht Überfteigt, mit Arbeitss 


haus a unter vier Jahre, gefiraft werden. 
ı1 * 


‚104 on — 

Iſt eine ſolche Ueberſchwemmung durch Fahrlaͤſſigkeit 
verurſacht worden, fo wird der Thaͤter mit Gefaͤugniß 
und zwar im Falle Nr. J. bey grober Fabrlaͤſſigkeit nicht 
unter, bey geringer Fahrlaͤſſigkeit bis zu. ſechs, in Falle 
Mr. IE. nicht unter over bis zu drey we u = 


* 


Sierund zwauzisſees Gapitet. 


r 


F Von anderen Zerkdnungen. oder Def ädiguns 


gen frehden&igentchums. 


Art. 349. Die abſichtliche Zerſibrung oder Beſchaͤ⸗ | 


Bigung —— nn toll ai: werden: 


4 


I. wenn ‚a an. "anderen, als an den in der folgenden 
Pr. I. benannten. Sachen oder auf eine andere, 
ale el die — beſtimmte Weiſe geſcheben iſt, 


und zwar aus Rachlucht * Bosheit mit Gefaͤngniß, 


1. wenn ber —— Schaden den Betrag von 
50 fl, jedoch nicht den Betrag von 200 ft. übers 
ſteigt, nicht unter ein Jahr; 


2. wenn der Echaden mehr ald 25 fl. Bert, nicht 
unter fechd Monate; 


3% bettaͤgt er mehr als 5 fl. bis zu ſechs Monaten; 


| 4. außerdem bis zu einem Monate; geſchah Be aus 
Muthwillen, 


ini Falle 1. nicht unter drey, 


Am Balle 2ı bis gu ſechs, 
en im Bate 3. bie zu drey Monaten, | 


| im Falle 4. bis zu [li Moden ; 3 
ul. mit Arbeitshaus bis zu vier gahren, x wenu Dies 
felbe geichehe: : 


x 
4. mittelſt Einſteigens oder Einbrechens in Ge« 
0 Hände, oder in Werkinding yon Mehreren pder 
von Solchen, welche ſich dazn mit Waffen be⸗ 
ſondero verſzben haben; F 


2. an Saden, welche dem Nuhen ‚oder Dienfte 

des Publifums gewidmet find, 3. B. an Loͤſch, 

geraͤthſchaften, Dräden, Degen, Eamäten, Bafı 
ferleitungen u. dergl.; | 


— 3. an öffentlichen Magazinen und Niederlagen; 


4. an anderen Saden, an deren Erhaltung dem 

Etaate befonders gelegen ift, 3. B. an. Samm⸗ 
Tungen für Wiffenfchaften and Künfte, zum Bergs 
bau und Hüttenwefen gehdrigen Werfen, Mas 
ſchinen, Vorrichtungen, Vorraͤthen u. ſ. w.; 


5. an Planzungen; s 


6. wenn der durch die Zerfldrung oder. — 


digung geſtiftete Schaden zn Gulden 
uͤberſteigt; 


UI. mit Arbeitshaus AISEN unter vier ya, 
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1. wenn zwey oder mehrere der in Mr. II. bezeich- 


neten Umftände, infofern dieſes gefchehen ii 
_zufammentreffen, — oder 


2. wenn der geftiftete Schaden mehr als fünfgunz 

dert Su beträgt. — | . 
Art. 350. gt eine folche abfichtliche Bnfrun 
oder Beſchaͤdigung geſchehen: 


1. an Sachen, welche zum Eigenthume des Staates, 
des Koͤnigs oder des koͤniglichen Hauſes, einer 
Kirche, einer fuͤr Gottesdienſt, Unterricht oder 
Wohlthaͤtigkeit beſtimmten dffentlichen Anſtalt ges 
hoͤren; 


‚2. an Sachen, welche nach ihrer Natur oder Beſtim⸗ 
mung nicht wohl.in fichere Verwahrung gebracht 
werben koͤnnen, vielmehr. dem Öffentlichen Bers 
trauen hingegeben werden müffen, 3. B. an uns 
‚geärndteten Früchten, an den auf dem Felde ſte— 
henden landwirthſchaftlichen Geräthfchaften, an 
den in Flüffen oder Ganälen ftehenden Schiffen, 

an dem Tuche auf der Bleiche u. dergl. — 


fo foll diefes als befonderer Erfhwerungsgrund gelten. — 


Art. 351. Alle Zerftorung oder Befchädigung frems 
den Eigenthumes foll, mit Ausnahme der nach Art.349. 
Nr. II. Ziffer 1. bis 4. zu beurtheilenden Zille, nur auf 
Anzeige oder Verlangen des Befchädigten und 
. beftraft werden. — 
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Art. 352. Mer — um Thiere Aeberc 
zu toͤdten oder zu befchädigen, Meiden, Wieſen oder Tei- 


he vergiftet; wer abfichtlicy eine Viehſeuche oder anſte— 
Fende Viehkrankheit verbreitet, der foll 


I. mit Arbeitshaus bis zu vier Fahre; 


1. wenn Tiere eines Andern oder Anderer dadurch 
wirklich getödtet oder befchädiget worden ft nd, mit 
Arbeitshaus nicht unter vier Jahre; 


III. wenn ſich die Toͤdtung oder Beſchaͤdigung auf 
Thiere ganzer Gemeinden oder Gegenden erſtreckt 
hat, mit Zuchthaus bis zu fuͤnfzehn Jahren ge⸗ 
ſtraft werden. — 


Wer ſolche — aus Unachtfamfeit oder 
Sahrläffigfeit. begangen hat, wird mit Gefängniß i 
Falle I. bey grober Fahrläffigfeit bis zu drey, bey ges 
tinger Sahrläaffigfeit bis zu einem Monate, im Falle 11. 
nach gleichem Unterfchiede bis zu ſechs oder bis zwey, 
im Falle IL nicht unter drey odet bie zu drey Mona⸗ 
ten geſtraft. — 


Art. 353. Die Beſtrafung der Beſchaͤdigung frem⸗ 
den Eigenthumes durch eigenmaͤchtiges Ueberſchreiten der 
Graͤnzen der Feldbeſitzungen oder durch unbefugtes Ueben 
der Viehweide auf fremden, nicht zuſtaͤndigen Weiden 
richtet ſich, in ſo weit es nicht blos civilrechtlich iſt, nach 
den Beſtimmungen der Feld- und Flurordnungen. 
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Zanf und zwanzigſtes Gapitel 
Bon Befhädigungen durd Veränderung 
der Gränzzeichen, durch Nahdrud, 
Wucher, Verlegung fremder 
Geheimniffe. | 


L eng Art. 554. Mer die Gränzzeichen der Grundſtuͤcke, 
Srännei oder die zur Bezeichnung der Höhe und Abtheilung des 
Waſſers geſetzten Aichpfähle in der Abficht, den dadurch 
bezeichneten Mechtöftand zu verruͤcken, verändert, vers 
nichter oder unkenntlich macht, der fol geftraft werden 

mit Gefaͤngniß; 


i. nicht unter ein Jahr, wenn ſie unter amrli⸗ 
chem Glauben; | 


II. bis zu einem Jahre, — ſie nicht unter — 
lichem Glauben geſetzt geweſen ſind. * 


Iſt dieſes ohne die genannte Abficht, jedoch vor⸗ 
ſaͤtzlich geſchehen, ſo findet im Falle Nr. J. Gefaͤngniß 
bis zu einem Monate, oder Geldſtrafe bis zu hundert 
Gulden, — im Falle Nr. II. aber Gefaͤngniß bis zu 
zwey Wochen oder Geldftrafe bis zu fünfzig Gulden ftatt. 


Diefelben Strafen treten unter denfelben Voraus⸗ 
“ fegungen auch gegen denjenigen ein, welcher die Unters 
age (das Geheimnif) amtlich geſetzter — hin⸗ 
wegnimmt oder vernichtet. 


Gegen verpflichtete Maͤrker, Feldſchieder und Waſ⸗ 
ſerbauverſtaͤndige, welche vorbenannte Thaten ſelbſt ver⸗ 
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üben, oder zu benfelben ſich mißbrauchen laſen, iſt ihre | 


Aufſtellung als oͤffeutliche Diener ein beſonderer Erſchwe⸗ 
rungsgrund. Zugleich ſoll auch dieſe Aufſtellung, wenun 
gleich nur auf Gefaͤngniß oder Geldſtrafe erkannt wird, 
im Urtheile fuͤr zuruͤckgenommen erklärt werden. 


Art. 356. Mer Bücher, Muſi kalien, Kupfer⸗ 
ſtiche, Zeichnungen, Landkarten ohne, Einwilligung des 
Verfaſſers, Verfertigers, Verlegers oder desjenigen, 
welcher deren Rechte erlangt hat, oder ihrer Erben, 


IL Nach⸗ 
druck und 
Nachah⸗ 
mung von 
Kunſt⸗ und 
Geiſteb⸗ 
werken. 


durch Vervielfaͤltigung mittelſt Druckes oder auf andere 


Weiſe ohne Verarbeitung zu eigener Form innerhalb 


fünfzehn Jahren von der Zeit ihrer Herausgabe, fo fern 
nicht ein längerer Zeitraum durch ein ertheiltes Priviles - 


gium feftgefegze it, in Umlauf bringt, der wird, wenn 


nicht dieſes Privilegium die Strafe beſonders beſtimmt 


bat, an Geld — unter Man ae geftraft. 


Sn jedem Falle ift der Umlauf auf Verlangen des 
Beſchaͤdigten durch Beſchlagnahme zu hemmen und die⸗ 
ſem, nach eingetretener Rechtskraft des verurtheilenden 
Erkenntniſſes, die Verfügung über die in Beſchlag ger 
nommenen Gegenftände zu überlafien. 


Diieſe Beſtimmungen finden auch zu Gunſten eines 


Auslaͤnders, ſelbſt ohne ein eigenes Privilegium im’ 


Bayern erworben zu haben, alsdann ftatt, wenn in 
demjenigen Staate, zu welchem der Ausländer gehbrt, 


den bayerifchen Unterthanen gleicher Schuß gewährt iſt. 


Diefelden Beftimmungen find auf andere Erfinduns 


LUI. Bucher. 


\ 
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gen, Werke und. Erzeugniſſe ter. Wiſſenſchaften oder 
Kuͤnſte anwendbar, in fo. fern, ſi ie, durch beſondere in 
laͤndiſche Privilegien gegen beihänigene ee 
gejichert. find. 


Art. 356. Wer einen Andern in Creditgefchäften 
durch einen von dem bürgerlichen Gefetzen für wucherlih 
erflärten Vertrag übervortheilt, foll auf Anzeige und 
Verlangen des Berheiligten nad) en Unterfchiede 
beftraft werden: 


I. wenn er unerlaubten Vortheil wiellich bezogen 
hat, bey unverkleidetem Wucher an Geld, bis zu 
Hundert Gulden und Gefängniß bis zu einem 
Monate, bey verkleidetem aber an Geld bis zu 

Br dreyhundert Gulden und Gefängniß bis zu drey, 
und Wenn er entweder wegen drey Wucherfällen - 
zugleich oder nach zweymaliger Beitsafung zum 
drittenmal zu fhrafen -ift, bis zu ſechs Monaten; 


| II, wenn er aus dem "wucherlichen Gefhäfte noch 
feinen Vortheil gezogen hat, mit Gefängniß bis 
zu zwey Wochen oder an Geld bis zu 50 fl. 


Das Urtheil gegen einen zum drittenmal geftraften 
Wucherer ſoll oͤffentlich — gemacht werden. - 


Ein wucherlicher Gontvart heißt erkleidet, wenn 
das wahre Verhältniß der Zinfen zum Capitale nicht 
unmittelbar aus dem Gontracte felbft mit Beftimmtheit 
und Klarheit eingefehen werden kann. | 
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Art: 357. Wer mit einem Menfchen, von dem 
ihm befannt feyn kann, daß er nicht frey über das 
Seinige verfügen darf, ohne Vorwiſſen und Einwilligung 
derjenigen, deren Gewalt derfelbe untergeben ift, ein 
ihm nachtheiliges Gefchäft heimlich eingeht, wird mit 


IV. Nach⸗ 
theilige Ges 
fchäfte mir 
Sperfonen 
unter frem: 
der Gewalt. 


Gefängniß bi zu drey Monaten und an Geld bis zu 


dreyhundert Gulden geftraft. 

Iſt der Schuldige ſchon zweymal deßwegen geftraft 
worden, oder wenigſtens wegen drey mit verſchiedenen 
Perſonen eingegangener Geſchaͤfte der bezeichneten Art 
zu ſtrafen, ſo iſt nebſt einer Geldſtrafe bis zu 600 fl. 
auf Gefaͤngniß nicht unter drey Monaten zu erkennen. 


Wegen Bekanntmachung der Urtheile gilt daſſelbe, 


was im vorhergehenden Artikel verordnet iſt. 


\ 


Art. 358. Vormuͤnder oder Euratoren, Maäflecuras y — 


toren, Guͤterpfleger, Sequeſtrationsverwalter, Teſtaments⸗ 
executoren, Verwalter des Stiftungs- oder Communalver⸗ 
moͤgens, welche, auch ohne Unterſchlagung oder Betrug, 
ihren Pflegbefohlenen, Maſſen, Stiftungen oder Commu⸗ 
nen abſichtlich zum Nachtheile handeln, ſollen, 


J. wenn ſie ſich dadurch eigenen Vortheil verſchafft 
haben, und dieſer Vortheil über fünfzig Gulden 
beträgt, mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren, — 


theiligun⸗— 
gen durch 
Vormun⸗ 
der. 


bey geringerem Betrage mit Gefaͤngniß nicht un⸗ 


ter ſechs Monaten; 
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„ u außerdem mit Gefiuguiß bie zu feche Monaten 
geitraft werden, De Inu « 


* 


Sie follen berdieß der ihnen übertragenen 
Vorniundſchaſt oder Verwaltung verluſtig ſeyn. 


VL Beſchã⸗ dl 3895. Deffentlich verpſlichtete Sachverftändige 
Birnng Bar und Schähfeute, "welche in nicht fireitigen Rechts ſachen 
dige. Jemauid durch ihr Gutachten vorfaͤtzlich oͤder mittelſt ab⸗ 
fichtlichet Arber hing beſchaͤdigen fotlen mit Befäng- 
niß bis at einenn Jahre beſtraft Werden. * Au 

VIL. Befhär q * 360, Mer anbefantet Meife * recht 
br widriger Abficht, um Jemand zu ſchaden, fib oder einem 
beim. Dritten einen Vortheil zu verſchaffen, im fremde Ges 
heimniſſe adadandy ſich eindraͤngt, daß er eines Andern 
Briefe Urkunden,Akten, Handelsbücher oder andere 
Papiere erbticht, liedt, abſchreibt, erbrechen, lefen oder 
abſchreiben laͤßt, ſoll auf Antrag oder Anzeige des da⸗ 
durch Verletzten mit Gefaͤngniß bis zu drey, und wenn 
er ſeine rechtswidrige Abſicht ganz oder zum Theile er» 

reicht bat, ‚nicht unter drey Monaten beſtraft werben. 


Art. St. * im, ‚Dienfte von Sabriten . ober 
Handelöhäufern. ſtehend, in:deren Privargeheimniffe durch 
unerlaubte Wege oder ‚Mittel. einbringt, «oder biefe unter 
Berpflibtung zur Verſchwiegenheit erfahren hat, und 
folhe Geheimniffe an Andere verräth, wird auf Verlan: 
gen ober Anzeige des Fabrik⸗ oder Handlungsheren mit 

Gefaͤngniß "bis zu drey, bey wirklicher Beſchaͤdigung 
nicht unter drey Monaten geſtraft. 
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Sechs und zw a u} isft 


9 


86, „Sapitel | 
Von Berlegung des Jagbs, und, Fiſcherey⸗ 


site 1 193517 
| reptes. 
ef gidfptl IMIIMGIVC.' 193% 39 onu mt 


—X es in ‚einen — Sapdbegife ohne 1, Hertegung 
Erlanbuiß, ned, Berschrigten, Die Igsd entweder ausgeuͤbt runs. 
bar der mit, Schit hox webr oder, ‚omderen, Jagdwerkzeu⸗ 

BSR) Goeraͤchſchafteg auf die Jagd ausgegangen: iſt, 

der ſoll wegen Merkegung, ‚Den Tagdrechtes nah „den in 

den nachfolgenden Artikeln fefgefegten Sefimmungen 


geſtraft werden, ET nalen 0 ans: 


* 


u et nd ne Inu LADE yptı“ 
7) Banıdemjenigens welcher; anf. einem framden Jagd⸗ 
bezirhe wit Schießgewehr ‚onen; amit anderen Zagdwert zeu⸗ 
‚gen oden/ Geraͤthſchaften betreten worden iſt/ ſoll, wenn 
ſich wicht aus allen Umſtaͤnden die Gewißheit oder Wahr⸗ 
ſcheinlichkait· des Gegentheiles exgibt, angenommen wers 
den, daß * die Jagd Pie re 
— IE 19 er ENTE Spizsiaräichur 9: 


Art. als. Akt wu nn FR Zol hoer 
wehres/ jedoch auf feinen umzaͤunten oder eingeftiedeten 
Grundſtuͤcken ein Wild erlegt, und daſſelbe nicht binnen 
Qu Stunden dem Jagdberechtigten oder Jagdaufſeher 
zur Verfuͤgung mu * * Geld Bis — 117 * ge⸗ 
freiſt in wor. Bu au Sirumtadsi) 


7 8930 EAN: te 393% 


Shui Ant. 364. Ber fonft. ohne ‚alle, in dan marhfelgens 
den Art. 305., 300. ‚und, 308. anoefnhrte exſ wyreude 
Eigenſchaft der That fremdes Jagdrecht auf was immer 
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für eine Weiſe verlegt, ift, vorbehaltlich der befonderen - 
Beftimmungen der Jagdordnung über geringere Jagdfre— 
vel, mit Gefängniß bis zu drey, — und nad) zweymal 
erlittener Strafe im dritten Falle nicht unter drey Mo— 
naten zu flrafen. 


Art. 365. Wenn Mehrere in Verbindung, mit 
Schießgewehr verfehen, der Verlegung fremden Jagd⸗ 
rechtes ſich ſchuldig gemacht haben, fo ſollen fie mit Ge—⸗ 
fängni nicht unter drey Monaten ae: werden. 


Art. 360. Mit Arbeits haus bis zu ſechs Jahren 
ſind die Thaͤter zu ſtrafen: 


1. wenn ſie ſich zum Wildſchießen in eine Bande 


vereinigt; 
a 


2. wenn fie ſich vermummt oder auf andere Weiſe 
unfenntlich zu machen gefucht haben. 


Art. 367. Haben fi die Thäter den Jaͤgern, 
Forftbedienten oder anderen fie betretenden Perfonen fo- 
gleich ergeben, oder find- fie auf Anrufen von der Flucht 
abgeftanden, und haben ſich gutwillig geftellt, fo ift auf 
Gefänguiß in den Fällen des Art. 3066. nicht unter drey, 
in den Fällen Art. 304. bis zu einem oder bid zu drey, 
und Art. 3065. bis zu drey Monaten zu erfennen. 


\ 


Gleiche Strafminderungen follen denjenigen zu Theil 
werben, welche zur Veruͤbung der That durch erlittene 
und nicht verguͤtete MWildfchäden gereizt-worden find; 
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Art. 368, - Hat der Thäter gegen Jäger, Forftbes, 
diente oder andere Perfonen,. von welchen er bey der 
That betreten wurde, Drohungen oder Gewalt ‘angewens 
det, fo ift derfelbe‘ nach folgenden Beſtimmungen zu 
INOTeR: 


I, mit dem Tode, wenn eine folche Perſon getoͤdtet 
worden, oder an der erlittenen Mißhandlung oder 
Verwundung geſtorben if; 


II. mit Zuchthaus nicht unter fünfzehn Fahren, wenn 
‘eine folche Perfon lebensgefährlich verwundet, 
oder auf die fonft noch im Art. 254 Nr. I. berg; 
j zeidjnete Weife verletzt worden: iſt; 


mit Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, wenn ' 
der Thäter eine ſolche Perfon im geringeren Grade 
verwundet oder verleßt, oder auf dieſelbe, a 
fie zu verwunden, eſchoſſen hat; 


I 


mit Arbeitshaus nicht unter vier Fahren, wenn 
‚er eine folche Perfon auf Leib oder Leben bedroht, 
oder fonft gegen fie Gewalt gebraucht Hat. — 


- IV 


+ 


. i 1 » ” 
.* Art. 369. Gewehre und andere Jagdwerkzeuge und 
Semnene® werden in jedem Falle confiscitt. 


Art. 370. Mit Ausnahme der in den Art. 300. 
und 368. genannten Fälle wird wegen Verlegung des 
Jagdrechtes Unterfuchung nur en Anzeige des Jagdbe⸗ 
— verhaͤngt. 
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— 2* 


Art. 371. Wer ohne Erlaubnig bes Berechtigten 
in Fluͤſſen, Baͤchen und andern Gewäffern, im welchen 


Jemand die Fifcherengerechtigkeit hat, fifcht, krebst, 
angelt, Nee, Garne oder Reufen ſteckt, Angeln legt u.dgl., 


der wird auf Anzeige des Berechtigten mit Gefängniß 
bis zu einem Monate, oder au Geld bis zu Hundert 


"Gulden beftraft, vorbehaltlich der befondern Beſtimmun⸗ 


gen der Fiſchereyordnung hinſi Hr der geringeren Fi— 


ſchereyfrevel. 


1. Olenſtver; 
letzung der 
Staarsdie⸗ 

er. 

1. Berleguns 
gen der 
Amtsver⸗ 
ſchwiegen⸗ 
beit, 


Hat ber Thaͤter Tollkorner gebraucht, Bäche andges 
feuchter oder Ähnliche verderbliche Mittel angewendet, 
oder find. die Thäter in Verbindung auf dad Fifhen oder 
Krebfen ausgegangen, fo foll auf Gefängniß bis zu drey 
Monaten, oder an Geld bis zu — Gulden er⸗ 
kaunt werben. 


Die Gifcherengeräthfehaften und Werkzeuge der Frev⸗ 
ler werden confiscirt. 


Sieben und zwanzigſtes 
Capitel. 


8 


Vonden Dienſtpflichtverletzungen der Staat s— 
beamten und oͤffentlichen Diener. | 


rt. 372. Ein Staatsdiener, welcher feiner Amts: 
pflicht zuwider: 


1. Thatfachen, welche ihm bloß durch feine Amts⸗ 
verhaͤltniſſe befannt geworden; 


2. 


x 
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Akten oder Urkunden, die ihm vermdge feines . 


Amtes anvertraut find, anderen Perfonen mite 
theilt oder zur Einficht ‘vorlegt, ſol, wenn dies 
fes in eigennügiger. Abficht gefchehen, oder wenn 
dadurch der Staat oder ein Private in Schaden 
gebradyt worden ift, nach Größe. des bezielten 


Vortheild oder geftifteten Schadens, mit Gefängs 


niß bis zu ſechs Monaten und Degradation, 


beym Ruͤckfalle mit Gefängniß nicht. unter drey 
Monate und Dienftentlaffung geftraft werden. 


Iſt ohne eine dieſer beyden Vorausfegungen die 
Mittheilung oder Vorlage geſchehen, um eine Perfon zu 
begünftigen, fo tritt Gefaͤngniß bis zu drey, beym Rüde 
falle bis zu ſechs Monaten, in dieſem Ball mit Di 
gradation, ein. 


Art. 373. Ein Staatsdiener wegen Betehun 
— werden: 


J. 


11. 


mit Degradation, wenn er zur Vor⸗ — Nicht⸗ 
vornahme einer zu feinem amtlichen Wirkungs⸗ 
kreiſe gehoͤrigen Handlung ein Geſchenk oder was 


2. Bee 
Yung: 


immer für einen Vortheil augenommen, oder zur 


Annahme des a a fich bereit erklaͤrt 
hat; 

mit Dienſtentlaſſung, wenn dieſes geſchehen, um 
pflichtwidrig zum Vortheile eines Andern oder 
zum Nachtheile des Staates oder eines Privaten 


eine amtliche zu vorzunehmen oder zu un⸗ 


terlaffen; 


Beyl. LXXIN. 1422 


f 
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II. mit Dienftentfeung , ‚wenn er fih einer folchen 
Handlung wirklich fchuldig gemacht hat. 


Mer für eine bereit vollzogene Amtshandlung, 
ſelbſt ohne vorgaͤngiges Verſprechen, irgend eine Beloh— 
nung, zu deren Annahme er von der geeigneten Behoͤrde 


nicht ermaͤchtiget worden iſt, angenommen hat, wird 
gleichfalls wegen Beſtechung beſtraft. 


Wenn der Beamte das, was ihm, ſelbſt ohne ſeinen 
Willen, auf irgend. eine. Weiſe zugekommen, oder einem 
feiner Angehörigen von einer Parthey oder einem Solli—⸗ 


citanten gegeben worden ift, laͤngſtens binnen drey Ta— 


gen.nach dem Empfange oder nach erlangter Kenntuiß, 


ohne nachgewieſene rechtmaͤßige Verhinderungsurſache, 
entweder der Polizeybehoͤrde nicht uͤbergeben, oder dem 
Gerichte zur Unterſuchung nicht angezeigt hat, ſo wird 


derſelbe mit dem Einwande, daß er das Geſchenk oder 


den Vortheil nicht angenommen habe oder nicht habe 


annehmen wollen, nicht gehoͤrt. 


Art. 374. Wer einem Staats diener oder ſeinen 
Angehoͤrigen irgend ein Geſchenk, oder was immer fuͤr 


einen Vortheil wegen einer zu deſſen amtlichem Wirkungs⸗ 


kreiſe gehörigen Handlung verſpricht oder gibt, verſpre— 
chen oder geben läßt, ohne Rüdficht, ob dad Verſpro⸗ 


chene oder dad Gegebene von dem Beamten angenoms 


men worden ift oder nicht, foll in die Bezahlung des 
doppelten Werthes des gegebenen oder angebotenen Vors 
theiles, oder, wenn diefer in Geld nicht zu berechnen 
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wäre, an Geld. bis du u Gul verriet 
werben. | 


 Menn feboch die Beftechung in der Abficht, ſich bder 

einem Dritten einen unerlaubten Vortheil zu verfchaffen, 

oder den Staat oder einen Privaten: in Schaden zu brinz 

gen, zu dem Zwecke gefchehen ift, um den Beamten Z 
zu ‚einer pflichtwidrigen Handlung zu verleiten, fo foll | 
zugleich auf Gefängniß bis zu fechd, und infofern Der 
beabjichtigte Erfolg wirflich eingetreten iſt, nicht. unter 

ſechs —— erkannt werden 


a rt. 375. Daß gegebene oder verſprochene Ge⸗ 
ſcheuk ſoll jedesmal der Armencaſſe des Ortes, wo der 
zu beſtechen verſuchte oder beſtochene Staatsdlener 
wohnt, verfallen 2 


Art. 376. Beamte, welche aus Eigennutz einem _$. Bir 
‚Privaten an Steuern, Abgaben, Zaren, Stempeln, es 
Sporteln oder anderen Keiflungen etwas abnehmen, was 
dieſem überhaupt nicht, oder wenigftend nicht in der ge: 

- forderten Größe zu zahlen obliegt, ſollen geſtraft ie. 
‚ben: 


1. mit Degrabation, wenn keine ber in den nachfols 


genden Nummern II. und III. beſtimmten etſchwe⸗ 
renden Eigenſchaften vorhanden ift; 


IT. mit Dienſtentlaſſung, wenn der Beamte enribes 
ber wegen drey ſolcher Handinngen zugleich odet 
12» 
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nach — Befrafun — zu 
ſtrafen iſt; | 


UI, mit Dienftentfeßung, wenn eine ſolche Handlung 
mit Raͤnken, betrüglich oder unter falfchen Vor⸗ 
 fpiegelungen gefchehen if. | 


Art. 377. Gleiche Strafen finden gegen diejenigen 


Beamten ſtatt, welche die Erhebung dieſer Abgaben, wel: 
- hen Namen fie immer haben mögen, den von ihnen bes 


Dwel⸗ 
sung eigener 


Berhellis 
gun), 


ſtellten Schreibern oder Gehälfen überlaffen, wenn bier 
aus eine in dem vorhergehenden Artikel berührte Be: 
druͤckung entſtanden, in ſo weit dieſes mit Wiſſen des 
Beamten zu ſeinem eigenen oder zum Vortheile der 
_ Schreiber oder Segätten gefchehen me: 


- Die Schreiber und Gehuͤlfen werden in jedem 
Falle, wenn nicht die Umftände der That dieſelbe zum 
Verbrechen fleigern, mit Gefaͤngniß nicht unter drey 
— Bean | 

Art. 378. Ein Staatödiener, welcher bey einer 
Sache fo betheiliget ift, daß er nach den Beftimmungen 


der Proceßordnung barin Richter zu feyn unfähig wäre, und 


mid Verſchweigung diefed ihm bekannten Berhältniffes 
in ber Sache nach feiner amtlichen Eigenfhaft handelt, 


ſoll, ohne Unterſchied, ob die Ausübung im ftreitigen 


ober nicht fireitigen, im civil oder ftrafrechtlichen, im 
abminiftrativen oder polizeylihen Wege gefchehen, ges 


ſtraft werden : 


, 


I... mit Degradatien, wenn: diefes in der Abſicht ga 
ſchah, ſich oder .einem Anbern einen. unerlaubten 
Wortheil zu werfhaffen, oder den Staat oder eis 

nen Privaten zu .befchädigen; .:.... : 


u mit Dienſtentlafſung, wenn bey. gleicher Abſicht 
der Vortheil erreicht, oder der Schaden hi 
"worden, oder Rıiafal vorhanden — 


Art. 3729. Staatodiener, welche diſſentlich einen 
Unfehuldigen dem Unterfuchungsproceffe unterwerfen, find | 
mit. der Strafe der falfchen Deuunciation . Art. 215 zu 
gen | | 


- Mit diefer: Strafe ik im * — des ge⸗ Nie * 
nannten. Artikels die Dienftentlaffung, und im alle Amtögewan 
Nr. III.u. IV. beym Ruͤckfalle Degradatien zu verbinden. 


a rt. 380, Staatsdiener, w welche, ihren Amtöpflichs 
ten zuwider, eine ihnen obliegende Unterſuchung unter⸗ 
laſſen, oder Angeſchuldigte eigenmaͤchtig ohne Urtheil aus 
der Unterſuchung entlaſſen, ſollen, inſofern dieſes aus ei⸗ 
gennuͤtziger Abſicht oder im Einverftändniffe mit dem 
zur Unterfuchung zu Ziehenden , oder um einem Drits 
ten zu nuͤtzen oder zu fchaden, gefihehen, geftraft werden: 


I, mit Dienftentlaffung wenn die Unterfuchung ein 
Verbrechen; 


II. mit Degradation, wenn ‚die Unterfucjung ein Bar 
gehen, nad Art. 273.Rr. Ul; 


ui. mit Gefaͤngniß bis zu drey Monaten oder Pr 
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2 ſtrafe bis zu dreyhundert Gulden; beym Ruͤckfalle 

132. gerbunden mit: Degradation, — wenn ſie ein ges 

inger ſtrafbares Vergehen ‚::oder eine Polizey⸗ 
oder eine Disciplinaruͤbertretung betroffen hat. 


Art. 3601. Richter und Inquirenten, welche mit 
elnem zum Perhafte gebrachten Angefchuldigten das erfte 
Verhdt Länger ‚aldirtier und zwanzig Stunden ohue ges 
gründete Urfache verfchleben, follen, wenn diefes aus Haß, 
Raͤchſucht, Eigennutz oder ſonſt unerlaubtem Intereſſe ge⸗ 
ſchehen, oder wenn die Verſchiebung länger als einen 
Moͤnat gedauert hat, mit Degradation, beym Ruͤcfalle 
wit Dienſtentlaſſung geſtraft werden. 


at 17 "sag" Mißhandlungen von Angeſchuldigten 
bder Zeugen, welche ſich Richterperfonen oder Polizey⸗ 
heamte zu Schufden kommen laſſen, follen, wenn dadurch 
einem Unfchuldigen ein Geftändniß, oder einem Zeugen 
eine, falſche Ausfage abgepreßt worden, beftraft werden: 


1 mit Dienſtentſetzung, inſofern es bey einem * 
brechen; —— 


—119 
IL mit ——— inſofern es bey — Ver⸗ 
gehen nach Art. 273. HL; 


AlI. mit, Degradation, oder bey geringerem Grade. ber 
Mißhaudlung mit gerichtlihem Verweiſe und 
Entziehung bed ein= bis dreymonatlichen Betras 
ges ihrer Befoldung, infofern es bey einem min⸗ 
der firafbaren Vergehen oder bey einer Diseiplis 
narz oder Polizeyuͤhertretung gefchehen ift; 
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IV. Hat ein Unſchuldiger dadurch die Strafe eines Ver⸗ 
brechens oder Vergehens joder einer Uebertretung 
wirklich erlitten, fo foll mit ver vorbeftimmten, 

den Beamten treffenden, Strafe im alle J. wenn 
die. erlittene Etrafe die Todesftrafe ift, Arbeits: 
haus nicht unter vier Jahren, außerdem Gefänge 
niß nicht unter ſechs; im Falle II. Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten; im Falle IH. Gefaͤngniß 
bis zu einem Monate verbunden werden. 


Art. 385. Haben Gerichtsbiener Aufſeher oder 
Waͤrter die Gefangenen muthwillig oder boshaft mißhan⸗ 
delt, ſo ſollen ſie mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Monaten, 
und: beym Ruͤckfalle zugleich mit Dienſtentlaſſung be— 
ſtraft werden. 


Art. 334, Stantebiener, welche. mit wiffentlicher 
aa ans ihrer Amtsgraͤnzen Strafurtheile, die zum 
‚Erfepntuiffe einer andern Behörde geeignet: find, eigen- 
«mächtig „fällen; wiffentlich das Straferkenntniß nicht fo, 
wie es erlaffeır worden. ift, vollziehen; Strafen, welche 
zu den vom Gefege angenommenen Strafarten nicht, ges 
hören , verhängen; oberſte Adminiſtrativ⸗ Kreisbeamte, 
welche bey oder in Folge der Anordnung eines Stand⸗ 
rechtes die in dem Geſetzbuche über das Perfahren in 
Straffachen Art. 204. beftimmten Vorfchriften nicht be: 
obachten; deögleichen Staatsanwälte und andere Beamte, 
welche bey oder in Folge der Erfennung des Standrechtes 
wiffentlich oder abfichtlih ungeſetzliches Benehmen ſich 
au Schulden kommen laſſen, ſollen, wenn eine deshalb 

gegen fi fie e verfuͤgte Disciplinarſtrafe fruchtlos nn 


as | 
iſt, mit Degradation, beym weiteren Ruͤckfalle aber, fos | 
fern Bm: ‚eintreten — mis — beſtraft 
— | ur 


Art. 388. Ein Stantödiener, welcher winfäpelich, 
ohne ein rechtöfräftiges oder gegen ein losfprechendes 
Urtheil, an einer Perfon eine Strafe vollzogen bat, ſoll 
‚getraft werden; 


I. mit Dienftentfegung ,; wenn bie vollzogene die 
Strafe eined Verbrechens war ; , 


1. mit Dienftentlaffung,, wenn fie die Strafe eines 
| Vergehens nad) Art. 273. Nr. II. gewefen; 


m, mit. Degradation oder, bey gänzlicher Unbedeutens 
heit der vollzogenen Strafe, mit gerichtlichen Vers 
weiſe und Entziehung. des eins. bis dreymonatli⸗ 
chen Betrages der Beſoldung, wenn. die: Strafe 
die eines geringer ftrafbaren Vergehens, oder el⸗ 
ner Dideiplinars oder Polizeyübertretung war. 


IV. Hat ein Unſchuldiger die Strafe eines Verbre⸗ 

chens oder Vergehens, oder einer Webertretung 
wirflich erlitten, fo finder die Beſtimmung des 
Art. 382. Nr. IV. Anwendung. 


6 —— Art, 386. Ein Staatsdiener, — in Beſtim⸗ 
| mung,. Erhebnug und Verwaltung der Abgaben , Gefälle 
oder fonftigen Einnahmen das feiner Verwaltung anvers 

traute Eigeuthum verkuͤrzt, fol, wenn es gefchehen, um 

einen Andern zu begünftigen, mit Degradation, wenn ed 
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aus Eigennutz geſchehen, und der gehoffte oder erhaltene 
Gewinn die Summe von fuͤnfundzwanzig Gulden nicht | 
überfteigt, mit Degradation, — bey einem Betrage von 
mehr als 25, aber nicht über 50 fl. mit Dienftents 
laffung — fofern aber’ diefer Betrag überftiegen wird, 
- mit Dienftentfegung' beftraft werben, 


Art. 387. Mer die zur Controle oder ueberſicht 
der Einnahmen und Ausgaben an Geld oder Material 
angeordneten Bücher, Journale oder Regifter entweder 
garnicht, oder nicht nach Vorfchrift, oder diefe in fo ums 
- ordentlichen Zuftande hat, daß man daraus deffen Stand 
nicht- entnehmen Tann; wer feine Privatfaffe mit der ihm 
anvertrauten Amtöfaffe vermengt, fol blos deßwegen, 
und ohne daß es darauf ankommt, ob ein Eaffendefect 
vorhanden ift oder nicht, wenn eine deshalb gegen ihn 
verfügte Disciplinarftrafe fruchtlos geblieben ift, mit Dea 
grabation, und bey weiterer Sortfegung folcher Unord⸗ 
nungen, ſofern diefe noch eintreten kann, mit Dienfle 
entlaffung beftraft werden. 

Art. 388. Hat ein Beamter durch Fälfchung der 
Hechnungen oder der zum Eintragen oder jur Gontrole 
der Einnahmen und Ausgaben an Geld oder Material 
beflimmten Bücher und Negifter oder durch Beyſeite—⸗ 
ſchaffung der Acten den Abgang zu verfteden geſucht; 
hat er Einnahmöpoften nicht verrechnet, oder nicht geleis 
ftete Zahlungen ald Ausgaben in Rechnung gebracht; 
bat er verkaufte Sachen als nicht verfauft vorgetragen; 
bat er Scheine von falſchem Inhalte zur Bemäntelung 
einer Unrichtigfeit in der Einnahıne oder- Ausgabe vorges 
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legt, hat er In Beziehung auf Zeit oder Gegenftände der 
Einnahme oder Ausgabe an Geld oder Sachen einen 
Betru 9. gefpielt, fo ift er zum Arbeitshaufe bis zu ſechs; 
wenn, ‚aber ber zugefilgte Schaden fünfhundert Gulden 
überfteigt, nicht unter ſechs Jahren; aͤberſtelgt der Scha⸗ 
den zweytauſend Gulden, zum Zuchthauſe bis zu fünfz 
sehn Sahren zu verurtheilen. 


— Art. 389. Ein Beamter, welcher, ohne die Abſicht, 
— veruntreuen und ohne einen Betrug zu begehen, die 
Deivaige Ähm im Amte auvertrauten Gelder oder Sachen ſich zum 
Vortheile auf Zinfen anlegt, oder auf andere Weife zu 

feinem Privamugen gebraucht, oder Andern zum Gebraus 

che überläßt, ift mit Degradation, im Wiederholung 

falle, fofern diefer ſtatt finden kaun, mir Dienſtentlaſ— 


ſung zu ſtrafen. 


u Iſt dadurch dem Staate oder einem Privaten ein 
Verluft zugegangen, fo fol ſchon das Eſtemal ei 
Dienftentlaffung erfannt werden, 


; Urt. 390. Mit. der- Strafe des Art. 389 ei 
——— Staatsdiener belegt, welcher aus Kaſſen, 
die nicht feiner Verwaltung, jedoch feiner Aufſicht uns 
tergeben find, ohne Genehmigung der zuftändigen Behoͤr— 
m. ein Darlehn aufgenommen hat. 


ne y rt. 391. Staatödiener, fe außer den befon= 
Dienfipflicht, ders ‚benannten Fällen entweder die gemeinen Pflichten 
De en der Staatsdiener oder die befonderen Pflichten des 


Rune: ihuen ‚übertragenen Amtes verlegen, dieſe moͤgen in der 
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Natur und’ Eigenſchaft  desfelben: liegen, ‘oder durch bes 
fondere Inſtructionen vorgezeichnet ſeyn, ſollen, inſofern 
nicht int dieſe Inſtructionen ſelbſt geringere Strafen 
atigeozdnet find, nad) den in den nachfolgenden Artikeln 
feitgefeten re geſtraft RER 


Art. 30%: 4: Wer feinen: —— * zuwider 
— oder das ihm ——— Amt an 


SER Pe — ſi ch fetöft einen Buell zu —— u 
oder * J 


2. den Stan, oder 


ee einen Privaten in Schaden zu bringen, der ik, 
‚wenn der bezielte Vortheil oder Schaden ben Des. 
trag von fünf und zwanzig Gulden nicht übers 
fteigt, mit Degradation; bey einem Betrage von 
mehr ald. 25 bis gu 50 fl. mit Dienftentlaffung , 
bey höherem Betrage mit — zu 
ſtrafen · 


„Wet. 303. IL. Ber feinen Amtspflichten ohne die 
Se Art, 392 bemerkte Abſicht, jedoch vorfäglich zumiders 
handelt, jo02 


1. wenn aus der plichtverlegung ein Schaden für 
den Staat oder einen Privaten entftanden und 
A eine. vorhergegangene Difciplinarftrafe fruchtlos 
geweſen iſt, mit Degradation , infofern der zuges 
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‚fügte: Schaden den Betrag von 25 fl. nicht Äbers 
Meist; — übern Betrage mit Dienftentlaffung; 


Y 2 wenn daraus kein Schaden entſtanden, nach zwey⸗ 
maliger Diſciplinarſtrafe, im dritten Falle mit 
Degradation, im weiteren Wiederholungsfalle aber 
mit Dienftentlaffung beſtraft werden. 

HM. 3%. ei ER - . 
— Art. 394. Wenn die in den vorhergehenden Arti⸗ 
ungen ber, öfßs Feln oder an anderen Stellen diefes Gefeßbuched ange⸗ 
Diener. führten Dienftpflichtverlegungen der Staatödiener - bon 
1.Ueherhaupt Öffentlichen Dienern, fofern diefes nach der Natur dies 

fer Handlungen gefchehen kann, begangen werden „. fo 

find auch diefe, wenn nicht etwas Abweichendes außs 
druͤcklich angeordnet iſt, nach denſelben Vorſchriften zu 
behandeln und zu ſtrafen, jedoch mit folgenden näheren 


Beftimmungen : : 


1. Bey dffentlichen Dienern, welche nad) Geſetzen 
oder Verordnungen den Staatsdienern gleich ges 
achtet werden, beögleichen bey denjenigen, benen 
ein Dienft auf Lebenszeit verliehen ift, findet bie 
Dienſtentſetzung oder Dienftentlaffung ebenfo, wie 
bey dem Staatöbiener ftatt. 


2. Gegen dffentliche Diener, denen, ohne ald Staats: 
diener zu gelten, der Dienft nur widerruflich' vers 
liehen ift, desgleichen gegen diejenigen, welchen, 
ohne Verleihung eines Dienftes, blos die Erlaub: 
niß ertgeile iſt, nach vorgängiger Verpflichtung 
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beſtimmte Verrichtungen vorzunehmen, fol da, 
wo gegen Staatödiener die Dienftentfegung ange 
ordnet ift, ſtatt derfelben auf Arbeitshaus nicht 
unter vier Fahren, und da, wo gegen jene die 
Dienftentlaffung eintreten müßte, auf Gefängnig 
nicht unter ſechs Monaten erkannt werden. 


Neben diefer Gefängnißftrafe ift zugleih, als 
Folge derfelben, die Dienftverleihung für widerru: 
fen, auch die ertheilte Erlaubniß, nach Umftänden 

fuͤr immer oder auf einige ie für Bean: 
men zu ertläsen, 


3. Die Degradation findet gegen alle Arten dffentli- 
cher Diener wicht ftatt, und es ift fi), wenn auf 
diefe zu erfennen wäre, nad) den Beftimmungen 
des Art. 405 zu benehmen. 


Art. 305. Berpflichtete Rechtsanwälte, welche, im — 
rechtswidrigen Einverſtaͤndniſſe mit der Gegenparthey, Adeotatim. 
dieſer zu Gunſten und ihrer eigenen zum Nachtheile han⸗ 
deln, in derſelben Rechtsſache beyden Partheyen durch 
Rath oder Beyſtand dienen, ihrer Parthey abſichtlich 
nachtheilige Rathſchlaͤge ertheilen, ſollen mit Gefängniß 
nicht unter drey Monaten geſtraft, und mindeſtens auf 
ſechs Monate von der Rechtsanwaltſchaft ſuspendirt, 
beym Ruͤckfalle aber, oder wenn wenigſtens drey ſolche 
noch ungeſtrafte Thaten zugleich zu ſtrafen ſind, zum 
Arbeitshauſe bis zu ſechs Jahren verurtheilt, und aus 
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der. Lifte der Rechtsanwaͤlte fir | immer geſtrichen 
nn | 


Art. 306. Menn verpflichtete Nechtsanwälte aus 
Gewinnſucht die ihnen anvertrauten Gefchäfte verzögern, 
ihrer Parthey dasjenige, was fie fiir diefelbe in den ihs 
nen übertragenen Gefchäften an Geld oder geldeöwerthen 
Sachen empfangen haben, nicht zu gehöriger Zeit auslies 
fern, fondern widerrechtlicy vobrenthalten, fo follen diefel: 
ben mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft, und 
mindeſtens auf drey Monate von der Rechtsanwaltſchaft 
fuspendirt,!beym zweyten Rüdfalle aber zum Gefängniß 
nicht unter? ſechs Monaten verurtheilt, und aus der Kifte 
der Rechtsanwälte für immer geftrichert werden, 


“ 
Der Art. 307. - Geldftrafe von 25 bis 150 fl. hat ders 
Surseren, jenige Gutöherr zu erlegen, welcher von den feiner Ders 


et waltung und Aufficht untergebenen Etiftungen für fich 
mittel- oder unmittelbar Anlehen entnimmt oder Grund⸗ 
ſtuͤcke pachtet, oder dergleichen Anlehen oder Werpachtuns 
gen an feine Verwandten in aufs oder abfteigender Rinie, 
oder an feine Seitenverwandten und Verfchwägerten bis 
zum zweyten Grade anders ald unter den. vorgefchriebes 


nen Formen bewirkt. 


Den nämlichen Beftimmungen find auch die gutsherr⸗ 
lichen Verwalter in Anfehung ihrer Perfonen und Vers 
wandten unterworfen. 


Urt. 398. Im zweyten Ruͤckfalle wird mebſt der 
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serwirften Strafe die Yusdbung des Verwaltungs⸗ und 


Aufſichtsrechtes auf ein bis drey Jahre, und bey weites 
rer Uebertretung auf Lebenszeit des Schuldigen unter 
Verwaltung des Staates geſtellt. 


Gutsherrliche Verwalter werben im zweyten Ruͤck⸗ 
falle auf ein bis drey Jahre, bey weiterer Uebertretung 


aber auf immer von Fuͤhrung gutsherrlicher Verwaltun⸗ 


gen ausgeſchloßen. 


— \ 
Art. 399. Magiftratsperfonen und diejenigen, wel 4. Der Mas 
che an der Verwaltung des Gemeindes oder Stiftungs⸗ den aid ers 


vermidgens Theil nehmen, unterliegen einer Gelvftrafe Gemeinde 


von 10 — 100 fl., wenn fie zwar nicht eigenmächtig, Yunnsoermds 
aber mit Verlegung der vorgefchriebenen Formen aus Lens. 
dem Vermögen ihrer Gemeinden, oder der ihrer Verwal—⸗ 

tung untergebenen Stiftungen Anlehen entnehmen, Grunde 

ſtuͤcke pachten, oder dergleichen Anlehen oder. Verpach— 

tungen an ihre Verwandten in auf: oder abfteigender 

Kinie oder Seitenverwandten und Verſchwaͤgerten bis 


zum zweyten Grade bewirken. 


Nebſtdem werden ſie in Bezug auf die Verwaltung 


des gemeindlichen Vermoͤgens gleich den gutsherrlichen 


Verwaltern behandelt. 


Art. 400. Staatsdiener und folche bffentliche Dies IF. Dienks 
ner, welche nach Gefegen oder Verordnungen den erftern Ahnen ver“ 


gleich zu achten find, wenn fie in Ausübung ihres Am= Kap ofentii 


f 
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den Diener tes oder Dienftes Fahrlaͤſſigkeiten begehen; aus Unfleiß 


Heft, Un, oder Leichtſinn die obliegenden Pflichten des Amtes oder 
fan rc. Dienftes vernachlaͤſſigen; durch unſittliches Betragen ih⸗ 
res Amtes ſich unwuͤrdig bezeigen und nachdem die im 
Edicte über die Werhältniffe der Staatödiener von 
26. May 1818 (Beylage IX. zur Derfaffungs:lirkunde) 
F. 11 bis 15 bemerkte dreymalige Difeiplinarftrafe ge⸗ 
gen fie verhängt war, fi) von veuem einer Vernachlaͤſſi⸗ 
gung ihrer Dienftpflicht, oder einer Unfittlichkeit ſchuldig 
machen, follen vor Gericht geftellt und mit Degradation 

oder Dienftentlaffung beftraft werden. | 


Andere Öffentliche Diener werden wegen dergleichen 
Zahrläffigfeiten‘ oder Unfittlicpkeiten nad) den für fie gels 
tenden Diſciplinargeſetzen, befonders erlaffenen Ordnuns 
gen und Inſtruktionen behandelt und beurtheilt. 


erigemeine. Art. 401. Wenn Staatsdiener und dffentliche Dies 
Benimmuns ner fm ihrem Amte oder Dienfte Handlungen begehen, 
- welche ſchon an fid) Merbrechen oder Vergehen find, wenn 
fie zu Begehung folcper Handlungen ihr Amt oder ihren 
Dienft mißbrauchen, fo finden zwar, fo weit nicht befons 
dere Vorfehung getroffen ift, die gegen folhe Handluns 
gen angeordneten Strafen ftatt; jedoch ſoll die Eigens 
{haft des Thaͤters als Staatödienerd oder Öffentlichen 
Dieuers ald befonderd erſchwerender Umftand gelten, und 
es ſoll, ſofern auch nur auf Gefaͤnguiß von wenigſtens 
drey Monaten zu erkennen iſt, mit dieſer Strafe, nach 
Beſchaffenheit des Amtes oder Dienſtes, zugleich die 
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Dienftentlaffung verbunden, ber die Dienſtverleihung 
widerrufen, oder die Hegebene Erlaubniß zu beftimmten 
Verrichtungen für immer oder auf einige zeit en | 
nommen werden. 


‚Art. 402. — begen age 
entiveder.in dem gegenwärtigen Gapitel, oder an ander 
ren Stellen dieſes Befebuches nur in fo weir, als er» 
fchwerende Eigenfchaften bey denfelben: eintreten, Stras 
fen beftimme find, werden, wenn fie ohne diefe erfchwer 
renden Eigenſchaften, jedoch nicht blos aus Fahrläfigs 
keit, Unfleiß oder Reichtfinn begangen worden find, dad 
erftemal disciplinarifh, beym erften Ruͤckfalle mit Der 
gradation, und — weyten mit ——————— be⸗ 


ſtraft. — 


Iſt die Pflichtverletzung unbedeutend und der Staats⸗ 
oder oͤffentliche Diener in dem Rufe eines redlichen Dies 
nerd, fo ift, ehe gegen denfelben die Unterfuchung und 
Beftrafung wegen Vergehend eingeleitet wird, zuvor noch 
eine zweyte Difeiplinarftrafe zu verhängen. 


Art. 405. Wenn auf Degradation gegen einen 
dffentlichen Diener überhaupt, oder gegen einen Staatds 
Diener, bey welchem nach feiner Dienftesftufe oder nad 
feinem Dienftverhältniffe diefe Strafart nicht angewen⸗ 
det werden kann, zu erkennen wäre, fo foll ftatt derfele 
ben auf Gefängniß bis zu einem Jahre erfannt werden. 


Hat das Geſetz in einen gegebenen $alle bie Strafe 
der Degradation und des Gefängnifjes zugleich anggprd⸗ 


Beylage LXXIII. 15 


| TE Theil, 
Bon Polizepübertretungen. 


k 


— 


38 


Erfker Afanier 
"Allgemeine Beſtimmungen. 


ur A 
1* 


* 


D, 1, J— Unterlaſurgen, welche der. ne 


gegenwärtige Theil: des -Gefeßbuches mit Strafe bedroht, "tungen. 
ſind als: Polizeyuͤbertretungen zu betrachten. 


Was von Verbrechen und Vergehen in den allgemeinen 
Beſtimmungen des erſten Theiles verordnet iſt, findet auch 
bey Polizeyuͤbertretungen Anwendung, wo nicht durch 
ausdrüdliche Erflärung oder durch den Zufammenhang der 
geſetzlichen Beſtimmungen eine Ausnahme begruͤndet iſt. 


Art. 2. Die Strafen der Poliepfberretungen Strafen Der 


Po lizey⸗ 
finds N ad Uübertretun⸗ 
en | gen, 


I. Polizeyarreft ;- 
| 11; ‚Gelpftrafe RE 
in. Verweis ··.. 


e —— 22 20 220 — 1 Te m np a u. . 
5 
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o Dali Art. 5. Die Arreſtſtrafe ſoll nicht über drey Mos 
nate zuerkannt werden. 


Sie kann 


1. durch Beſchraͤnkung der Koſt auf Waſſer und 
Brod an einem, hoͤchſtens zwey Tagen in der 
Woche; 


u. durch Anweiſung ser Lagerſtatte auf bloßen Bret⸗ 
tern, - — beydes jedoch nur nad) —— Gut⸗ 
achten des Arztes, geſchaͤrft werden. 


Die Verbindung beyder Schärfungsarten iſt u 
noch en ſo langen — gleich zu nn N 


Be Was hie erften «heile Kiritel 12., 13. * Anfehung 
des Gefaͤngniſſes beſtimmt if, — auch er den Ar⸗ 
Feſt Anwendung. — 


—R — Art. 4. Die Geldſtrale fol nicht uͤber 300 fl zw 
„erkannt werden. — — 


Die Geloſtrafe ſou in Arreſt umgewandelt werden, 
wenn der Geldbetkag entweder gar nicht, oder nicht ohne 
—— Nachtheil der Familie des — bey⸗ 
getrieben werden Tann. | | | 


Bey diefer — ſoll die; Summe von 26 fl. 
dem einwoͤchentlichen Arreſte gleich gerechnet werden. 





— 


rho 


+ Met 8. Der Verweis wird dem Verurtheilten von c. Bermei. 


der nun muͤndlich ober art er⸗ 
— I 2 Ha 


sc v N N} iz J 


Mo das Geſetz zwiſchen Verweis er einer andern 
Stiafe die. Wahl kaͤßt, iſt derſelbe nun. ;grgenofolhe Vers 
urtheilte anzuwenden, welche. unbeſcholtenen Rufes 


und. nicht ſchon wegen — geſttaft worden: 
(Be. A er 


J EN 1! Br 1* 1 9 I 4 


Arui 6. Bey Üebertretungen, welihe Haft. ber Ber IL Bolsen 


faſſung den Verluſt des Indigenats oder Staats buͤrger⸗ 

rechtes zur, Folge haben, wird dieſe Holger durch die '; 

Strafe der polizeyͤbertretung niemals En 
» mar Be TER 


Art. 1. Die Einziehung, ‚oder Befchränfung Mfente 


‚licher, dem Publifum oder einer Koͤrperſchaft gewidme⸗ 


ter Dienſte, dann der Gewerbsrechte, Privilegien oder 
freyen Gewerbe tritt neben der verwirkten? Strafe als⸗ 
danu ein, wenn ſolche Dienſte, Gewerbe oder Privile⸗ 
gien zu gemeingefährlichen oder fi ittenver dirblichen . 
——— an — 2 = | KR Ei arte Peters 

. Einem ſolchen ucerteter ſou * — — 
falle im Straferkenntniſſe die Einziehung. oder Beſchraͤn⸗ 
kung fuͤr den naͤchſten Uebertretungsfall derſelben Art 
angedroht und im dritten Falle zuerkannt werden, vorbes 
haltlich derjenigen gefeglichen Beſtimmungen welche die 


Einziehung. oder Veſchraͤnlung ſchon fir‘ fägere Etraß 


faͤlle ausdruͤcklich anerdaem — 


der Stra⸗ 

fen. 
a. Beſchran⸗ 
kung oder 
Verluſt ge 


wife Rech⸗ 


200 


Art. 8. Diefe Einziehung oder: Beſchraͤnkung findet 
das erftemal nur auf beftimmte Zeit, jedoch nicht unter 
drey Monate, und nicht Über drey Jahre, das zweyte⸗ 
mal aber auf Lebenszeit des Mebertreterd oder bey Realz 
gewerben auf die Dauer des Beſitzes flatt, — 


Art guEnEine Beſchraͤnkung dffentlicher Diexſte, 
Gewerbötechte, Privilegien, freyer Gewerbe kann mar in 
dem Falle eintreten, wenn⸗ die Berechtigung felbt vers 
ſchiledene, unter ſich unabhaͤngige Verrichtungen amfaßt, 
von welchen uur eine einzelne zu einer der vorge⸗ 
J nannten uebertretungen mißbraucht worden iſt 


Are} 10. Die zeitliche Einziehung oder Befihräne 

kung eines Öffentlichen Dienftes hebt jeden Anſpruch auf 
die MWiedereinfegung in den vorigen Dienft oder im bie 
Vorige, Dienfloerrichtung, dir hanzliche hingegen auch die 
dabigkeit Ru auf 


‚a * ii. Wenn die ——— — Veſchrankung 
ein reales Gewerbsrecht betrifft, fo kann der Uebertreter 
die Ausuͤbung deſſelben durch einen geeigneten Geſchaͤfts⸗ 
führer fortſetzen laſſen; dieſer iſt aber von der Obrigkeit 
zu verpflichten und hat auf Koſten und Rechnung des 
Uebertreters big Gewerbsgeſchaͤfte zu beſorgen, wider alle 
Uebertretungen zu wachen; und wenn ſolche dennoch ges 
ſchehen. Lei ee. ungefäumt ‚Anzeige zu erſtatten. 


a 2. Auf ‚Einziehung oder Veſcht ͤnkung — 
ser, Rechte Tann, wegen Uehertretungen nur in den. vom 
Geſetze a ai: beſtimmten Faͤllen erkannt werben, 
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Art. 13. Wo das Geſetz feisk die. befondere Polis bu Die 1 fon 
zeyaufficht aus druͤcklich anordnet, tritt. dieſelbe nach er⸗ —8 
ſtandener Strafe auf zwey Jahre ein, inſofern nicht fuͤr 


einzelne Faͤlle eine längere Dauer feſtgeſetzt iſt. 


Außerdem findet die beſondere Polizeyaufſi icht nur in 
Folge eines vorgaͤngigen Erkenntniſſes ſtatt. 


Die Gerichte koͤnnen hierauf nur in den Fallen er er⸗ 
went fich-ergibt, daß der Uebertreter nad) Les 
bensart, Charakter und Betragen ein der dffentlichen Sie 
cherheit oder Sittlichleit befonderd gefährlicher Menſch iſt. 


Die richterlich erkannte Pollzeyaufſicht foll nicht uns 
ter ſechs Monate und nicht über zwey Jahre dauern. 


Art. 14. Wer der befonderen Polizeyaufficht uns 
terftellt wird. es fen diefes wegen Verbrechen, Vergehen 
oder Poligepäbertretungen, bat einen zahlungsfähigen 
Bürgen zu ftellen dafür, daß er ſich waͤhrend der Dauer 
der beſonderen Polizeyaufſi ns feiner * That * 
dig machen werde. 


Die Groͤße der — wird vom ? Ge 
richte mit Beruͤckſi chtigung aller Umſtaͤnde feſtgeſctzt. | 


Jeder angeſeſſene unbefcholtene Staats buͤrger kann 
zur Leiſtung diefer Vuroſchaft zugelaſſen werden. 


Art. 15 Begeht der unter die beſondere Poligey⸗ 
aufſicht Geſtellte während der Dauer derſelben eine firaf- 
bare That, fo muß der Buͤrge ohne alle Einrede die - 
-Bürsfchaftsfumme bey Gericht erlegen, aus welcher zus 


1 Bir Ser, et ee 
\ 
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erſt der geſtiftete Schaden verguͤtet, dann die alfenfallfige 
Beloſtrafe und die Koſten des Verfahrens bezahlt werden. 


Art, 16. Ber mit, der Burgſchaftsbeſtellung aufs 
zukommen nicht vermag, wird in einer Polizeyanſtalt 
verwahrt, und in Bezlehung auf Beſchaͤftigung und Ver⸗ 
pflegung nach den fuͤr dieſe Anſtalt beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften behandelt. Was er uͤber ſeinen Unterhalt ver⸗ 
dient, wird ſein Eigenthum. Er wird aus der Anſtalt 
entlaſſen, ſobald ein buͤrgſchaftsfaͤhiger Staatsbuͤrger die 
vom Gerichte ausgeſprochene Buͤrgſchaft leiſtet. 


Art. 17. Die perfbnliche Verwahrung eined unter 
die befondere Polizeyauffiht Geftellten ohne Zulaffung 
einer Bürgfchaft finder nur dann flatt, wenn das Geſetz 
ſolches ausdruͤcklich anordnet. 


Art. 18. Hat die ſtrafbare That, wegen welcher 
die beſondere Polizeyaufſi cht eintritt, ihren Grund in 
Schwaͤtmerey ober Irrwahn, fo genuͤgt es, wenn zwey 
anſaͤſſige und unbeſcholtene Staatsbürger ſich durch Hands 
‚gelübde verbindlich erklaͤren, über den Verurtheilten ges 
naue Aufficht zu führen, und über den Vollzug der vom der 
Obrigkeit ertheilten Vorfchriften in Beziehung auf deffen 
Uufenthalt, kebensart und TEN ju wachen. 


Sie haben der Obrigkeit in den von ihr beftimmten 

Friften von dem Verhalten des ihrer Aufſicht Unter⸗ 
EHER getreue Anzeige zu machen. 

e. Begräma Art: 19. Nach Umftänden kann der unter bie be- 


jung u. Forts 


weifung. ſondere Polizeyaufficht Geftellte auch auf einen beſtimm⸗ 





203 
“teh Ort oder Vezirk begrenzt werden, welchen er ohne | 
Erlaubniß, des Buͤrgen nicht verlaffen darf. | 


Brt. * Mit der Verfuͤgung befonderen Hol 
zeyaufſicht kann die Anweifüng verbunden werden, daß 
-der MWerurtheilte für beſtimmte Zeit oder für immer den 
Dre oder Bezirk der begangenen That verlaffe. :; - 


Auch kann nach Beſchaffenheit der Umftände auf 
diefe Unmweifung allein ſtatt der befonderen Polizeyaufficht , 
‚erkannt, jedoch darf Niemand aus feiner. DE forts 
gewiefen werden, 


Art. 21. Unter dieſer — ſoll gegen 
Bettler, Landſtreicher und ſolche Polizeyuͤbertreter, welche 
über die Abficht ihred Aufenthaltes, über Erwerb, und 
Unterhaltömittel‘ Feine befriedigende Nachweiſung geben 
Fonnen, die Hortweifung ald Folge der Strafe jedesmal 
verfügt, und hiemit zugleich die Ablieferung oder Anzeige 
an bie zuſtaͤndige Obrigkeit verbunden werden — 


Art. 22. Dieſe Fortweiſung ‚das auf — 
Zeit oder für immer erkannt werben: - 2 


= 1. gegen Polizeyabertreter, welche nach Lebensart, Cha⸗ 
rakter und Betragen ber oͤrtlichen Sicherheit ges 
faͤhrlich ſind, oder ſich zum oͤffentlichen Aergerniſſe 
gereichender PERS faule gemagt 
babeu;. 


2. gegen Poltzeyuͤbertreter, welche ſich irgendwo 
ohne VBelagnißz aufünjten. a We 


204 


Art, 23. Auslandiſche Bettler, Landſtreicher und 
Perſonen, welche über die. Abficht ihres Aufenthaltes und 
über Erwerb oder Unterhaltsmittel Feine befriedigende 
Nachweiſung geben könne, find, inſofern es ausführbar 
ft, wach überflandener Strafe aus dem geſammten 
Stantögebiete für immer. aber auf ... zu ver⸗ 

weiſen und ihrer PRRUNE zu uͤberliefern. 


_ Desgleichen it die Fortweiſung aus dem ganzen 

Ausländer jedesmal ſtatt der fonft zu — be⸗ 
En Poligeyauffi icht ein. i 

a, Deffenet. "gr et. 24, Die dffentliche, Bekanntmachung ber Straf: 


Befanntmas 
mung de erkenntniſſe in Polizeyuͤbertretungsfaͤllen kann nur Daun 


ft ⸗ 
elle, ka ‚zuerkannt werden, wenn der Verurtheilte wegen Polizey- 
übertretung gleicher Art wenigftens einmal geftraft, und 
ihm ‚zugleich diefe Bekanntmachung angedroht worden iſt. 
games Art. 25. Alle bisher genannten Folgen der Strafen 
wungz. (Art. 6. bis 24,), infofern fie nicht unmittelbar kraft des 
Geſetzes eintreten, muͤſſen beſtimmt nach Art und Dauer 
nebſt der verwirkten Strafe im Erkenntniſſe ausgeſprochen 


—— u 


I ee Art. 6. Sie ——— — ſchon 
m or an ſich wegen der gegen ein Verbot begangenen Hand— 
teit. lungen oder der gegen ein Gebot geſchehenen Unterlaffuns 

gen, unabhängig von der Beſchaffenheit der Abſi icht, auch 


wegen bloßer Fahrlaͤſſigkeit beſtraft. 


+ 
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Art. 27. Bey den polizeyübertretungen iſt der „EI. gem 
Berfuch ſtraffrey. | | Pe Een 


E27 


"Art. 28. Die GSehätfen werben, infofern nice das IV. Con * 
Geſetz in Anſehung einzelner Polizeyuͤbertretungen etwas Gegiifen 
anders verprönet, mit der gegen die Urheber angedrohs 
ten Strafe, wenn fie Polizeyarreft oder Geldſtrafe iſt, 
nach Verfchiedenheit der Fälle bis zu zwey Drittheilen 
oder bis zu einem Drittheile (Art. 50, und 51. Th. I.) 
belegt. | > 


Diejenigen, welche ſich aus eigennägiger Abſicht da- 
mit abgeben, gemeingefährlicden Polizeyübertretern Un: 
terfunft zu verfchaffen, find ald Miturheber zu beftrafen, 
‚vorbehaltlich der Beftimmungen der Art.T. und 8., wenn 
hiezu der Dienft oder das — mißbraucht wor⸗ 
den iſt. 


“Art. 29. Einer Koͤrperſchaft koͤnnen zwar die von v. Son der 
der Gefanameheit oder Mehrheit fämmtlicher oder einzels Tan Der Körı 
ner Mitglieder begangenen Polizeyiübertretungen niemals, ———— 
fondern fie ſollen nur den ſchuldigen Einzelnen zugerechs 
net werden; dadurch wird jedoch die Haftung der Ge⸗ 
meinden fuͤr die Schaͤden in ihren Markungen, inſoweit 
eine ſolche Haftung durch beſondere geſetzliche Beſtim⸗ 

— — — iſt, — ee 


Art 30. Wer nicht al Miturheber — Gehutf⸗ 2. Fuͤr Ueber⸗ 
anzuſehen iſt, haftet fuͤr Polizeyuͤbertretungen Dritter — 
nur in den geſetzlich bezeichneten Faͤllen. — | 


.% 
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. Fur Unter Art. 31. Jeder Handwerksmeiſter, Fabrikanth, be: 

Sebene. rechtigte Unternehmer und Händler hat hinſichtlich der 
in Bezug auf fein Gewerbe oder feinen Verkehr gebote: 

nen. und verbotenen Handlungen für die Uebertretungen 
feiner Stellvertreter, Proviforen, Auffeher, Gefellen, Ge: 
hälfen, Diener, Arbeiter oder fonft untergeordneten Pers 
fonen zu haften, wenn biefe die Webertretung mit feinem 
Miffen, fofern er es hätte hindern Fonnen, begangen has 
‚ben, oder wenn ihm irgend eine Vernachläffigung der 
ſchuldigen Aufficht zur Laſt legt. 


Haben die genannten untergeordneten Perfonen bie 
Polizepübertretung ohne Wiffen des Gewerbsinhaberd bes 
gangen, fo wird ihnen diefes ald ein beſonders erfchwes 
render Umftand angerechnet. 


| Wenn das Geſetz gegen bie Polizeyuͤbertretung Geld⸗ 
oder Arreſtſtrafe angeordnet hat, fo trifft die Gewerbsins 
haber die Geldftrafe und die untergeordneten Perfonen 
werden mit POUR belegt. Ä 


en Art. 32. Treten die im Art. 82. Th. I. genann⸗ 
1 dm Auge ten Worausfegungen bey Uebertretungen ein, fo iſt auf 
die Herabfegung der Strafe nach dem in Art. 28. bes 


Bianafen Maafftabe zu erkennen. 


er Art. 35. Gegen junge Leute, welche nach dem 
zwölften, aber vor zurücgelegtem fechözehnten Jahre 
eine Polizeyäbertretung begangen haben, Tann nur Vers 
weis oder nach Umftänden Arreſt nicht über 14 Tage, 
allenfalls mit Schärfung, ausgefprochen werden, 
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Art. 34. Die Zurechnung bey Poligeyübertretungen'z. Men Man⸗ 
wird dadurch, daß ſich der Uebertreter ohne beſtimmte ki knyaier 
hierauf gerichtete Abficht in einem Zuftande mangelnder it · 
Vernunftthaͤtigkeit befunden hat, welchen er jedoch durch | 
gehdrige Vorficht und Mäßigung von fich hätte abhalten 

tönnen, nicht aufgehoben, ſondern nur fo weit gemindert, 

daß die Strafe nach den im il — genaunten me 

fiabe herabgeſetzt wird. | 


Art. 35. Die — bey ——— 4. Ben un⸗ 
wird Durch Unwiſſenheit in den Verrichtungen eines öffent: en u 
lichen Dienftes, Gewerbes oder einer privilegirten Unters 
nehmung weder: aufgehoben noch gemindert, und wenn 
aus Uebertretungen dffentlicher Diener, prtvilegirter Un⸗ 
ternehmer oder Gewerböleute, zu deren Gefchäften eine 
befondere wiffenfchaftliche. Bildung oder Kunftfertigkeit 
vorfchriftmäßig erfordert wird, nad) dem Urtheile der Sach⸗ 
verftändigen einegrobe und gemeingefährliche Unwiffenheis 
zu entnehmen ift, fo fol dieſes dem im Art, 7. bezeichneten 
Mißbrauche des Dienfted, Gewerbes oder Privilegiums 
gleich geachtet und fchon im erſten Straffalle die zeitliche 
Dienſt⸗, Gewerbös oder Privilegiumseinziebung oder Bes 
fchränfung bis zu einer befriedigenden, durch firenge Prüs 
fung nadyzuweifenden Befähigung, im zweyten Straffalle 
gleiher Art aber die Einziehung oder Befchränfung auf 
Lebenszeit erkannt werden. 


Art. 36, Zaubftumme, welche für die Einficht der * 3 
Strafbarkeit ihrer Uebertretungen genugſam unterrichtet, ninen. 
auch ſonſt zurechnungsfaͤhig gefunden werden, fi nd mit 
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herabgeſetzten —— nach dem im Art: 55. —R 
chenen Maaßſtabe zu belegen. | ? ’ 


6. Bey erhau v.; ‚Art 357. Durch bie. vom. —— — 

tener&riand: qusdruͤckliche oder ſtillſchweigende Erlaubniß wird eine 
Polizeyuͤbertretung nur in denjenigen Fällen ftraflos, wo 
das Geſetz felbft zur.Strafbarkeit der Handlung den Mans 
gel der Befugniß ausdrücklich fordert „. oder wo die Un⸗ 
terfachung und a nur auf ang zulaſſ ig iſt. 


| | YIL.SBon der Art. 38. Wo das Geſetz Nolizeyarreſt und Geld⸗ 
e Im auge firafe in Verbindung feſtſetzt, kann wegen des Eintrittes 
MER Gefonderer YUmftände jede diefer. Strafen: allein, jedoch 


mit t verhälmißmäßiger. an: — werden. 


Art. 39. Wer wegen Verdachtes eines — 
Verbrechens oder Vergehens verhaftet, nachher aber we⸗ 
gen eben dieſer Handlung nur als Polizeyuͤbertreter ver⸗ 
urtheilt worden iſt, dem ſoll bey der Zumeſſung die er⸗ 
littene Haft, wenn dieſelbe in ihrer Dauer das verwirkte 
Strafmaaß erreicht oder uͤberſchreitet, als einzige Strafe 
zuerkannth, a aber von ber” tea ——— 
werben. 


2 Bea Art. 40, Bey jedem Zufammenfluffe von Polizey⸗ 
übertretungen ſoll der Schuldige mad) ‘derjenigen Ueber: 
tretung, worauf die fchwerere Strafe geſetzt ift, geftraft, 
und bey Zumeſſung derfelben die übrigen Nebertretun: 
gen als beſondere Eſchwerungegrunde — chtiget 
werden. . | 
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Mo jedody dag Geſctz den Zufanımenfluft mit einer 
befonderen Strafe belegt, kommt mur diefe zur Anmen- 
dung. * 


Art. 41. Der Ruͤckfall in gleiche Polizeyuͤbertre⸗ 3. Beym 
tung wird dem Schuldigen als beſonderer Erſchwerungs⸗ — 
grund angerechnet, wenn nicht das Geſetz denſelben mit 
beſonderer Strafe belegt hat. | 


Iſt ſeit der erftandenen Beftrafung der vorigen Pos ' 
lizeyäbertretung ein volles Jahr verflojfen, ſo wird dem 
Ruͤckfalle Feine erſchwerende Wirkung beygelegt. 


Art. 42. Die Uebertretung ' wird durch die voll: Ana 
ſtreckte Strafe oder, im Falle der Angeichuldigte für der Gtraiberı 
nicht fihuldig erflärt wird, durch rechröfräftiges Ur 1. Durch 
theil dergeſtalt getilgt, daß in Anſehnng der naͤmlichen * 
Handlung nicht weiter verfahren werden kann, obgleich 
fi) nachher Umftände ergeben, deren frühere Kenntuiß 
eine Strafe oder eine höhere Strafe zur Folge gehabt 
hätte. = 


\ z 
Art. 45. Die Zeiträume der Verjährung fir Die — 
Strafbarkeit der Polizeyuͤbertretungen ſind: ee 


1. bey denjenigen, anf welche Polizeyarreit bis zu 
einem Monat oder Geldftrafe his zu hundert Gulden 
oder Verweis geſetzt iſt, drey Monate; 


2. bey allen uͤbrigen ſechs Monate. 


Wenn das durch eine Uebertretung gebildete geſetz 
Beylage LXXII. 14 
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widrige Berhältniß des Webertreterd fortdauert, fo. fängt 
die Verjährung fo lange nicht zu laufen an, als diefes 
Verhaͤltniß wirklich beſteht. 


B Zweyter Abſch nitt, 
Bon den einzelnen Uebertretungen. 


Lunsefugtee . Art. 44. Mer ohne Erlaubniß der Auffichtöbehör: 

Aufnehmen 

des Landes. de von militärifchen Staatsanftalten, Zeftungen, Lagern, 
Militaͤrfabriken u. dergl. oder. deren einzelnen Beſtand⸗ 
theilen Riffe oder Plane aufnimmt, wird mit Arreft nicht 
unter einen Monat beftraft. Die Riff ı und — werden 
conſiscirt. 

IL-Unerlans, Art. 45. Wer gegen befondered Verbot ohne obrig- 

RR — keitliche Erlaubniß in Feindeslaͤnder oder in feindlich be— 

— — ſetzte Theile des Staatsgebietes Reiſen unternimmt; wer 

des Staates. dahin auf anderen Wegen, als durch die Poſt oder be— 
rechtigte Boten Briefe ſendet, wird mit —— bis zu einen 


Monat beſtraft. 


Mußte im Falle dringender Noth ein Brief auf an— 
derem Wege abgeſchickt werden, ſo iſt binnen 24 Stun—⸗ 
den der Obrigkeit dieſes unter Nachweiſung des Noth— 
falles anzuzeigen, wo ſodann die Re nicht eintritt. 


Art. 46. Wer außer dem Falle des Art. 120. 
Nr. 7. Th. I. nach Zeindesländern oder feindlich befeg- 
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ten Theilen des Staatögebieted ohne Wiffen und Willen 
der Obrigkeit Nachrichten bringt oder gelangen läßt, welche 
die Lage des Staates überhaupt, deffen Angriffs: oder: 
Vertheidigungsanſtalten und Mittel, oder andere den Krieg 
und feinen Gang berührende Verhältniffe und Thatfachen 
betreffen; wer dergleihen Nachrichten, ohne durch gegen 
wirtige dringende Gefahr für Leib, Leben oder Gut 
gezwungen zu feyn, dem eingerüdten Feinde nicht vers 
heimlichet, fol mit Arreſt nicht unter zwey aa bes 
Kraft werden. 


Art. 47. Mit Arreft von drey Tagen Bis zu ſechs 
Wochen wird beftraft, wer Proclamationen oder andere 
dergleichen Schriften des Feindes ohne obrigfeitliche Ge= - 
nehmigung ‚oder ohne augenfcheinlihe Gefahr fir Perfon 
oder Gut auf irgend eine Weiſe oͤffentlich befannt ai 
oder in Umlauf bringt. 


Wer ſolche Proelamationen oder Schriften, welche 
ihm aus dem Auslande, aus feindlid) befeten Theilen 
des Staatögebieted oder von -unbefannter Hand zugefom: 
men find, nicht unverzüglich der Obrigkeit überliefert, 
wird an Geld von 10 bis 50 fl. gejtraft. 


Art. 48. Mer mit irgend Jemanden von feinde 
liher Seite ohne Auftrag oder befondere Erlaubniß oder 
ohne den Fall dringender Noth ſich in Verhandlungen 
einlaßt, wobey Staat, Gemeinden oder Staatsuntertha— 
nen berheilige find, wird, wenn dergleichen Berhandluns 
gen auf ————— Unternehmungen oder Privatrache 

14 * 


2. Anerfen: 
nung fremder 
Obergewalt. 


* 
* 
Paz 


abzielen, zu Arreft nicht unter ſechs Mochen, anferdem 


aber zu Arreſt nicht unter eine Woche verurtbeilt. 


Art. 29.” Was ruͤckſichtlich des Verkehrs mir Fein— 
den des Staates in den Artikeln 45. — 46. beſtimmt 
worden iſt, gilt auch von dem Verkehre mit Aufrührern. 


Art.50. Wer die ihm zugefertigten eder zugeſtell— 
ten Verordnungen, Bekaunntmachungen, Urtheilsſprüche 
oder andere dergleichen Willensaͤußerungen einer autmär: 
tigen unbefugten Behörde oder deren Agenten, öbſchon er 
denfelben Feine Folge gegeben, nicht unverweilt der Obrig— 


‚ Zeit vorlegt, wird an Geld von 5 bis 25 fl. geftraft. 


3. linerfanb: 
ter Merfebr 
wir antwär: 
tigen Staats⸗ 
behörden. 


Art. 51. Wer ohne Erlaubniß ver Staatsbehörde 
mit auswärtigen Staatsbehoͤrden oder andern Agenten 
ſich in Verkehr ſetzt, um über nicht dffentlich befannte 
Verhaͤltniſſe des Staates Mitrheilungen zu machen, oder 
auf irgend ein Staateverhältniß einzuwirken; wer in eis 
zer ſolchen Beziehung von auswärtigen Behörden oder 
Agenten Aufträge übernimmt, wird, wenn nicht ein an- 
deres Strafgefe durch dieſe Handlung verlegt ift, mit 


Arreſt von zwey Wochen bis zu zwey Monaten- bejtraft: 


Art. 52. Mir Arrefi von einer Woche bis zu drey 
Monaten wird befirafi: 


1. wer ohne. Erlaubniß der Etaatöbehdrde aus: 
wandert ; | 


2. wer aus fremden Dienften, in welche er ohne Ent: 
laffung aus dem Unterthansverbande getreten ift, 
anf obrigkeitliche Zuruͤckberufung, fie gefchehe durch 
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einen an ihn befonders gerichteten Befehl over 
durch eine allgemeine Verordnung, nicht zurückkehrt, 
oder auch ohne befondere Zuruͤckberufung den Dienit 
einer auswärtigen Macht. nicht verläßt, ſobald 
"derfelbe gegern den Sraat in Kriegsſtand tritt, 
ohne im diejen Fällen die Hinderniffe, "welche ion 
ohne fein Verſchulden zuruͤckhalten oder zuräcdgebal: 
ten haben, anzuzeigett und glaubhaft nachzuweiſen; 


5. wer. ohne beiondere Bewilligung der Regierung in 
einem frewden Staate das Ind igengt erwirbt, und 
in dieſem Staate ſeinen Wohnſitz aufſchlaͤgt; 


4. jeder Landesabiweferde, welcher auf obrigkeitliche 
Zuruͤckberufung ſich weder ſtellt, noch rechtmaͤßige 
Eutſchuldigungsurſachen anzeige und nachweist, 
vorausjet, Daß über defien Leben und Aufenthalt. 
in einem beflimmten auswärtigen Staate Gewiß⸗ 
„heit vorliegt. 


In allen diefen Fällen wird das — des ab: 
weſenden Uebertreters ſequeſtritt, hiuſichtlich des unbe— 
weglichen Gutes die Beſchraͤukung der Dispoſitionsbe fug⸗ 
niß im Hypothekenbuche eingetragen , und, wenn er vor 
feiner Ruͤckkehr im Auslande flirbt, das Vermde gen ſeinen 


Inteſtaterben ausgeantwortet. — | 
Kehrt der Ausgewanderte — fo wird gegen ihn we 
die Strafe erfannt. 35* 


Art. 55. Wer Staatsunterthanen in der Ausfuͤh⸗ 
rung einer ohne fein Zuthun beſchloſſeuen, ohne Erlaub:- 
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niß verbreiteten oder unternommenen Auswanderung 
durch Rath, Empfehlung, Zeugniffe vder andere. dergleis 
chen, Behelfe und Mittel wifjentlich unterftüßt; wer wifz 
fentlich einem. ohne Erlaubniß auswandernden oder auss 
gewanderten Staatsuuterthan ohne obrigfeitliche Geneh⸗ 
migung fein Vermögen ganz oder zum Theil verabfolgen 
läßt, oder wer mit Staatöunterthanen,, deren Auswans 
berungsvorhaben ihm bewußt ift, ohne fich der. obrigfeit: 
lihen Auswanderungserlaubniß zu verfichern, Verträge 
abfchließt und vollzieht, wodurd die Auswanderer in den 
Stand gefettt werden, ihr Vermdgen ind Ausland zu 
ziehen; wer Landesahwefenden wider obrigkeitliches Ver— 
bot von ihrem DVermdgen etwas verabfolgen läßt, wird 
mit Arreſt nicht unter zwey Wochen geftraft. 


Geſchah dieſe Webertretung aus Gewinnfucht oder 
nach zweymaliger Beftrafung zum drittenmale, p tritt 
Arreft nicht unter einen Monat ein. 


In allen Fällen hat der Schuldige das verabfolgte 
oder durch feine Hülfe in dr Ausland gebrachte Ver—⸗ 
moͤgen zu’ erfeßen, und es treten in Bezug auf daffelbe 
die im letzten Abſatze des — Artikels angeordneten 
Folgen ein. 

4. Unerlanbs A rt. 54. Wer die Bedingungen verlegt, unter wel= 

aus dem chen der Eintritt der Kinder oder junger Leute in aus— 

Ä ländifche Erziehungs» oder Unterrichtsanſtalten geftarter 
ift, wird an Geld bis zu 100 fl. geftrafl. + 


Art. 55. Mer zu feiner Ausbildung im Gewerb= 
ftande ohne Vorwiffen oder Erlaubniß der Obrigkeit ins 
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Aublaube wandert; wer auf der Wanderung nicht in der 
ihm von der Obrigkeit beſtimmten Zeit derſelben von ſei⸗ 
nem Aufenthalte regelmaͤßig Nachricht gibt; ; wer ohne 
rechtmaͤßige, gehdrig beſcheinigte Entſchuldigungsurſachen 
über die beſtimmte Zeit im Yuslande verbleibt, wird mit | 
Arreft bis zu zwey Wochen beftraft. 


Art. 536. Wenn niehrere ohne Erlaubniß der Staats⸗ —— — 
behörde ſich vereinigen, um mit Ausſchluß Anderer nn 
nicht befonderd Aufgenummener — unter beflimmten Ver: — 
einsformen oder Satzungen zur gemeinſchaftlichen Be— haubt. 
ſchaͤftigung mit Gegenſtaͤnden, welche auf aͤußere oder 
innere Verhaͤltniſſe des Staates, auf Religion oder auf 
ändere dffentliche Zwecke Beziehung haben, ſich von Zeit 
zu Zeitzu verfammeln, oder durch Schrift oder andere Zei— 
chen gemeinfamen Verkehr zu pflegen, fo werden“ die 
Stifter und Worfteher einer folchen Gefellfchaft mit Ar: 
reſt nicht unter eine Woche, die —— Theilnehnier 
aber an Geld von 5 — 200 fl. geftraft: 


4 rt. 57. Gleiche Strafen. mit- — des 
naͤmlichen Unterſchiedes werden erkannt, wenn eine ſolche 
Geſellſchaft die obrigkeitliche Genehmigung zwar erhalten 
hat, aber willkuͤhrlich in ihrer Bildung oder in ihren Ver⸗ 
einsverhältniffen von den vorgefchriebenen Bedingungen 
abweicht oder ihre Verfaſſung aͤndert, oder ı mit einer ans 
dern ROM ſich verbindet. 


Art. 58, Mird das Beftchen — einer N 
ten Geſellſchaft, oder werden deren Zwecke, Satzungen, 
Mitglieder, Zuſammenkuͤnfte, Beſchluͤſſe oder Gefchäfte 
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in Folge gegenfeitiger Verpflichtung zur Verſchwiegenhei 
oder font abficprlich vor der Chrigfeit geheim gehalter 
oder falſch angegeben, fo tritt. gegen die Stifter umd 
Vorſteher Arreſt nicht unter einen Monat, gegen die uͤbri— 
gen Theilnehmer Arreſt von einer bis zu ſechs Wochen 
ein. 


‚Urt. 59. Unerlaubte Geſellſchaften werden aufge⸗ 
loͤsſt und ihre mim confiscirt. 


Art. on. Den Eriften und Vorſtehern wird gleich 
geachtet: 


Wer im Namen oder fuͤr Zwecke einer unerlaubten 
Geſellſchaft einen beſouderen Dienſt oder eine beſondere 
Geſchaͤftsfuͤhrung uͤbernimmt, oder für eine ſolche Gefell: 
fihaft Werbung treibt; desgleichen, wer wiffentlicy fein 
Haus oder feine Wohnung derfelben mit oder ohme Der: 
mierbung einräumt, oder darin Zufammenfünfte oder 
Miederlagen einer folchen Gefellichaft duldet, infofern er 
Mirglied der Geſellſchaft iſt; außerdem wird er als Theil: 
nehmer beftraft. 


Auch wird den Theilmnehmern gleich geachtet, wer 
wiffentlich den Verſammlungen einer folchen Gefellfchaft 
beywohnt, für diefelbe befondere Vereinszeichen oder Ges 
rärhe verfertigt, oder ihrer Wirkfamfeit auf — eine 
Weiſe Vorſchub leiſtet. 


Art. 61. Mer ohne obrigkeitliche Erlaubniß in ir⸗ 
gend eine ausläudifche Geſellſchaft, wie ſolche im Art. 56 
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befchrieben it, fich einläßt, wird, wenn. die Abficht einer 
ſolchen Gejellfchaft auf Staats: und Religionsfachen ge- 
richtet ift, an Geld.von.25 — 150 fl., wenn fie auf 
andere. Dffentliche. Zwecke Vezichuug hat, an Geld von‘ 

10 — 100 fl., und wenn die Abficht derfelben vorfäglich 
geheim gehalten oder falſch angegeben worden ift, mit 
— von zwey Wochen bis zu zwey Monaten beſtraft. 


Art. @. Befreyung von aller Strafe tritt ein: - : 


1. Fr die ganze Gefellfchaft, wenn diefelde freys 
willig, aus eigenem Antriebe, und ehe fie oder 
einzelne ihrer Mitglieder von der Obrigkeit dar⸗ 
über auf irgend eine Weiſe zur Rede gejtellt wur: 
den, ſich aufldst, der Obrigkeit von ihrem Bes 
ftande, Zwecke, Verbindungen, Saßungen und 
Mitgliedern getreue Anzeige macht, und ihre 
Schriften vollftändig ausliefert; 


2. für einzelne Mitglieder, wenn folche vor obenge⸗ 
nanntem Zeitpunkte der Obrigkeit vollſtaͤndige An⸗ 
zeige uͤber die unerlaubte Geſellſchaft DER: 


Art. 63. — Stifter, Verbreiter EN Theil: —— 
nehmer neuer, von der Staatsregierung nicht aufgenom: Jligonsſec— 
mener Religionsfeeten iſt nach den Beftimmungen über 


unerlaubte Gefellfhaften zu verfahren. 


“ Dergleichen Sectirer werden nad) Umftänden unter 
die befondere Polizeyaufjicht geftellt. 


Unerlanb⸗ 
Verbin— 


Art. 64. Die Vorſchriften über unerlaubte Geſell. 5 
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Bing feat ſchaften kommen in ————— wenn. in einer dffentli⸗ 
ſchaften. chen Körperfchaft befondere, von der Staatöbehdrde nicht 
Y ausdruͤcklich genehmigte Nebenvereine unter eigenen For⸗ 
men, N oder ———— gebildet werden. 
„Art. 66. Wenn eine offentliche Koͤrperſchaft oder 
ein Thei derſelben ſich an andern Orten, zu andern Zei⸗ 
ten, unter anderen Formen, oͤder zu anderen Zwecken als 
denjenigen verſammelt, welche durch Geſetz, Ordnung 
oder beſondere Erlaubniß der Staatsbehoͤrde genehmigt 
ſi nd; wenn oͤffentliche Körperfchaften, außer den in ih— 
ren Debauien beftimmten Fällen, ohne Genehmigung 
der Obrigkeit in gegenfeitigen fchriftlichen Verkehr oder 
gemeinfamen Verband treten, fo werden die Schuldigen, 
und zwar die Vorfteher mit Arreft bis zu einem Monate 
oder an Geld bis 100 fl., die übrigen Theilnehmer an 
Geld bis 25 fl. geftraft; vorbehaltlih der Beſtimmun— 
gen’ über unerlaubte Gefellfhaften, wenn dergleichen Vers 
. fammlungen oder DROHEN | vor der Obrigkeit vers 
borgen gehalten werden. 


M rt. 66. Die nämlichen Strafen und der nämliche 
Vorbehalt für den Fall des Verborgenhalteng fommen 
zur Anwendung, wenn von einer Öffentlichen Koͤrper— 
ſchaft, ihren Vorftehern oder einzelnen Mitgliedern ents 
weder über Gegenftände, welche ihrer gefeglichen Wirk: 
famkeit fremd find, oder mit Umgehung -der. erforderlichen 
Genehmigung der Staatöbehörde Verordnungen und Bes 
Fanntmachungen erlaffen, neue Satzungen eigenmächtig 
gemacht, oder die vorgefchriebenen Saßungen willkuͤhrlich 
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verändert, Handlungen unbefugter Gerichtöbarfeit auöges 
übt, ungebährliche Auflagen oder Beytraͤge erhoben, oder 
unerlaubte, Werbungsmittel, Bann- oder Zwangsrechte 
‚geltend gemacht werden. | re 


Andere Verlegungen der in der Vereindorbnung eis 
ner Körperfchaft enthaltenen gebietenden‘ oder verbieten: 
den Beftimmungen, insbefondere über den Gin oder Auds 
tritt der Mitglieder werden mit Geldſtrafe De 25 fl. 
belegt. | 

Art. 67. Wenn das einer agbrperſchaft gehdrige — 
oder anvertraute Vermoͤgen ganz oder zum Theil der ver⸗ Vermögens. 
oröneten Aufjiht der Staatöbehdrde vorſaͤtzlich entzögen 
wird, fo tritt, vorbehaltlich der gemeinfamen Haftung 
für den Erſatz, Geldſtrafe von 10 bis’ 100 fl.‘ gegen 
die Vorfteher und Verwalter, und bis zu 25 fl. gegen 
die übrigen fchuldigen Mitglieder ein. 

Art. 68. Wenn eine Privatgefellfchaft ſich dffent- — 
liche Vereinszeichen oder aͤußere Vorzuͤge und Auszeich— ae 

fchaf 

nungen oͤffentlicher Körperfchaften eigenmächtig Beylegt, 
fo werden die Schuldigen, und zwar die Vorſteher dieſer 
Geſellſchaft mit Arreſt bis zu einem Monate, die Mit⸗ 
glieder aber an Geld bis zu 25 fl. geſtraft. | 


Art, 69. Arreft bis zu einem Monate, oder Geld⸗ IV. 1. Ans 
ftrafe bis zu 100 fl., beym Rücfalle Arreſt nicht unter (uber = 
einen Monat, oder Geloftrafe nicht unter 100 fl. trifft FE 


denjenigen, welcher ohne Anftelung, oder, ohne boſon Idere 


2. Aumaf: 
una von Ges 
werberedjt t« 


220 


Erlaubniß der Behoͤrde eine Schule ımterhäit, oder ſonſt 


eine IR: oder Untereissanf alr ertichtet. 


Solche Winkel hulen und Yuan ſollen geſchloſſen 
werden 


Art. 20. Wer ein — zu deſſen Aus uͤbung 
obrigkeitliche Berechtigung erfordert wird, ohne dieſe Be— 
rechtigung erlangt zu haben, berreibt; wer in der Aus— 
uͤbung eines Gewerbes, wozu er befug iſt, die Graͤnzen 
feiner Befugniß über die Erlaubniß in der Bercchrigungs- 
urkuude, oder in. der Gewerbsordnung, oder ſonſt gegen 
ein beſtimmtes Verbot uͤberſchreitet, wird zu einer Geld— 
ſtrafe bis zu 50 fl-, oder Arreſt bis auf zwey Wochen ver— 
urtheilt, vorbehaltlich der beſonderen Beſtimmungen, wel: 
che bey einzelnen aa ausdrücklich feftge: 
ſetzt find. 


Sm Kalle unbefugter Gewerbsanmafung werden 
Werkzeuge - und Geräthe, Stoffe und Waaren, welde 
zur Uebertretung gedient haben, weggenommen und auf 
Koften und Rechnung des Uebertreters veräußert. 


Art. 71. ©efellen eines Handwerks, welche das: 
felbe ohne Aufnahme bey einen Meifter over berechtig: 
ten Unternehmer für fid) ausäben, find mit Arreſt bie 
zu einem Monate, diejenigen aber, welche ohne Wiſſen 
und Willen des Meifters oder Unternehmers einzelne 


| Handwerköarbeiten für fich übernehmen, mit Arreft bis 


zu einer Woche zu ſtrafen, in ſofern das Geſetz bey ge: 
wiffen Gewerben nichts anderes verordnet. 


a2 
Art. 72. Wer ohne Urkunde der Obrigkeit fich im 3. Unertans- 


Inlande, over ohne Erlaubniß derfelben, um fodann in u 
das Staatsgebirt zurichjufehren, im Auslande verheira: 
ther, wird mit Arreſt von drey Tagen bis zu einem Mo: 


nate geftraft. 


Geiſtiſche, welche eine nicht odrigfeitlich beurfumdere, 
vder fonft ohne D.öpenfarien unerlaubte Trauung vor: 
nehmen, find an Grid von 10 bis 150 fl. zu ſtrafen. 


Die Eye der im Auslande Getrauten iſt, wenn nicht 
von der. Obrigkeit die Genehmigung nachträglicy ertheilt 
> wird, unguͤltig, und der nicht einpedorne Theil wird ber 
die Gränze gewieſen. 


satte der Getraute nicht ſchon — eine felbfts 
ftändige Anſaͤſſigmachung erlangt, ſo tritt gegen ihn 
reſt nicht unter zwey Wochen ein. | 


X 


Art. 73. Gegen denjenigen, —— ohne Geneh⸗ — 
migung der Behoͤrde ſeinen Geſchlechtsnamen aͤndert, — 
oder ſich unbefugt einen fremden Geſchlechtsnamen bey: 


legt, wird Arreſt bis zu einem Monate erkannt. 


Art.7a. Mer ale obtigkeitliche Berechtigung eine —— 

Uehn er 

Anftalt zur Schrift: oder Steindruderey hält, wird an Drei. Kr 
uchbandelo 

Geld von 10 — 100: fl. geſtraft. Mit diefer Strafe | grissrandh 
wird, wenn aus einer folden Winkelpreffe wirklich Schrif— u 
ten oder einzelne Blätter, hervorgegangen find, Arreſt bis mir Scrif— 


zu zwey Wochen verbunden. 


Die vorhandenen Exemplare unbefogt gedrusfter 
Echriften, dann das Schrift: und Steindruderengerätge 
werden confiscirt. ' 
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Art. 75. Arreſt bis zu einem Monate und Geld-- 
firafe von 10 — 100fl. frifft denjenigen, welcher Schrif: 
ten, worüber der Staatsbehdrde die. Cenſur vorbehalten 
ift, mit Umgehung derfelben, oder mit. nachher eigens 
mächtig vorgenommenen, den Sinn verändernden Zufägen 
oder Weglaffungen herausgibt. 


Wer den Anweifungen der Cenfur dadurch zumider 
handelt, daß er Schriften, welche von ihr verworfen wor: 
den find, dennoch herausgibt, oder in denfelben die ver— 
worfenen Stellen beybehätt; wer verbotene Schriften in 
Umlauf bringt, wird mit Arreft von einer bid zu ſechs 
Wochen, und an Geld von 25 bis 150 fl. beſtraft. 


Die, sorhandenen — der verbotenen, ſo wie 
der von der Cenſur ganz verworfenen Schriften werden 
confiscirt; ſolche Schriften aber, in welchen blos einzelne, 
von der Cenſur verworfene Stellen gedruckt wurden, fo 
lange mit Beſchlag belegt, bis die HEBESSERKE Aen⸗ 
derung bewirkt iſt. | 


Die herausgenommenen Blätter ‚oder Degen werben 
eonfiscirt. 


Art. 76. Wer ohne Berechtigung mit Schriften 
Handel treibt; wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß eine 
gefeanftalt oder Niederlage von Schriften zum Ausleihen 
unterhält, mit Schriften haufirt, Schriften öffentlich aus: 
ruft, auf Straßen und Plägen anheftet, ausftreut; wer 
damit hauſiren, dieſelben ausrufen, anheften oder aus⸗ 
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fireuen läßt, wird mit. Arreft von zwey Tagen bie zu. 
awey Wochen, und an Geld von 5 — 50 fl. geſtraft. 


Die zum unbefugten Handel angefchafften oder ges 
feßwidrig auögebotenen Schriften werden mit Befchlag 
belegt, und auf Koften und Rechnung des Uebertreters 
verkaufte . / 


Art. 77. Wer Verzeichniffe der in feiner bes 
rechtigten* Handlung,  Xefeanftalt oder Leihbibliothef, 
Kupferſtich- oder Bilderhandlung befindlichen Schriften, 
‚oder. die zur VBolftändigkeir diefer Verzeichniffe erforder: 
lichen Nachträge der neu hinzugekommenen Artikel zu fühs 
ven, dann der Polizeybehörde, wenn ſie es verlangt, zur 
Einficht vorzulegen unterläßt, wird an Geld von 5. bi 
zu 100 fl. geftraft. | | | 


Mit diefer Strafe wird Arreft bis zu zwey Wochen 
‚verbunden, wenn aus den Verzeichniffen, oder deren Nach— 
trägen wirklich vorhandene Schriften abſichtlich wegge: 
laffen, oder unter verändertem Titel vorgetragen, oder 
auf andere Weiſe verheimlichrt werben, 


Art. 78.- Jeder im Königreiche herausfommenden 
Schrift foll beygeſetzt werden : | 

der Namen und Wohnort des Druders, dann die 

übliche : Zeitbezeichnung des Druckes. 


Den Inhaber einer Schriftdruckerey, welcher dieſe 
Beyſetzung unterlaͤßt, trifft Geldftrafe von 25 — 200 fl. 


‚Die nanliche Geldſtrafe und uͤberdieß noch Arreſt 
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von drey Tagen bis zu drey Wochen tritt ein gegen den 
Drucder, welcher Namen, Wohnort oder Zeit falfcy an— 
gibt. | 


In gleiche Geldfirafe verfällt, wer mir Schriften 
Handel treibt, auf welchen nicht der Namen und Wohn: 
ert — entweder des Verfaflers oder des Herausgebers, 
oder des Verlegers, oder des Druders, nebit der uͤblichen 

Zeitbezeichnung des Druckes angegeben ift. 


Art. 79. Zür jede im Königreiche heransfommende 
Zeitung und periodiiche Schrift foll ununterbrochen ein 
verantwortlicher Redacteur beftehen, und auf jedem Blatre, 
Stuͤck oder Heft einer Zeitung oder periodischen Schrift 
genannt jeyn. 


Der verantwortliche Redacteur foll entweder in Geld 
oder in Staatepapicren, oder durch Stellung eines zah— 
lungsfaͤhigen Bürgen vor Gericht eine Caution von vier: 
taufend Gulden leiften, welche in den Fallen, wo diefelbe 
durch Verurtheilungen in Geldftrafen oder Koften ange: 
griffen wird, fegleich wieder bis zum vollen Betrag er: 

gänzt werden muß. 


Die gefchehene Errichtung der Gaution, fo wie ihre 
Ergänzung it bey der Polizeybehörde nachzuweiſen, wel⸗ 
che uͤber dieſe Nachweiſung unverweilt eine amtliche Ur: 
kunde auszufertigen hat. | | 


Das Unternehmen einer Zeitung oder periodifchen 
Schrift, welche vor Ausfertigung diefer Urkunde heraus: 
gegeben oder fortgefetst wird, ift bis zur Erfüllung der 


* 
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| gefeklichen Vorſchrift ——— und — 
iſt an Geld von fuͤnfundzwanzig bis zu zweyhundert 
Gulden zu ſtrafen. 


Art. 80. Bon jedem einzelnen Blatt, Stuͤck oder 
Heft einer im Königreiche herausfomnienden Zeitung. oder 
periodifchen Schrift ift, fo wie die-Austheilung und Vers 
fendung beginnt, durch den Unternehmer, ein mit der ei 
genhändigen Unterschrift des verantwortlichen Redacteurs 
verſehenes Exemplar bey der Ortspolizeybehoͤrde zu hin⸗ 
terlegen, mit beygefuͤgter Bemerkung des Tages, an wels 

chem die Hinterlegung gefchehen ift. | 


Der Unternehmer, welcher diefe „Hinterlegung unters 
laͤßt, wird an Geld von zehn bis zu einhundert Gulden 


geſtraft. 


Durch die Hinterlegung ſoll die Austheilung und 
Verſendung nicht aufgehalten ſeyn. 


Art. 81. Der Herausgeber einer Zeitung oder pe⸗ 
— Schrift iſt ſchuldig, in Beziehung auf die in 
derſelben vorgetragenen Thatſachen jede amtliche oder 
amtlich beglaubigte Berichtigung ſogleich nach defen Mit⸗ 
theilung in das nächftfolgende Blatt, Stüd oder Heft 
amentgeltlich aufzunehmen, bey Wermeidung einer Gelde 
ftrafe von fünf bis zu fünfzig Gulden umd der geeigneten | 
Swangseinfchreitung zum Bollzuge, 


| Urt. 8%. Mer mit Umgehung der in den Art. 79. 
bis 81. feſtgeſetzten Verbindlichkeiten eine Zeitung ober 
Beylage LXXIII. 15 


f; 
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periodifhe Schrift, welche im 1 Königreiche redigirt wird, 
im Auslande drucken oder verlegen läßt, ift den gegen 
die Verlegung diefer Verbindlichkeiten beftimmten Stra⸗ 
fen eben fo unterworfen, ald wenn der Druck oder Vers 
lag im Sulande beforgt würde, 


Art. 83.. Die Umgehung der Cenſar, wo und wie 


fie geſetzlich angeordnet ſeyn wird, hat Arreſt von einem 
Tage bis zu einer Woche und Geldſtrafe von zehn bis 


zu einhundert Gulden zur —— 


A rt. 84 Merben in einer Zeitung oder periodi⸗ 
fchen Schrift Nachrichten oder Auffäße, welche aus der— 
ſelben von der Genfurbehdrde geftrichen worden find, dies 
ſes Umſtandes ungeachtet, dennoch bekannt gemacht, ſo 
tritt Arreſt von zwey Tagen bis zu zwey Wochen und 
Geldſtrafe von fünf. und zwanzig bis zu zweyhundert 
Gulden ein. 


Art. 85. Die in den Artikeln 83.und 84. beftimm 
ten Strafen treffen den verantwortlichen Redakteur der 
betheiligten Zeitung oder periodiſchen Schrift. 


Wenn jedoch diefer Redakteur beweist, daß der den 
Genfurbehörden entzogene oder von denfelben verworfene 
Artikel ohme fein Wiffen in die Zeitung oder periodifche 
Schrift eingerückt worden fey, fo geht die Verantworts 
lichkeit auf den Unternehmer, Herausgeber, Berleger 
oder jeden Dritten über, von ai die Einruͤckung 
herruͤhrt. 
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‚Der Beweis: ded Nichtwiſſens von Seite des Re: 
dafteurs iſt unftatthaft, wenn von ihm das Blatt, Stuͤck 
ober Heft, worin ſich der den Genfürbehdrden entzogene 
vder von denfelben verworfene Artikel findet, nad Vor: 
ſchrift des Art: 80: bey der Polizeybehoͤrde hinterlegt 
worden ift: 


Art. 66. Mit det Beſtrafung in ben Faͤllen ber 
Art, 85: und 84 wird jederzeit die Confiscation der 
Blätter, Stuͤcke oder Hefte verbunden, worin die der’ 
Cenſur entzögehen oder bon ihr verworfenen hi 
und Auflaͤte enthalten ſind. 


Art. 87. Als periodiſche Schriften ſind alle dieje⸗ 
nigen anzuſehen, welche dfter als einmal im Monat ers 
ſcheineu, es ſey in regelmaͤßigen oder unregelmaͤßigen 
Zeitabſchnitten, in größeren oder kleineren, vollendeten 
oder abgebrochenen Lieferungen, in gleichem oder ver⸗ 
ſchiedenem Format, unter gleichfoͤrmigem oder wechfelndent 
Titel. / | 


rt. B8. Alle in ben Art. 74. bis 85. bejeichnes 
ten Uebertretungen der Polizey der Preffe und ihrer Ers 
zeugniſſe werden beſtraft ohne Rüdficht auf den Inhalt 
‚der Schriften: 

Ergibt fih aus dem Fühalte ein Vergehen öder Vet: 
brechen, ſo wird die Vergehens- oder Verbtechenäfträfe 
erkannt, und bey Zunieffung derfelben ift die gleichzeitig 
begangene Polizeyuͤbertretung als a zu 


betrachten. | 
15 J 
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2. Amar Art. 89. Wer amtliche, außer‘ einem Dienftvers 
Be a dr hältniffe ihm zugefommene Entwürfe noch nicht publis 
I Gelege cirter oder nicht oͤffentlich verhandelter Geſetze oder Ver⸗ 
Ba ordnungen unbefugt drucdt, oder fonft befannt-machen 

läßt, iſt mit Arreft bis zu einem Monate zu beftrafen. 


Mer Gefeße oder Verordnungen der Staatöbehbrden 
ohne deren Auftrag oder befondere Erlaubniß nachdruckt 
oder nachdrucken läßt, wird an Geld bis zu 50, fl. ges 
ſtraft. | . 

Unbefugt gefertigte Abdruͤcke werden confiscirt. 


FE Beet Art. 9o0. Mer fih der gegen ihn verfügten befons 
Eöriakelt, beten Polizeyaufſi cht entzieht, oder den Vorſchriften in 
Kung ass or Bezug auf diefelbe zumider handelt, mird mit Arreft nicht 
ter einer Woche, und nach ziveymaliger Beftrafung 
5 mit Arreſt nicht unter ſechs Wochen belegt. 


E | Sleicher Strafe ift unterworfen, wer derjenigen bes 

ſonderen Polizeyaufficht, unter welche er rücfichtlich ges 

wifler Rechte geftellt: ift, zuwider handelt, oder durch 
Straferferintniß eingezogene Rechte auszuiben fortfährt. 


Art. 91. Derjenige, welcher einer gegen ihn aus—⸗ 
‚gefprochenen Anweiſung, gewiffe Bezirke oder Orte für 
immer oder auf eine beftimmte Zeit zu verlaffen, zuwiders 
handelt, wird mit Arreſt nicht unter eine, — be⸗ 


ſtraft. Ps 


Arreſt nicht unter ſechs Mochen tritt gegen Auslaͤn⸗ 
der ein, welche fih der Verlegung einer folchen Anweis 
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fung, das ganze Stantögebiet für immer ober auf eine, 
beſtimmte Zeit zu verlaffen GArt. 23.), ſchuldig machen. 


In dieſen beyden Faͤllen kann nach Umſtaͤnden die 
beſondere Polizeyaufſicht gegen den Schuldigen verhaͤngt 
Werden, 


Art. 02. An Geld bi zu 25 A wird gefkzaft, 3 Herabs 
wer bie Firchlichen Feſttage durch Verlegung der von der ——— 
Staatspolizey für den dffentlichen Verkehr an ſolchen Tas Seittage. 


gen vorgeſchtiebenen Ordnung eutwuͤrdiget. 


— 


Art. 95. Wer duch falſchen Nothruf, ungebäfen NE 
‚ lien Gebrauch der Gloden oder anderer allarmirender a Pr 
Werkzeuge, durch verbotene Parthey- oder Lofungszeichen, | 
oder durch erdichtete oder abergläubifche Vorſtellungen 

oder Ausſtreuungen die Gemuͤther in Unruhe ſetzt, Zu⸗ 
ſammenlauf veranlaßt, oder die Obrigkeit oder bewaff⸗ 

nete Macht in Bewegung bringt, wird mit Arreſt von 

einer Woche bis zu zwey Monaten geſtraft. 


War die Abſicht des Uebertreters nur auf Beunrus 
higung einzelner Perſonen gerichtet, und das gewaͤhlte 
Mittel nach dieſer Abſicht bemeſſen, auch die Uebettre— 
tung ſelbſt ohne die im vorigen Abſatze genannte oͤffen“ 
liche Folge geblieben, fo wird Arreſt bis zu einem Mo⸗ 
nate erkannt. 


Art. 94. Mer durch auffallendes Laͤrmen und Ge: 
toͤſe, oder durch was immer fuͤr andere Handlungen im 
Oeffentlichen die Einwohner in ihren Geſchaͤften, Vergnuͤ⸗ 


% 


— 
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gungen oder in ihrer naͤchtlichen Ruhe ſtoͤrt, wird, wenn 
es in verabredeter Vereinigung Mehrerer geſchehen, und 
dadurch ein Zuſammenlauf verurſacht worden, mit Arreſt 


bis zu zwey Wochen, oder an Geld bis zu 50 fl; außer: 
dem aber init Arreft bis zu drey Tagen, oder an. Geld 


| bis zu 10 fl. beſtraft. 


Art. 05. Wenn in einem oͤffentlichen Haufe die 
feſtgeſetzten nächtlichen. Polizeyſtunden nicht eingehalten 
werden, fo tritt Gelöftrafe bid zu fünfzehn Gulden ge: 
gen den Hauswirth, welcher feine Säfte nicht abgemahnt 
und ihnen noch, weiter etwas verabreicht hat, — bis zu 5fl. 
gegen die Gäfte ein, welche auf Abmahnen des Wirths 
ſi d nicht entfernt haben. 


Art. 96. Wer ohne Erlaubniß der Behörde dffent- 
liche Luftbarkeiten, Vorftellungen oder Schaufpiele uns 
ternimmt; wer bey, folchen erlaubten Unternehmungen die 
in Anfehung des Orts, der Zeit oder. der Art und Weiſe 
gegebenen obrigfeitlichen Worfchriften Übertritt, foll Geld⸗ 
firafe von 5 — 100 fl. erlegen. 

“ Gleiche Strafe tritt ein gegen Unternehmer. — 
ſolchen Luſtbarkeiten, Vorſtellungen oder Schauſpielen, 


welche gegen hiebey entſtandene Unordnungen die obrig⸗ 


keitliche Huͤlfe auf der Stelle anzurufen EN. 


J Perſonen, welche gegen obrigkeitliches Verbot dffent: 


lich maskirt oder vermummt erſcheinen, oder der vorge⸗ 
ſchriebenen Ordnung geſtatteter Maskeraden zuwider han— 
deln, find an Geld bis zu 25 fl. zu ſtrafen. 
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Ben Uebertretungen, welche unter Maske, Vermum⸗ 
mung oder Verkleidung begangen werden, ift diefer Um⸗ 
fand als befonderer Erfhwerungsgrund zu betrachten. 

| a 27 


Art. 97. Wer Andere mit Unternehmung einer VII. Dros | 
firafbaren That bedroht, fol, in fo weit die Drohung nen. 
nicht fhon als Werbrechen oder Vergehen ftrafbar iſt, 
nach folgenden Beſtimmungen beftraft werden: 


1. mit Arreft nicht unter eine Woche, wenn die ans 
gedrohte That wider die Sicherheit ganzer Orte | 
oder Bezirke gerichtet „ oder foaft von rc 
faͤhrlicher Beſchaffenheit iſt; 


mit Arreſt bis zu ſechs Wochen, wenn Perſonen 
auf Leib und Leben oder fremdes Eigenthum mit | 
gewaltfamen Angriffen bedroht find; — 


10 


3. in allen übrigen Fällen mit Arreft bis zu einem 
Monat, oder wenn der Drohende fonft friedfertig _ 
und guten Leumundes ift, mit Verweis, 


Der ‚Uebertreter wird unter bie bejandere Pole 
deyaufſi cht geſtellt. 


A rt. 08. Wer bey der ——— Wahrnehmung einer vn. mis⸗ 
zufälligen Vergiftung nicht ſogleich die ihm bekannten — a. 
Mittel zur Hülfe anwendet, und zugleich die Veranſtal- Muziek, 
tung trifft, daß ärztliche Hälfe gerufen und der naͤch— Seren 
ften Obrigkeit die Anzeige gemacht wird, hat, wenn die beiten. PR 
Vergiftung an Menſchen oder zum menfchlichen Genuß srancg Du durch 


dienenden Gegenftänden geſchehen, Arreſtſtrafe von einer 
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bis zu ſechs Wochen, uhd wenn Thiere oder Gegenftände 
vergiftet wurden, welche zum Genuß für Thiere beſtimmt 
find, BE bis ü zwey Wochen zu A | 


| Art. 09. Mer Gift, weldhes-er im Beſitze hat, 
gegen Verwechslung, Verſchleppung oder fchädlichen Ges 
brauch nicht forgfältig verwahrt, oder an andere, als 


bobrigkeitlich zum Befige von Gift berechtigte Perfonen 


abgibt, wird an Geld bis zu 50 fl. beſtraft. 
j in Ems 

Art. 100. : Perfonen, welche zur Verfertigung, Vers 
arbeitung. oder zum Verkauf des Giftes berechtiget find, 
oder deren Stellvertreter, welche in der Verwahrung, Bes 
zeichnung oder Abfonderung des Giftes von andern Ges 
genſtaͤnden unvorſichtig und nachläffig find, zur Zubereis 
tung von Giftftoffen oder Giftwaaren, oder zum Verkehr 
mit denfelden nicht befondere Werkzeuge, Gefäße oder 
-Geräthe gebrauchen, diefe nach dem Gebrauche nicht ges 
nau ‚reinigen und befonders verwahren, Gift ohne obrigs 
Feitlichen Erlaubnißfchein oder ärztliche Anordnung verabs 
folgen, dafjelbe nicht in die Hände zuverläfftger Perſo⸗ 
nen abliefern, über ihren Gifthandel Fein Buch halten, 


. oder foldyes nicht mit Wolftändigfeit und Genauigkeit 


führen, find mit Arreft bis zu zwey Wochen und an 
Geld von 10 bis 50 fl. zu flrafen. 


Gleicher Strafe unterliegen Gewerböleute, welche 
eine bisher ganz unbekannt geweſene Materialwaare ohne 
vorläufige Prüfung und- Genehmigung der Dam in 
Umlauf fegen. : 
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Art. 101. Mer für Andere Gift zubereitet, verar⸗ 
beitet oder verkauft, ohne hiezu vermoͤge ſeines Gewer⸗ 
bes berechtiget zu ſeyn, wird nebſt Confiscation des 
Giftes mit Arreſt von drey Tagen bis zu einem Monate 
und an Geld von 10 bis 100 fl. geſtraft. 


Gleichen Beftimmungen find Haufierer und wandernde 


Krämer unterworfen, welche irgend eine Gattung von ” 


Sift oder giftigen Waaren mit fih führen. 


"Art, 102. Zum Verkehr mit Arzneymitteln bereche a 


Miß⸗ 


auch mie 


tigte Perſonen, welche verbotene Arzneyen fuͤr Andere —æ 


verfertigen oder verkaufen, Arzneyen falſch zuberei⸗ 
ten oder zuſammenſetzen, oder hiezu Stoffe verwenden, 
die ihre Arzneykraft verloren haben, zur Bereitung oder 
Aufbewahrung unreine, wegen ihrer Beſtandtheile oder 
wegen des vorausgegangenen Gebrauches für die Geſund⸗ 
heit nachtheilige Gefaͤße anwenden, aus Mangel an ſchul⸗ 
diger Vorſicht Arzneyen unrichtig bezeichnen, verwechſeln 
oder unrichtig ausgeben, oder gefaͤhrliche Arzneyen an 
Andere, als diejenigen abliefern, welche zu deren Em⸗ 
pfang durch Beſcheinigung eines oͤffentlich aufgeſtellten 
Arztes befugt find, werden mit Arreſt bis zu zwey Wis 
den und. an Geld von 10 bis 100° fl. geftraft. 


Art. 103. Mit Arreſt bis zu einer Woche und an 


Geld von 5 bis 50 fl. werden folche Berechtigte geftraft, 


welche Arzneyen auderd, ald auf Anordnung und nach 
Vorschrift dffentlich angeftellter Uerzte bereiten und abs 
geben, infoweit dieſes nach der Apothekerordnung nicht bea 
ſouders geftatter ift; deögleichen diejenigen, welche Arz⸗ 
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neyen anderswo, als in ihrer offeutichen Apotheke abſe⸗ 
gen,‘ oder die Verfertigung angeordneter Arzneyen unges 
En verzögern oder verweigern. 


Art. 104. Mer innere oder äußere Heilmittel un⸗ 
ter irgend einer Geſtalt oder Benennung verfertiget und 
in Umlauf ſetzt, ohne hiezu berechtiget zu ſeyn, oder die 
beſondere Bewilligung der Behoͤrde erlangt zu haben; 
wer ſogenannte Arcana oder Univerſalmittel verkauft, oder 
in oͤffentlichen Blaͤttern, oder anderen fuͤr das Volk be— 
ſtimmten Schrtften Heilmittel fuͤr gewiſſe Krankheiten 
ohne obrigkeitliche Genehmigung bekannt macht, wird mit 
Arreſt von einer bis zu ſechs Wochen geftraft. 


Im zweyten Ruͤckfalle, deögleichen wenn der Arz⸗ 
neyhandel mittelft Haufierensd betrieben wird, tritt Arreſt 
nicht ‚unter zwey Wochen ein. | | 


Die zum unberechtigten Arzneyhandel vorhandenen 
Vorräthe werden in jedem Falle confieirt. 


Art 105. Aerzte, welche die wahrgenommenen 
Gebrechen der Apotheken und Uebertretungen. der Apo— 
thefer oder ihrer Sehuͤlfen der Obrigkeit anzuzeigen un⸗ 
terlaſſen, find an Geld bis zu 25 fl. zu ſtrafen. 


Art. 100. Apotheker, welche nicht gehörig befä- 
higte Proviforen, oder andere Gehülfen gebrauchen, def: 
gleichen zum Verkehr mit Gift Berechtigte, welche bie 
Behandlung und den Verkauf des Giftes foldhen nicht 
befähigten Gehülfen überlaffen, werden an Geld von 5 
bis 50 fl. geſtraft. 
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Art. 107. Arreft von einer bis zu ſechs Wochen — 


gung bee 


bat zu erftehen, wer bey einer in feinem Haufe oder in Iwpfgefeges 
feiner Wohnung‘ ausgebrochenen Blatternkrankheit nicht 
underweilt einen Arzt ruft, oder der N bie Ans | J 
macht. 


Art. 108. Eltern, Pflegeeltern oder Vormuͤnder, 
welche ihre Kinder oder Pflegebefohlenen im vorgefchries 
benen Alter der eingeführten Schutzpockenimpfung nicht 
unterwerfen, find, ſobald die, jährliche Impfzeit verſtri⸗ 
hen ift, an Geld yon 5 bis 50 fl. zu ſtrafen. 


Ben der nächften Impfung wird folhe, wenn das 
Kind nicht zu derfelben geftellt wird, durch Amtszwang 
vollzogen, auch werden nach Umftänden derley Kinder 
auf Koſten der widerfpenftigen Eltern, Pflegeeltern oder 
Vormuͤnder bis zum vollftändigen Verlaufe der Impfung 
in fremde Pflege unter obrigkeitlicher Aufficht gegeben. 


Gegen denjenigen, welcher in dem vorausgeſetzten 
Falle ein nicht geimpftes Kind der amtlichen Verfügung 
duch zeitlühe Entfernung abfichtlich entruͤckt, tritt 
nebft der Geldftrafe Arreft bis zu einer Woche, und bey - 
weiterem Ungehorfam Arreft bis zu drey Monaten ein. 


Art. 109. Worfteher von Schulen, Unterrichtd- 
oder Erziehungsanftalten, welche Kinder aufnehmen, ohne 
Durch vorfchriftmäßiges Zeugniß verfichert zu feyn, daß 
diefelben die Menfchenblattern überftanden, oder den 
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Vorſchriften ber die Schutzpockenimpfung Genuͤge ges 
leiſtet haben, werden an Geld von 5 bis 25 fl. geftraft. 
4. Bern Art. 110. Wer die von der Behörde gegen anſte⸗ 


laßiaung’ der 


Borkehruns ckende Krankheiten angeordneten Sperr= und Sicherungs⸗ 
gen gegen an⸗ 


ſtecke nd 
— anſtalten auf irgend eine Weiſe verletzt, wird: mit Arreſt 


Baur — nicht unter zwey onen geftraft. 
Thieren, 


Iſt die Verlegung in der Abſicht geſchehen, um da⸗ 
durch gewinnſuͤchtige Zwecke zu erreichen, ſo wird mit 
dern Arrefte noch Serafrafe von 50 fl. bis 300 fl. ver⸗ 
bunden, ur 


Art. 111. Mer diebeym Ausbruch einer anſtecken- 

den Krankheit unter Menfhen von der Obrigkeit zu Ab: 

wendung der Gefahren und gegen Werbreitung der 

Krankheit gegebenen Vorſchriften verletzt, wird mit 
— bis zu einem Monate geſtraft. 


Art. 112. Wenn eine Perſon, welche wiſſentlich an eis 

nem anſteckenden Uebelleidet, ſich als Amme oder Kindsmagd 
verdingt, oder wenn ſie im Dienſte von einem ſolchen Uebel 
befallen wird, den Dienſt fortſetzt, oder mit Andern ſolchen 
perſoͤnlichen Verkehr pflegt, daß dadurch das Uebel unmit—⸗ 
telbar weiter verbreitet werden kann, ſo wird Arreſt von 
einer bis zu ſechs Wochen erkannt, und der Uebertreter— 
nach Umſtaͤnden unter die beſondere Polizeyaufſicht oder 
u auf die Dauer der Anftefungsgefahr ge 

ellt. 


Art. 113. Gleicher Strafe iſt unterworfen, wer 
aus dem Nachlaſſe eines an anſteckender Krankheit ge: 


’ 


) 


+ Ä | 937 
feorbenen Menfchen Kleidungsftide oder andere Geraͤth⸗ 
fchaften vor der Obrigfeit verheimlicht, die ertheilten Bors 
fchriften über Vernichtung oder Reinigung folher Sachen _ 
nicht befolgt ‚ oder an den zur WBernichtung - beftimmten 
Gegenftänden etwas zuruͤckbehaͤlt, wiffentlich an fich bringt, 
verfauft, oder font zum Verkaufe in Umlauf fegt. ‚Die. 
Gegenftände werden configcirt. | 

Art. 114. Wer ohne obrigkeitliche Erlaubniß Leis 
chen zur dffentlihen Schau ausftellt, das Begraͤbniß uͤber 
-Die gewöhnliche oder von der Obrigfeit befonders feſtge— 
fetzte Zeit verſchiebt, die Beerdigung auf anderen, als 
den allgemeinen Begraͤbnißplaͤtzen, oder zu andern, als 
den vorgeſchriebenen Tagszeiten vornehmen laͤßt, wird 
an Geld bis zu 28 fl. beſtraft. 

Todtengräber, welche ſich zu einer folchen Uebertres 
tung gebrauchen laffen, oder die Vorſchriften uͤber An⸗ 
lage, Tiefe, Ordnung in Benuͤtzung der Graͤber verletzen, 
ſind mit Arreſt bis zu einer Woche zu ſtrafen. 

Art. 115. Wer die von der Behoͤrde gegen Vieh⸗ s. Gefatr— 
ſeuchen oder anſteckende Viehkrankheiten angeordneten ———— 
Sperr⸗ und Sicherungsanſtalten auf irgend eine Weiſe ren. 
verletzt, wird mit Arreſt von einer bis zu ſechs Wochen 
geſtraft, und hiemit wird eine Geldſtrafe von 25 bis zu 
150 fl. verbunden, wenn die Webertretung aus Gewinn⸗ 


ſucht geſchehen if. — 


Die Uebertreter werden, wenn von ihrer Perſon Ge— 
fahr der Anſteckung zu beſorgen iſt, auf die Dauer dies 
ſer Gefahr unter die beſondere Polizeyaufſicht geſtellt, oder 
nach Umſtaͤnden in beſonderer Verwahrung gehalten. 


v 


288 
Alle Segeln > des — Verkehrs — 
confiscirt. 


Mer. 116. Mer beym Ausbruch einer Viehſeuche 
oder anſteckenden Viehkrankheit den von der Obrigkeit ges 
gen Verſchlimmerung, Verbreitung oder Wiederkehr des 
Uebels getroffenen Verfuͤgungen nicht Folge leiſtet; wer 
mit ſolchen Uebeln behaftete Thiere von aller Gemein⸗ 
ſchaft mit anderm Vieh nicht ſorgfaͤltig ausſchließt; wer 
Theile eines ſolchen getoͤdteten oder gefallenen Thieres, 
oder Geraͤthſchaften aus deſſen Stalle mit Umgehung der 
von der Obrigkeit anbefohlenen Vernichtung oder Reini: 
Hung heimlich zuruͤckbehaͤlt, wiffentlih an ſich bringt, 
verkauft, oder fonft zum Gebrauche in Umlauf feßt, wird 
nebft Gonfiscation der bezeichneten Verkehrsgegenſtaͤnde 
an Geld bis zu 50 fl. und inter erfchwerenden Umftäns 
den auch mit Arreſt bis zu zwey MWöchen geftraft: 
Gelöftrafe bis zu 25 fl. hat zu erlegen, wer fi int 
Wegſchaffen oder Vergraben irgend eined gefallenen Thies 
res nachläffig bezeigt: , 
IX. Vernach⸗ Art: 117. Mer Brunneii, Ciſternen, Fluͤſſe oder 
läſſigung der — er 
öffentlichen, Bäche, deren Waſſer zum Zrinten oder Brauen dient, 
„ durh Dinge verunrelniget, welche Ekel erregen, oder 
dem Waſſer eine der Gefundheit nachtheilige Eigenfchaft 
mittheilen; wer Nahrungsmittel verunteiniget , welche 
zum Öffentlichen Verkehr ausgeftellt find, wird mit Ars 
teft bis zu zwey Mochen beftraft. 


Art. 118. Geldſtrafe bis zu 10 fl. wird gegen 
denjenigen erfannt, welcher. die beſtehenden Ordnungen 


* 
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über Keinlichkeit in Mühlen, Schlachthaͤuſern, Fleiſchbaͤn— 
‚ten, auf Märkten oder in Werkſtaͤtten, wo Lebensmittel 
zubereitet over verkauft werden, übertritt. 


Art. 119. Mer die Polizegvorfchriften uber Rein: 
haltung und Reinigung der Straßen, Ableitung ded Mafr 
ferd aus den Häufern und von den Dächern, Haltung 
von Vieh, Vornahme von Gewerböverrichtungen oder ans 
deren Handlungen, wodurch üble Ausdünftung erregt 
wird, verlegt, wird an Geld bis zu fünf Gulden ges 


ſtraft. 


Art. 120. Geldſtrafe bis zu 10 fl., womit, wenn 
die -Handlung aus Bosheit oder Rache unternommen 
wurde, nach Ermeffen auch Arreft bis zu acht Tagen ver: 
bunden wird, hat derjenige zu erlegen, welcher Unreinig: 
feiten auf Perfonen, an eines Andern Gebäude oder eins 
geichloffenen Grundſtuͤcke, oder in das Innere derfelben 
wirft. Pc 

Art. 121. Wer Lebensmittel der verordneten De X. Frevei 
ſchau, oder einer befondern obrigfeitlichen Unterfuchung a | 
entrückt, oder diefelben an andern Orten, oder zu andern — Verle⸗ 
Zeiten, als denjenigen verkauft, welche hiezu ausdruͤcklich — 

ehung 


vorgeſchrieben ſind, —* RT bis zu 50 fle zu ers af „grbend 
legen. | 


Art. 122. Mer zum bifeumichen Gebrauche Lebens⸗ 
mittel zubereitet, welche nach Beſchaffenheit der Stoffe 
oder Miſchungen wegen Art oder Zeit der Zubereitung, 
oder wegen der hiezu gebrauchten Werkzeuge fuͤr die Ge⸗ 


) 
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27 25 | 
ſundheit nachtheilig find oder werden koͤnnen; wer ver- 
. Täufliche Lebensmittel an einem Orr, in einem’ Gefäße, 
oder fonft auf eine Meife aufbewahrt, wodurch denfelben 
eine fchädliche Eigenfchaft mitgerheilt werden Kann; wer 
folche auf eine. unreine vder efelhafte Meife behandelt ; 
wer unreine, efelhafte oder verdorbene Lebensmittel wife 
fentsich verkauft, wird mit Arreft bis zu zwey Wochen 
und an Geld bis zw 50 fl., amd wenn Erfhwerungds 
ß gründe obwalten, mit Arreft von einer Woche bis zu eis 
nem Monat und an Geld von 25 — 100 fl. geftraft. 


Die Lebensmittel werden. confiseirt. 


Art. 123. Vorftehende Beftimmungen kommen 

nicht blos bey Gegenftänden, welche zur Nahrung dies 
nen, fondern auch bey andern, irgend einem gemeimen 
Bedärfniffe gewidmeten, und mit einem für die Gefund= 

zu beit nachtheiligen Zufaße gemiſchten Sachen, insbeſondere 
bey nicht tuͤchtig verzinnten Kupfergefaͤßen, oder mit 

Bley verſetzten Zinngeſchirren gegen Verfertiger und Vers 
fäufer in Anwendung. | 


2. Srevet im Yrt. 124. Wer die von ber Staatöpolizey in je: 
Ba dem einzelnen Falle, wo eö die Umftände erfordern, er: 
u. Theuetrung laſſenen Vererdnungen über den Handel mit Getreide 


übertritt, wird an Geld nicht unter 5 fl. geftraft. 


Gefchieht die Uebertretung unter Umftänden, welche 
die Verordnung für erſchwerend erklaͤrt, ſo iſt die Obrig— 
keit ermaͤchtiget, die Gegeuſtaͤnde des verbotenen Verkehrs 
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bffentlich auf Koflen:sund — des Ucherivetere ” — 


verkaufen. 


Al rt. 128. Geldſtrafe von 6 — 1coff bat zu er 
5 wer Andere von der Zufuhr. auf. die Märkte abzu⸗ 
‚halten, ſucht; wer die von den Berkinfern begehrten. Preife 
uͤberbietet; andere Käufer o oder: Verkäufer von dem Marfte 
zu, verdraͤngen ſucht; Victualien⸗ und Zwiſcheuhaͤndler, 
welche die auf "den. Markt beftimmten,, Lebensmittel un: 
erwegt auffaufen,, oder, um dieſelben dem fregen Ver⸗ 
Lehr: ‚zu; entruͤcken, und ausſchließend⸗ an ſich zu ale 
‚mit, DER Verkäufern ‚geheime. Werabredungen treffen. . 


—* 


Uri. 180. "Zum Verkauf von Lebensmitteln berech⸗ 
tigte Gewerbsleute, welche ohne rechtmaͤßige Verhinder⸗ 
ungsnrſachen fi) mit den. dorgefchriebenen Vorraͤthen 
nicht. verfehen, vieſelben bey obrigkeitlicher Nachfrage dere 
heimlichen, irgend einem Käufer die ‚Abgabe gegen Zaht 
lung verweigern, voder ſich verabteden gewiſſe Lebensmitt 
tel nur zu beſtimmten Beiten, in gewiſſer Reihenfolge 
ober. "zu Preifen über die vͤbrigkeitlich feſtgeſetzte Tare 
— werden an Geld ‚von Pa 150 ff. geftraft. 


Sind die in diefem Artikel genanuten Uebeis 
tretungen zur Zeit dffentlicher Unruhe begangen, oder ift 
dadurch oͤffentliche Unruhe verurſacht worden, fo wird. 
außer der Geloftrafe noch auf Arreft son einer bis 5% 
ſechs —— erkannt. 


Art. 127. Wer ‚bie, zur Verhätüng. dh W S Waſſen we Ort 
ſchaͤden gegebenen Borfehriften oder gebotenen Vorfichts⸗ — ir: 
. Beylage LXXIH, 36 


° 
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2 * durch maaßregeln —— wird an Geld von 5—50 ſi. 


geitraft. 


Art. 128. "gie Arreft big zu einer Woche und an 
‘Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer unbefugt die freye 
und fihere Fahrt auf ſchiff⸗ oder floßbaren Gewaͤſſern 
fperrt oder hemmt; wer in die Fahrſtraßen foldher- Ge: 
wäffer Gegenftände wirft oder verfenft, woran die Fahr: 
zeuge Schaden nehmen Fönnen, oder wodurch dad Bett 
verengt, feicht oder fonft gefährlich wird; oder wer bey 
einem ihm zugeftoßenen Zufalle, wodurch eine folche Ges 
faͤhrlichkeit veranlaßt wird, nicht augenblidlih Sicher: 
ungsmaaßregeln trifft, und dann der Obrigkeit Anzeige 
macht. 


Art. 129. Mit Arreft bis zu zwey Wochen und 
an Geld bis zu 50 fl. wird geftraft, wer die ihm oblies 


gende Aufſtellung oder Unterhaltung der noͤthigen War⸗ 
nungs⸗ oder Leitungszeichen in fahrbaren Gewaͤſſern, oder 


die fremden Fahrzeugen ſchuldige Anweiſung und Huͤlfe 
an gefaͤhrlichen Stellen vernachlaͤſſiget; wer an ſolchen 
Orten faͤhrt oder landet, wo Fahrt oder Anlandung von 
der Obrigkeit beſonders unterſagt iſt; desgleichen wer zu 
Waſſerfahrten ſchlechte unhaltbare Fahrzeuge gebraucht, 
dieſelben zu ſchwer oder unſicher beladet, untauglichen 
Knechten, Kindern oder andern unkundigen Perſonen 
uͤberlaͤßt, andern Schiffern oder Floͤßern nicht zu gehoͤri⸗ 
ger Zeit ausweicht, oder ſich bey Leitung anvertrauter 
Fahrzeuge auf irgend eine Weiſe unvorſichtig oder fahr⸗ 
laͤſſig bezeigt. 


— — 
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Art. 130. Wer an Orten oder zu Zeiten, wo es 
verboten iſt, ſich über die Eisdecke eines Waſſers wagt; 


wer außer den dazu beſtimmten Orten badet, wird mit 


Arreſt bis zu kiner Woche geſtraft. 


Art.131. Wer mit Feuer, Licht, brennbaren oder leicht 
entziindbaren Gegenftänden unvorfichtig oder nadhläffig 


umgeht, wird mit Arreft bis zu einem Monate, — 


an — bis zu 100 fl. geſtraft. 


Gleiche Strafe tritt —— ein gegen Ueber: 
treter der polizeylichen Anordnungen von Feuersgefahr, 
wenn diefe Vorfchriften die Abwendung von Gefahren in 
Haͤuſern und Gebäuden betreffen. 


2. durch 
Genus. 


Sind fie gegen Feuerdgefahr auf den Felde oder in 


MWaldungen gerichtet, fo tritt Arreftftrafe bis zu zwey 
Wochen oder Geldftrafe bis zu 50 fl. ein, und wenn fie 
die Verhinderung fenergefährliher Handlungen oder 
Unterlaffungen auf Straßen und offenen Plägen in Staͤd⸗ 


ten oder DOrtfchaften zum Zwecke haben, fo wird der 
Uebertreter mit Arreft bid zu drey Tagen oder an Selb 


bis zu 10 ft geftraft. 


Art. 132. Wenn ein sie feuergefährtiche. 


‚Handlungen oder Unterlaffungen feiner Hausgenoffen, 
Miethleute, Gäfte, Diener oder Arbeiter wiffentlich dul= 
det, oder nach vergeblicher häuslicher Ahndung nicht der 
Obrigkeit zur Beflrafung anzeigt; wenn er biefelben _ 
nicht mit ſolchen Geräthen und Werkzeugen verfieht, i 


wo den Gebrauch des Feuers vder Lichtes bey Iren 
16 * 


244. 

Geſchaͤften unfchäßlich machen‘ — ſo haftet er fuͤr 
die Uebertretungen dieſer Berlonen, ‚and hat mit— — 
gieiche Strafe zu leiden. ar Aa 


Hat er Feuer und Licht, oder leich ER 
Sachen den Haͤnden von Kindern, Bloͤd- oder Wahuſiu⸗ 
nigen anvertraut, ſo wir er nach Verſchiedenheit der. ‚Säle 
nach dem Art, 131. geftraft«, | Min 
Art. 135. Mer ber chemiſthen Vaſcchen und Ar⸗ 
hochſie ar ahwender; wer pie Berorduuig” über Be⸗ 
ſitz ind Aufbewahrung des Pulvers in Häufern, Woh⸗ 
nungen und Gebaͤuden verletzt, wird an Geld bis zu 
50 fl., oder nach Umſtaͤnden mit a bis zu einem 


Monate geflraft. 


Art. 134. An Geld bis zu 25 fl. wird geſtraft, 
wer bey Verfertigung. Aufſtellung oder Ausbeſſerung 
von Blitzableitern Nachlaͤſſigkeit oder Unwiſſenheit be⸗ 
weist; wer die ihm obliegende Unterhaltung von Blitz⸗ 
ableitern in fi cherem Zuftaude vernachlaͤſſiget; wer übers 
haupt den von der Staatöpolizey zur Abwendung von 
Gefahren aus Gewittern ag ale ent⸗ 
— — | | 


‚Ast, 135. Bauserfländige und Handwerfömeifter, 
| dlie dey der Feuerſchau, wozu fie. berufen ſind, Ges 
brechen ,. die mit gehüriger Aufmerkfamkeit hätten ent= 
deckt. werben Tonnen, überfehen, oder nicht der Wahrheit. 
getren, angesehen; Handwerfsleute, wae feuergefaͤhr⸗ 
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Hehe Borfehrangen ausfuͤhren; Rauchfaugkehrer, welche 
das rihnen; obliegende Reinigungs geſchaͤft vernathläffigen 
oder Achlecht beforgen‘, . oder. die Dabey wahrgenommenen 
Maͤngelwnicht ſogleich den Hausbeſitzern, dund wenn bey 
‚der Nachſicht von: diefen- Feine: Abhilfe geſchehen tu der 
Obrigkeit anzeigen, werden mit Arreft bis e zwey Wo⸗ 
chen und an > * — en nat 


4 
rer rs vie .; 224 
74 if; 2 3* — * 4 


Bl 07 156; "er — einem in * Heife⸗ Mohr 


— oder Aufenthaltsorte wahrgendimenen“ Brande 


nicht ſogleich oͤffentliche Huͤlfe anruft, oder der Obrigkeit 
ze — wird mit Arreſt — zu die 


.geftwafts.,n en rl Bis eh Brise 
er u a als nn u FR EM UT 

Art. 137. Geldfwafe: * 10 sis: 80 ſt wirdriet⸗ 
kannt gegen denjenigen, welcher einen Bau oder eine 
Haußtverbeſſerung {reinen (hen beſtehenden · Wan ohne 
beſtiumten, von der Obrigkeit im Bezug auf‘ Feſtigkeit 
:undi Sicherheit genehinigten Bauplan, oder’ mit will⸗ 


kuͤhrlicherAbweichung! Son dieſein Plane vder von dem 


angewieſenen Bauplatze mit Ueberſchreitung der Bauli⸗ 
"nieht, "oder mit Verlegung der beſonderen bottztetlichen 
Bauworſchtiften vormimmt. © — RR 


Von x wtf n 
5» 4 I, mei, 


A rt. 138. Gleicher Strafe unterliegen diejenigen. 
Meiſter welche bey Bauunternehmungen. ‚oder, Ausbefier- 


ungen die, Aufftellung . non Marnungszeiben, „der, die 


ſonſt erforderlichen Vorkehtungen zur Sichexung gegen 
Beſchaͤdigung von Perſonen und Sachen vernachlaͤfſigen. 


age. 


3. Durch 
Banunterz 
nehmuns 
gen. 
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Art. 139. Wer üntaugliches, fchlechtes, dem vor⸗ 
geſchriebenen Maaße nicht entfprechendes Baumaterial 
verfertigt oder verkauft; Handwerksmeiſter, welche fol: 
ches Material zum Bau verwenden oder wiffentlich ver: 
‚wenden laflen, werden an Geld von 5 — 50 f geftraft, 


Untangliches und fchlechtes Material wird eonfidcirt; 
dad dem vorgefchriebenen Maaß nicht entfprechende auf 
Koften und Rechnung des EN mit 
des Mangels verkauft. Ä 


Dem Bauherrn ift jedoch unbenommen, dad Baus 
material nach einem gegebenen andern Maafe zu. bes 
fielen, in welchem Falle diefe Vorfchrift in Bezug auf 
das Maaß keine Anwendung IRRE: on 


Art. 140. Wer ſich mit Auffäprung oder Haupts 
‚nerbefferung eines Baues befaßt, ohne hiezu ale .beftätig- 
‚ter Meifter berechtigt zu feyn,. wird mit Arreft: bis. zu 
‚zwey Wochen und an. Geld von 10—50 fl.: self. 


Wer fich einer folchen — Perſon zu — 
Bauunternehmen wiſſentlich bedient, ſoll Geldſtrafe von 
5—25 fl. erlegen. 


Art. 191. Einer Geldftrafe von 5—50 fl. find 
die Baumeifter unterworfen, welche unfnndige Arbeiter 
anſtellen, oder die Aufficht auf die Arbeiter oder auf die 
Bauführung unterlaffen oder vernachläffigen. 


247. \ 


. Art, 14% Iſt ein. Bau por oder ‘bey feiner Voll⸗ 
endung nach obrigkeitlicher Unterſuchung in Hinſicht auf 


Zweck, Feſtigkeit und Sicherheit gefaͤhrlich befunden wor⸗ 


den, ſo verfaͤllt derjenige, welcher, die: technifche Leitung 
des Baues übernommen hat, in Arreſt bis F zwey 
— und in — von 10-50 — 


— 143. Wenn ein Bau innerhalb. eines Jah⸗ 
— ſeiner Vollendung, oder ein Baugeruͤſt ganz oder 
zum Theil eingeſtuͤrzt, und der Einſturz nicht durch 
aͤußere Einwirkung ausſchließend bewirkt worden ift, fo 
wird, desjenige,. welchen die Bauführnng oder die Bau⸗ 
befierung anvertraut war, mit Arreft von zwey bis ſechs 
— und an Geld von 50-100: üB — —F 


4 


gu dieltlbe Etreſe rerfalen ——— Hi — | 


+ Sacverftändige, welche zu Unterfuchung eines 

auf ſolche Weiſe eingeſtuͤrzten Baues obrigkeitli⸗ 
pen Auftrag gehabt, und biefe Unterfuchung nach⸗ 
laͤſſig oder gar nicht vorgenommen, ober die 
Veſchaffenheit a pflichtmaͤßig angegeben ha⸗ 
ben; 


2. Eigenchämer oder Aufſeher eines — 
Baues, wenn ſie durch eine mit Strafe bedrohte 


1.2 Handlung: ober Unterlaſſung den Einſturz verur⸗ 


ſacht oder dazu beygetragen gaben: 


Art, 184. Wer bie ihm obliegende Unterhaltung 


eined Baues mit Gefahr für Andere. vernachläffiget ; _ 


wi 
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wer nicht ſogletch bey der erſten if fötcher 
Gebrechen die nothwendige Sicherumg mid Abhalfe vẽt⸗ 
anlaßt, wird an Geld von 10700 Yıind init Arreſt 
von drey Zagen bis zu einem Monate ‚geftraft. vol. — 


Gleicher Strafe unterliegt — Betimeifter, — 
zur ſchleunigen Verwahrung, Ausbeſſerung und Wieder⸗ 
herſtelling eines ſolchen ſchabhaftemBaues berufen feis 
nen’ Beyſtand ohne Sewemäßige Verfache —— oder⸗ 
en eh! Yuan DIAS sg 

i 122 11253 7er u ID 37 dui. 

Art. 145. Wer wider die Kon der Staatsreglerung 
keſtgeſetzte Bauordnung: in Anſehung der Feuergefaͤhrlich⸗ 
keit Handelt‘, fowehlimas bie Aufführung eines Heilen 
als die Erhaltung eined ſchon beftehenden Gebäudes bes 
trifft, hat eine Geldſtrafe don 5106 fl. zul erlegen, 

Arte 1b, "Handwertemgifen, Saflen, für. üre pa⸗ 
Üere und Gefellen⸗ wenn dieſe eine der in den Art. 157., 
158. —* iai. —145,, ‚genannten. Vorſchriften —5 mit 
ihrem Bifen ‚umgeben, oder penfelben irgen eine Vers 
nachläſſigung der ſchuldigen Aufſicht zut Laſt liegt. 


Autumaar. Handwerksgeſellen, welche: ft) irgend. 
einer· Bauaͤnderung nan Feuerſtellen oder: in: desen Nähe 
ohne: Auftrag, ihrer Meifter- unterziehen, oder hiebey 
wider deren Vorfhrift Handelns; Geſellen von Rauchfang⸗ 
kehren, welche die Reinigungsarbeit nachläffig verrichten 
oder gefundene? Mängel: den Meiftern’ verſchweigen, vera 
fallen in Arreſtſtrafe bis zu zwey Wochen. ri; 


En 
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Segler Ias. Jun den· Faͤtlen· ders Mer. ist aan," 


748. :teifft die? Strafe: fotwohl: den: Baumeiſter, als den 
Bauherrn, den legteren aber nus alsdann, wenn etnvon 
der; Usbertvetung: Kemmthiß: gehabt, : und fle nn 
ver, — ſelbſſt gewollt, ober! ungeordnet⸗ — i 
as weite “ ie rer 

4 Art 449; ‚Bird: ‚für vrechtzeitige Entfernung sder 
Gebrerhen. dich. eigene Anordnung. der Baupflichtigen 
Feine Hinlängliche: Sicherheit “gegeben; fo: verfügt‘ "die 
Obrigkeit auf Koftenuderfelben die Berivahrung ;*:Anse 
befiefung und nach Umftänden auchn die Abtragung: des 
Baues. 


Ei Die angeprhneie Bauabituderung. den neue Wieder: 
berftellung eines Baues odergGeruͤſtes geſchieht auf 
‚Koften. des. ‚Uebeytreters, und wenn die Strafe gegen deu 
Baumeifter, und., Mauesen, steh unter gemeinf@aft 
nal ‚Haftung, N EEE 


irren 
. 12 407, 


375 


4 rt. "150. * das Gefeh von — — — 
gen Im Allgemeinen beſtimmt, gilt auch von befonderen, 
imit "Gebäuden ‚verbundenen, ober feofftändigen, Pau 


Dur > u 2 zZ ze 


er o6tr%“ 


ders verordnet ift, von Steinbrüchen, Gruben: und Be 
bau, dann von Straßenbauten, Waſſer⸗ und Auberen 
bifeatlichen Bauwerken dieſer Art. 


.. — 4 
314116 27 


U rt. 151." Ber durch fehneiled:'o oder unbehutfaitide 4. 


Yurch 
n und 


reiten. oder Fahren, durch: hiebey vernachlaͤſſigte Vor⸗ ** und 


durch Thlere 
überhaupt. 
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ficht in. Anſehung des Orts, der Zeit, des gegenfeltigen 
Ausweichens, der noͤthigen Warnungszeichen, oder auf 
trgend, eine andere Weife Menfchen oder fremdes Eigens 
thum in. Gefahr ſetzt; wer Kutſchern oder Dieneru eine 
Uebertretung ber Art auftraͤgt, befiehlr, oder -won. den: 
felben in feiner Gegenwart unverwehrt gefchehen läßt, 


‚wird mit Arreft bis zu zwey Wochen oder an Geld bis 


zu 50 .fl., bey befonderer Gefährlichkeit. der That aber 
unter mehreren erfihwerenden Umftänden, oder nach drey⸗ 
maliger Beftrafung mit Arceft von drey Tagen bid zu 


einem Monate, oder au Geld von 10-100 fl. geftrafr. 


Art. 152. Mit Arreft bis zw zwey Wochen ober 


un Geld bis zu 50 fl. ſoll geftraft werden, wer fihene 


oder mit gefährlichen Fehlern behaftete Pferde einem 
Andern ohne Warnung und Belehrung zum Gebtauche 
überläßt oder am beſtellte Fuhren ſpannt; wer zu ſolchen 
Fuhren fchadhaftes Zeug und Gefchirr liefert, im Ans 


esi® 


ine ae wer Pferde oder Fuhrwerke Kindern, 
untauglichen oder ungepruͤften Dienern anvertraut, oder 
in Abernommener Leitung eines Fuhrwerkes mit Gefahr 
für. die darauf befindlichen Menfchen oder Güter. er 
eben oder nachläffig begeigt. | 


— Art. 155. Mer bey der erften Wahrnehmung einer 
Öffentlichen Gefahr durch ein ſcheu ober wild gemachtes 
Thier, oder auf Zuruf oder Warnung nicht mit Hand: 
lungen inne hält, welche zur Wildheit ‚reizen; wer Thiere 
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im Oeffentlichen gefliſſentlich ſcheu oder wild made, ift 
mit Arreft — zu einer ge zu — 


Art. 154. Wer Reit⸗, Ai; oder —— in 
bewohnte oder beſuchte Orte laufen, oder auf oͤffentlichen 
Plaͤtzen, Straßen oder ſonſt im Freyen, wo ſie durch Aus⸗ 
reißen oder auf andere Weiſe Schaden anrichten koͤnnen, 
ohne Aufſicht ſtehen laͤßt; wer bey uͤbernommener Fuͤhrung 
oder Huͤtung von Thieren nicht die noͤthige Vorſicht an⸗ 
wendet, um dieſelben in ſeiner Gewalt zu behalten; des⸗ 
gleichen, wer ihm angehdrige Thiere, welche Schaden. 
verurfachen koͤnnen, ausfegt und dem Zufalle preisgibr, 
wird an Geld bis zu 10 fl. N: 


Art. 155, In Geldftrafe von 535 fl. verfällt, 
wer irgend ein Thier, welches zur Gattung der zahmen 
oder Hausthiere gehört, aber befondere "bösartige Eigen: 
fchaften an ſich hat, fo zu leiten- oder zu verwahren uns 
terläpe, daß daſelbe nicht ſchaden Hann. * 
Art. 156. Mer auf obrigkeitliche Nachfrage * 

vechenn dieſelben ohne Aufſicht auf der Straße herum⸗ 
laufen läßt, in Orten, wo es beſonders vorgefchrieben 
iſt, nicht mit Haldbändern und Zeichen verfieht, oder 
auf erfolgtes dffentliches Gebot nicht am Bande führt, 
bat Geldſtrafe bis zu fünf Gulden zu erlegen. 


Hunde, uͤber welche ——— Aufſi & vernache 
läffigt wird, find nach Umftänden entweder fogleich, oder 
nad vorheriger Warnung der Beſitzer zu toͤdten. 


a 3 
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1; Met: 157 Mer nohne ausdruͤckliche ·Erlaubniß ber 
Obrigkeit wilde. oder ſouſt ihrer Natur nach ſchaͤdliche 
Thiere haͤlt, oder dergleichen mit Erlaubniß unterhaltene 
Thiere nicht feſt und mit genauer Beobachtung derjenigen 
beſondern Vorfchriften ‚verwahrt, welche; iu Hiuſicht auf 
Ort oder Art der Verwahrung. ertheilt ‚werden; wer ‚iu 
einem. ‚oder dem. anbern der vorhergehenden ‚Fälle, ‚wenn 
‚ein ſolches Thier aus Der Verwahrung ‚entkommen .ift, 
nicht die augenblicküich noͤthigen Vorkehrungen . triiftl 
wu, daſſelbe unſchaͤdlich zu, machen, „und. bey der Obrig— 
Hr Rue Aa wird. an Geh, ‚yon 5— 50 fe ge: 


3 


Die Thiere, mit ſwlichen die ueherlterrug⸗ Segangei 
N. if, werben weggelhaflt. = 


F— [een Hr Sei 5 
BETT ‚Ein ausgabrodienge bier Bi Art — von Ser 
demann ——— werden · 1% Suisse 1939 
a et. 158. Nach, Art.. 16, wird behandelt, wer 
ein ihm gehdriges Thier bey wahrgenommenen Keunzei— 
hen wirklicher Wuth, oder bey folchen Merkmalen, 
welche den. möglichen. Aus bruch vermuthen laſſen, nicht 
ſogleich todtet oder einſperrt, und der Obrigleit nicht 
ſchleunige Anzeige macht, oder dieſe Anzeige. in dem 
Kalle, unterläßt, wo ein ſolches Thier ‚von einem. andern, 
welches mit ber Muth, behaftet, ober. derfelben verdächtig 
— angefallen worden, 


8. durch 9 st. 159. Ber ale den öffentlichen. Scießſtãt⸗ 
EHE, ten an Dyten, wo leichtUngluͤck verurfacht, werden Tann, 


Pulver. 


! 2353 

irgend eine Art von Geſchoß, ohne durch. Noth veran⸗ 
laßt zu ſeyn, abſchießt; wer ohne ſolche Noth in Haͤu⸗ 
ſern mit Feuergewehren oder Windbuͤchſen; wer auf der 
Jagd ohne Vorſicht gegen Gefahr fuͤr Andere abſchießt, 
wird mit Arreſt bis zu di eo. oder an Geld bis 
zu 50 fl. — | Ä 


Art. FR Mit Arreſt bis m einer Bode, oder 


an, ar bis zu 25. fl. find zu ſtrafen: 


" Ardiejenlgen,, welche Feuers oder anderes Bewehe 
den Haͤnden unerfahrner Menſchen anvertrauen, 
oder von denſelben mit Beſchaͤdigungsgefahr uns 

| vorſichtigen oder ae Gebraud) machen; 


2 birjenigen;, "welche — Feuergewehr an Dia 
ten verwahren, wo es durch Umfallen: oder uns. 
vorſi chtige Behandlung Schaden verurſachen, oder 
wo Kinder oder andere unerfahrne Leute dazu ges 

Tangen fnnen; Fe Br 
! IE73 123447* 
3. diejenigen, welche ihr — Wewehr wenn 
ſie in Wirths- oder andern Haͤuſern einkehren, 
oder ſich ſonſt irgendwo unter Menſchen aufhal⸗ 
ten, weder entladen, noch unter beſtaͤndiger un⸗ 
mittelbarer Aufſicht haben; | 


4 


* 


oder zu dem andern anhalten, oder fuͤt ſi ichere | 
Barwahrunß nicht ſelbſt ſorgen. * 


I 


Birthe, welde ihre: Gäfte nicht zu dern einen J 


4 
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Art. 101. Wer verbotene Waffen oder Gewehre 
verfertigt; wer nicht ſogleich Anzeige an die Obrigkeit 
macht, wenn bey ihm die Verfertigung oder Ausbeſſer⸗ 
ung ſolcher Waffen und Gewehre beftellt wird; wer 

irgend eine Art von Waffen oder Gewehren für Kinder 
oder Perfonen, von welchen die nöthige Kenntniß und 
Vorficht beym Gebrauch derfelben nicht voraudgefegt weis 
den kann, oder von welchen Mißbrauch zu beforgen iſt, 
verfertigt, ausbeſſert oder an dieſelben verkauft; wer an 
ſolche Perſonen Schießpulver abgibt, wird mit Arreſt 
bis zu einem Monat, oder an Geld bis zu 100 fl. ge: 
ftraft. 


Art. 162. Mer mit irgend einer Art von Waffen 
oder Gewehr oder mit Schießpulver Handel treibt, ohne 
hiezu berechtigt zu ſeyn, wird mit Arreſt von drey Ta⸗ 
gen bis zu ſechs Wochen geftraft. 


Die Gegenftände dieſes unberechtigten Handels wer: 
den, in fo fern fie zu den verbotenen gehdren, confidcirt, 
die übrigen auf Koften und Rechnung des Webertreterd 
verkauft. | 


Art. 163. Mit Arreft bis zu zwey Wochen foll 
geffraft werben, wer fich im Deffentlihen mit verbote⸗ 
nen Waffen oder Gewehr betreten läßt. 


Diefe Waffen und Gewehre werden confiscirt. 


6.durhyu Art. 164. Mit Urreft bis zu einer. Woche ober 
Bu Geld bis zu 25 fl. wird geftraft, wer nach Häufern 
oder anderen Yufenthaltsorten, in Hof- oder andere ge⸗ 
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fchloffene Räume, unter Menfchen, an bewohnten, beſuch⸗ 


ten oder ſolchen Gegenden, wo das Auge keine freye 


Ausſicht hat, mit Steinen oder andern harten Körpern 
oder folchen Dingen wirft, wodurch Menſchen oder Eis 
genthum beſchaͤdigt werden koͤnnen; wer mit ſolchen Ge⸗ 
genſtaͤnden aus Haͤuſern, — oder ſonſt von der 
Höhe wirft, fie herabfallen laͤßt oder herabſchuͤttet. 


Art. 165. Wer von Straßenfenftern, Eden oder 
fonft in der Höhe irgend etwas gegen polizeyliches Ders 
bot aufftellt oder aufhängt; wer das an ſolchen Orten, 
in fo feru ein Verbot nicht entgegenfteht,. Aufgeftellte 
oder Aufgehängte nicht gegen Um = oder KHerabfallen 
hinlaͤnglich werfichert, oder die Sorge für ‚gute Unters 
haltung der Verſi herungömittel vernachläffigt, ſoll mit 


Arreft von drey Tagen oder An > bis zu sehn Gulden | 


geftraft werden. 


Ar t. 166. Hausvaͤter und Wohnungsinhaber haf⸗ 


ten in den Faͤllen der beyden vorgenannten Artikel fuͤr 
ihre Angehoͤrigen und Untergebenen, und ſie trifft, wenn 
der Uebertreter nicht ausgemittelt werden kann, die an⸗ 
gedrohte Geldſtrafe. 


Art. 167. Wer die Verbindlichkeit vernachläffigt, 7. & 


durch er 


Gräben, Abhänge, Abgründe und andere dergleichen ges Yan Bas Zur 


fährliche Stellen an gemein zugänglichen Drten mit Ges m 


ländern oder anderen Gicherungsmitteln zu umgeben, 
oder diefe Sicherungsmittel beftändig in gutem Stande 
zu erhalten; wer an Orten der bezeichneten Art Deyjnnns 
gen oder Vertiefungen zur Zeit der Dunkelheit unbedeckt, 
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oder Salfthären. ofen: laßt, wird au ν bis zu 50: u 
— ea ——— A 


a art. 168. Geldſtrafe bis zu W. fl. Hat zu erlegen, 
wer die Obliegenheit vernachlaͤſſi iget, von Schnee über: 
ſchattete Landſtraßen wieder zu öffnen, oder’ biß diefes 
gefchehen kann, die nöthigen Warnungs⸗ und Leitungs⸗ 
zeichen auszuſtecken; desgleichen wer auf irgend eine 
Art dep. beſonderen Vorſchriften uber Sicherſtellung dffent⸗ 
licher Straßen und Daͤmme gegen weſchidiguig zuwider⸗ 

—— 


Wer fonft in der ——— des fi ichern 
und fahr: oder gangbaren Standes der Wege — 
ſcumfelig iſt, wird an en ‚bis zu 10 fl. — 


Werden die Ondrdnungen der Yolizey zur — 
der vorgenannten Gebrechen nicht auf der Stelle befolgt, 
fo verfügt die N, die — — Koſten det 
ma u IE 


At —— In Geloſtrafe Si. 3 10 fl. verfällt, 
wer ohne Noth oder.. befondere obrigkeitliche. Erlaubniß 
‚ auf Öffentlichen Wegen oder Plaͤtzen Zuhrwerke, ‚Baus. 
oder Arbeitäftoffe, Waaren oder andere vergleichen Ges 
genftände aufftellt oder die erhaltene Erlaubniß, befonz 
derer obrigkeitlicher Vorficht zuwider, zur Sperrung oder 
i Erlänberung des freyen Durchganges mißbraucht. 


Geſchieht eine ſolche denmun⸗ zur Zeit der Duns 
kelheit, oder werden Gegenftände, welche mit obrigkeit⸗ 
licher — auf ofenuichen Wegen oder Plägen 


7 


über Nacht ftehen ober liegen bleiben, und woran bie 
Borübergehenden durch Stoß oder Fall Schaden nehs 
men fönnen, nicht nad) den gegebenen Anordnungen ges 
ordnet, verfichert oder beleuchtet, fo wird gegen den 
Mebertreter Geldftrafe von 5—25 fl. erkannt. 


Denn Wagen. von Meifenden oder Frachtwagen 
fremder Fuhrleute auf Öffentlichen Wegen oder Plägen 
ftehen bleiben, fo find hiefuͤr ausfchließend die MWirthe 
verantwortlih, bey welchen die Reiſenden eingefehrt, 
oder die Pferde fremder Zuhrleute Eat find. 


Art. 170. Wirthe, welche es bey eingetretener 
Dunfelheit an der zu ficherm Ab⸗ und Zugang ndthigen 
Beleuchtung ihrer Häufer fehlen laffen, werden an Geld 
bis zu 5 fl. ——— 


"Art. 171. Wer ohne Erlaubniß der Obrigkeit und 
‚ohne die angeordneten Warnungszeichen Selbſtgeſchoß, 
Schlageiſen, Fußangeln lege oder Fallgruben anlegt, 
wodurh Menfchen beſchaͤdigt werden koͤnnen, wird, 
wenn er ed in feinem geſchloſſenen Eigenthume gethan 
hat, mit Arreſt bis zu einer Woche, wenn er es aber in 
ſeinem ungeſchloſſenen Eigenthume gethan, mit Arreſt 
bis zu zwey in geftraft. 


‚ Hat Jemand — Vorrichtungen an oͤffent⸗ 
lichen, gemeinzugaͤnglichen Orten oder in fremdem Eigens 
thume ohne Wiſſen und Willen des Beſitzers unternom⸗ 
men, ſo tritt Arreſtſtrafe von einer Woche bis zu einem 
Monat ein. 

Beylage UXXII. 17 
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8. durch Art. 172. Mer nach der  erften Wahrnehmung 


wah ſinnig e 
waßerfchene Beftiger Einnesverwirrung an einer bey ihm fich aufpal- 


jene Ri tenden Perfon nicht fogleih GSicherheitömaaßregelu er= 
wer greift; wer Narren und Rafende, über welde ihm die 
j Aufficht obliegt, frey herum laufen läßt, oder fonft die 
fhuldige Auffiht auf ſolche Perfonen mit Gefahr für 

- "Andere vernachläffi ige, ift mit Geld von 5 bis 50 fl. zu 


ſtrafen. 


Mer fih einer Webertretung dieſer Art in Bezie- 
er auf Perfonen fohuldig macht, welche mit der MWaf: 
ferfcheu behaftet, oder berfelben verdächtig find, wird 

nad) den Beftimmungen des Art. 111. beurtheilt. 


. Art. 1735 Wer in foldyen Verrichtungen, bey ivels 

chen zur Verhütung von Ungluͤck befondere Vorficht er= 

fordert wird, fich betrinkt; wer betrunfen ſolche Ders: 

richtungen unternimmt, wird mit Arreft bis zu zwey 
Wochen oder an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


9. durch. Art. 174. Wer die an Gebäuden angebrachten 
fäbrtihe Stuͤtzen, Geländer und andere Verwahrungsmitzel weg— 
de me oder unficher macht; wer die zur Verhütung von 

Unglück aufgeftellten Warnungszeichen vernichtet oder 
auf irgend eine andere Art deren Zweck vereitelt; wer 
die zur Hilfe und Rettung bey dffentlihen Norzigllen 
beftimmten Geräthfhaften, Werkzeuge oder Materialien 
in unbrauchbaren Etand feist "oder deren Gebraudy er: 


fchwert, verfällt in Arreftfirafe nicht unter drey Tage. 


4 
4 
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Met. 175. er ohne -rechtmäßige Verhinderungs⸗ Kir. er; 
urſache die ſchuldige Hilfe gegen Waſſer-, Feuers und — 
andere oͤffentliche Noth vernachlaͤſſiget; wer andere vom Kern 
Beyſtand abhält oder deren Ordnung ftder; wer ſich ih — 
der obliegenden Anſchaffung und Unterhaltung der Huͤlfs— — — 
und Rettungsmaterialien und Geraͤthſchaften fahrlaͤſſig ne j 
„zeigt, fol, wenn durdy diefe Webertretung zugleich bes 
fondere Pflichten verlegt werden, mit Arreft bis zu zwey 
Wochen oder an Geld bis zu 50 fl, außerbent aber mit 
Arreft. bis zu einer Woche oder an Geld bis zu 25 fls 
geftraft, auch das EStrafurtheil nach Umftänden bffent: 
lich befannt gemacht werden, 


Art. 176. Wer einen Andern aus wahrgenomme— 3, untersafs 
ner Lebensgefahr zu retten unterläßt, obſchon er biefe Kir Tenuns 
Rettung, ohne ſich eigener Lebensgefahr auszuſetzen, ITW- 
unternehmen Fan, wird mit Verweis, und wenn Der 
Andere das Leben wirklich eingebüßt hat, mit Arreft bis 
zu zwey Moden geſtraft. — Das Etrafurtheil Wird 
nach Umftänden dffentlich befannt gemacht. — 

Art. 177. In Arreſtſtrafe bis zu ſeche Wochen !oſſune 0 
oder in Geldſtrafe bis zu 150 fl. veifaͤllt, wer die ihm Juſſot oder 
vermoͤge dffentlichen Dienftes obliegende wiffenfchäftliche 
oder Kunſthuͤlfe für heilungsbedärftige Perfonen auf Un: - 
rufen ohne rechfinäßige Urſache verweigert, die unters 
nommene Hilfe willkuͤhrlich unterbricht oder mit Gefahr 
vernadhläffigt; wer ihm angehdrige oder anvertraute Kins 
der, ktanke, gebrechliche oder blödfinnige oder andere 
Derfonen- diefer Art, welche fich felbit zu leiten und zu / 
helfen unvermögend End, in Vezichung auf Schutz, Auf: 
fit, NN oder arztlihen Beyftand verwahrlost, 

17 * 


- 


\ 


-die denfelben zngeftoßenen Unfälle verheimlicht, oder ihs 
nen ohne Anordnung eines berechtigten Sachverftändigen 
Arzneymittrl reicht, — in ihrem Zuſtande gefaͤhrlich 
werden koͤnnen. 


Art. 178. Der uebertreter ber fi ch nebfe ber vers 
— Strafe auch derjenigen Maaßregel zu unterwer: 
fen, welche: auf deffen often oder bey. obwaltender 
Unverndgenheit auf Koften der Armemanftalten zu 
dem Zwede getroffen werden, die ihm angehdrigen oder 
anvertrauten hülfsbedürftigen Perfonen gegen fernere ge: 
fährliche Fahrlaͤſſigkeit deſſelben ſicher zu ſtellen. 


Art. 179. Wer gefundenen Kindern oder anderen 
huͤlfsbeduͤrftigen Perfonen bis zur obrigfeitlichen Verfüs 
gung ober bis zur eintretenden Zürforge der Angehöris 
gen die erfte nothwendige Hälfe nach Möglichkeit zu vers 
ſchaffen unterläßt, wird an Geld von 10 bis zu 150 fl. 
geftraft. n | 


Art. 180. Wer fremde, unmindige Kinder ohne 
Genehmigung der Obrigkeit an ſich bringt, wird mit 
Arreſt bis zu einem Monate beftraft. 


Die weitere Cinfchreitung ſteht der betreffenden Pos 
lizeybehoͤrde zu. 


4. Frevel an Art. 181. Mer gegen Schwangere ober Gebähs 
ee rende oder in deren Gegenwart eine Handluug unters 
bäprenden. nimmt, durch welche bey diefen Schreden oder andere 

heftige Gemithöbewegung gewultfan erregt wird, wird 


mit Arreft biö zu zwey Wochen geſtraft. 
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Art. 182.‘ Was in den Artikeln 177 — 180 über 
die Vernachlaͤſſigung hiälfsbedärftiger Perfonen verordnet 
ift, findet insbefondere auch auf Schwangere und Ge: 
bährende Anwendung, und die dafelbft beftimmte Arreft- 


ftrafe ift nach Umftänden bis auf zwey Monate, die 


GSeldftrafe aber bis auf 200 fl. zu erhöhen. 


Art. 135. Mer in Anfehung anßerebelich geſchwaͤn⸗ ; 


gerter Perfonen, die fich unter feiner Gewalt, Pflege 


oder Aufficht, in feinen Dienften oder in feiner Wohnung 


befinden, bey obwaltenden Verdachtögründen nicht alle 
in feiner Macht flehende Vorficht anmwendet, um Kin» 
desmord, Toͤdtung der Geburt oder Abtreibung der Leis 
beöfrucht zu verhuͤten, oder nicht die unverzägliche Ans 
zeige ‚der obwaltenden Umftände und Verdachtsgruͤude 
an die Obrigkeit macht, wird, wenn die Unterlaffung 


aus. eigenem Intereſſe an der Entfleyung der ſtrafbaren 


Handlung herrährt, mit Arreft Bis zu zwey, außerdem 


aber mit Arreft bis zu einem Monat oder nad Um⸗ 
ſtaͤnden mit Verweis geſtraft. 


a rt. 184. Außerehelich ſchwangere Perſonen wer: 
den, wenn ſie ihre Niederkunft verheimlichen, außer den 
im Theil J. Art. 245 — 247. bezeichneten Zallen, ‚mit 
Arreft bis zu zwey Wochen geftraft. 


Art. 185. Mer von irgend einer Entbindung die XI. Ber 


ihm obliegende Anzeige nach Vorfchrift zu machen un⸗ 
terläßt oder verfäumt, wird an Geld bis zu 100 fl. 


beftraft. 


Gleicher Strafe ift unterworfen, wer. von irgend 


chlãſſi⸗ 
An der An 
jeige von Ge 
burteu um 
Tod es fällen 


# 
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einem Todesfall bie porgefchriebene ihm obliegende An— 
zeige zu machen unterläßt oder verfäumt, oder wer das. 
Auffinden eines Leichnam ber mörigteit nicht auf der 
Stelle anzeigt, j 


w 
— 


a, Art. 186, An Geld von 10 bis 160 fl. werden 
Ordnung für geftraft diejenigen, welchen die Führung der Regifter 
Die Suheung per den biirgerlichen und Familienftand, oder die Yus- 
eo Fertigung der Urkunden hierüber vermdge allgemeiner 
Anordnung oder befonderen Auftrages obliegt, wenn fie. 
dergleichen Urkunden außfertigen, ohne hiebey die er- 
forderliche Vorficht gegen Umgehung der Gefeße, gegen 
Mißbtauch oder gegen Irrungen in Anfehung der Per- 
fonen oder Thatfahen anzuwenden, wenn fie die ihnen 
‚obliegende Führung diefer Regifter unterläffen, vernach⸗ 
laͤſſi igen, hiebey die vorgeſchriebenen Formen nicht beob- 
achten, oder dieſe Regiſter gegen Verſchleppung und 
Mißbrauch nicht forgfältig verwahren, 


XV. Frevel Art, 187. Mer Leichen mißhandelt oder zu uner⸗ 
i — 

der Bernor, laubten Zwecken mißbraucht, oder zu an ſich erlaubten 
been und 


Scheintops Zwecken unbefugt gebraucht; wer Gräber unbefugt dffs 


; IE | net, fol mit Arreft bis zu fechs Wochen, oder an Geld 


bis zu 180 fl. geftraft werden, 


Art, 188, Wer ben Kdrper einer verftorbenen Per: 

ſon, den Leichuam einer Mißgeburt, oder. auch einer uns 
Zeitigen, jedoch ſchon geftalteten Geburt heimlich wege 
- Schafft oder wegfchaffen läßt; wer eine verftorbene Der: 
fon. mit Umgehung der vorgefchriebenen Todtenbeſchau 

oder obrigkeitlihen Erlaubniß, oder vor der vorgeſchrie⸗ 


benen Zeit —— oder oͤffnet, Ba oder öffnen, 


läßt, iſt mit Arreſt bis zu zwey Wochen und an Geld 
bis zu 50-fl. zu ſtrafen. 
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Art. 189. Arreſtſtrafe bis zu zwey Wochen ae 


Geldftrafe von 10 bis 100 fl. trifft denjenigen, welchen 
‚bey der Todtenbeſchau oder bey der Obrigkeit über, die 


Zeit des Todes einer Perfon unrichtige Anzeige made... 
und dadurch veranlaßt, daß die Leiche früher geöffnet. 


oder beerdiget wird, als den Vorſchriften gemaͤß iſt. 


Art. 190. Wer fuͤr einen gefundenen Scheintodten 


nicht ſogleich einen berechtigten Arzt oder eine andere 


ſachverſtaͤndige Perſon zu Huͤlfe ruft, ode zu dieſerHuͤlfe 
die moͤgliche Mitwirkung auf Anfordern verweigert, iſt 


mit Arreſt bis zu einem Monate zu ſtrafen, und im— 


Falle der verweigerten Hülfeleiftung das Straferfeuntniß 
nach Umftänden dffentlich bekannt zu machen. 


Art. 191. Wer den Borfchriften der Paßorduung 
zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 30 fl., und derje⸗ 
nige, weldyer bey feinem Aufenthalte an einem fremden - 


XVI. "er: 


lesung be: 


ſonde rer Ord⸗ 
nungen. 


-1. Sn An 
ung der 


Orte die. eingeführte Ordnung in Anfehung der befonderen Fremen u 
Aufenthaltskarten vernachläffigt, an Geld bis zu 5 fl. Ntfenden. 


geftraft. 


Art. 192. MirArreft bis -zu einer Woche find Hände 


ler, Gewerbölente, Gefellen und Dienftboten zu ftrafen, 


welche bey Beziehung der Märkte oder bey ihren Wan 


— 


derungen auf Gewerbe, Handwerk oder Dienſt nicht mit 
den erforderlichen, obrigkeitlich beglaubigten Nachweiſun⸗ 
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gen verfehen find, ober den in ihren Beglaubigungsurkun⸗ 
den enthaltenen befonderen Anweiſungen zuwiderhandeln. 


\ 


Art. 105. Mer die MVorfchriften über die Anzeige 
aufgenommener Sremden nicht beobachtet, wird an Geld 
Dip zu 10 fl. geftraft. 


Gaſtwirthe, welchen in der vorgefehriebenen Aufzeiche 
nung und Meldung der Fremden eine Vernachläffigung 
zur Laft fällt, werden an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 


Art. 194 Zur Beferbergung nicht berechtigte 
Wirthe, welche Fremde uͤber Nacht at find an 
005 Geld bis zu 50 zu firafen. 


Mir diefer Strafe find auch Andere zu belegen, 
welche ein Gewerbe daraus machen, unbefugt Fremden 
Nachtherberge zu geben. 


Jeder, der bey Beherbergung unbekannter — 
| die polizeylichen Vorfchriften vernachläffigt, * an Geld 
bis zu 10 fl. geſtraft werden. 


Bar am 7 Art 105. Deßgleichen eiff Geldfirafe bis zu 10 fl. 
— diejenigen Hauseigenthuͤmer, Aftermiether und Wohnungs⸗ 


Her. e inhaber, welche beym MWechfel der Wohnungen oder der 
Inwohner die vorgefchriebene Meldung vernachläffigen. 


s Art. 196. Wer Handelsdiener, Handwerksgeſellen, 
Lehrjungen oder Dienftboten aufnimmt, welche fich weder 
durch Wander: oder Gefindebuch, noch durch andere bes 
glaubigte Zeugniffe über die vorfchriftsmäßigen Erforders 
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niſſe auf gehdrige Art ausweifen Tonnen, wird an Geld 
bis zu 25 fl. geftraft. 

Art. 197. Verletzungen der Schul⸗ und Unterrichts⸗ —— 
ordnungen werden nach den im im dieſen Ordnungen ent⸗ Schulen. 
baltenen — geſtraft. 


Art. 198. Die Verletzung der Dienſtbotenotdnung * 9 an 
wird nach folgendem Unterfchiede beftraft: nn Dimkten. 


er‘ an Geld bis zu 25 fl., wenn fie von Geite der 
Dienftgerrfchaften gefchieht,; 


2. wird fie von Gewerbögehülfen oder Dienftboten 

begangen, mit Arreft bid zu zwey Wochen. Ges 

wohnheitsfrevler werden nach Umftänden unter bie. 
befondere Polizeyaufſicht geſtellt. 


Art, 199. Perſonen, welche zum oͤffentlichen Aer—⸗ xvir. ver⸗ 
gerniß in außerehelicher Verbindung als Mann und —EXE 
Frau in einem Hauſe zuſammenleben, ſind mit Arreſt 
bis zu zwey Wochen zu — und von einander zu 


trennen. 


Im zweyten See werden fie neben der Strafe 
unter die befondere Polizeyaufficht geftellt. Ä 


Art. 200.. Wer durch unzüchtige, im Deffentlichen 
vorgenommene Handlungen die Schambaftigfeit beleis 
diget, foll mit Arreft bis zu einen Monate geftraft. wers 
den, vorbehaltlich deffen, was für den zweyten Ruͤckfall 
im Th. J. Art. 227. beſtimmt iſt. 
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Art. 201. Diejenigen, welche zur Unzucht Aufent— 
halt oder Unterjchleif geben, oder derjelben durch Zufühe 
rung oder Unterhandeln Vorfchub leiften, werden mit Ar- 
veft von drey Tagen bis zu einem Monate geftraft, und 
wenn hieraus ein Erwerbszweig gemacht wird, unter die 
befondere Polizeyanfficht geftelt.! 3 m: 


Wirthen, welche ihr Gewerbe F Kuppeley mißbrau⸗ 
chen oder wiſſeuͤtlich mißbrauchen laſſen, ſoll ihr Gewerbs— 
verhaͤltyiß als beſonderer eh angerechner 

ı werden. 


aan Art. 202. Unangefeffene Leute, — ſich uͤber 


Berrele, hinreichende, erlaubte, die Sittlichkeit nicht verletzende 
A Unterhaltsmittel nicht „ausweifen kdunen, und unerachtet 
vorausgegangener obrigkeitlicher Warnung ſich weder ei— 
nem Dienfte, noch irgend einer fortdauernden Arbeit wid— 
men; Gewerbögehälfen , welche, ohne beftimmten Dienft 
oder beftimmte Arbeit leben, follen mit — bis zu 


zwey Wochen beſtraft werden, 


— Gewohnheitsfrevler dieſer Art werden unter die be⸗ 
fondere Polizeyaufſicht geftellt. 


Art: 203. Gleicher Strafe und Straffolge ift un: 
terworfen, wer auf irgend: eine Weiſe betrelt, Kinder 
zum Betteln abrichret, ausſchickt, herleiht, oder feiner 

* Gewalt oder Pflege unt: rgebene — IE vom 
Betteln abhält. . 


Art. 204. Sandftreicher ohne beftimmten oder blei⸗ 
benden Wohnſitz, und ohne erlaubte Beſchaͤftigung oder 
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Unterhaltömittel werden mit Arreft bis zu einem Mo: 
nate geftraft- · , 


Gewohnte oder fonft, befonders verdächtige oder ges 
fährliche Landftreicher find in einer Polizeyanftalt zu vers 
wahren. | 

\ 

Art. 205. Unberechtigte Hanfierer werden, vorbe: 
haltlich der Fälle, wo das Gefe in Beziehung auf das 
Haufieren mit befondern Arten von Gegenftänden nicht 
etwas Anderes verordnet, nach Art. 70. geftraft. 


Iſt der unberechtigte Haufichandel durch Herumzies 
ben von Ort zu Ort, oder von Bezitf zu Bezirk gerries 
ben worden, fo wird der Haufierer als Landffreicher bes 
handelt. 


Art. 200. Mer, ohne einen ald Werbrechen 
oder Mergehen ſtrafbaren Betrug, ſich mit Xäus 
fhung Anderer durch angeblihe Wunder, durch Zaus 
bereyen oder Geifterbefhwörungen, durch Zeichen 
und Traumdeuten, MWahrfagen, Echaggraben, Goldma= 
“hen und andere dergleichen Gaudeleyen befchäftigt, wird 
mit Arreft bis zu ſechs Wochen oder an Geld bis zu 
150 fl., im zweyten NRüdfalle aber mit Arreft nicht un: 
ter einem Monate beftraft, und nad) Umftänden unter 
die befondere Polizeyaufficht geftellt. 


Mer Schriften, welche darauf gerichtet find, den 
Glauben an'folhe Gauckeleyen unter dem Volke zu vers 
breiten, oder zu unterhalten, herausgibt, verlegt oder 


268 


in Umlauf bringt, hat Geldftrafe von 100— 150 fl. zu 
erlegen, 


Ä 


Dergleichen Schriften werden confiscirt. 


\ 


XIX. Um Art. 207. Mer unbefugt oder ohne befondere Er— 
Cote. laubniß der Obrigfeit eine bffentliche Collecte unternimmt, 
fol, wenn nicht hiebey Merkmale eintreten, wonach fich 
die That zum Verbretien oder Vergehen eignet, ald Bett— 
ler, und wenn er ald folder nicht angefe:en werdeu 
kann, an Geld bis zu 50 fl. geftraft werden, vorbehalt⸗ 
lich defien, was das Gefe über Sammlungen für bes 
fondere Zwede beftimmt Bat. 


— 


| "Die gefammelten Gelder, Naturalien oder anderen 
Sachen werden eingezogen. 


KX. Verkehr Art. 208. Wer von unbekannten Leuten, welche 
— Gold- und Silberwaaren, Juwelen oder andere Kofts 
nn barkeiten zum Kauf oder Tauſch, zur Auswechslung oder 
nun Verpfaͤndung anbieten; wer von befannten Perfonen, 

welche gefchmolzenes, mit dem Namen eines Gold» oder 
Silberarbeiterd nicht bezeichnetes Gold oder Silber, oder 
fonft Gegenftände, die nach ihrer Befchaffenheit, Menge, 
Preis oder nach den Verhältniffen der anbietenden Pers 
fonen den Verdacht unrechtmäßigen Beſitzes erweden, 
an fi bringt oder als Pfand annimmt, wird an Geld 


von 10— 100 fl. geftraft. 


Gewinnfüchtige Gewohnheitöfrenler diefer Art follen 
neb der verwirften Geldftrafe zu Arreft von einer 


N 


269 


Woche bis auf zwey Monate verurtheilt, und nach Um⸗ 
ſtaͤnden unter die ————— geſtellt werden. 


Art. 200. Geldſtrafe von 10— 10 fl. wird ge⸗ 


gen Meiſter des Schloſſer-⸗ oder jedes andern im Feuer 
_ arbeitenden Gewerbes erkannt, wenn fie auf Beftelluns 
gen unbekannter, verdächtiger oder folcher Perſonen, 
‚welcde in. Dienften Anderer oder sin fremder Gewalt fte= 
ben, ohne gehörige Vorficht und Erfundigung, Echlüffel 
verfertigen oder nachmachen, oder Schlöffer auffperren; 
deßgleichen, wenn fie Schläffel nad) bloßen Abdruͤcken 
bearbeiten, das fogenannte Eperrzeug (Dietriche) nicht 
forgfältig verwahren oder unfichern Händen anvertrauen. 


Denfelben Beftimmungen find auch Trödler unters 
worfen, wenn fie mit Sarifeln oder Sperrwerkjeugen 
Handel treiben. 


Diefe Gegenftände des verbotenen Verkehrs werden 
SEURRUS: 


Gewerbögehülfen und Diener, welche eine der vors 
genannten Handlungen ohne Vorwiffen der Meifter oder 
Dienſtherrn begehen, find zu. Arreſt bis auf zwey Wo—⸗ 
chen zu verurtheilen. 


Art. 210. Geldſtrafe bis zu 25 fl. hat zu. erlegen XXI. Frese 


wer in Waarenniederlagen oder andern zum Kauf und 
Verkauf beffimmten Orten falihe Maaße oder Gewichte 
bat; wer im offenen oder freyen Gewerben fich anderer, 


ald der verordneten, mit der gehbrigen Probe oder Aiche 


mie Maaß 
und e 


wicht, dann - 


dur Un— 
terfiniebung 
nnächter 


Stoffe. 


/ 
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bezeichneten und im richtigen Stand unterhaltenen Maaße 


oder Gewichte bedient; wer beym Verkauf yon Gegen 


ftänden, ıpelche nach dem Maafe oder Gewichte bezahlt 
„perden, den Abnehmern die Abmeffung oder Abwägung 
verweigert, oder Sachen, bey deren Abfaß der Gebrauch 
des Gewichtes vorgeſchrieben iſt, eigenmaͤchtig ch dem 
Maaße verkauft. 


Falſche Maaße oder Gewichte werden confiscirt. 


Art. 211. Mer fich im dffentlichen Verkehr durd) 


unrichtige, willführliche oder unterlaffene Anordnung des 


vorgejchriebenen Maaßes vder Gewichtes einer Verkuͤr— 
zung ſchuldig macht, wird an Geld bis zu fünfzig Gul⸗ 
den beftraft. | ö 


Art. 212. Wer durch folhe Verkürzung an Maaf 


“oder Gewicht oder durch. geringhaltige Befchaffenheit der 


verkauften Sachen oder Durch Leberforderung an Preis oder 


Arbeitslohn die Worfchrifren der Taxordnung verlegt, ver: 
fallt in Geloftrafe bis zu einhundert fünfzig Gulden. 


Ueberdieß follen die verfäuflichen Gegenftände, wel: 
che an Maaß, Gewicht oder Güte dem vorfchriftsmäßi- 
gen Gehalte nicht entfprechen, bey gänzlicher Unbraud) 
barkeit derfelben vernichtet, außerdem aber zu, dem noch 
möglichen Gebrauche unter obrigfeitlich beftellter Aufficht 
und um einen verhälmißmäßig herabgefegten Preis auf 
Rechnung des Eigenthiämers verfauft werden. 


Urt. 215. Mer an Nahrungss oder Arznepmitteln 


oder andern der obrigkeitlichen Taxe unterworfenen Le: 


aı 

bensbedürfniffen In der Abficht, über Güte, Maaß oder 
Gewicht zu täufchen, durch Unterfchiebung unächter Stoffe 

ſtatt aͤchter, durch Miſchung oderVerfegung mit fremdenStof 

fen eine Faͤlſchung begeht, welche nicht die Merkmale eines 
Verbrechens oder Vergehens an ſich trägt; wer wilfeut: 

lich ſolche gefälfchte Gegenftände verkauft, foll mit Arreft 

bis zu zwey Mochen und am Geld biß zu einhundert | 
Gulden geftraft, auch fol mit den fo gefälfchten Sachen, ⸗ 
wie im vorigen Artikel —— 2. angeordnet iſt, verſab⸗ 

ren werden. 


Art. 214. Wer auf Maͤrkten oder auf andern XXIL 
dem oͤffentlichen Verkehr gewidmeten Anſtalten den be— BE 
fonderen Vorfchriften Über Bedingung, Art, Zeit oder 
Ort des Verkehrs zuwider handelt, fol an Geld bis zu 
10 fl geftraft werden. 


Art. 215. An Geld bis zu 50 of. wird geftraft, KKIIT Fre 
nies 


wer verkäuffiches Geräth an Gold oder Silber umter dem „Hung der 
vorfchriftmäßigen Gehalte oder ohne aufgedrudter Probe an He 


verfertigt oder abſetzt. Barren. 


Solches Gold⸗ oder Silbergeräth ſoll dem Uebertre—⸗ 
ter nicht anders als zerbrochen zuruͤckgeſtellt werden. Ti 


Art. 216. Geldftrafe von 5 — 50 fl. hat zu‘ er: 
legen, wer ohne Abficht eines Betruges umlaufende Münz 
zen vergoldet oder verſilbert; wer Knöpfe oder ähnliche 
Geräthe unter der Form von Münzen verfertigt oder vers 
fauft; wer metallene Spielmarken bearbeitet oder abfegt, 


2m 


welche nicht : mittelſt durchgeſchlagener Stifte von anderer 


XXIV. F 


vei in An 
bung —* 
Papiere, dann 


Farbe ausgezeichnet ſind. 


Diefe Gegenſtͤnde werden confiseirt. 2 


Art. IT. Bey andern Begenftänden des Verkehrs 
wird derjenige, welcher ſich in Hinſicht auf Probe oder 
aͤhnliche Beglaubigungszeichen verfehlt, an en en 
folgenbem el ine sefttaft: Ä 


1. bis zu 10 fl., wer die vorgeſchriebene EN 
einer Waare ganz unterläßt;, re 


2. bis zu 50 fl., wer das eigene Zeichen auf fremde 
oder ein fremdes auf eigene Waare ſetzt; 


bis zu 100 fl., wer: Zeichen, melde für Waaren 
von gewiffer Art oder Güte. beftimme find, auf 
Waaren geringerer Urt oder Güte überträgt. | 


5 


a et. 218. Mer amtliche, Bi State augehörige 
Dapiere oder dffentliche Siegel oder Stempel, welche ihm 


der Giegei, zu Handen gefommen find, nicht der Obrijfeit ausliefert; 


Stempet und 


wer oͤffentliche, im -Namen: der Obrigkeit beftellte Siegel 


Wappen. 


und Stempel nicht unmittelbar an die beſtellende Behoͤrde 
ſelbſt, oder. an deren zuverlaͤſſig bekannte Diener ablie⸗ 
fert oder ſolche Siegel und Stempel gegen Verſchleppung 
und Misbrauch nicht ſorgfaͤltig verwahrt, wird an Geld 
bis zu 50 fl., oder mit Arreft bis zu zwey Boden ges 
ftraft. 
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rt. 219. Gewerböleute, welche auf Beftelung 
sanbefannter oder unzuverläffiger Perfonen, ohne nähere 
Nachfrage, und Verficherung gegen Mißbrauch, Privats 
wappen oder Siegel oder bey beftimmten Handelshäufern 
in Gebraudy ſtehende Formulare von MWechfelbriefen vers 
fertigen ober abliefern, verfallen in Geldftrafe bis zu 
25 fl. 


Art. 220. Berechtigte Unternehmer oder Aufſeher XXV. Fre⸗ 
einer Leihanſtalt, welche die vorgeſchriebene Buchfuͤhrung — — 
unterlaſſen oder vernachlaͤſſigen, oder ſonſt den gebieten⸗ rind * 
den oder verbietenden Beſtimmungen der fefigefegten 
Reihpaudorduung zuwiderhandeln, find, 


I. wenn es aus eigennäßiger Abficht gefhehen, an. 
Geld von 25 — 200 fl., 


II. außerdem aber an Geld tis zu 50 fl. zu ſtrafen. 


Bey wiederholter Hebertretung ift mit der Geldftrafe 
— im Salle I. Einziehung, im Falle II. IE 
der Berechtigung zu verbinden. | 


Art. 221. Geldfirafe von 5 — 150 fl. nebſt Arreſt 
bis zu zwey Wochen trifft denjenigen, welcher gewerbss 
mäßig Darlehen auf Pfänder gibt, oder one Derechtis 
gung eine Leihanſtalt unterhält. 


Eine folche Anftalt iſt fogleich zu fchließen. 


Urt. 222, Diejenigen, welche verbotene Gluͤcks⸗ 
Beylage LXXIII. ! 18 
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fpiele treiben, find, nebft Gonfiscation der Geräthfchaf- 
ten, an Geld oder mit Arreft zu ftrafen, und zwar die 
Unternehmer und ihre Gehuͤlfen nicht unter 10 fl. oder 
drey Tage Arreſt, die übrigen Theilnehmer aber nicht 
unter 5 fl. Geld oder 36 Stunden Arreſt. 


Wirthen, welche ſich dieſer Uebertretung durch Uns. 
ternehmung, Befoͤrderung oder Beguͤnſtigung verbotener 
Spiele ſchuldig machen, wird ihr Gewerbsverhaͤltniß als 
befonders erfchwerender Umftand angerechnet, und es kann 
. ‚gegen fie die Geld» und Arreftfirafe in Verbindung vers 
haͤngt werben. | | 


* 


Att. 223. An Geld bis zu hundert Gulden oder 
ach Umftänden mit Arreft bis zu einem Monat wird 
beftraft, wer Sammlungen für auswärtige Lotterieanftals 
ten übernimmt; wer ohne Berechtigung oder befondere 
Erlaubniß der Behörde eine Lotterie oder ein Wettcom— 
toir auf die Ziehungeng anderer Lotterien oder Ausfpieluns 
gen von Gütern oder einzelnen Sachen unternimmt. 


\ 


Art. 224, Mer in eine ausländifche oder fonft uns 
erlaubte Lotterie fpielt, ei Geldftrafe bis zu 25 fl. zu 
erlegen. 


i | Art. 225. Mer Schriften verbreitet, welche darauf 
gerichtet find, durch abergläubifche oder fonft trügliche 
Vorfpiegelungen den Reiz zum Lottoſpiel zu erweden 
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oder zu unterhalten, wird mit Arreft bis zu drey Tagen 


oder an Geld bis zu 10 fl. geſtraft. ni 
Dergleihen Schriften werden conftscirt. 
Art. 336. Mer Ar xXxvi. 


Freldfreven 
4. die Viehweide zu verbotenen Zeiten, an verbotenen 
Orten, oder unbefugt auf fremden, nicht zuſtaͤndi— 
gen Meiden oder ſolchen Plägen, wo das Vich 
- leicht Schaden Berurfächen kann, oder außer dei 
Alpenwirthſchaft ohne gehdrige Hut oder bey 
Nacht ohne befondere Erlaubniß ausübt oder aus— 
Aben läßt; | 
% wer den befonderen Ordnungen zuwiderhandelt, 
wodurch gewiffe Iandwirthfchaftliche Gefchäfte aıt 
beftimmte Zeiten gebunden, oder ben Gutsbeſitzern 
gewiſſe gemeinfchaftliche Keiftungen zum Schutze 
der Fluren gegen fchädliche Thiere ‚oder gemeinge— 
faͤhrliche Natureinfluͤſſe vorgeſchrieben find, 


wird nach den Beſtimmungen der u geld: und 
Flurordnungen 


Art. 227. Wenn Perfonen, welche jur Aufrechte RRFH: 
Haltung poligeplicher Anordnungen oder Verhütung von Oro 
Uebertretungen außer dem Staatsdienſte oͤffentlich aufge: Sf m 
ſtellt oder von der Dbrigfeit befonders berufen und vers 
pflichtet find, ſich derjenigen Uebertretungen ſelbſt ſchuldig 
machen, zu deren Abwendung ſie berufen ſind, oder den 
Uebertretungen Anderer durch Mitwirkung und Verhehlung 

| 18 * | 
\ 


J oh s.I% 





Erfier Theil. 


Von Verbrechen und Base, 





Erker — 
Allgemeine Beſtimmungen. 





Erſtes Capitel. 
Von Verbrechen und Vergehen, dann von 
deren Strafe überhaupt. 


1. V, eehreigen und Vergehen , . . 
ll. Strafen der Verbrechen . A i 


278 R 


IV. Von den einzelnen Strafarten 


1. Todesſtrafe a — — 
2. Ketteuſtrafe . - * 
3 Zuchthaus N . 
4, Arbeits haus “ 
Schärfung der Zucht- und Arbeitshauöftrafe - 
5, Dienftentfegung . er 2 . 
6. Gefängniß ne REIT . 
Schärfung der Gefängnißftrafe R A 
7. Dienftentlaffung . s — 
8. Herabfegung eined Beamten auf eine ge⸗ 
ringere Stelle s ä R 
9. Geldftrafe ; : FERTIG 
10. Gerichtlicher Verweis * 


v. Afgeigeine ————— über Rn 
Strafarten: : | 


1: Berechnung der Freyheitsſtrafe 


2. Strafnachlaß nach Ablauf eines Teiles 
der Strafzeit . 


| FR u 
III. Strafen der Vergehen . j Rs 


17 


18 


19. 


3. Vollzieyung der’ ———— auf einer J 


Feſtung 


VI. Geſetzliche Folgen der Strafen; , 


20, 


| \ 

a Art. 

1. Gonfiscation einzelner Saden . .. "ER 
2. In Anfehung'der Standes» und Ehren⸗ 
vorzuͤge, daun der ftändifgpen und: 


Gemeinderechte i i 22. 23, 

3. In Anfehung anderer bürgerlichen Rechte 24. 26. 

"4. Im Anſehung dͤffentlicher Diener ; 26, 
5. In Unfehung der Gewerbe — —— 

6. In Anſehung des Vermoͤgens . 2% 29. 

7. Stellung unter die befondere Polizey— 

 aufficht . . . 30. 

8. Bekanntmachung der Steafurtheife j 31; 

9. In Anfehung der Ausländer - 3%, 


VIL Schaden: und Koftenerfat A . 35. 


3wayteß Capitel 


Bon böfem Vorſatze und Fahrlaͤſſigkeit, von 
Vollendung und Verſuch, von Urhebern und 
Gehuͤlfen. 


J. a) Boſer Vorſat * * | « 6. 
b) Fahrlaͤſſigket 3. 
“4, Grobe Fahrlaͤſſigkeit .  - — 38. 
2, Geringe Fahrläffigkeit . i .’-"50 
Strafe der Fahrläffigkeit et 40. 


Zufammentreffen der Fahrläffigkeit mit dem u 
böfen Vorſatze 2 R R Mi. 


| 1. 


II, 


# 


Art. 
II. Vollendung und Berfus, 
ı 4, Dollenbung ie u 42. 
2. Verſuch —— — 443-64. 
III. Urheber und Gehuͤlfen. | | 
1 Mer ee FFEETO. 


| D ri et es Ca pite i. ns 
Bon ER Zur Strafe, 


Im Algerneinen PR SEAN: EIEHE — ‘8. 


Insbeſondere: 


1. bey der Jugend 379. 80 


2. bey Mangel an Vernunftthaͤtigkeit 81-85. 
3. bey Unwiffenheit und Frethbum - = 86-80. 
4. bey irriger Willenebeftimmung « 00 


‘5. bey mangelnder Freyheit = . 91. 0%. 
6. bey erhaltener Erlauniß =  . 03. 
7. bey der Nothwehh042102. 
"Bi bey andern Nothfällen . te ia, 


9. bey mangelhaften Tharbeftande N 104, 


281 


Viertes Capitel. 
Bon 3umeffung zur Strafe 


Art. 


I, Ueberbaupt —— . ., 105—107. 
II. Befondere Milderungsgrände . 108—111. 


III. Befondere Erfchwerungdgründe. 


1. Zufammenfluß und Fortſetzung . 112—113, 
2. Rüdfell . . 114, 115. 
3. Andere befondere Eiſchwerungegrunde 116. 


Fuͤnftes Capitel. 
‚Bon Erloͤſchung der Strafbarkeit. 


7 


I. Durch thärige Reue . . . — 


U. Durch Beruhigung des Verletzten oe... 220 
III. Durch rechtskraͤftiges Urteil . 5. 22. 
IV. Durch den Tob . — | 132. 


V. Durch Verjährung - » 0. 423- 126. 


3weyter, unten it. 


Veſondere Beſtimmungen über bie einzelnen Arten 
' yon MAR — — 





Erſtes Capitel. * 


Bon dem Hoch- und Staatöverrathe, dann 
von anderen Handlungen gegen die Sicher— 
beit und in des Staates. 


E RATeR J — —* | = Art. 
1 Hochoerrath Br ee 0000 = 126-130, 
Is Staatöverrath ER — 2 131. 


- JUL, Andere Handlungen. g on bie Siher ,.. 
ar ‚oder — ae des Staats 12-0. 


= ‚E75 a 896 si; ie ' en f tt T : "} 


’ 


weht —2 


Von Beleidigung — Majeſtaͤt, de8.Throner- 
ben, der Reichsverweſer und der füniglicen 
Familie = 


I. Beleidigung ber Mai Du Ze es Egg 142. 


j ⸗ 


— Art. 
II, Verunglimpfung der aͤußeren Zeichen 

der kdniglichen Waͤrde 143. 
IT. Beleidigung des Thronerben » ä 144, 
IV, Beleidigung des Neichöyenwefers — 145. 


V. Beleidigung der Tdniglichen Familiengliedetr 146. 
Drittes Capitel. 
Von Handlungen wider die Verfaffung dei | 
| Staats, | 
I. Schmitung und. Spott gegen die Berfoflung MU 
Il. Hinderung in Auslbung verfaſſungsmaͤ⸗ 


ßiger Rechte . ..148. 

III. Beſtechunmg bey Wahlen19. 

IV. zaiſchung von Wahlzetteln .' — 160. 
V. Widerſetzung oder Aufruhr gegen die‘ 

Staͤndeverſammlung ꝛc.. 151. 


Biertes Capitel. 


Don Handlungen gegen bie der Obrigkeit 
- fhuldige Ehrerbietung. 


J. Berunglimpfung von obrigkeitlichen Be⸗ 
kanntmachungen und Ausfertigungen 15% 


284 

: Arrt. 
u Verlegung obrigteeti angelegter Siegel 153. 
LI. Beleidigung der Amtsehre 464-1456. 


IV. Berunglimpfung der Zeichen ——— | 
licher Würde . . 157. 


Allgemeine Beftimmungen . Er ni 158. 


— — Capitel, 

| Con Handlungen gegen den der Obrigkeit 
fhuldigen Gehorfam. i 

J. Ungehorſam A . 189- 160. 

| II. Aufwiegelung J eh ET 161, 

Im. Trotz gegen die Obrigkeit . 0... 162. 163. 

w. Widerſetzung ‚ie 00,164. 165. 


VI, Defreyung eines Gefangenen . . 000. 174 175. 
vi. Rüdich € eines Verwieſenen 176. 


Sechstes Capitel. 
Von FIT EEE ie BIRCHBENATN, 


1. Laudfriedensbruch .. 17% 


1. Religions friedensbruch 3 ee * J 
III. Störung des Religionsftiedenßs119 
IV.. Stoͤrung des Hausfriedens . ©." 180, 
V. Sibrung deö Friedens einer Rörperfchaft : 181. 


VI. Stdrung des Friedens der Staatseinwohner 482. 

VII. Selbſthͤffe. 188. 184. 
VII. Angriff auf die Perſon | . I 185. 
IX. Zweytampf F J | s Ri 100100: 


Siebented Capiteh 


Bon der Anmaßung nußbarer Regalien — 
nicht aͤbertragener Aemter, dann vftfentliher 
Rechie und ni: Ze u Zen | 


I. Anmaung nutzbarer Regalien © Fi - | 100. 
II. Anmaßung eined nicht übertragenen Amtes | 191, 


III, Anmaßung anderer öffentlicher Rechte 
und Borigee 7.0. 192-104. 


IV, Anmaßung Öffentlicher Dienfte 105. 


Urt. 
Adtes Capitel, 


Von dem galfhmänzen, Manzverfalfchen und 
anderen das Muͤnzweſen betreffenden Hand— 
lungen 1906208. 


Neuntes at 


Bon Faͤlſhungen. der Urkunden und böfentlis 
hen Ereditpapiere 


4, ueberhaupt —WW N J 206. 
u. Insbeſondere: | | 


1. der offentlichen uUrkunden Ze 907— 200: 
- Allgemeine Beſtimmungen —2182. 


3. ber Creditpapiere ; 0 


Zehntes Kapitel 

| Bon Sälfgung der öffentlichen Siegel und 
| Stempel, 

1. Faͤlſchung öffentlicher Siegel un. 2 


2837 


’ = ‘ Pa rt. 
II. Faͤlſchung dffentlicher Stempel . . 215. 216. 
Allgemeine Beftimmungen » > am 


Eilftes Capitel. | 
Vom Meineide, Eides bruch und falſcher 
Ausſage. 5 
I. Meine AR 


II. Eidesbruch, falſche Handgeluͤbde und un: 
5 beſchworne Ausſagen a MU 


II. Falſche Ausſagen vor der Obrigket223. 


3wdlfted Capitel. 


Von Handlungen gegen die Religion und 
Sittenlehre 


1. Herabwilrdigung der Religion und Sittenlehre 224. 


II. Verachturg gegen beſtehende Religionsge⸗ 
ſellſchaften 225. 226. 


Dresjehntes Capitel. 
Von Verlegung ber Sittlichkeit. 


1. Verlegung der Sittlichkeit im Allgemeinen. - 227. 


MUNG . u IT, 
111; Verführung zur Unzucht a 4. 229⸗282. 

Allgemeine Beſtimmungen 233. 
IV. Blutſchande a Br ee" 234. 
V. Widernatuͤrliche unzucht BE Er Prague En + 7 
VI. Doppelehe Er ae, 
VII. Ehebruch . . ©; 


— Bierzehnteis Eapitiell 
Von ſtrafbaren gegen das Leben Anderer ge 
richt eten Handlungen. - 8 


ki m sr 


I. Xödtung. 
A. Ueberhaupt. eu 28. 


B. Inebeſonderee 
1. Mord 4 : . 230. 
2. Vergiftung 1 . 240243. 
3. Todtſchlag ee DE ‚24% 
4 Kindesmorb, = | 2 e — — 21-247. 


6. Todiung einer Mißgeburt — 2as, 
| 6 Toͤdtung aus Fahrlaͤſſi gkeit 22340 . 250. 


289. 


vr ! j Art. 
11. Abtreibung ver Leibesftucht .. 4641. 2652. 


Mi, Aubſe tzung oe WIEN TEEN le. N 263 
— guünftzehntes Capitel. 
Bon eier undXefodtigungen. 


1 Ueberbaupr: wu ER 
1. mit Vorbedacht ..2833. 
2 obue Vorbedacht “255. 250, 
‚a aus Babrkäffigkeit. 0 an oc 257. 
. ‚Allgemeine Beſtimmuugen — 253-268, 


n. — durch Verbreitung. anſtecken⸗ 
-.- der Krankheiten » .. . 264. 


x 


& 


f 
t 


u / 13 ' 


cheyehntes Gayıien. 


— 


Bon Däisiensch wider BiRtedklete —5 
1. Perfom. — | 


- 24 * a it 9; 
rg. j ' . 


1. Meuſcheutaub ee er 206 
1. Widerechtliches Gefaugenhaluen 2866266. 
Ill. Widerrechtliche Gewalt oder Drohung J \ 209. 


! > sl F* 


ww. Entflprung ne ; ° | R 2:0. qm. 


"Aieemeine Berlinumungen — . m. 
BL. Xu 0° 


1 
; - 


290 

Art. 
Siebenzebntes Capitel. 
Bon Angriffen anf die Ehre | 

1, Falſche Denunciation — * . 275 
I Beliumdng ne 274. 
III. Ehrenbeleidigung - - =» 25-277 
Allgemeine Beftinnmungen ; 278-280. 


Aqchtzehntes Gapitel 


| Befondere Beftimmungen über die Verbrechen 
und Vergehen durch den Mißbrauch derPreſſe—. 


1. Erſchwerende Eigenſchaſt ac. 281. 


U. Vollendung  - - . .. 282. 
III. Fortgeſetzter Mißbrauch der — 23. 
IV. Verantwortlichkeit 284 - 287. 


V. Verjaͤhrung = “288, 


Neunzgehnted Capitei. 


Bon ftrafbaren, auf den Stand der Perſon 
ſich beziehenden mens 

I. Verlegung des bürgerlichen Standes 229. 

II, Angriff auf den Zamilienftand + 290-292. 


EP — 


291 


oo Art 
Allgemeine Beltimmuug, . 293, 


III. Su Unfehung der Ehe . 294. 208. 


Zwanzigſtes Capitel. 
Bon Raub, Erpreffung und Landzwang. 


1. Raub . . f s 296-300, 
II, Erpreffung . . 301. 502. 
I. Landzwang * + f) . 503. 


ECinundzwanzigfted Capitel. 
Bon Diebftapl und Unterfhlagung. 


1. Diebſtahl. . ; ’ 504— 310, 
II, Unterfchlagung . er 517324, 


Zweyundzwanzigited Capitel. 
nu Dom Betruge 
I. Ueberhaupt u A . 325—331, 
1. Insbeſondere: | 


1. Betrügliche Verkürzung an ſchuldigen | 
Staatsaudgaben . . 4 352. 


2 Bm beym Schuldenwefen 335—330,. 
19 * 


392 
— Art. 
Dreyaudznanjigkes Keptrete‘ 


Son Belhädigungen dur Kranvlegumy ode 
verurſachte Ueberſchwemmung . 


1. Drandieguug rd m Et TOBIT, 


IL, ——— J——— 
‚D ri fr 


wi, | "Bierum swanzigfes Capitel, 


Bon. andern, Zerftdrungen. oder Beihädigum 
gen fremden Eigenrhumes — ‚SW, 355- 


| “, Sünfundg wanzig fies Eapit el. ’ 
Bow Beſchaͤdigung durch Verdudernng der 
Grenzzeichen, durch Nachdruck, Wucher, 


— | Verlegung fremder Geheimniſſe Mi dergl. 
uni. 


I. Veränderung. der Grenyzeidhen a 2 354. 
U. Nachdruck und Nachahmung, v von Kunſt⸗ u 

und Geiftesperten “, . 2a. 355. 

II. Bader 5% 13 je er , . 350. 

3 Nacht beilige Gſaͤfte mit Perfonen ag RR . N 

fremider Gewalt . 357. 


V. Benachtheiligung durch Vaimunder u. veigl. "358. 
VI. Beſchaͤigung durch Sachverständige 0.350. 


vH. Beſchaͤdigung durch Verletuug fremder | a 
2% Geheimniſſe, — . 560. 261. 


F 


Sehönndswanzighes Capitel 
Von Verlethuug des Jag de uud ziſchete 


293 


Er tehieß. | 
I. Verlegung des Jagdrechtes  . '. 502-370. 
ul. ac des ———— . . “ 4 Fi 


u 


Siebenundzwanzigſtes Capitel. 


Von denDienſtverletzungen der Staatsdiener, 
bffentliherDiener u. ME REIDLISRUR 


1. Dienftpflihtverlegungen der Staatodiener: i 
1. Verlegung der Amtsverſchwiegenheit 372. 


2. Beſtechung 4373-376. 
sz Bedruͤckug . A 377. 
23: Verſchweigung einer Betheiligung 378. 
65. Mißbrauch der Amtsgewalt. —— 
6. Untreue im Amte. 386 388 
Te Verwendung amtlich anvertrauter Sa⸗ | 
den zum Privargebrauhe 389. 390. 
78. UngenanntenDienftpflicptverlegungen 
der Staatsdiener — +» 581-306. 
u. Dienftpflichtverlezungen der Hug 
| Diener: | nz 
1. Ueberhaupt v2 u len ZOG 
2. Insbeſondere der Advolaten 3985. 390. 


3. Der Gutöherrn als Verwalter der. ——— 
Stiftungen’ f 00.397. 38° 


Zweyter Theil, 


\ 


Bon Polizeyübertretungen, 


# 





Erfler Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 
I, M otigerüsertretungen und deren — 1 
1. Strafen . . . . ’ 2% 
8. Arreft ® — 3. 

b. Geldftrafe . ; es j 4. 


c Verweis J | . . 5. | 
2. Folgen der Strafe: | | 
a. Beichränfung oder Verluft gereiffer Rechte 6-12. 


‚ll 

oc Die beſondere Polizeyaufficht . 
e. Begränzung oder Fortweiſung. 

‚» 4. Bekanntmachung der Strafurtheile 


5. um Beſtimmung. — 


IL, ‚Ber Dorfen. und Bebrläfigteit — 


IT Verſüch — = a nn 


IV, Urheber und Gehülfen R Ki 
V. Haftung | 


1, der Könperfchaften tn 
t. für Uebertzetungen Deitzen. 
3. für Unergben 


VI: Zurechnung: 
8. im Allgemeinen 4.0 0 
2. wegen Jugennn. 


3. bey Mangel an Bernanfeige. 
4 bey Unwiſſenheit und Irrthum 
6. bey Zaubſtummen 


6. bey erhaltener Erlaubniß. I 


YIL. Zuwmeſſung: 


Art. 

iz ⸗ 18 
19 23. 
—X— — 24 
PL "2 22 22 36, 
27. 
28. 
* 29. 
30- 
usa na’ 
. 31. 
‘ 3% 
33. 
« « 34. 
% F 35. 
2 360 
. 37. 


1. im Allgemeinen ne M tn. Bd. 

2%. beym ei . , ao. 

3. — Rauͤckfalle a ee? 
van, Erldichung ber Strafbasteit: 2 


4. durch Urtheil und Eitafe 0. 4 
2. durch Verjährung Er —— 4685. 


— 


Zwepter Abſchmaitt. 


Bon 2. einzelnen Polizeyübertretungen. 


1. Unbefugtes Aufnehmen des Landes | . a4a. 
II. Averlaubee Ver haͤltniſſt zum — 7 — 
i. Verkehr mit Seinden des Staats j 7 — Ep 


& Anerfehnung fremder Dbergewalt en — 60. 


3. Unerlaubter Verkehr mit auswärtigen 
Behdroen 206 Be 2 ss. 


4. Uneslaubter Austritt aus dem, Laube 54 — 55. 
III. Unerlaubte Werbindupgen und Geſellſchaften wo il 


298. 


| | ; Art. 
4. Ueberhaupt - 2 > 0... "56 — 02. 
2. In Beziehung auf Relig ionsſecten 63. 


3. Unerlaubte Verbindung oͤffentlicher Koͤr⸗ 
perſchaften 0 . 64 — 66. 

4. Verheimlichung ihres Vermögens. - . 617 

5. Anmaßung von Privatgeſellſchaften —— 68. 


— IV. 1. Anmaßung beſonderer Rechte F 69. 


2. Anmaßung von Gewerbörechten . 70 — 7. 
3. Unerlaubte Berheirathung i j 72. 
4. Veränderung des Gefchlehtöuamens - 73. 


V. Frevel in Anfehung der Prefle und bes 
Buchhandels 


1. Mißbrauch der Preſſe und des Handels’ RR, 


mit. Schriften - -  =* . 74 — 88. 
2. Anmaßung in- Beziehung auf Yublika- 
tion der Geiebe und Verordnungen r 80. 


u. Greve gegen die Obrigkeit: 


1. Verlegung der Polizeyaufiht - 90 — 91. 
2. Herabwürdigung Tirchlicher Feyertage » 902. 
5. Störung ber dffentlihen Ruhe - 95 — 96. 


vn. Drohungen — — — 07. 


Art. 
VII. Mißbrauch mit Gift und Arzneymit⸗ 
teln : und Frevel in Beziehung auf 
Krankheiten: 
1. Mißbrauch mit Gift + 98 — 101. 
2. Mißbrauch mit Arzneymitteln . 102 — 106. 


3. Vernachläffigung der Impfgeſetze 107 — 10%. 


| 4. Verlegung ber Vprfehrungen gegen: ans 
ſteckende Krankheiten unter Menſchen 
und Thieren . . 110 — 114, 


5. Gefaͤhrdung durch Viehkrankheiten 115 — 116: 


IX. Vernachlaͤſſigung der Kari Rein: 
lichkeit. ai ‘117 — 120. 


x. Frevel in Anfehung der. Lebensmittel: 
1. Verletzung der Vorfchriften in Bezie⸗ 


bung auf Lebenämittel 121 — 125. 
2. Frevel in Beziehung auf er and. | 
Theuerung - i 124 — 126. 


XI. Beranlaffung Afentlicher Unfälle. und 

Gefahren : | 
1. durch Wafler - x . 127 — 1350. 
2. durch Feuer . . . 131 — 130. 
5 durch Bauumternefmungen . ° 137 — 150. 


300° 


a | re 7° 


4. durch Reiten, Fahren und, durch. Thiere er Re 
i Überhaupt , ui tmeinnsklin ii 4154 158. 
5, durch Gewehre und Etienne — 1 — ‚103. 
6. durch Fall und Wurf . | 164 - — 160. 
7 durch Gefaͤhrdung des ſichern — und 
Abganges A en 167 — 171. 
8. durch wahnſimmige, waſſerſcheue oder 
betruufene Menſchen . 472 173. 
+ — — ngefaͤhrliche en st 429. 
“2 Me Bu Sb | 
xu. Vernachiiſigong der (ange Bit 
VF und Schonung. ri us 
+94 Vernachiaͤſſigung der. Hülfe bey ‚bfei. .. 2 
fentlicher Nor . 115, 
2 Unterlafung der Rettung aus Lebens⸗ — 
u gefahr. ; i . 170. 
8. Vernachlaͤſſigung ir ai diffiße nf 
ee. NT 180 
40 Frevel an ———— und Gebaͤh⸗ 
renden N . al 


gr 


au Berg der Anzeigen von, en 
jr; Geburtss und Todesfaͤllen. 41885. 


xiv. Verlegung der Votſchriften fuͤr die‘ Li 
. Sdbrung der Gi:tlflandstegifter  °. . 9. 186, 


XV, wi in Anfebung der Verſtorbenen * 
und Scheintodten Mae“ — 187 — 100, 


X VI. Verlegung befonderer Ordnungen: ,.,, 


1. In Anfehung der Fremden m Reis 


ı fenden. * we: — en 
2. Fa Anfehung : Meinungen und: = 5 
— Be FE re 15 — _ 106. 


In Anfehung der Säulen e run Zi: 
4 — Anſehung der Dieuſtboten. 196. 


XVII. Berlegung der Sittlichteit · we - 201. 
X Vin. Arbeitsfchen, Betteley, Landſtrei⸗ — 


cherey und‘ Gaukeley * 202 — | = 206 
Bam . . a 
XIX. Unerlaubte Eolichen . een. 207. 
"XXL Verkehr mit verdächtigen Sachen und 


Sperrwerkzeugen wa LOB 200. 
XXI. Frevel mit Maaß und Gewicht, dann 
durch Unterjchiebung undchter Stoffe, 210,7 213, 


xxu. Marktfrevlee. HET 2144. 


= 


gg \ 





En 





Digitized by Google 


nm 


ir 


** 


* 
— 
J 
⸗ ⸗ 
k n 
. * 
’ * J 
° 
EZ 
) ' 
= r 5 = 
x i +’ 
2 ! ” J \ 
- ! 
* — 
— J = 
% 
. 
- E 
* * 
x — 
\ r E75 
& = 
J J J 
J 
* 
x ... £ * 
.. D 
. ., J J J 
Pu 4 1 J 
2 t 
* £ 
s 4 
um [25 . ‘ a", aus A > - 
te . f] . — ER 
ba * 
Pr 
. 
z * — r . 
“ (1 —“ * © r 
werte x m. & 44 .n 
„ — eu 
= — *— EEE u » . rt 
x . 
; f 4 in 
* = 
- ’ r * 
J a Ay 2 dr m s * 
— 
* 
t — 
X 3 
.r * f - 
. R f 
i m . 
. 
- 
4 
v 4 
4 r - 
x 
4 % 
” - 
. . 2 
# . i 
- . 
" sk P} 
” 
” z “ 
* ⸗ 
J 
be - 
ı 
- 
- _ * 
—* - 
> * 
+ x ” 
4 a - 
fr . 
' . J— 
% 
* — 
- u * 
” 
’ P 
- 
* 9— 
Fe . 
» 
. « 
* 
⸗ 
. 
» 
* — 
. 
r 
* 
J ⁊ 
3 
1 J - 


Digitized by Google 


Beylage LXXIV. 


Motive 
zum 


Entwurfe des Strafgefegbuches, 





Münden, 1831 
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Beylage LXXIV. — 


Motive 
jümi 


Entwurfe des Strafgeſebbüches, 





Algenteine Bemerkungen über die in diefem Entwurfe gemächten 
Abänderungen des revidirten Gntwurfes: 


$. 1: 

Seine Majeftät der alferhöchftfelige König haben 
fchon im Jahre 1920 die Nevifion des Strafgefegbuches 
dom Jahre 1813 anzuördnen geruht. 

Allgemein anerkannt find zwar die Vorzüge, durch 
welche diejes, von mehreren andern Staaten als Vorbild 
angenoritmene Gefegbuch fich auszeichnet: Bollftändigkeit, 
Kiarheit, Schärfe der Beftimmungen, — den Horderungen 
der Wilfenfchaft und des Lebens angemeſſene Aufſtellung 
des Thatbeſtandes der Verbrechen, — wohl bemeſſene, 
den Grundſaͤtzen einer guten Strafrechtspflege angepaßte 
i* 


— 


Motive zum Gntwurfe 


Beftimmung der Ötrafarten, — treffende Entfcheidung 


der wichtigften, durch die Doctrin erhobenen Controverfen. 


Dey allem dem ift jedoch nicht mißfannt worden, 
daß dad Gefepbuch zu doctrinell gearbeitet ift, — daß 
es dad Ermeffen des Nichterd zu ängftlich befchränft, — 
daß es nicht felten eine nicht geeignete Caſuiſtik enthält, 
— daß es zu viel vom Zufalle abhängig macht. 


Snöbefondere hat gerade das Beftreben, den Straf: 
gefesen die möglichite Beftimmtheit zu geben, — den Nichter 
an den firengen Buchjtaben des Geſetzes zu feileln — und 
auf folhe Weife den Grundfag der vollfommenften Ger 
rechtigfeit auf den Thron zu erheben, bewirkt, daß manche 
Anordnungen des Gefegbuches in der Anwendung als 
ungerecht fich darſtellen. 


Daher die Anmerkungen zu demfelben, welche, — 
nach dem allerhöchften Neferipte vom 19. Detober 1313 
dazu beftimmt, den Gerichten die Auffaffung und An: 
wendung des wahren Sinned und Geiftes des Geſetzes 
zu erleichtern — gar oft unter der täufchenden Form von 
Erläuterung dad Gegentheil von dem ausfprechen, was 
in dem Geſetzbuche enthalten ift! 


Daher die große Maffe von Novellen, welde, 
zum Theil wenigftens, wie ein allgemein verehrter 
Criminalift (Mittermaier über die Grundfehler der 
Behandlung ded Griminalrehts ꝛc. ©. 35) fagt, nur 
dazu gedient zu haben fcheinen, die Ehre des faum ge: 
fchaffenen Gefegbuches zu ftürzen, jedenfalls aber geeigıet 
waren, die Einheit der Grundfäge der Straflegislation 
zu trüben! | | 


) 


des Strafgefegbuches, ' ’ 5 


2% 


Die biernach für —— erachtete Reviſion wurde 
dem Staatsrathe von Goͤnner aufgetragen. 


Zur Pruͤfung des von ihm in Folge dieſes Auf— 
trages bearbeiteten Entwurfes ward eine nl on ans 
geordnet. 


Das Ergebniß der Berathungen diefer Commiſſion 
war der im Jahre 1822 in Druck gegebene, den Ständen 
des Reiches vor dem Schluffe det Verfammlung beffelben 
Jahres mitgetheilte Entwurf des Strafgeſetzbuches. 


Die Aufgabe der Nevifion konnte feine andere feyn, 
als diefe, die grofien Vorzuͤge des Strafgeſetzbuches bey: 
zubehalten, die wahrgenommenen Härten deffelben zu be⸗ 
ſeitigen, das Richterermeſſen auf vernuͤnftige Weiſe zu 
erweitern, und auf diefem: Wege. die Forderungen der 
Gerechtigkeit und der Humanitaͤt mit einander in Einklang 
zu bringen. ng 


(. 3 

Die. bey der allerhöchften Stelle eingefommenen Guts 
achten und Urtheile von Gerichten und andern Behörden, 
dann von fachverftändigen Gelehrten und Gefchaftsmäns 
nern vereinigten ſich ziemlich allgemein dahin, daß die 
Loͤſung der Aufgabe nicht vollfommen gelungen fey, — daß 
dem Entwurfe bey vielem Trefflihen, das er enthalte, 
insbefondere das Streben, die aus den Berichten proſeri⸗ 
birte allzugroße Richterwillkuͤhr in dieſelben wieder einzus 
führen, ohne Nugen eine neue Klaffe von Verbrechen, — 
Verbrechen gegen dad gemeine Wefen, — einzufchieben. 


6 Motive zum Eatatrhe 


und das Polizeyſtrafgeſetzbuch auf Handlungen auszudehr 
‚nen, welche dem eigentlichen Strafrechtögebiete angehören, 
— zum gerechten Borwurfe gereiche. 


64 
Nevifien ion des Ontigupfes wurde allergnaͤdigſt an⸗ 
geordnetz 


| Das Reſultat d ber. Beratungen der dazu beftellten 
Commiſſie ion war ‚der. dem Drucke übergebene revipirte 
‚Entwurf. des Strafgefetzbuches, | München 1827. 


‚ Er wurde mit. ausführlichen Motiven den im Nos 
vpenber 1827 zuſammengetretenen Ständen ded Reiches, 
und, zwar vorerft der Kammer der Reichgraͤthe zur ver⸗ 
faſſungomaͤßigen Berathung und Zuſtimmung vorgelegt. 

Begonnen ward dieſe Berathung; aber weit entfernt 
vom Ziele der Vollendung war ſie noch bey dem Schluſſe 
der Staͤndeverſammlung. 


Gegen dieſen Entwurf wurden, bey aller anerkannten 
Zweckmaͤßigkeit des groͤßten Theils der in demſelben ge— 
troffenen Abaͤnderungen und. Verbeſſerungen des Ent— 
wurfes vom Jahre 1822, von ſehr angefehenen Gelehrten 
und Geſchaͤftsmaͤnnern bedeutende Bedenken erregt. 


Ins beſondere bat der Geheimerath und Profeffor 
Dr. Mittermaier zu Heidelberg im neuen Archiv des 
Criminalrechts (Band X. Heft 2, und 3.), anerfennend 
die Vorzüge des Entwurfes, gegen mehrere Beftimmungen 
deffelben, felbft gegen Fundamentalbeftinnmungen, Anftände 
und Bedenflichfeiten erhoben, gegen welche fodann von 


des Strafgeſetzbuches. 7 


dem koͤnigl. Miniſterialrathe von Schmidtlein in den 
»Pruͤfungen und Eroͤrterungen, die neue bayeriſche Straf⸗ 
gefeggebung betreffend, Münden 1828«4 Gegenbemer⸗ 
fungen gemacht worden find, 


g. 6. 

Seine glorreichft regierende Königliche Majeftät, feit 
dem Antrifte Allerböchft Ihrer Regierung dem Gefeßge: 
bungswerfe die ununterbrochenfte forgfältigfte .Aufmerf: 
ſamkeit widmend, haben eine Revifion binfichtlich mehre⸗ 
rer Beſtimmungen, in$befondere Hinfichtlich einiger Grund: 
principien des benannten Entwurfes — anzubefehlen und 
zu diefem Zwede eine Commiſſion unter dem Vorſitze 
ded Heren Staatöminifterd der Juſtiz allergnädigft ans 
zuordnen geruht. | 


Aus den Beratungen diefer Commiſſion ift — nicht 
ein neued, wohl aber ein zum Theil umgearbeitetes Werk, 
gleichſam eine zweyte umgearbeitete Auflage des revidirten 
Entwurfes hervorgegangen. | 


Es ift nothwendig, für jede der in Folge der aller: 

hoͤchſten Willenserklärung und refp. in Folge der Beras 
thungen der Commiſſion gemachten Abänderungen die 
Motive-anzugebei. | | 


Ale diejenigen Beflimmungen des revidirten Ent— 
wurfes, welche einer Abänderung nicht unterliegen, bes 
dürfen, — durch die amtlichen, den Ständen des Neiches 
am Ende des Jahres 1827 übergebenen, die XVIL Bey: 
lage der Verhandlungen der zweyten Kammer der Gtändes 
verfammlung vom Jahre 1853 bildenden Motive hins 
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laͤnglich erechtſernget, — einer weiteren in 
nikt, 


Einige diefer Beflimmungen müffen jedoch, theils 
wegen ihres Zufammenhanges mit den abgeänderten Punfz 
ten, theil8 wegen der Dagegen erhobenen, aber von der 
Commiſſion für unerheblich erachteten Bedenken und Erz 
innerungen, ganz furz berührt werden. 


§. 6. 


Die Grundprineipien betreffend, ſo ſind in 
Folge der Berathungen der Commiſſion und nach dem 
allerhoͤchſten Willen Seiner Koͤniglichen Majeftät 


4) alle ftrafbaren Rechtsverletzu ngen dem erſten 
Theile des Strafgefepbuches vindieirt, dagegen die 
Nehtsgefährdungen dem zweyten — firafpoli: 
zeylichen Theile deſſelben zugewieſen; 


2) im erſten Theile ſind die ſchweren Uebertretungen, 
als drittes Glied der ftrafbaren Rechtsverletzun ge, 
aus der Neihe der flrafbaren Thaten verbannt, und 


—5) das Ermeſſen der erkennenden Gerichte iſt in die 
| ihm gebührenden Schranfen zurücgewiefen worden. ' 


G. 7. - 

Zu 1. ‚Auch der- revitiste Entwurf Huldiget dem 

Principe, dem Polizeyftrafgefegbuche. ſeyen nur dieje— 

‚nigen Handlungen zu überlaffen, welche nicht Rechte ver: 

letzen, fondern nur Nechte gefährden, — die wirklichen 

. Rechtöverlegungen feyen dem aan Strafrechte 
angehoͤrig. 


des Strafgeſetzbuches. 9 


©. Motive zum-revidirten Bene: §. 1 S. 10 
dann ©. 44. | 


Aber das Prineip wurde nicht ganz conſequent durch⸗ 
gefuͤhrt, indem Handlungen, welche wirkliche Rechtsver— 
letzungen enthalten, im zweyten Ba e als — 
tretungen behandelt ſind. 


— I Art. 69 — 2, 7, 90. A, 180, 186, 220, 
227, 228, | | 


Dem ——— Entwurfe war es zur Aufgabe 
gemacht, jede ſtrafbare en im ie — 
behandeln. ' 


Unverfennbar verdient das Prineip des revibirten 
Entwurfes den Vorzug vor jenem des Strafgeſetzbuches 
vom Jahre 1813.und des Entwurfes vom Jahre 1822. 


Das Strafgefegbuch fchließt die geringen Nechtöver: 
legungen, Diebjtähle, Betruͤgereyen, Unterfchlagungen 
bis zu 5fl., geringe Körperverlegungen zc. von der Neihe 
der Vergehen aus, erflärt fie als Poligeyübertretungen 
und weist fie dem Polizepftrafgefegbuche zu. 


In gleichem Maaße hat der Entwurf vom Jahre 
;1822, nicht beachtend den tief in der Natur der Uebertre— 
‚tungen ſelbſt gegründeten Unterfchied zwifchen Berlegung 
‚und. zwifchem Gefährdung der Nechte, auch die geringen 
-Nechtöverlegungen- in das Bereich des polizenlich Strafba: 
ren gezogen, und zwar in der Urt, daß das Polizenftraf: 
geſetzbuch nur Wiederholung des eigentlichen Strafgefeg: 
buches im verkleinerten, gleichfam verjüngten Maaßſtabe 
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feyn würde, und, mit einziger Ausnahme des neunten 
Capitels, fogar alle Capitel und Rubriken des erften 
Theiled wieder enthält. 


Nicht nach Qualität, nur nach Quantität unterfchies 
den wären hienach die Polisegübertretungen von Verbre— 
chen und Vergehen; diefelbe Handlung wäre bis zu einem 
gewiffen Grenzpunfte Verbrechen , bis zu einem andern 
Vergehen, binfichtlic des Neftes Poligeyübertretung. 


Ein Vorbild für diefe Weife der Claſſificirung der 
Uebertretungen hatte der Entwurf an dem öfterreichis 
ſchen Strafgefegbuche, welches, — wie in des erften 
Theiles erſtem Abfihnitte die fchweren Nechtsverletzun⸗ 
gen als Verbrechen, — ſo im erſten Abſchnitte des zwey— 
ten Theiles die minder ſtrafbaren Rechtsverletzungen als 
ſchwere Polizeyuͤbertretungen (Verletzungen der Sicherheit 
des gemeinſchaftlichen Staatsverbandes, dann Verletzun— 
gen der Sicherheit des Lebens, der Geſundheit, des Eigen— 
thums, der Ehre ꝛc. der Staatdangehörigen) behandelt. 


Aus dem Auge darf man jedoch nicht verlieren, daß 
das öfterreichifche Geſetzbuch das Mittelglied von Ver: 
geben nicht fennt, und daß daher der Verweifung der mins 
der ſtrafbaren Nechtsverlegungen in das Strafpolizeygebiet 
die wohltpätige Abficht zum Grunde liegt, die nachtheis 
Jigen Folgen, welche aus den Verbrechenäftrafen in der 
öffentlichen Meynung für den Beftraften hervorgehen, abs 
zuwenden. Mit vollem’ Nechte erflären e8 aber die Mo: 
tive zum revidirten Entivurfe 1 S. 9 und 10 für uns 
natuͤrlich, rechtsderletzende Handlungen, ſey auch bie 
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Nechtöverlegung und ihre Strafbarkeit noch fo gering, — 
einer Claſſe von ftrafbaren Handlungen beyzuordnen, zu 
welcher fie ihrer Natur nach nicht gehören, und für noch 
unnatürlicher, zu ihrer Unterfuchung und Veftrafung ganz 
andere Behörägn zu ermächtigen, als diejenigen, zu wel: 
hey —— Handlungen ihrer oe nach gehoͤren. 


Iſt * zwar den Nückfi ten. auf die öffentliche Si— 
cherheit vollkommen angemeffen, Handlungen, welche, — 
wenn gleich nicht. eigentlich ein beſtimmtes Necht verlegend, 
fondern nur gefaͤhrdend, — den Grundpfeiler des bürgerlis 
hen Vereins, die ſittliche und religiofe Ordnung im 


Staate, verlegen, Handlungen, welche mit dem -im | 


Bolfe lebenden Nechtögefühle-in offenbarem Widerfpruche 
find, den eigentfichen Rechtsverletzungen gleich zu. ftellen, 
vergl. Motive zum reyidirten Entwurfe ©. 10 
Note” auch Dr. v. Droſte-Huͤlshoff im neuen Archiv ac. B. 
IX.©.600— 624, fo geziemt es fich doch auf Feine Weiſe, 
wirkliche Rechtsverletzungen in Die Categorie der bloßen 
Nechtögefährdungen zu fegen. Verwirrung der Begriffe 
wird dadurch erzeugt; — der. Polizey wird sin ihr frems 


des Gebiet, dag Gebiet des nur dem Gefchäftsfreife der 


Zuftizbehörden angehörigen Nechtfprechens, angewiefen ; der 
Auffeher wird zugleich als Nichter beftellt; — zwey ihrem 
Weſen nach unvereinbare Rollen werden in Einer Perfon 
vereinigt, | 


Vergl. neues Archiv des Eiliniselsenlag 
3. IH. IV. V. VIE IX. und befonderd von Gran— 
daurs Bemerfungen und Andeutungen über 
iwedmäßige Abfaffung eines Polizeyfirafges 


‘ 


1? Morive zum Catmuife 


fesbuches in von Zu— Rheins Beyträgen sur 
DH DNNAR ꝛe. 8. U ©. 89, 07, 145. | 


| Das einzige, der — Sinweifung der Rechtes 
verlegungen in dad Gebiet des eigentlichen Strafrechtes 
ſcheinbar entgegenftehende Bedenfen, daß nämlich dag 
polizepliche rafche Behandeln der geringen Rechtsverletzun⸗ 
gen der Befchleunigung' der Gerechtigkeitspflege in hohem 
Grade förderlich ift, "wogegen die formelle Bedaͤchtlichkeit 
des Ganges der Juſtiz, wenn die taufend und tauſend 
taͤglich wiederkehrenden kleinen Rechtsfrevel ihr uͤberlaſſen 
werden ſollen, bedeutenden Koſtenaufwand und große 
Verzögerungen nothwendig herbeyfuͤhrt, wird durch Die 
in dem neuen Entwurfe des Strafprozeſſes ge: 
gebenen Beftimmungen uͤber die Zuftändigfeit der Behör: 
den umd über die Art des Verfahrens bey ganz geringen, 
eine geringere Strafe ald-einmonatliches Gefängniß oder 
100fl. an Geld zur Folge habenden Vergehen oder Nechts— 
freveln, Art. 230 u. ff. auf vollfommen a 
Weiſe gehoben. 


$ 83. 

Zu 2. Das dritte in dem revidirten ee 
enthaltene Glied ftrafbarer Nechtöverlegungen, die ſchwe⸗ 
ren Lebertretungen, find aus der Neihe der flrafbaren 
Thaten verbannt worden. Dem Ötrafgefeßbuche, wie den 
Entwurfe vom Jahre 1822, find die ſchweren Uebertre⸗ 
tungen fremd. 


Nichts Neues ſoll in das Leben eingeführt — 
wenn nicht uͤberwiegende Gruͤnde dafuͤr ſprechen. 
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Hat man früher nicht bloß in Bayern, ſondern über: 
haupt in Deutfchland Alles, was nicht ald Rüghandel, 
Wroge zur Competenz der-Polizey oder des gewöhnlichen 
Givilrichterd, oder zum Ruͤgeamt der Gemeinden verwies 
fen war, ald Verbrechen, als Eentfall, ald Gegenftand 
der peinlihen Gerichtsbarkeit behandelt, ohne zwifchen 
Berbrechen und Vergehen zu unterfcheiden, fo foll wenig: 
ftend ohne Gründe dringender Nothwendigfeit nicht; noch 
ein dritied Glied firafbarer Thaten die Aufnahme in vie 
Legislation erhalten. 


Welches find denn nun aber die Gründe, die diefer 
dritten Claſſe von Rechtöverlegungen in. dem revidirten 
Entivurfe das Dafeyn gegeben haben? 


Die Motive $. 2 ©. ı2 führen feinen andern | 
Grund dafür an, als daß man es in einem Ötaate, defz 
fen Verfaſſung mit der Strafe, fogar mit der Vorgerichtz 
ftellung wegen Vergehens empfindliche Folgen verbindet, 
bey den beyden Eintheilungsgliedern — Verbrechen und 
Bergehen — nicht bewenden laffen fünne, befonders wenn _ 
auch die culpofen Rechtsverletzungen dem Gebiete des ei- 
gentlichen Strafrechtes anzugehören haben, und daf es 
daher für minder firafbare Faͤlle, welche diefe Folgen 
nicht verdienen, eine eigene Benennung und eigene Straf: 
arten (Arreſt- und Gelditrafe, während die Vergehen⸗ 
Freyheitsſtrafe Gefaͤngniß iſt) geben muͤſſe, mit de— 
nen jene Folgen nicht verbunden ſeyen. 

Dagegenhat Mitter mayer im neuen Archive des Cri— 
minalrechts B. XSt. 1S. 155 mit Recht erinnert: Vergeblich 
werde man dem Volke Die aus dem Volksleben und dem Sprach -· 
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gebrauche nicht herdorgegangenen fpikfindigen Unterfchei: 
dungen (zwiſchen Verbrechen, Vergehen und fchweren Ue— 
bertretungen) klar zu machen fich bemühen ; nicht beruhe 
die Wirkung gewiffer Strafen auf die Ehre des Beftraf: 
ten durch diefe Unterſcheidungen auf gerechten Principien ; 
häufig werde voraus gar nicht erfennbar fern, ob die 
Handlung Verbrechen, Vergehen oder ſchwere Uebertre— 
tung ſey; je mehr Abtheilungen, die nicht durchaus 
nothwendig feyen und nicht ſchon im Volke leben, der 
Geſetzgeber mache, deſto mehr leide eine der Haupttugen— 
den der Legislation, die Einfachheit; 

Minifterialratd von Schmidtlein erwiederte hier: 
auf in den Prüfungen und Erdrterungen ꝛc. ©. 
14, 15: nur durch Schaffung einer neuen Art ftrafbarer 
Handlungen, mit einer neuen, in dem ©trafgefeßbuche 
nicht vorfommenden Benennung, fönne man der Collifion 
mit der Verfaſſungs-Urkunde und mit dem Gemeindeedicte 
ausweichen; die Aufftellung des Mittelbegriffes der ſchwe⸗ 
ren Uebertretungen mit eigenen Strafarten ſey daher fuͤr 
Bayern wahres, anerkanntes Beduͤrfniß, und unerlaͤß⸗ 
lich nothwendig; ohne denſelben hätte man entweder dei 
Strafgerichten das, was ihnen gebuͤhrt, nicht zuruͤckge⸗ 
ben, oder den Zweck, die ungebuͤhrliche Strenge der 
Verfaſſungs-Urkunde und des Gemeindeedictes ohne Abaͤn⸗ 
derung derſelben zu mildern, nicht erreichen koͤnnen. 

g. 8 b. 

Es iſt jedoch zu erwaͤgen: 

a) Würde wirklich jede Modification der Werfaffung 
unter die ſchlechthin unftatthaften Dinge gehören, 


des Strafgeſetzbuches. 15 
fo würde daraus die Nothwendigfeit der Einfchies 
bung einer neuen Art ftrafbarer Handlungen mit 
einer Strafart neuer Beriennung noch Feineswegs 
hervorgehen: Ein leichteres und einfacheres Mit: 
tel, der Eollifion mit der Berfaffung auszumweichen, 
bot ſich in der Verzichtleiftung auf die Benennung 
Bergehen, und in der Qubftituirung eines ans 

“ deren Ausdruces, etwa des Ausdrudes »ſchwere 
Uebertretungen« dar. 


Aber unmoͤglich iſt es, anzunehmen, dem Gefeßge: 
ber ſey es bloß um einen andern Namen, nicht aber 
um die Sache ſelbſt zu thun. 


Bliebe mutato tantum nomine eadem res; fo würde 
man ſich der Ueberzengung hingeben müffen, die Legis: 
lation. habe durch Schaffung eined neuen Namend nur 
die Berfaffung umgehen wollen. Eadem res unter zwey⸗ 
erley Benennung liegt aber nach dem revidirten Entwurfe 
vor, da für die fchweren Uebertretungen Art. 15 ganz 
diefelbe Dauer der Frepheitöftrafe in maximo feftgefegt 

ift, wie Art. 11 für Vergehen, zwey Jahre nänlic): 


Soll zwar das Sefängniß nad) Art. 11 im Gefan⸗ 
genhäufe, der Arreft aber nach Art. 15 im Gerichtshaufe 
zu erfichen feyn, fo wird doch dadurch das Wefen der 
Sache um fo weniger verändert, ald der Arreſt im ein: 
famen Gefängniffe im Gerichtshäufe, fen es auch, daß 
dem Arreſtanten einige Bequemlichfeit nach Art. 15 ge: 
läffen würde, welche dem Gefangenen nach Art. 11 nicht 
gewährt werden dürfte, unſtreitig weit empfindlicher iſt, 
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als der Arreſt, welcher im Gefangenhauſe in Geſellſchaft 
mit Andern erſtanden wird. 


Soll zwar gerade durch die — gewiſſer bitr- 
gerlicher Rechte, welche mit dem Erſtehen der Gefaͤng— 
nißſtrafe als Vergehensſtrafe verbunden iſt, dieſe Strafe 
ſelbſt ſchaͤrfer werden, als die Strafe des Arreſtes, ſo 
laͤßt es ſich doch gewiß mit dem, was unvertilgbar in 
der Weſenheit der Sache ſelbſt und in den richtigen Be— 
griffen des Volkes begründet iſt, in Feiner Hinſicht vers 
einigen, daß dem wegen geringen Vergehens zu dreymo— 
natlichem Gefängniffe Verurtheilten alfe bürgerlichen und 
Shrenrechte entzogen werden follen, während die Entzies 
bung diefer Nechte, alfo die Entziehung des Vertrauens 
der bürgerlichen Gefellfhaft, denjenigen nicht zu treffen 
bat, welcher wegen fehwerer Uebertretung zu zwepjährigene 
Arrefte verurtheilt wird. ' | 


Huldiget man dem weifen und gerechten Principe, 
daf die Eigenſchaft einer jeden ftrafbaren That nad) der 
geſetzlich Dafür beftimmten Strafe bemeſſen werden muß, 
fo ift nichts natürlicher, ald — mit dem franzofifchen 
und mit dem oͤſterreichiſchen Strafgeſetzbuche — die 
Strafen der geringeren Uebertretungen da anfangen zu 
laffen, wo die Strafen der Uebertretungen höherer Klaſ— 
fe aufhören. 


Könnte demnach eine dritte Klaffe von Rechtsver— 
letzungen einen Platz im Geſetzbuche finden, ſo muͤßte 
das Maximum der Dauer der Strafart fuͤr dieſe Klaſſe 
zugleich das Minimum der Vergehensſtrafe ſeyn. Nicht 
laͤßt es ſich mit den Forderungen der Gerechtigkeit verein— 
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baren, daß die geringere Schuld eine fchwerere, enipfind⸗ 
lichere Folge nach ſich ziehe, ald die größere Schuld. 


Geringere Schuld liegt aber da vor, wo Verluft deu 
Srepheit auf drey Monate, als da, wo derfelbe auf zwey 
Fahre eintritt. — 


Nur ausnahmsweife darf an die geringere Schuld 
und, Strafe eine fchwerere Folge — in Anfehung bürs 
gerlicher und: ftaatsdienerfchaftlicher Verhältniffe — bey 
Nechtöverlegungen adnectirt werden, welche von fichtlicher 
Euntartung und Verworfenheit zeugen, und ihren Urheber Ä 
in der Sffentligen Meynung brandmarfel: 


§. 8. 6. 


b) Es ift aber die Vorausſetzung ſelbſt, auf deren 
Grund die fchweren Lebertretungen in dad Leben 
eingeführt werden follen, — als wäre nämlich 
eine Modification der Verfaffung fchlechthin uns 
ftatthaft, — nicht gegründet: | 

Allgeriein hat man ed für einen großen Mifftand 
erflärt, daß derjenige, welcher wegen Bergehens in Uns 
terfuchung gezogen und nicht, völlig freygefprochen wor 
den, des Nechtd verluftig feyn foll, Abgeordneter zur 
Ständeverfammlung, Landrath, Bürgermeifter, Gemein: 
devörfteher, Gemieindebevollmächtigter ic. zu feyn, während 
nach der Verfaffuig und dem Gefege nichts im Wege 
ſteht, daß der wegen Vergehens nicht gänzlid Frenge: 
fprochene die alleterften Steffen im Staats: oder Hofe 
. diente befleide. 

Beplage LXXIV. | 2 
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Nicht fortbeſtehen darf das, was als an alte 
gemein anerkannt if. 

Eine Modification der N des Gemeine 
deedictes $. 78. fit. c, der Verfaſſung Tit. VL.$. 12 und 
der Gemeindewahlordnung Art. 16 Niro. 3, dann des 
Geſetzes über die Einführung der Landräthe $. 10 ftellt 
Daher als unumgaͤnglich nothwendig fi; dar. Wehn in 
v. Schmidtleins Prüfungen :c. ©. 8 dagegen be: 
merft wird, daß Verfaſſungs-Urkunden und ihre Befkimz 
mungen fein Kleidungsftüc feyen, welches man nad) Ber 
lieben heute anziehen und morgen wieder ablegen Fon: 
ne, — daß ed mit jeder Abänderung der Verfaffungs: 
Urkunde eine mißlihe Sache fey, — daß Berfaffungen 
nur in derfelben Proportion einen höheren Werth haben, 
in welcher fie mit feſter Stätigfeit gegen jede nicht abfo: 
Iut notwendige Abänderung gededt find, fo folgt daraus 
allerdings, daß nur mit der allergrößten Vorſicht und Um— 
ficht eine Abänderung, auch nur des Fleinften Theilchens 
des unfterblichen Werfes der Verfaſſung, vorgenommen 
werden dürfe. Nicht folgt aber daraus, daß zum Behufe 
der Aufrechthaltung der Verfaſſung in allen ihren Ver— 
fuͤgungen ewig allen Irtthuͤmern der Vorzeit gehuldiget, 
und den Fortfchritten der Bildung und der beffeten Ein: 
ſicht für immer das Gehör foilte verjchloffen werden müf: 
fen. Behaupten müßte man fonft, daß an der Berfafz, 
fung dom Jahre 1818 Wortrefflich gewiß im Ganzen, und 
in ihren Theilen, aber ein Werk von Menfchen, folglich, 
wie alles Menfchlice, mangelhaft) noch im Jahre 1918 
oder wohl gar im Jahre 3818 kein Jota abgeändert ſeyn 
duͤrfe. — 


des Sträfgefegbüdeb: iO 

In einem am 26. Januar 1828 von Seite ded Staats. 

miniſteriums der Juſtiz erftatteten Vortrage im Föniglichen 

Staatsrathe find die Gründe, ‘welche eine Modification 

der erwähnten Beſtimmung nn. ordern ; ——— 
lich entwickelt worden. 

Ce: Königl. Majeſtaͤt felbſt üben noch erft vor eini⸗ 
gen Monaten Allerhöchft Ihre Ueberzeugung von der drins 
genden Nothwendigfeit der Modification des Gemeinde: 
edietes und der VBerfaffung in den angeführten Stellen 
unzweydeutig ausgefprochen, indem der von Allerhoͤchſt⸗ 
denſelben, nach Vernehmung des Staatsrathes genehmig— 
te, den Staͤnden des Reiches zur Berathung vorgelegte 
Entwurf des Geſetzes uͤber die Vergehen und Verbrechen 
durch den Mißbrauch der Preſſe und ihrer Erzeugniſſe 
Art. 28. Abſatz 2 die Beſtimmung enthält; daß die aus 
der Bergehensftrafe Fraft des Geſetzes fich ergebenten 
Folgen bey den dort bezeichneten Prefvergehen nicht eher 
eintreten follen, als im zweyten Rückfalle, das heißt, wenn 
Jemand deffelben Vergehens zum drittenmale ſich ſchul— 
dig machte, während nach der Verfaffung jede Berurs 
theilung in eine Vergehensftrafe, ja ſchon die Iuftanzab: 
folution wegen Vergehens unbedingt jene fehwere Folge 
nach fich zieht: Vollkommen aufrecht erhalten in den be: 
züglichen Stellen bleibe die Verfaffung hinſichtlich aller 
Berbrechen und auch Hinfichtlich derjenigen Vergehen, wels 
che Berworfenpeit und Niederträchtigkeit der Gefinnung des 
Thaͤters beurfunden, unter der Vorausſetzung, daß fie wer 
nigftens einmonatliche Freyheitsſtrafe zur Folge haben. — 
Aber dringende Nothwendigkeit gebietet das Eintreten einer 
Modification in Anſehung der übrigen gemeinen Vergehen. 

2 % 
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Aus dem Gefagten erhellt übrigens, daß der revi— 
dirte Entwurf und der gegenwärtige Entwurf im Prins 
-eipe vollfonmen einverflanden find. Aber ganz. anges 
meffen dee Würde des Geſetzgebers ift e8 gewiß, ohne, 
weiteres auf verfaffungsmäßigem Wege die Verbannung 
. deffen ausjufprechen, was, nach allgemeinem  Anerfennt: 
niffe, als unzweckmaͤßig und ungeeignet fich darftellt. 


| 9 
Aus dem bisher sub 2 und 3 efagten ergeben ſich 
‚mehrere Folgeſaͤtze. 

1) Dem erften Theile des Sheaigefiinäe gehören 
nür zwey Theilungsglieder — Verbrechen und Vers 
geben — au 

Jede, auch die allergeringfte ftrafbare Nechtöverlegung 
ift Vergehen. — 

2) Die Strafart des Arreftes iſt ausfchließend im das 
Polizenftrafgefepbuch zu verweifen. | 

3) Der einzigen Vergehend: Freyheitöftrafe, dem Ge: 
fängniffe, darf ein Minimum der Dauer nicht 
beftimmt, dagegen muß 

4) Seldfirafe ohne Feſtſetzung eines Minimums 
des Betrages, und 

5) felbft audy gerichtlicher Berweis unter die 
Bergehenöftrafen aufgenommen werden, | 


. §. 10. 


Zu 1. Jede Rechtsverletzung, welche wenigſtens Ar⸗ 
beitshaus zur Folge hat, iſt Verbrechen. In die Cate⸗ 
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gorie der Vergehen gehoͤren alle uͤbrigen Netenelepun 
gen, in fo fern fie nicht blos eivilrechtlich find, 

Dagegen läßt ſich nichts Gegründetes erinnern. Sich 
vergehen, heißt gar nichts Anderes, ald von dem Wege 
des Nechtes abweichen. Wie nun dieſe Abweichung, dieſe 
Verirrung, — dem Weſen und der Wirkung nach — 
ſehr geringfügig ſeyn kann, fo muͤſſen auch die dem Ver: 
gehen entſprechenden Strafarten von der Befchaffenheit 
feyn, daß fie auch in fehr geriugen Grade angemeffen 
werden koͤnnen. 

Nicht Tiquid iſt es zwar allerdings, ob nicht auch die 
Unterfcheidung zwifchen Verbrechen und Bergehen beſei⸗ 
tiget werden ſoll, da es fuͤr Aufſtellung einer Mittelklaſſe 
zwiſchen Verbrechen und Polizeyuͤbertretungen an jeglichem, 
in der Natur und dem Weſen der Uebertretungen liegen⸗ 
den, oder auch nur durch die oͤffentliche Meynung bes 
ſtimmten Merkmale der Unterſcheidung mangelt, wie denn 
alle Verſuche Seufferts, Rebers und Anderer, ein 
ſolches Unterſcheidungsmerkmal aufzufinden, als mißluns 
gen erachtet werden muͤſſen, und ſelbſt das oͤſterreichiſche 
Strafgeſetzbuch (Einleitung L.) eine andere Bezeichnung von, 
Verbrechen anzugeben nicht vermag, als daß fie der Si⸗ 
chetheit im gemeinen Weſen zunaͤchſt und in hoͤherem Gra⸗ 
de nachtheilig ſeyen, und daher die Geſetzgebung zur groͤ⸗ 
feren Strenge auffodern, als die ſchweren Polizeyuͤber⸗ 
tretungen. | 

Allein in der Erwägung, daß a) der Unterfchied 
zwifchen Verbrechen und Vergehen feit dem Jahre 1813 
zum größten Theile: in die Begriffe des Volfes übergeganz 
gen ift, und daß man Beſtehendes nicht aufheben To, 
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fo: lange. ‚nicht dringende Nothwendigfeit für den Zurück 
fritt zu dem, früher Beftandenen vorliegt; — daß b) wie 
das lateiniſche crimen, fo das deutſche Verbrechen 
inhaltſchwerer iſt, als das delictum, Vergehen, und, 
es nicht unwichtig erſcheint, durch ſolche paſſende, dem 
Volke perſtaͤndliche Ausdruͤcke das Schwere von dem min: 
der Schweren zu ſondern, — und daß c) die Nachtheile, 
welche bisher aus der. Trennung der. Competenz der: Eri— 
minal⸗ ‚und der Civilſtrafgerichte ſich ergeben haben, nach 
dem neuen Gefetzb iche uͤber das Verfahren in Strafſachen 
ſich heben werden, — hat man, dem allerhoͤchſten Willen 
Sr. Majeſtaͤt entſprechend, die Unterſcheidung zwiſchen 
Verbiechen und Aare. beybehalter. de 

=. 2%. Der Arreſt, als. eigene, von dent 4 Sefäng- 
niſſe unterſchiedene Strafart, ward nur in der Eigenſchaft 
der Strafe fuͤr die ſchweren Uebertretungen in den 
—— Theil des revidirten Entwurfs aufgenommen. 

Mit dem Aufhoͤren der Urſache hat. die Wirkung ihr 
ende erreicht, 

Wohl mag die im Art. 15. Abſah dem — — 
wahrte Erleichterung fuͤr geringere Vergehen auf d das Ge⸗ 
faͤngniß Art 11. übertragen werden. | 


$. 12. 


— 3. Selbſi das. Strafgefehbuch. vom Fähre 1813. 
Batıre nicht für angemeffen befunden, Art. 28 der Straf: 
art; des Gefängniffes ein Minimum der Dauer zu, fegens 
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obgleich es die geringeren Nechtöverlegungen, Diebftähle, 
Unterſchlagungen, Betrügereyen bis zum Betrage von 
5.fle. — geringe Körperverlegungen, ıc. nicht als Werges 
ben, fondern als Polizepübertretungen erflärt. 


Um fo weniger ift eine Minimumsbeſtimmung da 
ftatthaft, wo aud) die allergeringfte Nechtöverlegung ber 
Reihe der Dergehen angehört, 


#i 9. 13. 


Zu 4. Ganz aus demfelben Grunde ift die Geld» 
ſtrafe, und zwar ohne deftfegung des geringften Straf⸗ 
en — und | 


— $. 14. 


Zu 5. ſelbſt nr der gerichtlich⸗ Derweis für 
‚die: allerniedrigfte Stufe von Schuld in der Scala ber 
Bergebenftrafen unentbehrlich. 
Wenn übrigehd der neue Entwurf über das Verfah⸗ 
ren in Strafſachen die ganz geringen Vergehen, welche 
nur gerichtlichen Verweis, oder in maximo einmonats 
liche Gefaͤngniß⸗ oder 100 fl. Geldftrafe zur Folge haben, 
als Frevel bezeichnet, fo hat diefes auf die Wefenheit der 
— nicht, ſondern nur anf das Verfahren Bezug. 


$, 15. 


Zu 3. Das Ermejfen der erfennenden Gerichte muß 
in die gebührenden Schranfen zuruͤckgewieſen werden. 


Seine Majeftät der König haben Allerhoͤchſt Ihren 
Willen befiimmt dahin ausgefprochen, daß die den Rich: 


> 
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tern eingeraͤumte allzugroße Freyheit durch naͤhere Beſtim⸗ 
mung der ſtrafbaren Faͤlle und der zu verhaͤngenden Stra⸗ 
fen abgeſchnitten, und daß Allerhoͤchſt Ihr Begnadigungs: 
recht auf Feine Weiſe gefehmälert oder befchränft werden 

oll, | 
In der innigften Verbindung ftehen diefe beyden 
Punkte. Ge enger der Kreis für das richterliche Ermefs 
fen gezogen wird, defto weiter ift die dem Föniglichen Bes 
gnadigungsrechte nothwendig — Sphaͤre der 
Wirffamfeit. 


Dieſe Sphäre zu fehr zu erweitern, fiegt feinediyegß 
in der Intention Sr. Königlichen Majeftät, 


Muß zwar auf der einen Seite auf dem Gebiete des 
Strafrechtes mehr, als irgendwo fonft, Sicherung vor Eir 
genmacht und Willführ. das eifrigfte Beſtreben ded Ge: 
ſetzgebers feyn, da es fich hier um des Menfchen hei: 
ligfte Rechte und Güter, um fein Leben, feine Ehre, ſei⸗— 
ne Freyheit handelt, fo laſſen fih doch auf der andern 
Seite mit der gar zu engen Begrenzung des richterlichen 
Ermeſſens die Ruͤckſichten der Gerechtigkeit nicht in Ein— 
klang bringen; ſie iſt vielmehr mit den ————— Nach⸗ 
heilen verbunden. 


Bey der unendlichen Mannichfaltigkeit der fübjegtiven 
und individuellen Verhältniffe der Thäter überfchreitet es 
durchaus die Örenzen der Möglichkeit, die Strafen im 
Geſetzbuche fo zu beſtimmen, daß. fie auf alle concreten 
Fälle, auf alle Uebertreter derfelben Strafgefege, und 
auf einen Uebertreter in allen Faͤllen und für alle. Fälle 
wirffam und paſſend wären. 
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Ze mehr demnach die Strafgefeggebung den objecti- 
von Maaßſtab der Strafbarfeit zum vorherrfchenden macht, 
und demſelben den fubjectiven unterordnet, und je öfter 
deshalb die Strafurtheile in den einzelnen Fällen mit 
der, in der befferen und gebildeteren Mehrheit des Bol: 
kes lebenden Anficht von Recht und Unrecht in Wider: 
fpruch geraten, um fo häufiger muß unvermeidlich der 
Glaube an..den Werth des Geſetzes und damit auch die 
Achtung fuͤr daſſelbe erſchuͤttert werden. 


Als unumgänglich nothwendig erfcheine es daher, 
daß mit Verbannung der Richterwillkuͤhr auf der einen, 
und mit Entfernung zu Angftlihen Mißtrauend gegen die, 
Richtergewalt auf der andern Seite, — dem dernünftis 
gen tichterlichen Ermeſſen ein n würbiger — geoͤff⸗ 
net bleibe. 


Das koͤnigliche Begnadigungsrecht, — allerdings die 
ſchoͤnſte Perle in der Koͤnigskrone, — darf nur in außer 
ordentlichen, der menfchlichen Boraudficht und Berechnung 
fih entziehenden Fallen feine wohlthätige Wirffamfeit 
Aufern. Ge feltener die Nothwendigkeit, davon‘ Gebrauch 
zu. machen, eintritt, als defto vollfommener muß das 
Strafgeſetzbiſch gepriefen werden. Bol. Motive zum 
revid. Entwurf. ©. 53. 

Weit beffer, und genauer koͤnnen auch die Gerichte, 
vorzüglich bey dem mündlichen und öffentlichen Verfah— 
ren ihre Ueberzeugung von dem  fpeciellen Grade der 

Schuld, von dem Gewichte der mildernden Umſtaͤnde ic. 
ſchoͤpfen, als der Regent, der diefelbe Iebendige Anfchaus 
ung von der Eigenthümlichfeit des Falles nicht hat, gar 
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nicht. haben kann, ba ‚für. die erfennenden Richter das Te: 
bendige, Wort, — aus der: Angefchuldigten und Zeugen 
Mund, felbft, vernommen, die, Erkenntniß-Baſis bildet, für 
den Negenten aber ;nur. Bericht und Akten Die ſtumme 
Quelle find, ‚aus welcher. Ex ‚feine. Ueberzgugung und, die 
Anpaltspunfte für- feine Willenserflärung: ‚zu ſchoͤpfen hatı 
„3 In Erwägung. muß überdieß gezogen werden, :' 
daß eine‘ Bewilligung, welche bloß Ausflug ‘der 
allerhöchften Gnade iſt, — en werben 
rel faunze | 
:b) daß des Megehten. che ein Rechtsur⸗ 
id ur theilz und daß. es feinesiwegs “gleichgültig iſt, ob 
das, was fich gebührt, — was vor dem Tribunal 
— der, Vernunft und der Gerechtigkeit ald.der eigens 
thuͤmlichen Strafbarkeit des vorkommden Falles 
— angemeſſen anerkannt werden muß, dem Schuldi— 
gen von, Nechtswegen oder aus Gnade zu — 
wird; — | 
„ ® daß, endlich der ellzußänfige Eu, — von 
—»dem Begnadigungsrechte gemacht wird, leicht in. 
dem Volke den Irrwahn erzeugt, daß man die 
wor Juſtiz in das. Cabinet zu fpielen fuche. | 
60. 16. | 
Nach allen. diefen Betrachtungen ift es für die Legis— 
lation von der höchften Wichtigfeit, dem richterlichen Ur— 
teile in Ausmeffung der Strafen nicht zu enge Feffeln 
anzulegen, andrerfeitd aber zugleich dafür zu forgen, daß 
das Kichterermeffen nicht in regelloſe Willkuͤhr ausarte, 
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und das Schickſal der Unterfuchten und reſp. die-öffentlis 
che Nechtsficherdeit nicht. den Laune, ‚der, Weichheit, dem 
RUN der Urtheiler hingegeben werde. | 
Be Zur Erreichung” dieſes Zweckes — mit Abände- 
rung der. zu One. Befiimmungen des revidirten Entwur⸗ 
fes, — entſprechend der allerhoͤchſten Intention Sr. Ma: 

jeftät, - — iu dem "gegenwärtigen Entwurfe | 


1) jede Ermaͤchtigung der Gerichte, unter bie gering: 
ſte Strafdauer der- beftimmten ——— her⸗ 

ahzugehen, gaͤuzlich beſeitiget; 

) in keinem einzigen Artibelniſt, mie das in a re⸗ 
vidirten Entwurfe regelmaͤßig geſchieht, den erken— 
nenden Gerichten das ganze Spatium derſelben 
Freyheitsſtrafart, — ‚Zuchthaus von 10 bis zu 20, 

+: Urbeitshauß von & bis zu 10:Bahren, — Gefängs 
niß bis zu 2 ——— Ag freyen iayop tion ge: 
ſtellt; vielmehr ift:deııma.a 22:. 


3) bey jedem einzelnen Barbie) md Beräehen der 
Naum, innerhalb deſſen die Gerichte ſich zu be: 
wegen haben, — mit ſorgfaͤltiger Erwaͤgung der 
Verhaͤltniſſe und Umſtaͤnde, wie ſie vorkommen 
koͤnnen · fo genau, als es nur immer thunlich 
war, jedoch ohne zu enge Befchränfung der Be: 

"+ urtheilung der Gerichte, feftgefegt worden, — Zucht: 
—haus von 15 bis 20, von 12 bis 20, von’ 10 bis 
15 Jahren, — Arbeitöhaus von 2 bis 4, von 2 
bis-6,- von 4 bis 10, von 6 — 10 Jahren, Ger 
fängniß bis zu einem, bis zu zwey, bis zu drey, 

bis zu. fechd Monaten, bis zu. einem Jahre, von, 
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drey Monaten bis zu einem Jahre, von feche Mo: 
naten bis su zwey Jahren ꝛc. 


4) Bey Beſtimmung des Strafmaaßes fuͤr jede ein⸗ 
zelne That iſt vor Allem auf das noch geltende 
Straſgeſetzbuch vorzuͤgliche Ruͤckſicht genommen; es 
ſind ſeine Strafbeſtimmungen mit jenen des Ent— 
wurfes genau verglichen; es iſt hienaͤchſt auch noch 

| ° das (in der Kegel freylich uͤbermaͤßig ſtrenge) fran—⸗ 
— — 5 — dann das oͤſterreichiſche und 
auch das preußiſche Serafgeſetzbuch, nicht min: 
der auch die neuen und neueften. Entwürfe von 
Strafgefegbüchern, befonderd der Hannoͤverſche 
Entwurf und die Anmerkungen hiezu vom Hofra⸗ 
the und Profeffor.Dr. Bauer zu Nathe gezogen, 
und es iſt auf folche Weife ſich beſtrebt worden, 
uͤberall die rechte Mitte zu treffen, auf daß nicht 
leicht entweder uͤbertriebene Strenge, oder über: 
triebene Milde den Erkenntniſſen der Gerichte zum 
Vorwurfe gemacht, vielmehr, in Beziehung auf 
alles Dad, was in ber Sphäre der menfchlichen 
Berechnung liegt, der richterlichen. Beurtheilung 
die gebührenden, nicht zu enge gezogenen Schran⸗ 

- fen gefeßt, die außerordentlichen für den Geſetz⸗ 
geber unter die non cogitata gehörenden, dann 
die unter eine. beſtimmte Nechtöregel in Feiner 
inſicht zu bringenden Verhaͤltniſſe aber dem fü: 
niglichen Begnadigungsrechte vorbehalten bleiben. 


Zu noch ficherer Erreichung des vorgedachten Zweckes 
find, in Gemaͤßheit der Abfiht Sr. Königlichen Majeftät, — 
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5) die Beſtimmungen des revidirten Entwurfes uͤber 
Zumeſſung der Strafen Art. 81 — 83, Art. 105 
— 110 des gegenwärtigen Entwurfes, — aus 
dem Art. 91 und 92 des Strafgefepbuches vers 
2. vollftändiget; es ſi ind | 
6) fodann die Artikel 05 und 94 des Strafgefepbudhes, 
— enthaltend die aus der Gubjectivität. des Anges 
ſchuldigten fich ergebenden Milderungsgründe, in den 
gegenwärtigen Entwurf aufgenommen, und es ift 
7) der wichtige Art. 96 ald Norm für Stellung der 
Begnadigungsanträge * die Gerichte beygefuͤgt 
worden, 


8) Ueberdieß wurde nicht das ganze weite Gebiet des 
ſtrafbaren Verſuches von Verbrechen oder Verge⸗ 
ben dem richterlichen Ermeſſen preisgegeben, ſon— 
dern Klaſſen, jedoch nur zwey Klaſſen des ſtraf⸗ 
baren Verſuches feſtgeſetzt, woruͤber dieſe rn 

9. 36 das Geeignete enthalten. 

9) Gleiche Begrenzung gefhah in Anfehung der Hül- 
feleiftung zu Verbrechen oder Vergehen. (Motive 
§. 37.) und 


10) in Anfehung der Fahrlaͤſi gkeit, in fo weit fie eis 
ne ftrafbare Nechtöverlegung begründet. en ve 
. 35.) 
§. 17. 
Dagegen iſt das Syſtem des revidirten Entwurfes, 
als im Ganzen fuͤr ſehr zweckmaͤßig anerkannt, auftecht 
erhalten, und es ſind auch die Begriffe, die conſtitutiven 
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Merkmale, die Arten und Unterarten der Verbrechen und 
Bergeheif, in ſo ferne nicht die Nothwendigkeit einer Ab: 
‘Anderung ' öder Berichtigung oder Modification entweder 
aus der Hinausweifuig "der ſchweren Mebertretungen aus 
dem Entiwurfe oder aus der directen oder indirecten Ber: 
bindung, "it, welcher" fie mit der eingettetenen größeren 
Beſchraͤnkung des richferlichen Ermeffens ftehen, — drin: 
gend‘ hervorgieng, — uberuͤhrt gelaffen worden: 


Es mußte jedoch den 26 Eapitein des ——— 
ten Entwurfes ein neues Capitel beygefuͤgt werden. 


Bilden naͤmlich zwar die fogenannten Preßvergehen 
eine eigene Art von Vergehen nicht, gehoͤren ſie vielmehr 
der Eategorie der Verbrechen oder Vergehen gegen den 
Staat, gegen die Staatsregierung, ’gegen die Religion, 
gegen die Sittenlehre, gegen die Sittlichfeit ‘oder den 
Chrenbeleidigungen überhaupt an, indem die Preffe nur 
das Inftrument iſt, mit welchem das Verbrechen z. B. 
des Aufruhrs reſp. der Aufforderung zu demſelben, das 
Vergehen der Ehrenbeleidigung ꝛc. verübt wird, fo kom— 
hen doch "bey dem Verbrechen und Bergehen dur) den 
Mißbrauch der Preffe manche bey ihren allen gemein: 
fhaftlih, aber auch nur bey ihnen eintretende Eigenthuͤm⸗ 
lichfeiten vor, welche, — zur Vermeidung von Wieder: 
bolungen, — am füglichften in einem Gapitel zuſammen⸗ 
geſtellt werden. | 


Emen ſchicklicheren Platz fand man für. diefes Capi⸗ 


tel nicht, als den nach er 47 über die Angriffe auf 
die Ehre... Ä 
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$. 18. 

Im zweyten Theile ded revidirten Entwurfes, 
bie Polizepübertretungen, behandelnd, ift nur fehr Weniges 
abzuändern für nöthwendig befunden worden, nur daß 
jenige nämlich, was mit den abgeänderten Beſtimmungen 
des erften Theils im unverfennbaren Zufammenhange fteht. 

Beyzufügen waren — Art. 83 und folgende, refp. 
in gegenwärtigem Entwurfe 74— 88, — die Beftimmungen 
ded neuen. Geſetzentwurfes über die Polizey der Preffe 
und ihrer Erzeugniffe. Uebrigens findet das oben bins 
fihtlih der. den Gerichten geftatteren zu freyen Bewegung 
Sefagte auf den zwepten Theil des revidirten Entwurfes 
feine Anwendung. 

Dem polizeyobrigfeitlichen Ermeffen ift bier ein ‚geb: 
ferer Spielraum überall nicht eingeräumt, als zur Ab: 
meffung der Strafe nach der größeren oder geringeren 
Gefaͤhrlichkeit der Handlung, nach dem Leichtſinne, nach 
der Unuͤberlegtheit des Thaͤters nothwendig iſt. 

Ohnehin kommt bey Polizeyuͤbertretungen die. Aus: 
übung des Begnadigungsrechted nur hoͤchſt ſelten zur 
Sprache. 
| € rffer Theil 
” Wertes: wand: Vergehen 

Zum L Abfhnitt. 
. Allgemeine Beftimmüngen. 
1. 
Art. 1 — 3. (revid, Entw. Art. 1—4) | 

Die Handlungen, welche eine flrafbare Rechtsver⸗ 

legung enthalten, find theild Verbrechen, theils Vergehen. 


x 


4 
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Was Verbrechen, was Vergehen ift, wird bloß durch 
die Strafart beſtimmt. 


§. 20. 9 
Betreffend Art. 4 (revid. Entw. Art. 5) die Ver⸗ 
brechenftrafen, fo ift 1) die Todesftrafe noch immer als 
nothwendiges Hebel anerkannt, Noch ift die Zeit nicht ers 
fchienen, wo fie der bayerifchen Lande verwiefen werden Fan, 


Das Strafgefegbuch, der revidirte Entwurf und der 
gegenwärtige Entwurf ftimmen darin überein; 

As wohlthätiglaber ftellt es fich dar, daß die ficherfte, 
ſchnellſte, Teichtefte Art der Hinrichtung in Antrag ges 
bracht, und daß von aller, den Berurtheilten marternden, 
die Möglichkeit würdiger Vorbereitung zum Tode ihm 
raubenden, dad Mitleid der Zufchauer im ungebührlichen 
Grade erregenden Schärfung Umgang genommen iſt. 
Da die Todeöftrafe ein, — wenn gleich nothwendiges, — 
Webel ift, fo darf fie nur für ſehr wenige Falle, — wo 
die Nückficht auf öffentliche Nechtöficherheit es dringend 


gebietet, — geſetzlich angedroht werden; 


Der bayerifche Staat kann ſchon ſeit dem Beſtehen 
der Strafgeſetzgebung vom Jahre 1813 von ſich ruͤhmen, daß 
— bey einer Bevölferung von niehr ald vier Millionen — 
jährlich im Durchſchnitt nur fieben Todesurtheile rechts⸗ 
kraͤftig ausgeſprochen, und von dieſen nur drey vollzogen 
werden. Des Monarchen eben fö gerechter ald milder 
Sinn anerfennend, daß der Richter an dad flarte 
Geſetz gebunden ift, und daß alle Gefege, fo vollfommen 
fie auch ſeyn mögen, die allgemeine Erbfünde alles deſſen, 
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was menſchlich iſt, Mangelhaftigkeit, an ſch tragen, — 
gleicht in jedem concreten Falle, wo Todesſtrafe nicht 
durch dringende Nothwendigkeit gebieteriſch gefordert wird, 
init koͤniglicher Huld das Mißverhaͤltniß aus, welches aus 
der Vollziehung der Arfeglid in Anwendung tietehden, 

Todeöftrafe ſich ergeben würde: 


& 21. 
Art. 5. (Rev, Entw. Art. 6.) 
II, Kettenftrafe, mit der ſchweren Folge des 
bürgerlichen Todes; 


Man hat gewänfcht, die Kıttenftrafe, dieſes fucdii 
bare, allen Keim von Hoffnung in des Menfchen Bruft 
erftickende, durd) dad ewige Bewußtſeyn, ; die Sclavenkette 
bis an des Lebens Ende mit ſich ſchleppen zu muͤſſen, zur 
Verzweiflung fuͤhrende Uebel aus dem Entwurfe verbannen 
iind jo den von dem divus Hadrianus adoptirten Ca 
des römischen Nechtögelehrten in . 35. D. de poehis: 
»ne quis perpetuis vinculis damnetur,« in Wirklichkeit 
fegen, oder doch von diefer Strafart die Fölge des 
bürgerlichen Toded entfernen zu koͤnnen. Die mannich: 
fachen, aus der fatalen Fietion des bürgerlichen Todes 
bervorgehenden Verwicklungen und Berwirrungen in Bezie⸗ 
“ bung auf die bisherigen Nechtöverhältniffe des Verbrechers, 
feiner Gattin und anderer Angehörigen, fo wie derjeni— 
gen, welche mit ihm in Gefchäfte fich eingelaffen haben, 
dann die Unmöglichfeit, felbft durch die Gnade des Kö: 
nigs, das bürgerliche Leben des Verurtheilten, gegenüber 
dın im Folge feines bürgerlicheit Toded erworbenen 
Rechten Dritter, — wiederherzuftehien, machen die Ber: 
bannung diefer durch die Anmerkungen zum Strafs 

Beplage LXXIV. * 
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geſetzbuche B.1. ©. 85. auf Feine Weiſe gerechtfertigten 
fchweren widernatürlichen Folge der Iebenslänglichen Zuchts 
bausftrafe hoͤchſt empfehlenswerth, wie denn auch der 
neue Entwurf des Strafgeſetzbuches für das Königreich 
Miürtemberg (Art. 6 und 7) den bürgerlichen Tod bey der 
Kettenſtrafe verbannt, und dafuͤr beſtimmt hat: 


»Der Verurtheilte behaͤlt zwar ſein Eigenthum 
‚und die Faͤhigkeit der Erwerbung neuer Rechte; 
doch ift er vom Zeitpunfte der Nechtöfraft an 
unfähig zu jeder Verfügung über das Geine 
von Todeswegen und unter den Lebenden; 
und zur Verwaltung feined Vermögens wird 
ein Curator beitellt. « 
(Bergl. Art. 27 des revid, Entw.) 


Der neue weimarifche Entwurf fest Sag 62 
noch bey, der zur Kettenftrafe Berurtheilte Fönne nicht Zeuge 
feyn, — der unfchuldige Ehegatte koͤnne auf Ehefcheidung 
antragen, — der Berurtheilte Fönne feine. neue Ehe 
eingeben. 


Da man indeffen den der Eommiffion ertheilten aller: 
hoͤchſten Auftrag auf eine fo wefentlihe Abänderung des 
Beſtehenden auszudehnen fich nicht für berechtigt hielt, fo 

iſt nichts übrig, ald auf das in den Motiven zum revis 
dirten Entwurf ©. 13 9.3 Nr. 2 Gefagte fih zu be: 
ziehen, und binfichtlicy des bürgerlichen Todes aus von 
Schmidtleins Prüfungen und Erörterungen 
+, ©. 39 beyzufeßen, daß, in fo fern von den Ständen: 
ded Reichs in den Berathungen über den Entwurf der 
Wunfh der Befeitigung deifen, wad dem bürgerlichen 
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Tode angehoͤrt, ‚geäußert: werden follte, die bayerifche Nes - 
gierung, zu jeder Zeit ald human ausgezeichnet, dies 
ſem Wunfhe auf geeignete Art nachsugeben nicht im 
Verlegenheit ſeyn werde, 
§. 22. 
Art. 6. Eu Entw. Art: 7.) 
. Zuchthaus. 

a) Die — des Zuchthauſes auf —— 
Zeit (Strafgeſetzbuch Art. 12) kommt, als 
dem Worte und der That nach unbeſtimmt, in 
dem revidirten und in dem gegenwärtigen Ents 
wurfe nicht mehr vor. Ob fie nicht ald lebens— 
länglihe Zuchthausftiafe, woben dem Ver: 
urtheilten die Hoffnung bliebe, wenn er z. B. 
zwanzig Jahre hindurch im Straforte unverwerf⸗ 
liche Proben von Neue und gebeſſerter Gemuͤths⸗ 
ärt ablegte, in Folge allerhöchfter Gnade vor feines 
Lebens Ende noch zurüdzufehren in die Gefellfchaft 
rechtlicher Menfhen, um ihre verlorne Achtung 
durch firtlihen Wandel ſich wieder zu erwerben, 
in das Strafgeſetzbuch aufjunehmen ſey, darüber 
einen Antrag zu ftellen, das wurde als außer den 
Graͤnzen des allerhöchiten Auftrages liegend er: 
achtet. 

Ad angemeſſenes Surrogat für die Ketten⸗ 
firafe mit. dem bürgerlichen Tode, falls diefe aus 
der Straffcala entfernt würde, dürfte diefes les 
benslängliche Zuchthaus allerdings erfcheinen. 

3’ 
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b) Der zeitlichen Zuchthausſtrafe iſt als hoͤchſte Dauer 
die Zeit von zwanzig, als geringſte die Zeit von 
zehn Jahren angewieſen. 


In Anſehung des Maximums, fo wie darin, daß 
die Strafe des Zuhthaufes da anzufangen habe, wo die 
Strafe des Arbeitshaufes aufhört, ftimmen das Straf: 
gefegbuch, der revidirte Entwurf und der gegenwärtige 
Entwurf mit einander überein. 


Das in dem Strafgefeßbuche auf acht Fahre feft: 
gefegte Minimum ‚ijt in dem revidirten Entwurfe mit 
Recht auf zehn Jahre erhöht, und aus fehr weifem 
Grunde ift die Beftimmung des Geferbuches Art. 10, 
wornach der zum Zuchthauſe Verurtheilte zu jeder Ver: 
fügung über das Seine während der Strafzeit unfähig 
ift, nur in fehr befchränften Maaße in den revidirten 
Entwurf Art. 27 (gegemwärtiger San! Art 28) auf: 
genommen worden. 


Se: Pu 
Art. 7. (Nev. Entw. Art. 8.) 
IV. Arbeitshaus.. 


- Während das Strafgefehbuch die gerinafte Dauer 
der Arbeitshausftrafe auf ein Jahr, die höchfte auf acht 
Fahre feſtſetzt, beftimmt der revidikte Entwurf die beyden 
Gränzpunfte auf zwey und auf zehn Jahre. Alle Bill: 
gung derdient E83 gewiß, daß dad Minimum der Verbres 
chend: und dad Marimum der Vergehensftrafe ſich beruͤh— 
ven, und daß der Beruͤhrungspunkt nicht zu tief ge: 
ſtellt iſt. 


i 
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Der Gefehgeber muß überhaupt mehr zur Milde 
als zur Strenge ſich neigen. 


Mit der Verengung ded Gebietes der Verbrechen 
wird dem Verurtheilten in größerem Umfange und in hd: 
berem Maaße die Hoffnung gewährt, nach der Entlaffung 
fih redlichen Erwerb verfchaffen zu fönnen, und das 
Eintreten der nachtheiligen ftaatöbürgerlidden und bürgers 
lichen Folgen wird mehr befchränft. 


Der Code penal, — es als fehr wichtig anerfen: 
nend, daf die geringfte Dauer der Verbrechens: und die 
höchfte Dauer der Vergehensftrafe hoch geftellt werde, — 
bat Art. 19, 21, 40 beyde auf fünf Jahre feftgefegt. 

§. 24. 
Art. 8. (Rev. Entw. Art. 9.) 

Die Schärfung der Zuchts wie der Arbeitshaus: 
ftrafe laͤßt fih nur auf die in diefem Artikel bezeichnete 
Weiſe bewerfftelligen. 

Das Liegen auf bloßen Brettern kann nur bey für: 
zerer Dauer der Frepheitöftrafe, bey dem Gefängniffe, in 
- Anwendung gebracht werden. 


Bon der öffentlichen Ausftellung und von der koͤr⸗ 
perlihen Züchtigung wird weiter unten die Nede feyn. 


§. 25 
Art. 10, 11, 12 und 13, dann 18. 
(Rev. Entw. Art. 10 — 13, 17.) 
V. Gefängnif. 
1) Nah dem Strafgefenbuche und nach dem gegen: 
wärtigen Entwurfe ift Gefängniß die einzige Ver— 
gehensfreyheitsſtrafe. 


$ 


\ 
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Daraus folgt, dag von Beflimmung einer fürzeflen 
Dauer diefer Strafe im Allgemeinen feine Rede feyn Fann. 


‚Der revidirte Entwurf hat die Gefängnißftrafe in ihrer 


niedrigften Dauer auf drey Monate geftellt, es für unan— 
gemeffen erachtend, daß eine nur fehr gering ftrafbare 
That fchon Hinreichen follte, die ſchweren politifchen Fol— 
gen, welde die Berfaffungs: Urfunde und dad Gemeindes 
edict beftimmt, nach fich zu ziehen und eben deßhalb das 
dritte Glied, die ſchweten Hebertretungen, beyfügend, 


Es iſt indeffen diefe Anficht fchon oben ($. 12.) ges 
börig gewürdiget umd die Nothiwendigfeit einer Modift: 
eation der Verfaſſung und des Gemeindeedicted, gezeigt 
worden. 

2) Mit den *— Uebertretungen des revidirten 
Entwurfes verſchwindet auch die ihnen correfpons 
dirende Strafart, der Arreſt Art. 15, aus dem 
erftien Theile des Entwurfes. Er gehört nur 
mehr dem zwenten Theile an. 

Um fo weniger laßt ſich eine geringfte Dauer der 
Gefängnißftrafe beftimmen, da Falle eintreten können, in 
welchen fhon eine zweytaͤgige Freyheitöftrafe zu hart, 
folglich ungerecht feyu würde, | 
3) Wohl faun Schärfung und damit auch Abkürzung 

diefer Strafart — deren laͤugſte Dauer in dem 
Strafgefegbuche ſowohl, ald in dem revidirten und 
in dem gegenwärtigen Entwurfe auf zwey Jahre 
feftgefegt it, — nicht bloß auf die im Art. 12 
'ded revidirten Entwurfes bezeichnete Weife, — 
durch Hunger, * ſondern auch durch Anweiſung 
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der Lagerftätte auf bloßen Brettern (Strafge 
ſetzbuch Art. 29) bewirft, — die Verbindung 
diefer beyden Strafarten foll einer noch einmal fo 
langen Sirafzeit gleich geftellt, — auch fann von 
dem erfennenden Gerichte dad Erſtehen der Ges 
fängnißftrafe an Sonn- und Feyerfagen und zur 
Nachtzeit geftattet werden. 


Seine Maieftät der König haben nämlich, — hul⸗ 
digend dem eben fo gerechten, als wohlthaͤtigen und weir 
fen Grundfaße, daß, fo viel es nur immer möglich ift, 
die Strafe nur den Schuldigen treffen, daß die Gerech— 
tigkeit ihre. Dpfer nicht an den unfchuldigen Angehörigen 


derfelben verfolgen, und daß die fehuldlofe Familie nicht 


dem Verderben preisgegeben werden foll, weil dad Fa— 
milienhaupt ftrafbarem Wandel fich hingegeben bat, — 
der Commiſſion die Weifung ertheilt, fein den Forderun: 
gen des Rechts und der Menfchlichfeit nicht widerftrei: 
tendes Mittel zur Verminderung der Anzahl der Sträf: 
linge in den Strafanftalten unbenugt zu laffen, und auf 
diefe Weife das Wohl der Familien der Sträflinge, — 
die durch geringere Zahl derfelben bedingte beffere Ein: 
richtung jener Anftalten, und zugfeih auch die dem 
Staatshaushalte zugehende Koftenerfparniß gleichmäßig 
zu. berücfichtigen | 


| Weberfchreitt e8 nun zwar die Graͤnzen der Mög: 

Tichfeit, die Folgen der den Schuldigen treffenden Vers 
bredhensitrafe von feiner unfhuldigen Familie abzuwens 
den, da Dienftenfegung, Verurtheilung zum Zucht: oder 
Arbeitöhaufe, dam in die Unterfuchungskoften, in bes 
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traͤchtliche Eurfoften, zum Schadenerſatze, zur Genug: 
thuung ꝛe. unvermeidlic in empfindlichfter Werfe auf des 
‚verurtheilten Familienvaterd Angehörige wirfen muß, und 
hat man auch die Einführung der Tretmühle, des Lattenz 
gefängniffes und felbft auch des (in der Zwangsarbeits: 
anftalt auf der Plaffenburg fo fehr gefürchteten) ftrengen 
Schweigens den Rüdfichten der Menfchlichfeit nicht ganz 
entfprechend erachtet, fo wurde doch bey Fürzerer Dauer 
der Gefängnißftrafe auf die Erleichterung des Schickſales 
der Familie des Verurtheilten in den Artifeln 12 und 13 
die möglichfte Nüdficht genommen. | 
4) Die erfennenden Gerichte find hiebey angemwiefen, 
die Jahrszeit, dann die perfönliche Beſchaffenheit 
des Sträflings, nicht minder die Befchaffenheit 
des Vollziehungsortes nicht unbeachtet zu laſſen. 
Auch kann jede Schärfung nur nach beyfälligem 
Gutachten des Gerichtdarzted vollzogen werden, 
Zu beftimmen war zugleih, welche Quote des 
Zeitmaafied an der Strafe in Folge des nad 
Art. 12. eintretenden Schärfungsübeld abzugeben 
habe, ö 
5) Dagegen hat man ed nicht für angemeffen befuns 
den, über dad Verhaͤltniß einer an Sonn- und 
Feyertagen, dann einer an Arbeitstagen zur Macht: 
zeit zu erftehenden Freyheitftrafe zur gewöhnlichen 
ununterbrochenen Gefängnißftraf? einen Maaßſtab 
feſtzuſetzen. | 
Erfteres nicht, weil in der Ilnterbrechung der 
* Strafe felbft eine Milderung derfelben fiegt, und durch die 
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Geſtattung einer folchen Erſtehungdweiſe die haͤuslichen 
Berhältniffe des Straͤflings begünftigt werden. . 


Letzteres nicht, weil eine in der Haft zugebrachte 
Naht nah muͤhſam vollführtem. häuslichen Tagwerke, 
nah den Ermeifen des erfennenden Gerichtes, wohl einen 
einfägigen Arrefte gleich geachtet werden mag. 


6) Uebrigens ift die Errichtung ordentlicher, zweck⸗ 
mäßig organifirter Gefangenhäufer, wenn die 
Zwede der ftrafenden Gerechtigfeit realifirt werden 


follen, dringendes ——— ae zum rey. 


Entw. S. 18.) 


7) Die Beſtimmung des Art. 18, daß eine ein 
zu fieben Tagen, vier Wochen folglich zu 28 T 
gen, ein Monat aber zu 30 Tagen zu oc 
ſeyen, wird den Mißſtand heben, welcher ſich bey 
einigen Gerichtöbehdrden, in Folge einer -irrigen 
Auslegung der dem Ötrafproceh angehoͤrigen No- 
velle vom 22. März 1814 (lithbogr. Sammlung 
Nr. 38), gebildet hat, wonach nämlich der zu, viers 
wöchentlichem Gefängniffe Berurtheilte 30 Tage, der 
zu ſechs Wochen Berurtheilte 45 Tage Bervoniet 


bleibt. 
§. 26. 
Art. 20. (Revid. Entw. Art. 19, 108, 109, 160, 210.) 
vn | * 


a) Als eigene Strafart kommt die Feſtung weder in 
dem Strafgefeßbuche vom Jahre 1813, noch in dem 
-  Entwurfe vom Jahr 1822, noch im revidirten Ent— 
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wurfe vor, Das Strafgefegbuch uͤberlaͤßt Art. 19 
die Verwandlung der Ketten:, Zuchthaus und Ar: 
beitshausftrafe in Feftungsftrafe, und Art. 27 der 
Sefängnißftrafe in Feftungsarreft lediglich dem Ers 
meſſen der Gerichte, | 


Ebenfo kann nach dem Entwurfe vom Jahre 1822 das 
Gericht, bey vorliegenden befondern Umftänden geftatten, 
daß die Strafe des Zucht: oder Arbeitöhaufes, oder des 
Gefänguiffes auf einer Feftung vollzogen werde; jeden 
Falls muß aber vorher für den Mehrbetrag der hiedurch 
erhöhten Koften hinreichende Sicherheit geleiftet feyn. , 


t 2) Der revidirte Entwurf laßt Art. 19 die Ötrafe 
des Zucht: oder Arbeitshaufes nur in den befon: 
ders benannten Fallen: auf einer Feſtung vollziehen. 


Die benannten Fälle find : 

4) Art. 108 refp. 100 bey minder gefährlichen Hand: 
lungen gegen die Sicherheit und Unabhängig: 
feit des Staats; 

2) Xrt. 160 beym. Zweyfampfe ; 

3) Art. 210, beym Todtfchlage, wenn der Getoͤdtete 
den Todtſchlaͤger zum Zorn gereizt hat, und dieſer 

ſonſt unbeſcholtenen Rufes iſt. 


3) Der neue Entwurf über. die Vergehen und Ber: 
brechen durch den Mißbrauch der Preffe will Art. 

25, bey Preßverbrechen fey die Strafe des Arbeits: 

hauſes als Feſtungsſtrafe dritten Grades, bey 
.Vreßvergehen fey die Strafe des GSefängniffes , 
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‘ wenn fie die Dauer von drey Monaten erreicht 
oder überfteigt, als Feſtungsarreſt zu vollziehen, 


In dem unmittelbar vorhergehenden Art, 24 ift von 
Staatödienern und Dberofficieren des ftehenden Heeres 
die Nede. Gegen fie fell ftatt des Arbeitshaufes Dienfts 
entſetzung, ftatt des Gefängniffes bey einer Dauer von 
wenigſtens einem Jahre Dienftentlaffung verhängt werden. 


Auf: den erften Blick follte man glauben, der Art. 
24 ſtehe mit dem Art, 25 in Verbindung, fo daß nur 
Staatödiener und Dberofficiere der Begünftigung fich zu 
erfreuen haben follen, die Freyheitsſtrafe auf der Fe⸗ 
ftung erftehen zu dürfen, 


Allein da der Art, 25 unbedingt fpricht, und in 
feinem erften Abfabe, das Arbeitöhaus betreffend, auf 
Staatödiener und Dberofficiere gar nicht angewendet wer: 
den kann, indem bey ihnen Dienftentfeßung an des Ar: 
beitöhaufes Stelle tritt, fo muß angenommen werden, 
bey Preßverbrechen und Vergehen trete, bey Letzteren unter 
der Borausfegung einer wenigftens dreymonatlichen Dauer 
der Strafe allemal, alfo nicht bloß gegen den Verfaf: 
fer und Herausgeber, fondern auch gegen den Verleger, 
Drucker und Verbreiter, Art. 30, die Feſtung anftatt des 
Arbeitähaufes oder. des Gefängniffes ein. 


Indeffen foll nad Art. 38 deffelben Eutwurfed das 
Geſetz nur: proviforifch bis zur Einführung der allgemei: 
‚nen Ötrafgefeggebung gelten; und nicht Fann hinfichtlich der 
Art der Erftehung der Freyheitöftrafe bey Verbrechen oder 
Bergehen durch den. Mißbrauch der Preffe etwas anders 


% 
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verordnet „werden, als was überhaupt. in Anfehung der 
Feſtungsſtrafe anzuordnen für zwedmäßig befunden wird, 


Der benannte Art, 25 darf daher in feinem erften 
Abſatze (ebenfo aber auch in feinem zweyten, nur auf 
den Nheinfreis paffenden. Abſatze) nicht in das Ötrafges 
fegbuch aufgenommen werden. . 


4) In der peinlichften N ben fih die 
Legislation mit Diefem Surrogate der eigentlichen 
gefeglichen Strafe. 


Es Tiegt außer dem Bereiche der Möglichkeit, einen 
feften, - fichern , rechtlichen: u 1ep 
der Feſtungsſtrafe aufzufinden, 


Als folcher Fan 


1) weder das Standesberhaͤltniß oder die hoͤhere Bil: 
dungöftufe des Schuldigen, 

2) no die geringere fittliche Berworfenheit und Ent; 
artung, welche durch gewiffe Verbrechen fich 
fund gibf, 

5) noch endlich die finanzielle Ruͤckſicht gelten. 

Zu 1. Die durch die Verfaffung garantirte Gleichheit 
der Geſetze und vor dem Gefeße, wie fie gleichen gefeßs 
lichen Schug für alle Rechte in Anfpruch nimmt, fordert 
in demfelben Maafe auch gleihe Beſtrafung Aller, wels 
che die Heiligkeit des ſchuͤtzenden Geſetzes verachtend mit 
Füßen getreten haben. Diefe Nechtögleichheit will, daß, 
bey objectiver und, im Gegenhalte der gefeglichen Bes 
ſtimmung, auch fubjectiver völliger Gleichheit der Geſetz— 
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überfretung, det vornehmere, gebildetere Verbrecher mit 
derfelben Ötrafe belegt werde, wie der gemeine, minder 
gebildete. Ein eitles Wort ohne Nealität ijt die Rechts— 
gleichheit, wenn der Eine milder behandelt wird, als der 
Andere, | 


Als Feind der öffentlichen Sicherheit und Ordnung - 
hat der Eine, wie der Andere, fih angekündigt, Sf 
für den Gebildeten die Strafe empfindlicher, und, in fo 
fern er dem Adel oder öffentlichen Dienfte angehört, 
auch mit fehwereren Folgen verfnüpft, als für den ge: 
reinen Bürger oder Bauer, fo ändert diefes an der We— 
fenheit der Strafe felbft nichts. Das Verbrechen des in 
der bürgerlichen Gefellfchaft höher Stehenden erfcheint 
auch in der Negel als ftrafbarer, als das Verbrechen des 
gemeinen Mannes, den oft Hunger und Kummer, und 
Noth und Elend zur Abweichung von dem Wege des 
Rechtes treibt, während die Öefegübertretung des Vor: 
nehmeren in der Regel nur der Schlechtigfeit und Lafter: 
haftigkeit ihr Dafeyn verdankt, 


Eine folhe Rechtsungleichheit ift überdief geeignet, 
im Bolfe dad Vorurtheil zu nähren, daß des Geſetzes 
volle Strenge nur gegen die gemeinen Reute gerichtet fey, 
Daß dagegen die höheren Stände unter anderen Bortheis 
len auch dem genießen, wenn auch nicht dem Arnıe der 
ftrafenden Gerechtigkeit fich ganz entziehen zu Fönnen, doch 
im eintretenden Falle denfelben minder ſchwer zu fühlen. 

Eine Art von Widerfpruch enthält es endlich, wenn 
das Geſetz einmal erklärt, in Folge des begangenen Ver: 
brechens höre der Adelige, der Staatdiener auf, dieſem 
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Stande anzugehoͤren, ſodann aber dennoch eine Begüns 
fligung ihm zu Theil werden läßt, welche nur Folge defs 
felben Standesverhältniffes ift. 

Sm Verbrecher geben im Grunde alle vorigen Ruͤck⸗ 
ſichten auf Stand, Bildung und Lebensverhaͤltniſſe waͤh⸗ 
rend ſeiner Strafzeit unter. 


(Jahrbücher der Geſetzgebüngze. B. 1 ©. 50.) 
Wenn | | 


e) die Anmerfungen zum. Ötrafgefeßbuhe B. I ©. 
102 zu Gunften diefer privilegirten Strafart äußern, 
den Mann von höherem Stande oder von höhe: 
rer Bildung treffe der DVerluft der Freyheit und 
dad Strafübel in. den gemeinen Strafanftalten 
härter, ald denjenigen, welcher in dem Ötraforte 
an Umgebungen, Lebensart, Arbeit und dergleis 
chen eine auffallende Aenderung feined vorigen 
Zuftandes nicht findez auch koͤnne 


b) das Erftehen der Strafe im Zucht: oder Arbeits: 
hauſe in vielen Fällen auf die unfchuldige Familie 
und Verwandten des Sträflingd auf miannichfache 
Weiſe nachtheilig zuruͤckwirken; — und wenn ſich 


e) ferner noch einwenden läßt, feit Jahrhunderten 
feyen neben den gewöhnlichen Verwahrungsorten 
für Uebertreter noch befondere Gefängnißorte für 
beftimmte Stände 5 für Geiſtliche das Kloſter, 
für academifche Bürger der Carcer, fir Militärs 
die Militärgefängniffe, für Bürger der Bürgers 
gehorfam beftanden, fo ifl 
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zu a) die Unerheblichkeit diefes Einwandes fchon oben 
gezeigt worden. 


Wer VBerbreher ift, möge er diefem oder je⸗ 
nem Stande angehören, der muß es fich gefals 
len laſſen, ald Verbrecher behandelt zu werden, 


iu b. a) Die Grenzen der Möglichkeit überfteigt es, 
wie fchon oben bemerft wurde, überall und in 
allen Fällen zu verhüten, daß durch des Vers 
brecherd Beftrafung feine Angehörigen wenigftens 
mittelbar in Nachtheil verfegt werden. | 

B) Sodann ift aber auch nicht einzufehen, warum 

der Geſetzgeber vorzugsweife nur die Familie 
der vornehmeren, nicht aber auch die Familie 
der Übrigen Verbrecher begünftigend berükfichtis 
gen ſoll. 

zu e) Endlich find die benannten Gefängnißorte für 

gewiffe Stände nur ald Straforte für Disciplis 
nars oder Dienſt- oder anderg geringere Webers 
tretungen beftimmt. 

Zu 2) Als nicht thunlich erfcheint ed auch, gewiffe 
Berbrechen als folche zu bezeichnen, welche, einen 
geringeren Grad von Berworfenheit und fittlicher 
Entartung beurfundend, dic Anwendbarkeit der 
Beftungöftrafe begründen follen. 

Wichtig find zwar die dafür _fprechenden Gründe. 

Berg. Motive zum revidirten Entwurfe 

%. 6 ©. 19. ’ 


Mittermaier im neuen Archiv ıc. B. X ©. 150. 
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Profeſſor Seufferts Beytraͤge zut REN 
ic. ©. 11, 171 

Insbeſondere foll hier nicht das Vorrecht des hoͤhe⸗ 
ven Standes, fordern die Fülle und Kraft des ſittlichen 
Gefühles entfcheiden, welches in des fchlichten Bürgers 
und Bauers Bruft gerade fo gut wohnen Fann, als in 
der Bruft ded Vornehmen. Fuͤr fittlich nicht verdorbene 
Menfhen würde aber die Gemeinfchaft mit der in den 
Zucht: und Arbeitshäufern eingefperrten verworfenen Menz, 
fchenelaffe eine wahre Straferhöhung. fegn: 

Allein von entfcheidendem Gewichte > ind die Gegeits 
"gründe: 

A. Wenn das Geſetz eine Handlung in die Neihe 
der Verbrechen ftellt, fo erklärt e8 dadurch) den Urheber 
derfelben als Feind des Staated und der öffentlichen 
Rechtsſi ichetheit, und indem es auf diefes oder jenes Vers 
brechen diefe oder jene Strafe febt, fo erflärt ed, dieſes 
Strafübel fey zur Aufrechthaltung der öffentlichen Rechts⸗ 
fiherheit, zur Befeſtigung der Autorität der Geſetze, zur 
Miederherftellung des rechtlichen Gfeichgewichtes nothwen: _ 
dig. Nicht kann nun aber zugleich das Gefeg erflären, 
aus der Befchaffenheit der That felbft ergebe ſich, daß es 
fittlich edle Menfchen ſeyen, welche derfelben ſich fhuldig 
gemacht haben: 

Ws Verbrecher werden fie behandelt; ausgeftoßen 
werden fie, kraft des Gefeges , auf eine Neihe von Jahren 
aus der bürgerlichen Geſellſchaft; der bevorzugten Stanz 
desehre find fie verluftig; irgend ein Amt zu verfehen 
find fie ewig unfähige Aber dennoch follen fie vor dei 
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Berbrechern Anderer Art begünftigt werden, weii auch 
Unverdorbene, ſittlich Edle das Ungluͤck haben koͤnnen, 
ein ſolches Verbrechen zu veruͤben, oder vielmehr, weil 
ſchon die objective Beſchaffenheit der That zur Genuͤge 
beurkundet, daß ihnen im Zucht- und Arbeitshauſe zu 
wehe gefchehen würdet? 


Berfchuldet haben fie zwar die Bucht: oder Arbeits⸗ 
hausſtrafe. Auch fol darauf erkannt, zugleich foll aber 
geſtattet werden, daß fle auf der Feſtung zu erftehen ſey! 
— Abgeſehen davon, daß Zucht- und Arbeitshausſtrafe 
denn doch wohl feine andere iſt, als diejenige Freyheits⸗ 
ſtrafe, welche im Zucht: oder Arbeitöhaufe zu erftehen 
ft, und daß die, ſchon kraft des Geſetzes für gewiße 
Verbrechen auf der Feſtung zu erſtehende Strafe, — ſoll 
die Benennung nicht illuſoriſch ſeyn, als Feſtungs— 
ſtrafe bezeichnet werden muͤßte, ſo kann derjenige nicht 
wohl fuͤr ſittlich edel anerkannt werden, welcher den Straf⸗ 
geſetzen des Staates frevelhaften Trotz biet:t. 
Naͤumt man einmal der minderen Verdorbenheit des 
Uebertreters des Strafgeſetzes die bedeutende Kraft zur 
Bewirkung der Verwandlung der gewoͤhnlichen Strafe in 
Feſtungsſtrafe ein, ſo wird man conſequent überhaupt, — 
nicht bloß bey gewißen Verbrechen, — den pſychologiſchen 
und ſittlichen Triebfedern, der religioͤſen oder politiſchen | 
Schwaͤrmerey — dem Patriotismus ꝛc. die Kraft der 
Tilgung oder Minderung der — Strafe einräus 
en müffen. 


Viel weiter muß fodann der Kreis für die — 


barkeit der Feſtungsſtrafe gezogen werden, als der revi⸗ 
Beplage LXXIV. 4 
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dirte Entwurf e8 thut, viel weiter felbft, als Seuf—⸗ 
‚fert a. a. O. ©. 26 und Mittermaier a. a. O. ©, 
160 ed in Antrag bringen. 


Unter dieſer Borausfeßung läßt fich aber in feinem Fal⸗ 
Ile objectiv die Grenze auffinden, wo die Gefepgebung 
das Eintreten der Zucht: oder Arbeitöhaudftrafe, oder der 
Feſtungsſtrafe beginnen und aufhören zu laffen habe. 


Mit von Arnim (Bruchftücde über Verbrechen und 
‚Strafen Th. I Abfhm 4 ©. 87) muß man es für abjo- 
Tut unmöglich erflären, zu beſtimmen, welche Verbre— 
chen mit der Feftungöftrafe zu belegen feyen. Die An: 
wendung ded Grundfages, (fügt von Arnim bey), daß 
"der nicht zu Handarbeiten, fondern zu allen Bequemlich: 
keiten des Lebens gewöhnte Bürger höheren Standes 
auf mildere Behandlung in Beziehung auf den Strafort 
Anſpruch babe, ald der Bauer, der Handwerker, der 
Taglöhner, hängt von fo vielen individuellen Berhältniffen 
und Umftänden ab, daß man ed in einzelnen Fällen der 
"Beurtheilung des Nichterd überlaffen muß, welche Vers 
brechen zur Feſtungsſtrafe qualificirt feyen: 


Daß aber diefer eben angeführte Grund den Princis 
pien der ©erechtigfeit nicht entfpreche, iſt oben ſchon ges 
- zeigt worden: 


B. Anbelangend insbefondere die in dem revidirs 
ten Entwurfe bezeichneten drey un des Eintretens. der 
Beftungöftrafe, fo ift 
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1) in Betreff des Art. 109 umd refp. 109, der Aufs 
‚forderung einer fremden Macht zu einer. für die 
Unabhängigkeit oder Selbftftändigfeit des Staats 
gefährlichen Elnmiſchung ꝛc. die in Frage ftes 
hende Begünftigung wohl nur darum zu Theil ges 
worden, weil nur Leute höheren Standes jolchen 


Berbrechens fi ſchuldig machen. 


Denn der in den Motiven S. 19 angegebene Grund 
‚ber Unüberlegtheit, der Hite, der. Gemüthöbewegung, 
paßt auf das Verbrechen der Staatsverrätherey in Feiner 
Weiſe. Unter folcher Vorausfegung ift ed aber nicht das 
Verbrechen, fondern die Perfon, — eigentlich dad Stans 
desverhältniß des Verbrechers, was man begünfliget. 


Uebrigens würde, wenn die Beftimmung überhaupt 
ſich rechtfertigen ließe, gewiß auch das, nach Art. 108 abf. 
2 ded revidirten — 133 ded gegenwärtigen Entiwurfed 
‚bey minderer Gefährlichfeit zu erfennende Gefaͤngniß gleis 
chen, oder wohl noch höheren Anſpruch auf die oft bes 
nannte Umwandlung in Feſtungsarteſt zu machen haben, 


2) Eben fo wenig dürfte es zu rechtfertigen feyn, daß 
nach dem Art. 160 des revid. Entw. jede wegen 
Zweykampfes erfannte Zuchthaus: oder Arbeits: 
hausſtrafe auf der Feſtung vollzogen werden foll. 


Hält es der Gefepgeber für nothwendig, dem Zwey⸗ 
fampfe, — dieſem ebenfo verderblihen, ald ſchwer zu 
vertilgenden Uebel, harte Strafen anzudrohen, fo iſt es 
damit nicht in Einflang zu bringen, daß man — gleiche 
fam um die Pille zu verfüffen, um fogleih mit Audro⸗ 

4 * 
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hung der Strafe recht deutlich zu erfennen zu geben, daß 
es mit der fcharfen, von dem Geſetze ausgefpröchenen 
Mifbilligung des Zweykampfes fo gar ernftlich nicht ges 
meint fey, — Feltungäftrafe unbedingt als die Strafe . 
des Verbrechens des Zweykampfes feſtſetzt. 


3) Am wenigſten liegt ein durchgreifender Grund vor, 
Art. 210 die in Frage ſtehende Beguͤnſtigung dem 
rohen Todtſchlaͤger zu gewaͤhren, dem ſeines Mit— 
bürgers Leben auf keine Weiſe heilig iſt. Sein 
ſonſt unbeſcholtener Ruf mag ihm zum Milderungs⸗ 

grunde bey Ausmeſſung der Strafe zu guten kom— 
men; die Abänderung der gewöhnlichen gefeblichen 
Efrafe zu bewirken darf diefer Grund hier fo wer 
nig, ald bey andern Verbrechen, — für geeignet 

‚erachtet werden. — 


Hat zwar der Gegner den Todtfhläger zum Zorne 
gereist, — fo liegt ja gerade darin das unterfcheidende 
Merkmal des Mordes und des Todtfchlages, daß erfterer 
mit Falter, beſonnener Bosheit, mit Vorbedacht und Leber: 
legung befhloffen oder ausgeführt worden, Während bey 
legterem beydes, Entfchluß und Ausführung, — nur das 
Werk rajcher, aufbraufender Gemüthsbewegung war. 


Kaum würden die Feftungen Bayernd Naum genug 
gewähren, wenn allen verurtheilten (früher in ‚gutem Nufe 


geftandenen) Todtfchlägern die Feftung als Strafort an⸗ 
gewieſen werden ſollte. 


Vergeblich bemuͤht man ſich uͤberdieß, einen durch— 
greifenden Grund zu erforſchen, aus welchem das — in 
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aufwallender Gemüthöbewegung, oder bey unvorbereiteten 
Raufhändeln verübte Verbrechen der’ Körperverlegung, — 
Art. 221. I, des revidirten, — 255 des gegenwärtigen 
Entwurfes oder daffelbe Verbrechen, wenn der Verletzte 
den Thaͤter zum Zorne gereist hat, Art. 222. L reſp. 
256. I. nicht wenigſtens gerade fo milde behandelt werden 
foll, wie das fchwere Verbrechen des Todtfchlages. 

Zu 3. Endlih muß die finanzielle Ruͤckſicht, d. h. 
die Nüdfiht darauf, ob der Schuldige die Koften feines 
Unterhalted auf der Feſtung felbft zu beftreiten im Stans 
de ift, — um fo gewiffer ausgefchloffen feyn, ald, — zu: 
mal in einem conftitutionellen Staate, — nicht dem Ge: 
danfen Raum gegeben werden darf, die volle Strenge 
des Geſetzes treffe nur den armen Sünder; wie ed denn 
gewiß nicht in Ordnung ift, denjenigen Verbrecher, wel: 
chem der Zufall Gfüdsgüter zugeworfen hat, deren Beſitz 
gerade ein Fräftiges Motiv gegen das Verbrechen für ihn 
feyn mußte, — dieſes Zufalfes wegen wefentlich milder 
und jchonender zu behandeln, als den, etwa bisher in 
dem allerbeften Nufe der Integrität und der Nechtlichkeit 
geftandenen, nach Kenntniffen und Bildung zu der höhe: 
ten Klaffe gehörenden, welcher die Koften der gelinderen 
Strafe aufzubringen nicht vermag. 

So gewiß ed Fein Necht des Verbrechers gibt, auf 
Koften der rechtlichen Bürger einen befferen und minder 
drücdenden Strafort zu haben, (Jahrbücher der Gefeßge: 
bung 8. I. ©. 51.) fo gewiß kann eine ſolche außeror: 
dentlihe Beguͤnſtigung auch nicht durch den zufälligen 
Umjtand des Reicht hums oder der Wohlhabenheit begrünz 
det werden. 


* 
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6) Darnm enthält denn auch weder daß oͤſterreich i⸗ 
[he noch das franzöfifche Strafgeſetzbuch ir⸗ 
gend etwas von Feftungsftrafe, | 


Das preußifhe Recht Th, I, Tit. 20, $. 48, 
ſtellt Feftungsfträfe der Zuchthausftrafe gleich, verbindet 
aber mit ihr Zwangsarbeit, Schanzarbeit ıc. ra fie durch 
Förperliche Züchtigung fchärfen zc, 


Der neue Weimarjche Entwurf will Satz 74, — 

daß ftatt der Ketten:, Zuchthaus: und Arbeitshausftrafe 
auf Feftung gegen ſolche Verbrecher, nah Maaßgabe ihrer 
biöherigen bürgerlichen Verhältniffe, erfannt werde, wel: 
che wegen vorfäglicher Verbrechen früher nie criminell 
beftraft worden. 

Der Hanndverfche Entwurf Art. 26 geftatfet den 
Gerichten, wenn die Vollziehung der verwirften Karren⸗ 
oder Zuchthausftrafe wegen eintretender befonderer Ver: 
hältniffe unthunlich ift, ftatt derfelben nach vorgängiger 
Genehmigung des Cabinetöminifteriums, auf Etaatöges 
fängniß zu erfennen; die Dauer der gefeglichen Etrafe 
foll aber, wenn diefe zeitlich ift, um ein Biertheil bis 
jur Hälfte verlängert werden, 


In derfelben Art, jedoch ohne Verlängerung der 
Strafzeit wird den Gerichten die Abänderung der Ars 
beitshaus- und Gefängnißjtrafe in Staatsgefaͤngniß ges 
Ratte. — ¶ 

Alfo die Gerichte follen erfennen, aber dieWirffams 
feit ihrer Erfenntniffe foll durch die N des 
Eabinetöminifteriums bedingt fepn!! 
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Das koͤnigl. wuͤrtewbergiſche Sdict über bie 
Strafgattungen und Strafanſtalten vom 17. July 1824 
geſtattet Art. 12 den Gerichten, nach forgfältiger Er⸗ 
wägung der bürgerlichen Verhältniffe des Uebertreters 
und der befonderen Umftände ded Vergehens, anſtatt des 
Arbeitöhaufes oder ded Gefängniffes auf Feftungäftrafe 
oder Feflungsarreft zu erkennen. Dagegen foll Zuchthaus⸗ 
firafe in feinem Falle in Keftungsftrafe verwandelt wers 
den Eönnen, 


Der Tittmannfche Entwurf für Sadhfen$. 179 
bis 181 läßt Verbüßung der Freyheitsftrafe In einer Fes 
ftung nur bey minder groben Verbrechen, und nur dann 
zu, wenn fie von vornehmen Ötaatödienern oder von 
anderen Perfonen vornehmen Standed begangen wors 
den find, | 


Der Stübelfche Entwurf für Sach fen vom Jahre 
1824 enthält von, Feſtungsſtrafe nichts. 


6) Ueberall feinen beftimmten durchgreifenden Nechtös 
grund für das richterlihe Erkennen der Feſtungs— 
ftrafe findend, und feithaltend an dem Gruudfage 
der Berfaffung: »Sleichheit der Gefege und vor 
dem Geſetze,« — bielt man es für angemeflen, 
von dem Erftehen der Freyheitöſtrafe in der Fe⸗ 
ftung das zu beflimmen, was in dem neu redigies 
ten Artifel 20, ausgefprochen ift. 

Hätte man die Ueberzeugung ſchoͤpfen fönnen, daß 
den Gerichten felbft die Ermächtigung eingeräumt‘ werden 
dürfe, in vorfommenden Fällen ftatt der am fi verwirk 
ten gefeplichen Frepheitöftrafe auf Feſtung zu erkennen, 
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fo würde der Artikel 20 mit Hinweglaffung bed erſten 
Abſatzes, die in dem Abfase 2 bdortfelbft angegebenen 
Anhaltöpunfte als Norm für das in I Erkennen zu 
bezeichnen haben. 


Gedenfalls häften die a ee Abſate ſtehen zu 
bleiben. 


9. 27. 
„Art. 9. 14. 15. 55. (Rev. Entw. 10. 13. 14. 22.) 
V. Dienftentfeßung; 
VIII. Dienftentlaffung; 


IX. Herabfegung auf eine geringerg 
Stelle 


Die erfte ift Verbrechens, die zweyte und dritte 
find Vergehenftrafen. - Mur | 

Das Strafgefeßbuch und der revidirte Entwurf ſtimmen 
darin überein. Nach beyden ift Dienftentfegung auch die 
nothwendige Folge der Verurtheilung ded Staatsdieners 
in eine Berbrechenöftrafe. | 


Mit der Bergehenöftrafe ift- Dienftentlaffung des ſchul⸗ 
digen Staatsdieners nicht? nothwendig verbunden. Gie 
ift aber felbftftändige Strafe der fehweren Amtsvergehen, 
wie Herabfeßung im ?Dienfte Strafe der leichteren Amts— 
vergehen. 

Dienftentfegung und Unfähigfeit zu jedem Amte ift 
nach dem revidirten Entwurfie auch die Folge der. 
Verurtheilung in eine Strafe wegen eines der fogenannten 


PP 
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fchandlichen Vergeben. Art. 22 Abfag 2. — Art. 23 des 
gegenwärtigen Entwurfeß. | 

Umvärdig des Vertraitend feiner Mitbürger und der 
Staatöregierung ift nämlic, der Dieb, der Betrüger, der 
Falfcher, der wegen Unterfchlagung Verurtheilte. 

In Erwägung jedoh, daß man Kleines‘ nicht wie 
Großes behandeln, daß man nicht‘ den — zumal jun 
gen — Entivender einer Weintraube vom Weinftoce, eines 
Apfeld vom Baume zc. feinen Leichtfinn mit fo ſchweren 
politijchen Folgen buͤßen laſſen foll, hat man darauf an: 
tragen zu müffen geglaubt, daß die Verurtheilung in eine 
Strafe wegen’ eines der ſchaͤndlichen Vergehen, — wo: 
hin auch Eidesbruch, dann faljche3 Handgelübte vor Ger’ 
richt, ferner Vergehen wider die Berfaffung und gegen 
die Sittlichkeit zu rechnen find, die ins Art. 22 bezeichne: 
ten ſchweren Folgen uur dann nach fich ziehen ſollen, 
wenn die Dauer der dadurch verwirften Gefaͤngnißſtrafe 
weniajtend einen Monat beträgt. | 


Ganz dafjelbe mit ganz gleichen Beftimmungen muß 
rüdfichtlich der Berufung zur Volfövertretung bey der 
Ständeverfammlung, beym Landrathe, dann zu den Stel: 
Ien eines Buͤrgermeiſters, Gemeindevorſtehers, Gemeinder 
bevollmaͤchtigten der Fall ſeyn. 

Hieran reihen ſi ch die Preßvergehen ($. 28 des Ser 
feßentwurfes über die Preßvergehen und Verbrechen.) 

Sehr treffend bemerkt der Vortrag über jenen: Ent: 
wurf, — Protokolle der zweyten Kammer, Bey— 
lage XXIV. ©. 35, daß derjenige, welcher ſich zur Ge: 
wohnheit macht, Staat, Thron, König, Religion, Moral ıc, 
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frepelhaft zu entweihen, nicht würdig iſt, in der Neihe der 
Nepräfentanten der Nation, der Kreife, der Communen 
einen Platz einzunehmen, welcher allenthalben nur den 
befonnenften, gediegenften und biederften Vaterlandsfreun⸗ 
den gebührt, 

In demfelben Maaße unwürdig ift er ohne Zweifel, 
ein Staatdamt oder einen Hofdienft zu befleiden. 


$- 28. | 
Art. 16. Rev. Entw. Art. 16° dann Th. II. Art. 4.) 
X. Geldfirafe | 

Sie ift nah dem Strafgeſetzbuche Vergehensſtrafe, 
nach dem revidirten Entwurfe Strafe der ſchweren Lebertre- 
‚tungen und Strafe der Polizeyübertretungen. Th. IL Art. 4, 
In gegenwärtigem Entwurfe gehört fie gleihmäßig dem 
erften Theile als Strafe für Vergehen und dem zweyten 
Theile als Polizeyſtrafe an. 

Ein Minimum des Betrages darf hier ſo wenig, als 
bey der Gefaͤngnißſtrafe ein Minimum der Dauer feftges 
fegt werden. | 

Hinſichtlich des Marimums findet man fih in einiger 
Verlegenheit. J— 

Achtet man, wie recht und billig, 25 fl. einem eins 
wöchentlichen Sefängniffe gleich, fo bilden zwey Jahre 
Gefängniß allerdings ein Facit von 104 Wochen, alfo 

Wird dagegen die Summe von 100 fl. einmonat- 
lichem Gefaͤngniſſe gleich geftellt, wie diefed in dem re— 
pidirten Entwurfe in den einfchlägtgen Stellen überall ge: 
fhieht, fo geben zwey Jahre nur 2400 fl. 
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Fuͤr einfacher hielt man es, den hoͤchſten Betrag der 
Vergehenoͤſtrafe auf 2400 fl. zu ſetzen. | 
Da die Höchfte Dauer des Polizenftrafarreftes — Th. 
I. Art, 3 auf drey Monate beftimmet ift, ſo mußte auch der. 
höchfte Betrag der Polizengeldftrafe— nicht mit dem revid, 
Entw. auf 600, — fondern auf 300 fl. geſetzt werden. 
Möglichft zu befchränfen war die Anwendung der: 
Geldftrafe, weil fie eigentlich nicht dem Neichen, fondern 
nur dem Armen wehe thut, — weil fie, in fo fern bie: 
Strafgelder dem Staatdärare zufließen, einen eigenen ins 
vidiöfen Character hat, und leicht den Glauben erregt, fie 
fey zur Berbefferung der Finanzen eingeführt, und weil 
gerade Geldftrafen, gegen minder Wermögliche verhängt, 
ſehr nachtheilig auf des Beftraften Familie wirken, gleich: 
fam auf einmal im Hauptftocde das verfchlingend, was, bey 
der Freyheitöftrafe, durch des Familienvater Entfepnung 
vom Hausweſen, nach und nach verloren geht, 


$ 20 
Th. I. Art. 3, 
XI. Arreft 


Mit Necht ift feine höchfte Dauer In dem revidirten 
Entwurfe auf drey Monate beftimmt. — 

Die geringfte Dauer gefeglich zu beftimmen geht hier 
eben fo wenig an, ald bey der Bergehenäftznfe des Ge⸗ 
faͤngniſſes. 

Von dem Hausarreſte hat der revidirte Entwurf 
aus den in den Motiven zu demſelben ©. 448 angeführ: 
ten Gründen mit Recht Umgang genommen. 
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Won der Beſtimmung des Entwurfes von Fähre 
1822 Art. 11, daß.der zum Arrefte Beurtheilte feine Be: 
rufsgefchäfte auch außer dem Arreſtorte verrichten dürfe, 
und ihm doch die Zeit in-den Arreft. eingerechnet werde, . 
ift in dem gegenwärtigen Entwurfe dadurch Gebrauch ge: 
macht, daß beym Polizeyarreſte, wie beym Gefängniffe, 
geftattet ift, die Strafe an Sonn: und Feyertagen von | 
dem Ende des Frühgottesdienftes bis zum andern Mor— 
gen, an Arbeitstagen aber nur zur Machzeit erjtehen zu 
laſſen. | 
$. 30. 
Ark 1T 
xU Verweis. 

Aus den in den Motiven zum revidirten 
Entwurfe ©. 446 $. 4. angeführten Gründen wurde 
der Verweis nicht nur als eigene Strafart für Poli: 
zeyübertretungen beybehalten, fondern er mußte auch 5. B. 
für die allergeringfte Stufe von culpa, in fo fern fie 
ftrafbare Nechtsverlekung bewirft, als niederfte Strafart 
im erften Theile des Entwurfes aufgeführt werden. 

Dort wird er von dem Gerichte, als Polizeyſtra— 
fe wird er von der Polizeyobrigkeit ertheilt. 


X 


ga 
Das Strafgefeßbuch enthält noch 


a) Förperliche Züchtiguug theild als felbfiftändige Stra: 
fe, Art. 25, theild als Straffhärfungsmistel, Art. 
14. 17.5 
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b) öffentliche Ausftellung als Schärfung der on 
Art. 7. 14. 17. — ’ 


Bon beyden hat der revid. Entw. mit Necht Umgang 
genommen. Die höchft erheblichen Gründe hiefür fi nd zu 
a ir den Motiven zum revid. Entw. S. 47, 


zu b cben dort ©. 14 Niro. 5. und in v. Schmidt: 
feins Prüfungen und Grörterungen ©. 34 angeführt. — 
Bergl. Mittermaier im Archiv B. XIL ©. 198. ; 

Nur in Beziehung auf die koͤrperliche Züchtigung, 
welche noch zahlreiche Vertheidiger unter den Griminaliften, 
‚vorzüglich unter den Practifern findet, erachtet man noch 
lolgendes zu bemerken fuͤr nothwendig. 


Wenn unlaͤugbar die Criminalpolitik bey jeder Strafe 
darauf Nuͤckſicht zu nehmen hat, daß nach ihrer Erſtehung 
der Beftrafte, — möglichft gebeffert, — der bürgerlichen 
Geſellſchaft zurückgegeben, und daß nicht eben durch | die 
Beſtrafung die wirffamften Triebfedern zu pflicht⸗ und ge⸗ 
ſetzmaͤßigem Handeln in ihm zerſtoͤrt, oder doch ſehr ge: 
ſchwaͤcht werden, ſo liegt darin unverkennbar das Urtheil 
der Verdammung dieſes Strafmittels, indem es den zu 
Beſtrafenden nur als ſinnliches Weſen auffaßt, und die 
ſittliche Wuͤrde deſſelben verneint, eben dadurch aber das 
fuͤr den Staatszweck ſo wichtige Ehrgefuͤhl unterdruͤckt und 
auf den Volkscharacter auf die nachtheiligſte Weiſe einwirkt. 

Wendet man dagegen ein, des Volkes Nohheit mache 
bey manchen Uebertretungen, z. B. Koͤrperverletzungen, Ei⸗ 
genthumsbeſchaͤdigungen ıc., die Beybehaltung dieſer Strafe 
unentbehrlich, indem es Menſchen gebe, die man auf keine 
andere Weiſe, als durch das: Medium der Haut zu bezaͤh— 
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men. vermag, fo wird durch ſolche traurige Erfahrung die 
Staatsregierung dringend an ihre Pflicht gemahnt, jene 
Nohheit durch Verbeſſerung des Unterrichtes und durch Be— 
foͤrderung der Volksbildung zu entfernen. Dieſe Pflicht 
erfüllt fie aber gewiß eben fo wenig durch Zulaffung von 
Strafen, welche das zu heilende Uebel noch tiefer befeſti— 
gen, ald dadurch, daß fie ihren Strafen den Stempel der 
Sittenrohheit aufdrüct, anftatt durch die Milde derfelben 
die Verbreitung der mildern Sitten des neunzehnten Jahr: 
— auf alle Volksklaſſen zu unterſtuͤtzen. 


Dabey aͤußert von allen Strafmitteln keines auf In⸗ 
| dividuen von verfchiedener Leibes- und Gemuͤthsbeſchaffeu— 
heit ſo höchft ungleiche Wirfungen, als dieſes, und bey 
keinem hängt der größere oder geringere förperliche Schmerz 
fo ſehr von den Kräften und von der Willkuͤhr des Dolls 
ſtreckers ab. Ein Strafmittel aber, dejfen phyſiſche Wir: 
fung hoͤchſt unſicher und deſſen moraliſche Wirkung hoͤchſt 
ſchaͤdlich iſt, entſpricht weder den Forderungen der legis— 
lativen Politik ‚ noch den Geboten der Gerechtigkeit. 


Eudlich ift aus 4 26 oben hieher zu wiederholen, 
daß das Strafgefehbuch. eined conftitutionellen Staates für 
jede Klaſſe ftrafbarer Handlungen ohne Ruͤckſicht auf die 
Klaffe der Gefellfchaft, welcher der Uebertreter angehört, 
‚gleiche Strafmittel anzudrohen, nicht aber privilegirte Klaf- 
fen von Uebertretern anzuerfennen habe, daß folglich, wenn 
bey gewiffen Ausbrüchen rohen, und boshaften llebermuths 
die koͤrperliche Züchtigung für zweckmaͤßig erachtet werben 
‚wollte, Jeder ohne Unterfchied .ded Standes und ded Ran— 
ges, ſo fern er einer Uebertretung folcher Art fi ſchul⸗ 
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‚dig macht, mit der gleichen Strafe belegt werden muͤßte, — 
was faum in Ausführung zu bringen feyn dürfte, — 


Bekannt iſt es auch, daß im Nheinfreife, nach deffen 
‚Bereinigung mit dem Königreiche Bayern, die Einführung 
der GStodftreiche große Unzufriedenheit und Erbitterung, 
dann zahlreiche Defertionen der in das Heer eingereihten 
Juͤnglinge aus jenem Kreiſe herbeygeführt hat. 


Unmöglid) kann man in einem Etrafgefeßbuche, welches 
feine Herrfchaft ‘auch auf den Nheinfreis zu erftrecden be— 
ſtimmt iſt, dig: förperliche Züchtigung als Strafmittel beybe⸗ 
halten, unmöglich fönnen auf der ändern Seite die Bürger 
diejfeitd des Rheins in dem, was auf das Vormwärtöfchreis 
ten zur fittlichen Cultur und Vervolltomnnung Beziehung 
bat, als den Brüdern ——— des Rheins en be⸗ 
handelt werden, 


§. 32. 
Art, 16. 


Gegen die Beſtimmung der Art. 13 und 16 des 
Strafgeſetzbuches und des Art. 18 des revidirten Entwur- 
fes wurde eingewendet, daß der Nachlaß des vierten Thei- 
les der rechtlich zuerfannten Zuchthaus: und Arbeitshaus: 
ftrafe gewiffermaßen im Voraus das Bekenntniß enthal- 
te, der Staat habe den Verbrecher um den vierten Theil 
ftrafwürdiger, ald er wirklich ift, beurtheilt; — der Aus: 
fpruch der Strafe fey nicht im genauen Verhältniffe zur 
Schuld, fondern nur proviforifch gefchehen, indem der Res 
gent ſich geneigt erkläre, feiner Zeit den vierten Theil der 
"Strafe wieder nachjulaffen. 


J 
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Samhabers Beytraͤge zur Geſetzgebung ie. ©. 35, 


Es iſt jedoch die in Fräge ſtehende Beſtimmung durch 
das in den Anmerkungen zum Strafgeſetzbuche 

8:1 ©,05 und in den Motiven zum revidirten Eüt— 
> wurfe ©. 18 $: 5 Geſagte hinreichend gerechtfertigt. 
| Judeſſen fand man es hart, den Verurtheilten wegen 
einer einzigen erkittenen Züchtigung, die vielleicht in der 
erſten Zeit der Straferftehung ‚verwirft wurde, der großen 
Wohlthat fuͤr verluſtig zu erklaͤren. 


Daher der in Antrag gebrachte Beyſatz⸗ 


6. 33. 
AÄrct. 22. (Revid. Entw. Art, 21.) 
Daß der Art: 21 des revidirten Entwurfes hinweg⸗ 
gelaſſen, und der Art. 22 ſo, wie der gegenwaͤrtige Ent— 


wurf ihn enthaͤlt modifieirt werden muͤſſe, iſt ſchon oben 
$. 8 und 27 gezeigt worden. 


Die Vergehen durch den Mißbrauch der Preffe mußten, 

jedoch erft im zweyten Ruͤckfalle, in die Reihe derjenigen 
ergehen aufgenommen werden,: welche, ‚gleich „den Ver— 
brechen ‚. die ‘fchweren politiſchen Folgen nach ſich ziehen. 
Der in der Kammer der Abgeordneten erftattete, bes 
reits oben angeführte Vortrag über das Preßgeſetz, Bey⸗ 
lage XXIV zu den Protofolten ic ©, 25, gibt hiefuͤr die 
Gruͤnde an. | 


Da es jedoch zu eomplieirt ſeyn — wiſchen mehr 
und minder ſtrafbaren Preßvergehen zu unterſcheiden, und 
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bey den erfteren fogleich im erften oder zweyten Kalle der 
Ulebertretung die fchweren Folgen eintreten zu laffen, der - 
Grund der Milde auch bey allen Prefvergehen eintritt, 
ſo hat man es für angemeffen befunden, binfichtlich aller 
ſolcher Vergehen nur die angewöhnte, nicht Teicht zu bef- 
fernde Verkehrtheit und Boͤsartigkeit des Uebertreters, das 
heißt, den zweyten Nückfall ald jene Folgen herbepfüh: 
rend zu erflären. 


$. 354: 
Art. 3i. (Revid. Entw. Art. 50.) 


1) Als fehe zweckmaͤßig ſtellt fih da, wo fchriftliches; 
geheimes Verfahren ftatt findet, die Bekanntma— 
hung der Strafurtheile, fo fern eine fchwere Strafe. 
erkannt ift, in der Art. 50 Abf. 1 des revidirten 
Entwurfes — im gegenwärtigen Entwurfe 3i — 
angegebenen Art, dar. | 


Eine andere Frage ift es allerdings, ob die öffent: 
liche Bekauntmachung der Urtheile aucd anzuordnen fey, 
wenn dad im Ötrafptoceffe in Antrag gebrachte Prineip 
der Deffentlichfeit ded Verfahrens den Sieg erringt, der 
ihm gebührt: 


Kann nun zwar in diefem Falle von einer Nothwenz 
digkeit ſolcher Bekanntmachung Feine Nede feyn, fo ift es 
doch nicht bloß für den engen Kreis derjenigen, welche 
den Öffentlichen Verhandlungen beyzuwohnen Zeit und Ger 
Iegenheit haben ; fondern für alle, oder doch für viele 
Staatsbürger vor Intereſſe, von der Wirkfamfeit des 

Beplage LAXIV: 5 
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Strafverfahrens auf amtlichem Wege in — geſetzt 

zu werden. 

9) Nicht ganz geeignet dürfte es — ſeyn, die 
den in= oder auslaͤndiſchen Vaganten, Dieben, Bes 
trügern :c. in geringem Maaße, z. B. auf drey 
Tage, auf einen Monat zuerfannten Wergepenftite 
fen in diefer Art befaunt zu machen. | 


Auch die gelindere Art der Bekanntmachung der Straf: 
urtheile — Abſatz 3— hat fich auf diejenigen Fälle, zu bes 
fchranfen, in denen mindeftend auf drey Monate Freyheits- 
oder 300 fl, Geldſtrafe erfannt iſt. 

Es iſt als wuͤnſchenswerth empfohlen worden, daß 
nicht nur die verurtheilenden Erkenntniſſe, ſondern auch 
die von der Inſtanz entbindenden und die losſprechenden, 
unter Bezeichnung des Angeklagten, zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß gebracht werden, in der Erwaͤgung, daß ſolche Be— 
kanntmachung einen öffentlichen Nachweis von der Wirf: 
famfeit des ÖStrafverfahrens liefert, und hierdurch dem an 
feinem Rechte gefränften Staatöbürger zu feiner Beruhi— 
gung darthut, wie fehr der Staat fid) bemüht, ihm zu 
feinem Rechte zu verhelfen, und den Verbrecher zu züchtigen. 


Samhabers Beyträge zur Strafgefeßgebung. ©. 32. 


Es Laßt ſich jedoch billig bezweifeln, ob nicht dieſe 
Bekanntmachung zweckwidrig wirken würde, 


Inſtanzabſolution gibt es ohnehin de dem — 
Strafprozeſſe nicht mehr. 

Dem Losgeſprochenen ſteht es frey, von dem Serie 
dit Bekanntmachung des Urtheils zu — 


des Strafgefshhungs, & 
36. . 
Sifer wor und Fahrläffigkeit, 
| Art, 34. — 41. (NRevid. Entw. 33 — 36.) 


A. Eine Definition des boͤſen Vorſatzes darf im Ge 
— nicht gegeben werden. 
Zum Verbrechen gehört. weſentlich boͤſer Vorſatz. 

Da die eulpa, fo’ fern fie eine ſtrafbare Rechtsver— 
letzung bewirkt; : ‚den Vergehen angehört, fo war der 
erſte Abſatz des Art. 35 des teriditten Entwurfes hienach 
abzuaͤndern. Zu 

Der zweyte Abſatz rn — da der gegen⸗ 
waͤrtige Entwurf keine ſchwere Uebertretungen mehr kennt, 
und da die Strafe der culpa nie zur Verbrechensſtrafe 
fi) ſteigern kann. 

Vergehen koͤnnen auf Vorſatz, wie auf culpa beruhen, 


B. Die praesumtio deli — Strafgeſetzbuch Art. 43, 
revid. Entw. Art. 34 — darf in der neuen Strafgeſetzge⸗ 
bung feinen Plag meht finden. | 
Der rechtswidrige Vorſatz, dieſe oder jene ſtrafbare 
That zu veruͤben, fo fern, er nicht auf geſetzlich glaub: 
hafte Weiſe eingeſtanden iſt, kann aus der That felbft- 
oder aus ‚den Umftinden und. Verhaͤltniſſen derſelben ge⸗ 
folgert werden. 

Anumerkungen zum Strafgeſebbuche, B. 1 8. 153. 

Motive zum revidirten Entwurfe. S. 22 $. 8. 

„% Schmidtieins Prüfungen ic. ©. 1127 — 120. 

In fo. fern nicht eine rechtswidrige Handlung aus: 
fhtiepend nur mit böfem Vorfage, nicht aber auch aus 
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Fahrläffigkeit verübt werben kann, z. B. Diebſtahl, Ber 
teug, Faͤlſchung ꝛc. — in fo fern gibt es einen allgemein 
gültigen Vermuthungsgrund für den dolus nicht. Die an 
ſich rechtswidrige That kann in vorkommendem Falle ge⸗ 
rade fo gut für die culpa als für den böfen Vorfatz zeugen. 
Rechtswidrig iſt fie in dem einen, wie in dem-andern Falle. 


Nur die mit der Handlung feldft derbündenen, mit 
ihr ein Ganzes ausmachenden, folglich die. Befchaffenheit 
der berübten eonereten That bezeichnenden Uniftände laſſen 
in jedem einzelnen Falle erfeinen; ob. das eine, ob das 
andere gegeben fey; und es iſt fehr richtig bemerkt worden, 
daß der Sat »praesumtio pro dolo« ih der ea nichts 

anders fage, ale: 


»der ——— Vorfatz wird aus der an 
ſich rechtswidrigen That vermuthet, wenn dieſe 
von der Beſchaffenheit iſt, daß derſelbe daraus 
abgeleitet oder vermuthet werden ann. 


Der Anfläger muß, wie eben ſo richtig bemerft wurde, 
vollen Beweis der Anklage fuͤhren. 


Alfo iſt auch der Beweis bei blſen⸗ ——— ein 
weſentliches Stuͤck der Beweisführung. Nicht darf ſich 
die Anklage und ihr Beweis auf einen Theil der geſetz— 
lichen ÖStrafbedingungen, daß der Angeklagte der Thäter 
ſey, befchtähfen; auch das andere ivefentlihe Moment, 
daß er diefe That gewollt habe, muß, unter forgfältiger 
Ausmittelung ded ganzen Wefens der Handlung und aller 
vorhergehenden, begleitenden und nachfolgenden. Umſtaͤnde, 
erſchoͤpft werden. 
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0. Wening, Borſt, Mitsfermaier im neuen 
Archiv des Criminalrechto r Henke's Hand 
bud Th. L $. 57.) 


Will zwar ungezweifelt a dad Strafgefepbud 
und der rev. Entw. a. a. D,, daß der Richter bie 
That felbft und alle Umftände derfelben genau erforfche, 
auf daß ein gründliche Urtheil gefchöpft werden Fönne, 
Anmerkungen zum Ötrafgefegbude B. J. S. 154. 
Motive ꝛc. ©, 22. und v. Goͤnners und v. Schmidt 
leins Jahrbücher der Gefeggebung 3.11. ©. 
534), fo ift es doch gewiß angemeifener, daß die Gerichte 
durch dad Geſetz felbft auf die That und deren Umftände 
hingewiefen, als daß im Voraus ihnen. gefagt werde, 
jede gefegwidrige That fey für eine vorfäglich gefegwidrige 
gu halten, fo lange niht das Gegentheil bewieſen oder 
wahrſcheinlich gemacht werde. 


Die (Grolman'ſche) praesumtio doli iſt TE 
von allen neueren Eriminaliiten, — fie ift von dem bes 
rühmten Verfaſſer des Strafgefeßbuches vom Jahre 1813 
— von Feuerbach — felbit, $. 87. der neueren Auf: 
lagen feines Lehrbuches — aufgegeben worden, 


Bergl. auh den Entwurf des Strafgefep- 
buches für das Königreih Würtemberg Art. 
51, wo bejtimmt ift; j 

»Bey ‚einer wider Jemand erwiefenen flrafs 
baren That ift nur dann für erwiefen anzu: 


nehmen, daß fie worfäglic ;gefchehen, wenn 
entweder diefes von dem Thäter felbft rechto— 
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gültig eingeftanden wurde, oder der Zuſam⸗ 
menhang aller wohfertvogenen Umftände des 
Falles troß der Behaupfung des Thäters nicht 
geftattet, ‚die ‚That bloß einer — 
zuzuſchreiben.« 


Vergl. nicht minder den — de 
wurf Sap 18. 


FR nun aber einmal ausgemittelt, daß die Sin. 
lung: mit rechtswidrigem Vorſatze begangen worden, dann 
laͤßt ſich eine Theilung nicht mehr rechtfertigen. 


Alles kommt vielmehr darauf ‚an, 0b der wirklich 
eingetretene Erfolg nach allgemeiner, oder dem Thäter 
befonders befannter Erfahrung unmittelbar und gewöhnlich 
eintritt, oder doch gerade fo leicht eintreten fann, als ein 
geringerer Erfolg, oder ob derfelbe unter die ungewöhn: 
lichen gerechnet werden muß. Ä 


Im erften Falle muß der Thaͤter beweifen, daß er 
den eingetretenen Erfolg nicht beabfichtiget habe; wogegen 
im zweyten Falle das Ungewoͤhnliche nur dann zum rechts⸗ 
widrigen Vorſatze anzurechnen iſt, wenn dem Thaͤter be— 
wieſen werden kann, daß er das, was erfolgt iſt, beab⸗ 
ſichtiget habe. | Ä 


In dem erften diefer beyden Fälle erflärt ed der 
rev. Entw.. Art. 35 für hinreichend, wenn aus den 
Umftänden die Wahrfcheinlichfeit des Gegentheils ſich ers 
gibt, während das Strafgeſetzbuch Art. 44 das Segen: 
theil durch klare Beweiſe dargethan wiſſen will. 


des Strafgefegdunes, | Be; 


Da der volle Anfihuldigungebeweis, folglich, nach 
Berbannung der Fnftanzabfolution, der Anfchuldigungsbe: 
. weis überhaupt ſchon dann elidirt iſt, wenn der Verthei- 
digungsbeweis dad Gegentheil bis zur Wahrfcheinlichkeit 
gebracht hat, fo hat man dem rev, N den Bor: 
zug einräumen zu follen geglaubt. 


Unbeftimmt ift aber der Ausdrud im Strafgeſetz⸗ 
buche, wie im rev. Entwurfe: 


»Beweis des Segentheild,« 


Bey der Vorausſetzung der Gewißheit des rechts— 
widrigen Vorſatzes uͤberhaupt kann unter dem Gegen— 
theile nicht, mit den Anmerkungen x. 8.10%. 
151, Nahrläffigfeit oder Zufall, es muß vielmehr ein von. 
dem Thaͤter beftimmet und ausfchlieglich beabfichfigter ans 
derer Erfolg verftanden werden. 


Veirgl. Bauers Anmerfungen zum. hannoͤy. 
Entw. ©. 433 ıc. 


Endlich ift im Abſatze 2 mit Mecht beygeſetzt, daß 
ed auf benannte Gewißheit oder Wahrfcheinlichkeit da 
nicht anfonıme, wo die Geſetze nur den eingetretenen — | 
folg berücfichtigt wiſſen wollen. 


C. Die culpa wird in dem Ötrafgefegbude 
Art. 64— 70, fo fern diefelbe That, vorfäglich begangen, 
wenigſtens Gefängniß über fehs Monate zur Folge haben 
wirde, — Art. 69, 70 — als Vergehen behandelt. 


Der von Goͤnner'ſche Entwurf vom Fahre 1822 
verwies die eulpa unbedingt in das Polizeyftrafgebiet. 
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Der, rev. Entw. erflärt, — aus Gründen, welche 
unter der. VBorausfegung des Beftehens der fchweren Les 
bertretungen, ald dritten Gliedes der Nechtsübertretungen, 
als ſehr erheblich erfcheinen, — Motive $. 1,2, 7, 9. 
— jede aus frafbarer Fahrläffigkeit begangene Nechtövers 
letzung als ſchwere Uebertretung. 

Bey dem Hinwegfallen der ſchweren Uebertretungen 
muß, aus den eben dort angefuͤhrten Gründen, die eul— 
pofe ftrafbare Nechtöverlegung in die Neihe der Vergehen 
geſetzt werden. 


D. Ein doppelter Weg kann bey Behandlung der 
Materie von Faprläffigkeit im Strafgefegbuche eingefchla: 
gen werden. . 


Entweder man behandelt fie vollftändig, — auch bins 
ſichtlich Ver die culpa treffenden Strafen, — in dem all: 
gemeinen Theile, fo daß fodann von derfelben bey den 
einzelnen ftrafbaren Thaten — in der Regel wenigftens, 
— gar nichtd mehr zu fagen ill. 

Oder man gibt in dem allgemeinen Theile blos an, in 
welchen Fällen culpa eintrete, und wie vielerley Grade der 
culpa ed gebe, beflimmt aber fodann die Strafen bey 
jeder einzelnen ftrafbaren That, wo culpa eintreten Fann. 

Den eriten Weg hat das Strafgeſetzbuch am 
angeführten Drte, den gweyten Meg bat (aber freylich 
ohne Ausfcheidung von Graden) der rev. Entw. gewählt. 

Bergl. Motive. 9. ©. 23. 

Man hat dem revidirten Entwurfe in der Wefens 
heit den Vorzug geben zu muͤſſen geglaubt, vorzüglich 
darum, weil es viele ftrafbare Thaten gibt, welche gar 
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nicht. aus Fahrlaͤſſtgkeit begangen werden koͤnnen, — 
Diebftapl, Unterfchlagung, Betrug, Faͤlſchung, Meineid, 
Hochperrath, Majeftätöbeleidigung, Widerfegung, Bes 
ftehung, Verlaͤumdung, Ehrenbeleidigung zc. 


E. Als zu dürftig erfcheint aber die Behandlung, 
welche der culpa in dem erften Abfchnitte ded revidirs 
ten Eutwurfes in dem einzigen Art. 36 zu Theil‘ ge 
worden iſt. 


In der Nothwendigfeit der größeren Befchränfung 
des richterlichen Ermeſſens liegt zugleich die Mothwendigs 
feit, die Grade der Fahrläffigfeit auszufcheiden, auf daß 
nicht Alles in der Luft hänge, und fo die allergeringfte 
Bahrläffigfeit oder Unvorfichtigfeit mit dem hoͤchſten Grad 
unverzeihlich grober culpa in eine Klaffe geftellt werde. 

Nur zu wahr ift ed, daß der bürgerlichen Gefell: . 
ſchaft und den Privaten oft durch Unachtfamfeit fo viel 
und wohl noch mehr geſchadet wird, als durch boͤſen 
Vorſatz. 

Nicht verdient gewiß der frevelhafte, durch Tempes 
rament leichtfinnige Unverbefferliche ‚ welcher in ewig wies 
derfehrender Unahtfamfeit die Rechte feiner Mitbürger 
verletzt, — nicht werdient der Egeiſt, der, nur ſich 
und feine Zwede im Auge habend, vergißt, daß noch 
Andere neben ihm eriftiren, und auf ruhige, nicht fre= 
ventlich zu ftörende Exiſtenz Anfpruh machen, die große 
Schonung, welde der Entwurf vom Jahre 1822 der 
culpa angedeihen laffen will. 

Eben daraus folgt aber, daß e8 nicht umgangen wer: 
den darf, Örade der culpa feftzufegen. 
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Es muß dieſes um fo gewiſſer gefcheheg, als das 
Geſetzbuch eine bloß der Doctrin angehoͤrige Definition 
der culpa eben fo wenig, als eine Definition des dolus 
geben darf, es folglich angemeffen ift, die einzelnen Hand: 
lungen, Unterlaffungen und reſp. Vorausfegungen aufs 
zuzaͤhlen, welche eine ftrafbare Fahrlaͤſſigkeit begründen. 

Mehr als zwey Grade aufjuftellen (etwa drey, late, 
leris, lerissima, wie im @ivilrechte) wurde nicht 
als thunlich erachtet. 

Laͤßt ſich zwar in Anſehung des Cauſalzuſammen⸗ 
hanges der Handlung mit dem geſetzwidrigen Erfolge. 
ziwifchen der groben und geringen: Fahrlaͤſſigkeit noch eine 
‚Mittellinie denfen, der Fall nämlih, wo das Eintreten 
des gefegwidrigen Erfolges Feine größere Wahrfcheinlic: 
feit für fich ‚hatte, als das Nichteintreten, aber eben fo 
wenig. das Nichteintreten wahrfcheinlicher, ald das Ein: 
treten, ‚vielmehr beydes gleich wahrfcheinlich refp. gleich 
möglih war (vergl. Bauers Anmerkungen zum 
hbannöverfhen Entwurfe ꝛc. ©. 452), fo ift ed 
doch nicht rathfam, die richterliche Beurtheilung gar zu 
fehr zu befchränfen. 

Bey Beftimmung der größeren oder geringeren Wahr: 
fcheinlichfeit ded Vorausſehens des gefegwidrigen Erfolge 
hängt gar zu viel von Umfländen, von der Individua— 
Hität, dem ‚Alter, der Bildung, dem Stande, Gewerbe ic. 
desjenigen ab, von deffen Fahrlaͤſſigkeit die Nede ift. 

Sn dem Strafgeſetzbuche Art. 65 — 68 find 
übrigens die beyden Grade der Fahrläffigfeit mit großer 
Limfiht und Vollſtaͤndigkeit behandelt. 
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"Eine achtzehnjägrige Erfahrung hat dieſe Beftim: 
mungen als, wohlthätig bewährt. 


36 - 
Bollendung, Berfud. 


Art. 42 54. (Dev. Entw..37—40.) 


Das Beftreben mußte in diefer eben fo wichtigen, 
als fchwierigen Materie vorzüglich darauf gerichtet fen, 
die allgemeinen Beftimmungen, über Vollendung und Ver: 
ſuch mit ſo großer Beſtimmtheit zu ——— als ed 
nur immer möglich iſt. | 


Um diefen Zwed zu erreichen, war e8 vor Allem 
nothwendig, die Handlungen, welche einen ftraflofen Ber: 
fuch bilden, von denen, welche den Berfuh zum ſtraf⸗ 
baren erheben, gehoͤrig zu ſondern. 

Bon dem erſten Anfange der Ausführung einer ſtraf⸗ 
baren That bis zum Gränzpunfte der Bun) der: 
felben laffen ſich mehrere Stufen denken. 


Se geringer die Entfernung des Verſuches von det 
Vollendung, deſto ſtrafbarer iſt der Salt 


Klar und einfach Tiegt 
a) die Granzlinie zwifchen ftraflofem und ftrafbarem - 
Verſuche, — eben fo Far und einfach liegt. 
. b) die Gränzlinie- zwifchen „mehr und minder. Atfi 
rem Berfuche vor. 


ad a) Weſentlich gehört zum, ſtraftaren Verſuche eine 
äußere, aͤußerlich erkennbare, mit des Verbrechens oder 


wit. 
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Bergehend Voubeinguns im ————— ſtehende 
Handlung. | 


Iſt es daher 

a) beym bloßen Gedanken, wenn auch durch Worte, 
ſelbſt durch Drohungen geaͤußert, — oder beym 
Wollen geblieben, ohne daß es noch zu einer 
aͤußern, zur Vollhringung der ſtrafbaren That füh: 
renden Handlung gekommen ift, — oder 

b) würde die vollendete That felbft eine ftrafbare That 
gar nicht ſeyn, — oder | 

c) bat bie vorgenommene Handlung nur eine allges 
meine, nicht aber eine befondere heſtimmte Bezie— 
bung auf eine ſtrafbare That, — oder 

..d) enthält jene Handlung erſt die Borbereitung zu 

- dem verbrecherifchen Unternehmen , 
fo befteht ein ftrafbarer Verſuch nicht, 

Alles dieſes bedarf eines näheren Beweifes nicht, da 


ad a) dad innere des Menfchen ein für den Staat 
verfchloffenes Heiligtum iſt, auf welches nicht mit Straf: 
geboten gewirkt werden kann, und die bloße widerrechts 
lihe Stimmung oder Hinneigung zur ftrafbaren That den 
Sieg des guten oder des böfen Principe immer noch un⸗ 
entſchieden laͤßt; 


ad b) bey mangelnder Bafı 8 der Ötrafbarfeit der 


That, wenn fie vollender'wäre, die nur ———— That 


unmoͤglich ſtrafbar ſeyn kann; es auch 


ad c) eben fo wenig mit den Grundſaͤtzen der Ge: 
rechtigkeit zu vereinbaren feyn würde, die mit einer ſtraf⸗ 
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baren That in Peiner Beziehung ſtehende Verſuchshand⸗ 
* einer Strafe —— zu wollen, und endlich 


ad d) zwifchen Vorbereitung zum Unternehmen, das 
heißt, zwiſchen der Handlung, wodurch erft dad Mittel zur 
Bewirfung ded beabfi chtigten Verbrechens herbeygeſchafft, 
nicht aber ſich ſchon in die Lage gefetzt wird, diefes Mittel 
zur Bewirfung, ded Verbrechens anzuwenden, — und 
zwifchen dem Unternehmen felbft eine eben fo weite Kluft 
beftept, als zwiſchen dem Tpun wollen und dem wirk⸗ 
lichen Thun. 
Aus der su und o angeführten Ruͤckſicht muß 
der Verſuch auch dann ſtraflos bleiben, wenn der 
Thaͤter zur Veruͤbung einer ſtrafbaren That ein an 
kich gänzlich untaugliches, von jedem Menſchen mit 
F geſundem Verſtande als untauglich erkanntes, von 
dem. Handelnden aber aus Dummheit, Unwiffens 
| beit und Mangel an Verftand, — nicht aber 
; darılm, weil er eine andere Sache, ein anderes 
Mittel, . „eine andere Subſtanz vor ſich zu haben 
glaubte, — für tauglich gehaltenes Mittel anges 
ivendet hat. 


Urnmoͤglich kann nämlich das Geſetz folche Verſuchs⸗ 
handlungen mit Strafe bedrohen, welche weder in abstracto, 
noch in concreto ein Verbrechen oder Vergehen zu bes 
wirfen im Stande find, 


Nicht kann dagegen dad Gefeg darauf mRaaficht 
nehmen, ob das zur Ausführung gewählte Mittel in dem 
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vorliegenden “Falle wirklich geeignet: war, dad. beabfichs 
tigte Verbrechen : hervorzubringen oder nicht, wenn nur 
dieſes Mittel, diefe gebrauchte Sache überhaupt vefp. das 

Mittel, welches der Handelnde anzuwenden gemeynt wat, 
den gefetzwidrigen Erfolg hervorzubringen im Stande iſt 


Einleuchtend iſt es, daß die Handlungen eines Men⸗ 
ſchen, der den boͤſen Vorſatz hat, die heiligſten Rechte 
ſeiner Mitbuͤrger zu verlegen, zur Realifirung dieſes Vor⸗ 
ſatzeo auch wirklich eine aͤußere Handlung vornimmt, 
aber in den Mitteln ſich vergreift, den rechtlichen Zu⸗ 
ſtand in hohem Grade verletzt. 


Man kann nicht" fagen; auf ſolche Weiſe werde bloß 
der rechtswidrige Wille, alſo das Innere beſtraft. 

Die Strafe trifft in der That die dem rechtswidrigen 
Entſchluſſe gemaͤß vorgenonimene aͤußeren Handluns. 

Es wuͤrde gar zu traurige Folgen für die Nechts⸗ 
ficherheit im Staate haben, wenn man "Venjenigen für 
ſtraflod erklaͤren wollte, welcher auf den Andern eine fuͤr 
geladen gehaltene Piſtole losgedruͤckt hat, die nicht ge⸗ 
laden War, oder eine Piſtole, die geladen war, "Aber ver: 


fägte, oder eine geladene nicht verfagend? "Piftote, ohne 
zu treffen. 


Woilte man nach det ſeutgegengtfehten SR confes 
Ai feyn, fo müßte lan einen ſtrafbaren Werfüch ‘auch 
danu? nicht ahnepmen‘, "wenn Jemand den Andern ih 
mörderifcher Abſicht ein Quantunt wirklicher Giftes gibt, 
welches. diejen. Menſchen wegen, befonderer Beſchaffenheit 
‚feiner. ‚Körpereonftitution nicht tödten kann, oder zu we 


\ 
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nig Gift, oder Gift in einem ald Gegengift wirkenden Behis 
kel beybringt; (Efchers vier Abhandlungen etc. ©. 171), oder 
wenn ein Dieb eine fo kurze Leiter zum Einfteigen herbeybringt, 
daß es unmoͤglich iſt, mittelſt derſelben in das Haus zu 
gelangen; oder wenn ein Betruͤger die Faͤlſchung fo un: 
behuͤlflich vornimmt, daß ſein Betrug von Jedem mit ge: 
tinger Erfahrung und Kenntniß des ai leicht 
entdeckt werden fanıi, | 


Henke's Handbuch — % 1 S. 266. 


Jede Strafe muß, wenn fie nicht Product der Will: 
führe ſeyn foll, auf den in aͤußerer Handlung: ſich offen: 
— — techtswidrigen Willen bejogen ne — 
So lange des Menſchen Gedanken * in ‚feidem 
Innern verfchloffen, fo lange derfelbe gleichſam ein Ge: 
‘genftand des Kampfes zwifchen der Sinnlichkeit und dem 
Prineip des‘ Böfen auf’ der einen, und der Pflicht und 
Furcht vor Strafe Auf der ändern Seite ift, fo lange 
fann von Berfuch überhaupt, alſo auch von firafbarem 
Verſuche keine Rede ſeyn. 


Leicht aͤndert ſi ſich des Meiſhen Gedante, und was 
ich heute will, das iſt mie as morgen ng a 
genehm. 


Iſt aber einmal der Gedanke zum | Cutfehluffe geieift 
und mit Aeußerung der Thattraft in Verbindung geſetzt, 
(quasi telum e manu emissum) dann fann e8 überall nur 
darauf anfommen, 


3 
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a) ob ‚ein Dbjeet vorhanten ift, an welchem die bes 
abfichtigte ſtrafbare That verübt werden kann, und 


») ob 'der Handelnde zur Erreichung ſeines Zweckes 
ein Mittel ſich auserſehen hat, welches an ſich, 
und abgeſehen von feiner Beſchaffenheit zur Zeit 
der That, dann abgefehen von dei Maafe und 
der Art des davon gemachten Gebrauched, — zur 
Hervorbringung des beabſichtigten — taug⸗ 
lich iſt. | 


Ada) Im Mangel des Erſteren fehlt es am That⸗ 
beſtande eines ſtrafbaren Verſuches, und ed ft z. B. 
unmoͤglich, an einem todten Menſchenkoͤrper einen Mord 
eben ſo ——— are auch, einen re zu be: 
gehen: “ Ä 


Ad b) Im jwepten. Falle muß, wenn des Verfus 
ches Strafbarkeit eintreten foll, das gewählte Mittel, voraus: 
gefeßt, daß die Anwendung diefes Mittels, welches wirf: 
lich angewendet wurde, in der Intention des ‚Handeln: 
den lag, an fich zu Erreichung des Zweckes tauglich ſeyn. 
Der rechtswidrige Vorſatz muß nicht eine leere Traͤume⸗ 
xrey, nicht ein. Luftgebilde ohne Realität feyn, er muß, 
— ſo ausgeführt, wie ihn der Handelnde ausführen 
wollte, die beabfichtigte ftrafbare That in Wirklichkeit zu 
ſetzen geeigriet feyn. 


| Daraus entſcheiden ſi ch die vielbefprodheiten Fragen; 
a. ob derjenige ftrafbar ie), welcher feinen Feind todt 
veten zu Fühnen glaubt, und Auch wirklich ivallfahrtet 
iind betet, um ihn dadurch zu tödten; dann 
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b derjenige, welcher dem Andern eine Materis zum 
Einnehmen gibt, die er für * hält, die aber 
Zucker iſt; — dann 


e) welcher eine Piſtole auf den Andern losdruͤckt, die 
er fuͤr geladen haͤlt, die aber nicht geladen iſt. 
Nach der gegebenen Beſtimmung muß die Frage 

— ad a verneint, die ad b und c aber bejaht wer: 

den. In den erften Falle wurde fich zur Reali— 

‚firung des gefegwidrigen Wollens eines Mittels 
bedient, welches abfolut und: in jeder Beziehung 
diefen Zweck herbeyzuführen ungeeignet iſt. 

Im zweyten und dritten Falle wollte der Thäter 
ein Mittel anwenden, welches, an fi wirklich den Tod 
zu bringen vermag. Das rechte Mittel wollte er anwens 
den; im dritten. Soße hat er es fogar wirtich ange⸗ 
wendet. 

Vrergt. abrigens noch Sritöbevers in dei 
Materialien für Geſetzkunde ꝛc. B. VI, 358. 

F. Als ſtraflos muß endlich der Verſuch, — nicht 
zwar weil es an dem Merkmale eines ſtrafbaren Verſuches 
mangelt, wohl aber aus legislativer Politik, dann erklaͤrt 
werden, wenn der ſtrafbaren — SEEN freywillig 
unterlaffen worden ifts 


Solche Zufiherung der ‚Straflofigfeit ſoll naͤmlich 


zum Abſtehen von. verbrecherifchen Unternehmungen, zum — 


Zuruͤcktreten von der verbrecherifchen Bahn FAHREN) an⸗ 
treiben ꝛc. 
Iſt duch Reue nichts zu gewinnen, durch Wollen: 
dung deſſen, was man rechtswidrig begonnen, nichts zu 
Beplage LXXIV. | 6 
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verlieren, dann hat der geſetzwidrig Handelnde Keinen 
Außeren Impuls, auf ben Weg des Nechtes: zurüczufehren. 

Daraus folgt aber, daß es gleichgültig ift, welches 
der Beweggrund dieſes Zurücktretend wär, die Stimme 
des erwachten Gewiffens, Regung des Mitleidg, Furcht 
vor, der Strafe ꝛc. Nur nicht durch aͤußere Ereigniffe 
darf das Hinderniß der Beendigung N 
willig muß das Zurüdtreten ſeyn. 


© ad B. In eben demſelben Maaße einfach, und 
wohl noch einfacher ift die Auffindüng der Grenzlinie zwi: 
ſchen der höheren und —— Strafbarkeit der Ver: 
fuhshandlungens | 

Zwar ſcheint ed durchaus nicht räthlich, — Ge⸗ 
ſetzgebung auf Eintheilungen des ſtrafbaren Verſuches in 
Grade ſich einlaſſe, da des Verſuches Abſtufungen, wie 
ſie im Leben vorkommen koͤnnen, hoͤchſt mannichfaltig ſind, 
da kein Fall dem andern gleich iſt, und da demnach das 
Geſchaͤft um ſo mehr unfruchtbar und odios zu ſeyn ſcheint, 
als es, wie die Motive ic, ©, 29. 30. ſich ausdruͤcken, 
Verwicklung in der Anwendung herbeyführt, die Unter: 
fuchungen erfchwert, und in jedem vorkommenden alle 
die Richter in unnöthige Debatten über dert gegemwärtig 
vorhandenen Grad ded Verſuches verſetzt. 
Drey Grade des Verfuches, jagt von Goͤnner im 
den Motiven gegen Derfted ic, ©, 80, führen drey 
Grade der Gehülfen, diefe führen drey Grade der eulpa 
herbey, und die complicationen fteigei in ungeheuter 
Progreffion, wie bey Jean Pauls 12 Gäften im Mor: 
genblatte, deren Placirung an einer Tafel auf alle mög: 
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liche verfchiedene Arten, fo daß bey jeder Sitzordnung 
jeder an einem andern Plage und neben andern Nachbarn 
füße, nicht. weniger als 470,001,000 Sitzordnungen her⸗ 
vorbringen wuͤrde. 


Seehr wigig ift gewiß, was v. Sinner fagt, ſehr 
beherzigungswertb ohne Zweifel, was die Motive zum 
revidirten Entwurfe a. a. O. fagen: Aber feht mai 
anftatt 12 Gäfte nur zwey an Jean Pauls Tafel, fo ift 
dem v. Goͤnnerſchen Wise feine Anwendbarkeit auf die 
Grade des Verfuches entzogen, und als ininder erheblich 
erfcheint auch, wenn man nur zwey Grade des Merfuches 
aufitelit, das, was die Motive ꝛc. vorbringen. Weni— 
ger verwickelt wird die Anwendung, weniger fehwierig die 
Interfuhung und Beurtheilung über den in concreto ges | 
gebenen Grad des Verfuches, abgefehen davon, daß es 
mindeftens nicht liquid ijt, ob nicht gerade dadurch, daß 
man Alles der Richter-Willkuͤhr überläft, weit größere 
Debatten herbeygefuͤhrt iverbeit, als durch Feftfekung von 
awey Graden. 


Die geöfite Schwierigfeit in der  Geiitheilang nach 
dem Strafgeſetzbuche wird dadurch veranlaßt, daß der 
Art: 57 und 62 die Vorbereitungshandlungen in dad Ges 
biet des ftrafbaren Verſuches zieht. 

Wird das in Zukunft anders; wie es anders werden 
muß, ſo kann nur große Vereinfachung und Erleichte— 
rung der Beurtheilung die Folge hievon ſeyn— 

Den großen Zwiſchenraum von dem Anfange der 
Ausführung der That bie zu dem Örettzpunfte ber Voll⸗ 

5 a 
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endung ganz der Beurtheilung der Gerichte zur Dispoſition 
zu ſtellen, das geht nicht an. | 

Liegt es zwar außer der Sphäre der Möglichkeit, vor« 
züglich anf dem Gebiete. des Verfuches, das richterliche 
Ermeffen ganz zu befeitigen, fo muß es doch des Geſetz⸗ 
gebers eifrigftes Beſtreben feyn, demſelben, fo weit es 
nur immer möglich ift, angemeffenes Ziel zu fegen. 


Eine ftrafbare That fann zwar angefangen, aber 
noch nicht beendigt, oder fie kann auch fihon been: 
digt, aber noch nicht, vollendet jeyn. 


Henn nämlich zum Begriffe der Vollendung das 
wirfliche Eintreten des gefebwidrigen Erfolges erfordert 
wird, fo erfcheint die That als beendigt, aber nicht als 
vollendet, in fo fern zwar der Thäter ſeinerſeits Alles ges 
than hat, was zur Hervorbringung diefed Erfolges geeig— 
net ift, diefer Erfolg aber dennoch nicht eintrat. 


Weſentlich höher ift gewiß der Grad der Strafbarfeit 
desjenigen, welcher das ftrafbare Unternehmen nicht bloß 
begonnen, fondern feinerfeit®, obgleich ohne Erfolg, be: 
reits geendigt hat, als die Strafbarfeit deffen, welcher 
auf dem halben Wege zur ftrafbaren That wieder umge— 
kehrt ift, ſey es auch, daf er umzufehren genöthigt war. 
Bon felbit Teuchtet e8 aber ein, daß befagte Unterfcheidung 
nur eigentlich bey denjenigen Verbrechen und ergehen 
Anwendung finden fann, zu deren Begriffe das Eintre— 
ten eines beftimmten gefehwidrigen Erfolges erfordert wird. 


Es find aber diefes die häufigften aller Verbrechen 
und Vergehen; großen Theild gehören fie auch unter die 
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wichtigften und fchwerften, 3. B. Tödtung, Brandlegung, 
Koͤrperverletzung, Diebftahl ıc. | 


Ben den übrigen Verbrechen und Wergehen, zu de⸗ 
ren Begriffe der Eintritt einer beſtimmten Wirkung nicht 
erforderlich iſt, kann von beendigtem Verſuche Feine 
Nede ſeyn. Die Beendigung iſt zugleich die Vollendung. 
Aber auch bey ihnen beſteht die Nichtbeendigung darin, 
daß die zum Weſen des Verbrechens oder Vergehens erfor: 
derliche Thaͤtigkeit des Handelnden noch nicht vollbracht iſt. 

Hier kann zwar nur die Strafe des Verſuches mins - 
dern Grades, nie aber jene des Verfuches höheren Gras 
des eintreten. Ä 


Allein fo wie ed im Allgemeinen vor dem Nichters 
ftuhle der Vernunft und der Gerechtigkeit fih in Feiner 
Hinficht rechtfertigen Iaffen würde, denjehigen, der feiner 
ſeits Alles gethan hat, was zu thun war, um fein vers 
brecherifches Unternehmen in das Werf zu fegen, und den 
einen entfernteren Grad von Thätigfeit Entwicelnden auf 
gleihe Linie zu ftellen, fo hat auch das Geſetz in der Ne: 
gel ſchon felbft bey den Verbrechen, die zu ihrer Vollen— 
dung einen beftimmten Erfolg nicht erfordern, auf die 
vollbrachte That höhere Strafe für den Fall beftimmt, 
wenn auch beftimmter Erfolg eingetreten, geringere Strafe, . 
wenn diefer — zum Begriffe des Verbrechens an fich nicht 
erforderliche Erfolg nicht eingetreten ift. 


So bey der Münzfälfhung Art. 163, im gegenwär: 
tigen Entwurfe 196, bey der Faͤlſchung von Urkunden 
Art. 174, 177, im gegenwärtigen Entiwurfe 207, 210, bey 
der Notbzucht Art. 194, im gegenwärtigen Entwurfe 228 1c. 


86 Motive zum Entwurfe 


Nicht ift es aber thunlich, dem flrafbaren Verſuche 
mehr als zwey Grade zu geben. | | 

Der Höhere Grad von Verſuch, gleichſam der bez 
endigte Verfuch läßt ohnehin feine Stufen zu, da er erft 
eintritt, wenn der Handelnde Alles gethan hat, was fei- 
nerfeitö zu thun war, um den beabfi ichtigten Erfolg — 
beyzufuͤhren. 

Aber auch fuͤr den Verſuch geringeren Grades, fuͤr 
das Beginnen der ſtrafbaren That, naͤmlich gleichſam 
fuͤr den nicht beendigten Verſuch laſſen ſich Gradatiouen 
nicht feſtſetzen. 

Kann man zwar von dem ie — 
bis zu dem aͤußerſten Endgrenzpunkte eine ſehr weis 
te Entfernung denken, fo iſt doch für gehörige Bes 
grenzung ein ficheres, für alle Fälle leicht e anwendbares 
Kennzeichen nicht wohl aufzufinden. 


Nur darin koͤnnte etwa ein ſolches Kennzeichen auf⸗ 
gefunden werden, daß mau einen mehr entfernten 
Verſuch dann annähme, wenn zwar die unternommene 
Handlung. fhon ein Anfang der Ausführung felbft ift, 
wenn fie ober doch die beabfichtigte Wirkung noch nicht. 
allein, fondern erft in Verbindung mit noch einer andern, 
noch fehlenden Kraftäußerung hervorzubringen vermag, — 
einen weniger entfernten oder nahen Verſuch aber 
dann, wenn auch diefe Kraftäußerung gefchehen ift, ohne 
daß jedoch der beabfichtigte Erfolg eingetreten wäre, wos 
nach fodann das, was in gegenwärtigem Entwurfe als 
Verſuch höheren Grades bezeichnet ift, als der böchfte - 
der drey Grade, als nächfter Verſuch erfcheinen würde. 
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— würde die Aufſtellung einer Mittelklaſſe — 
daher Verſuch — zwiſchen eutferntem und naͤchſtem 
— als nothwendig ſich ergeben. | 

Allein vergeblihes Bemühen ift es, die mannichfas 
hen Stufen, welde vom, Anfangspunfte bis zum Ends 
punkte ſich denfen laſſen, mit beſtimmter Begrenzung | 
anzugeben, und gleich bedenflih ift. dad Ertrem des zu 
Viel, wie jenes ded zu Wenig, 

Auch Fann nad. dem gegenwärtigen Entwurfe Die 
Strafe des Verſuches ‚geringeren Graded noch immer fo 
bedeutend hoch ausfallen, daß man fih in der That bey 
zwey Graden recht wohl beruhigen mag. 

Weſentlich ift im Üebrigen der Unterfchied 

a) zwifchen der Redaction über Verſuch in gegenwärs 
tigem Entwurfe, und den dieffallfigen Beſtim— 
mungen des Strafgefegbudhes, und 

b) noch wefentlicher der Unterfchied der Erftern von 
dem revidirten Entwurfe. 

‚ad a) Das Strafgeſetzbuch ftelt zwar Art. 60 und 62 
auch zwey Grade von ftrafbarem Verſuche auf. 
Allein die Beflimmung des Art. 60 über nächften 
Verſuch ift fo unpopulär. und darım fo unpractifch, 
daß ‚der Zweifel und Dispute hierüber bey den 
Gerichtöhöfen Fein Ende war. 

Auch iſt das, was das Strafgeſehbuch Art. 62 ent 
fernten Verſuch nennt, gar kein ſtrafbarer Verſuch. 

Vergl. Auszug aus dem Berichte des Ober— 
appellationdgerihtes über bie Strafrechts— 
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pflege im Königreiche im Jahre 1817 in v. Goͤnners 
und v. Schmidtleind Jahrbücdern ꝛc. Bd. II S. 153. 


Laͤßt fih die dort ©. 154 geäußerte Anficht, es 
feyen drey Grade ded Verfuches aufzuftellen, — entfern« 
ter Verfuch für dad Beginnen, naher für das Unter— 
nehmen, naͤchſter für die Beendigung verbrecerifcher 
Handlung, dem bisher Gefagten zu Folge, nicht ausfüh: 
ren, weil es nicht zum Frommen der Gerechtigkeit feyn 
würde, den Kreis des richterlichen Ermeffens zu enge zu 
ziehen, fo Fann anderer Seits der S. 154 inder Note dort: 
feblft von dem feligen v. Gönner geaußerten und von 
dem Entwurfe vom Jahre 1822,- wie von dem revidirten 
Entwurfe adoptirten Meynung :moch weit weniger beyge— 
pflichtet werden, daß es nämlich einer Unterſcheidung ver: 
fehiedener Grade nicht bedürfe, fondern die Zumeffung 
der Strafe innerhalb der geſetzlichen Grenze dem richters 
lichen Exrmeffen zu überlaffen, den Vorzug verdiene. 


Ad b) Gar feine Grade hat, wie fo.eben bemerft, 
der revidirte Entwurf aufgeftellt. 


Er enthält- über den Berfuch nichts anders, als die 
Beftimmung, wann Verſuch vorhanden fey, Art. 38. 39. 
und dann die Strafbeſtimmungen. 


Das große Feld vom Anfange der Ausführung bis 
zu dem Grenzpunfte der Vollendung ift demnach der 
Willkuͤhr der Gerichte freygegeben, und nad Art. 40 
Fönnen die Gerichte, ohne daß, aufer der auf das vol: 
Iendete Verbrechen geſetzten Strafe, irgend ein Anhalts 
puukt für das Eine oder für dad Andere gegeben ik, — 


\ 
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auf SKettenftrafe oder auf 12jähriges Zudthaus, auf 
20jähriged Zuchthaus oder fechsjähriges Arbeitshaus, 
10 oder Sjährige® Arbeitshaus erkennen, 


Diefe Strafbeflimmungen, an fi ch ſchwankend, und 
auf feiner ſichern Baſis für die Anwendung beruhend, — 
koͤnnen uͤberdieß in manchen Faͤllen die Ruͤckſichten der 

Gerechtigkeit auf eine auffallend harte Weiſe verlegen. 


Für einen fehr entfernten Berfuch kann z. B. auch 
bey einem Capitalverbrechen 12jähriges Zuchthaus eine 
viel zu harte Strafe ſeyn. 


In gegenwaͤrtigem Entwurfe dürfte die rechte Mitte 
getroffen feyn, theild durch Aufftellung der beyden Grade 
des Berfuches nach dem, feinem Zweifel in einzelnen Faͤl⸗ 
len Raum gebenden, fichern Merkmale der Beendi— 
dung oder Nichtbeendigung, theild durch die Beftimmung 
der Strafe für den ſchwerer firafbaren Verfuch in maximo 
auf 2, in minimo auf ein Drittheil, für den geringen | 
ftrafbaren Verſuch aber in maximo auf ein. Drittheil — 
‚ allemal der Strafe, welche für das vollendete Verbrechen 
In concreto in Anwendung zu bringen gewefen wäre. 


Dadurch ift weder dem tichterlichen Ermeffen zu wei⸗ 
ter Spielraum geoͤffnet, noch iſt demſelben zu enges 
Ziel und Maaß geſetzt. | 


Wollte man etwa die Hälfte der vollen geſetzlichen 
Strafe als die höchfte Strafdauer für den Verſuch gerin— 
gereu Grades feftfegen, fo würde ſich dagegen wohl 
auch Faum etivad, erinnern laſſen. 
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Auf keinen Fall feheint es aber thunlih, ein Minis 
mum der Strafe für den Verfuch geringeren Grades zu 
beftimmen, da der denfbaren Falle Mannigfaltigfeit zu 
groß, und für den Falk, in welchem die Verfuchshandlung 
die Grenze der Vorbereitung nur um eine Fleine Linie 
 Überfchreitet, nur die geringfte Strafe den Forderungen 
der Gerechtigfeit entfprechend ift. — 

Nur darüber fönnte noch ein Zweifel — was 
denn das heiße »eine HandInng, welche wenigſtens ſchon 
einen Anfang ber Bollbringung der ftrafbaren That ent: 
halte.« 

Es ſcheint nicht möglich zu ſeyn, daß das Geſetz ſich 
deutlicher ausdruͤceke. | 

Nicht blos der Wille, die ftrafbare That zu veruͤben, 
muß erklaͤrt, nicht blos die noͤthigen Voranſtalten zu des 
verbrecheriſchen Planes Ausfuͤhrung muͤſſen getroffen, ſon— 
dern die Linie der Vorbereitung muß bereits uͤberſchritten, 
das vorbereitete, auf des Verbrechens Vollbringung gerich 
tete Mittel muß wirklich bereits. in Anwendung gebracht 
feyn. Nur unter diefer Vorausſetzung kann man fagen, 
der Anfang der Ausführung fey erfolgt. 

Beynahe eben fo. fagt das. franzöfifche Geſetzbuch, 
der Verſuch fey ftrafbar, wenn er durch Außere Handlung 
an den Tag gelegt worden, und worauf ein Anfang von 
Bollziehung erfolgt iftz Art. 2. — und etwas Aehnliches 
ſagt auch das oͤſte rreich iſche Geſetzbuch $. 7, eine zur 
wirklichen Ausübung führende Handlung müffe unternom: 
men feyn. 

Nähere Erläuterung im Gefrge felbft zu geben, über: 
fihreitet, wie gefagt, die Grenze der Möglichkeit. 


* 
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Vergl. Motive zum revidirten Entwurfe $. 
10. ©. 25 — 29. | 


Hält man e3 etwa für bezeichnender, dem- Satze: 
»welche wenigftens einen Anfang der Ausführung ent= 
hält, — mit Mittermaier im Archiv. B. VI. ©. 356, 
den Sag zu ſubſtituiren: »welche ſchon die Anwendung 
der zur Ausführung des Berbrechens beftimmten Mittel 
enthält,« 2c. — fo wird fi wohl dagegen nichts Erhebz 
liches einwenden laſſen. 


Will man mit dem Code pènal Art. 2 — »äus 
Berlihe Handlung, welche ſchon einen Anfang von Aus: 
führung zur Folge hatte,« fo wird vietfeicht dadurch noch 
am deutlichften bezeichnet, daß Alles, was nicht ſchon ein 
Theil der verbrecherifchen Handlung felbft iſt, einen ſtraf⸗ 
baren Verſuch nicht bilde. 


Vergl. Cucumus im Archiv re. B. X ©, 112 folg. | 


§. 30, b 


Noch zwey Fragen find am Ende biefer Unterfuchung 
kurz zu beantworten: 
a) ob es nicht angemeffener wäre, den Verfuch eines 
Berbreihend der Vollendung gleich zu ftellen? 


b) ob e8 nicht mit den Prineipien der. Gerechtigfeit in 
Widerfpruch ftehe, eine Handlung, welche eine felbft- 
ftandige Nechtöverlegung nicht enthält, blos deßwe— 
gen, weil fie die Nichtung auf ein ER bat, 
als ftrafbar zu erllaͤren? 
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Die affirmative Beantwortung der einen, wie der an: 
dern dieſer Fragen, wirde große Einfachheit in das Straf: 
foftem, — in Beziehung auf den Verfuch bringen. 

Im erften Falle. wiirde von Geaden des Verſuches, 
Dann von dem Maafe der Strafbarfeit, — im Berhält: 
niffe ded Verfuches zur Vollendung — gar feine Rede 
mehr feyn Finnen. | 

Im zwepten Falle würde der Werfuch auf eigene Be: 

handlung. im Strafgefegbuche feinen Anſpruch mehr haben. 
tur die felbftftandige ‚Nechtöverlegung würde die Grund: 
lage der zu erfenneuden Strafe bilden, und die. eingeftan: 
dene oder fonft rechtlich erwiefene Abficht, ein [ch were 
red Verbrechen zu verüben, würde nur als Grund der 
Erhöhung der für die ſelbſtſtaͤndige Nechtöverlegung geſetz— 
lich angedrohten Strafe zu gelten haben. In allen Faͤl— 
len, in denen eine felbitftändige Nechtöverlegung durch die 
Handlung nicht bewirft wird, wäre ein frafbarer Verſuch 
nicht denkbar. 


$. 30. c. 


Zu a. Die den Verſuch der Vollendung gleich ftel: 
Iende Strenge laͤßt fih, — felbft wenn der Thäter feiner 
Seits Alles geleiftet hat, was zur Hervorbringung des 
verbrecheriſchen Erfolges erforderlich war, mit den Forde— 
zungen des Nechts nicht in Einklang bringen. 


Der code penal — rt, 2 ausfprechend, daß jeder 
Berfuch eines Verbrechens, der durch Aufßere Handlungen 
an den Tag gelegt wird, und worauf ein Anfang von 
Bollziehung erfolgt ift, wenn er nur durch zufällige, vom 
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Willen des ‚Thäterd unabhängige Umſtaͤnde aufgehalten 
werden, oder feine Wirkung verfehlt hat, wie. das Ver⸗ 
brechen ſelbſt angefehen werden ſoll, hat bey Strafrechts⸗ 
Theovetifern, wie bey Practifern vielfachen Tadel erfahren. 
Das öfterreichifche Strafgeſetzbuch, — $. 7 dem: 
felben Grundfase Huldigend, — will bey einzelnen Ber: 
brechen z. B. $. 121 20, daß der Verfuch mit geringerer 
Strafe belegt werde, ald das vollendete Verbrechen, und 
nach $. 40 a. ift e8 ein Milderungsgrund, wenn es beym 
Verſuche geblieben iſt, nach Maaß, als der Verſuch von 
der Vollbringung des Verbrechens entfernt geweſen. 


In der That beruht jene Gleichſtellung auf einer durch⸗ 
aus unftatthaften Werwechfelung ‘der moralifchen , Zurech- 
hung mit der rechtlichen, und auf eben fo unzuläffiger aus— 
ſchließlicher Beruͤckſi chtigung des ſubjectiven Maaßſtabes 
der Strafe, waͤhrend nur in der Bereinigung beyder Mo⸗ 
mente — der Objectivitaͤt, — und der Subjectivitaͤt, — 
das practiſche, allein ſichere ne der. nn. ge: 
funden werden fan 9 


6 36, d, | 


Zu b; Allerdings kann die bloße voluntas deliquen- 
di nie und unter feiner Boraudfepung einer Strafe unter⸗ 
worfen werden. T 

Das bekannke ciceronianiſche: »non exitus rerum, sed 
hominum consilia vidicantur,« und die in I 14 D. de 
. sicariis referirten Worte: »in maleficiis voluntas spec- 
tatur, non exitus« — haben, in fo ferne man die- Stelle 
nicht blos anf die unter die lex cornelia fallenden mäle- 
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ſieia .befchränft, worauf fie befchränft werden muß, — in 
ihrer einfachen grammatifalifche Bedeutung genommen, einen 
vernunftgemäßen Sinn nicht, und der Saß in]. 5. princ, 
C. ad legem Juliam majestätis: eadem Severi- 
tate voluntatem sceleris, qua effectum, puniri jura vo- 
luerunt« — ift nır auf_das Majeftätsverdrechen in. fo 
fern anwendbar, daß bey demfelben en wie Vollen: 
dung beftraft werden foll.. Ä 


Aut weit ift die Entfernung don dem, was der Menfch 
thun will, bis zu dem, was er wirklich thut, als daß 


auf das bloße Wolnn ‚mit t Strafgebotei gewirkt werden 
koͤnnte. 


Dad »qui concupierit mulierein ad maechandam 
eam, jam maechatus. est eam ic.« gehört. der Moral, 
dem Beichtftuhle an, „nicht der Strafgeſebgebung, nicht 
dem weltlichen Richteramte. — 


f 


Wille und That! öfreiniget, fü nd die mitreunbareü 
Factoren, welche mit einander Gehalt und Groͤße eines 
beſtimmten Verbrechens oder Vergehens geben, folglich 
auch die Strafbarkeit der Faͤlle bediugen und beſtimmen. 


Daraus folgt aber nichts anders, als daß diejenigen 
Legislationen Unrecht haben, welche ohne Unterſchied Ver— 
ſuch wie Vollendung beſtrafen, und daß nicht minder bie 
jenigen Legislationen auf Feine Weiſe Beyfall verdienen; 
welche ſchon die, noch in keiner beſtimmten Beziehung zu 
einem Verbrechen ſtehenden Vorbereitungshaudlungen als 
ſtrafbaren Verſuch behandeln. — Nicht folgt aber daraus, 
daß das Unternehmen eines Verbrechens, wenn es mit 


! 
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einem gluͤcklichen Erfolge nicht gekroͤnt iſt, von dem Straf⸗ 
rechtögebiete ausgeſchloſſen ſeyn ſoll. 


Wie es die öffentliche Nechtsſicherheit erfordert, (0. 
7 oben) daß auch Handlungen, welche die beftehenden 
Grundbedingiingen des öffentlichen Lebens, Wirkens und 
Verkehrs gefährden, — wenn fie gleich. eine- eigentliche 
Rechtöverlegung nicht enthalten, dennoch in die Neihe der 
ftrafbaren Nechtöverlegungen geſtellt werden, vergl. den | 
revid, Entw. Art. 103, 200, 201, vergl. auch Wächter 
im Archive. B. X. S. 656 und 609, fo iſt es von hoͤch⸗ 
ftem Intereſſe für den Staatsverein, daß die Geſetzgebung 
ſchon das Beginnen eines Verbrechens, ſchon den Ans 
fang der Ausführung deffelben, Thon den Theil des ver 
— Ganzen als ſtrafbate Rechtsverletzung erklaͤre. 
Das Weſen des Verbrechens beſteht uͤberhaupt mehr 
in dem Gegenuͤbertreten gegen die Obrigkeit des Staats) 
und gegen die Sicherheit des Staatsvereins, als darin, 
daß dadurch, Jemand in ſeinem Nechte verletzt wird, 
Abegg, im Archiv ze. B. IX. ©, 634. 


Stehen zwar Vorbereitumgshandlungen noch in zu wei⸗ 
ter Entfernung von des Verbrechens Vollbringung, als 
daß ſie als ſichere Zeichen des vorhandenen feſten Ent— 
ſchluſſes, das Verbrechen zu veruͤben, angeſehen werden 
koͤnnten, ſo iſt es doch ganz anders mit Handlungen, wels 
che ihre beſtimmte unverkennbare Richtung auf das Ver— 
brechen haben, welche mit ſolchem in unmittelbarem Zu— 
fammenhange ftehen, welche ſchon einen Theil der in dem, 
Strafgejegen als verbrecherifch bezeichneten Thätigfeit- in 
fich enthalten, - Ueberſchritten ift. hier bereits die Schwelle, 
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welche das. Recht vom Unrechte trennt; eingetreten iſt der 
Thaͤter in den Zeitpunkt, von welchem an die. zur Voll⸗ 
bringung gehörenden Handlungen mit dem, was bereits 
geſchehen, ein continuum: bilden; der Ernft, die Feſtigkeit 
des rechtöwidrigen Entſchluſſes ift in Außerer, aͤußerlich er= 
fennbarer Handlung unzwepdeutig zu erfennen gegeben; 
Rückfefr iſt innwahrſcheinlich, ungewöhhlic, felten, ſchwie⸗ 
rig. | 

Inder That liegt auch ir dem defeßlichen Ausſpru⸗ 
che, welcher gewiſſe Handlungen bey Strafe ein 
doppeltes Verbot, 

i) das Verbot, die Handlung zu FR Fr 

-2) das Verbot, ſi ſie zu vollenden. 

Wer ſie beginnt, — wer ſie beendiget, — wer ſie 
pollendet, — Jeder hat das Strafgeſetz uͤbertreten; ſtraf⸗ 


bar iſt Jeder, minder ſtrafbar der Erſte, — ——— der 
Zweyte, am ſtrafbarſten der Dritte. 5, 


Vorzugsweiſe muß hiebey allerdings die Abſt cht be⸗ 
achtet werden. Aber darum iſt es keineswegs blos die 
Abſicht, was geſtraft wird, ſondern die aͤußere Handlung, 


a) in verbrecherifcher Abficht begangen, und. 


. b) die beftinmte, vollſtaͤndig bewieſene Nichtung auf 
das Verbrechen habend, und ſelbſt einen Eu def 
ſelben bildend. 


Mittermaier im Archiv ꝛe. B. & 168 folgs 
Band Il. ©. 660 folg. . | 


Dagegen wendetiman nun zwar eit, aufdſolche Weiſe 
werde, waͤhrend rechtswidrige Abſicht ohne rechtswidrigen 


des Frrafgeiegbuger. y7 


Erfolg der Strafe unterliege, auf der anderen Seite 
Strafloſigkeit wirklich ftrafbarer Handlungen herbepgeführt 
und begünftiget, da bey dem Mangel rechtswidriger Ab: 
füht auf ein beftimmtes Verbrechen, — nach dem Vers 
ſuchsſyſteme, — irgend eine Strafe nicht eintreten kann, 
wie denn im Uebrigen die beftchenden Strafgefehe eben 
fo, wie der revid, Entw., in Anfehung der einen Dieb: 
ftapl, einen Hausfriedensbruch, eine Körperverlegung nicht 
enthaitenden Berlegungen der Cinfriedigung des Eigen— 
thumes, dann der Einfriedigung der Perfon, der Angriffe 
auf-die Perjon felbjt theild gar Feine, theild nur mangels 
bafte Beſtimmungen enthalten, | 

Es hat jedoch) 

.) diefe Einwendung augenfällig Feine Kraft ruͤckſicht— 

lich aller etwaigen Verfuchshandlungen, welche eine 
ſelbſtſtaͤndige Rechtsverletzung enthalten, 

Iſt aber dieſe Nechtsverletzung nur ſehr unbedeutend, 
dagegen die eingeſtandene oder erwieſene Abſicht auf ein 
ſehr ſchweres Verbrechen gerichtet geweſen, deſſen Voll: 
bringung nur aus Zufall unterblieb, fo würde es gewiß 
vor dem Tribunal der Vernunft und der Gerechtigkeit fich 
nicht rechtfertigen laſſen, die Etrafe für die unbedeutende 
ſelbſtſtaͤndige Nechtöverlegung zuzuerfennen, und von einer 
Strafe des hoͤchſt verbresherifchen, aus Zufall unvollender . 
gebliebenen Unternehmens zu abftrahiren. 

Wohl ift 

4) die Tehauptung der Mangeldaftigfeit der Beſtim— 

mungen in Beziehung auf den Schuß des Eigen— 
thumes umd der Perſoͤnlichkeit nicht ungegruͤndet. 
Für nothwendig hat man es daher auch erachtet, 


Beylage LAXIV, 7 
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in diefer Hinſicht nach Art. 152, dann nach Kt 
155 neue Beftimmungen einzufchalten. (Gegenw. 
Entw. Art. 180. 185.7 Daraus folgt aberauf Feine 
Weiſe, daß die Beſtimmungen über ftrafbaren Ver: 
fuch, für diejenigen Fälle nämlich, in denen bes 
ftimmte verbrecherifche Abficht und beftimmte Rich: 
tung der bereitd unternommtenen äußeren Handlung 
auf das beabfichtigte Verbrechen auf Iegale Weife 
eingeftanden oder fonft erwiefen ift, — entbehrt 
werden fonnen. 


Er auch der Anfang der Vollführung der rechfövers 


Iegenden Handlung noch nicht die rechtöverlegende Hand» 
lung felbft, fo wird doch Niemand dem Gefehgeber das 
Hecht beftreiten, Handlungen, welche nicht im eigenflichen 
Sinne rechtsverlegend find, fondern nur gefährlih und 
den Anfang der Nechtöverlegung enthaltend, als Verbre— 
hen oder Vergehen zu bezeichnen. Der revid. Entw. thut 
dieſes, wie gefagt, wirflich, und zwar mit vollem Nechte, 
Art. 111, 148,. 151, 102, 193 ꝛc. (gegenw. Entw, Art. 
137, 176, 179, 226, 227.) 


Der gefahrvolle Zuftand, in welchen -die Bürger 
durch Drohungen, durch gefährliche Handlungen verfeßt 
werden, verlegt gewiß die aͤußere Freyheit, auf deren Ge: 
nuß der Eintritt in den Staatöverein ein vollfonımenes 
Necht gibt, und dad Verbot, den Mitbürger widerrechtlic 
“um feine Gefundheit und fein Vermögen zu bringen, ents 
hält unverfennbar zugleich das Verbot, irgend eine Hands 
lung vorzunehmen, welche denfelben in Gefahr fegt, feine 
Gefundheit, fein Vermögen zu verlieren. Das Wider 
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rechtliche der gefährlichen Handlung beſteht in der Were | 
fegung Anderer in Nechtögefahr: 
Stübel im Archiv ꝛc. B. VII ©: 236 ꝛc. 


§. 37. 
Urheber, Gehuͤlfen. 
Art. 55 — 57. (Revid. Entw. Art. 44 — 53.) 


A. Auch hier ergibt fi vor Allem die Frage, ob 
nicht Urheber und Gehülfen gleichmäßig, ohne Nücficht 
auf die verfchiedene Art der Thätigfeit der einen und der. 
anderen, des Verbrechens , welches verübt worden, für 
fhuldig zu erklären, folglich Urheberfchaft und Hülfeleis 
ftung gleich zu ftellen feyen. 


Zwey verfehiedene Spfteme find namlich für die Straf: 
geſetzgebung möglich. 

Nach dem einen gibt ed unter den möglichen Arten 
von Theilnahme feinen Unterſchied. 


Alle am Verbrechen Theilnehmende ſind Mitſchuldige, 
wie nahe oder fern ihre Theilnahme ſeyn mag. Doch 
wird dem richterlichen Ermeſſen bey Beſtimmung der Strafe, 
fo fern dieſe nicht eine abſolute Strafe iſt, ein angemeſ— 
fener Spielraum gelaffen. 

Diefem Spfteme huldigen die Strafgeſetzbuͤchet von 
Frankteich, Art. 59 — 63, von Oeſterreich, 6. 5, 
von Preußen, $. 64, 72 — 74, von den Nieder 
landen, Art. 17. 

Nach dem anderen Syſteme macht das Geſetz unter 
den THeilnehnrern am Verbrechen einen Unterfchied in Bes 
jiehung auf Schuld und Strafg, 

N 
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Pur diejenigen find des Verbrechens fhuldig und nur 
diejenigen trifft die volle gefegliche Strafe des Verbrechens, 
in deren’ Handlung — phyſiſch oder intelleetuell — die 
‚Handlung des Verbrechens liegt. 

Gegen die Hülfeleiftenden, als ſchuldig, — nicht des 
Verbrechens felbft, fondern der Beförderung, der Erleich 
terung, der Unterftühung ded von einem Anderen bes 
gangenen Verbrechens, — tritt mildere Strafe, nicht 
blo8 intra spatium, fondern auch dem Grade und der 
Gattung nach felbit ein. — 
| Ben diefen Syſteme genügt es nicht, wie bey dem 
erften, zu beitimmen, wer als des Verbrechens fehuldig 
zu ftrafen ſey; die Grenzen der verſchiedenen Arten der 
Theilnahme müffen beſtimmt und genau im Geſetzbuche 
angegeben werden. | 


Dieſes Syſtem haben mit Ausnahme der oben be: 
nannten, alle übrigen Gefeßgebungen, insbefondere auch 
das bayerifche Gefegbuch vom Jahre 1813 gewählt. — 


Ihm folgten nicht minder — der Wefenheit nach — 
‘die Entivürfe vom Jahre 1822 und 1827. 


Höchft einfach ift num zwar allerdings das erfte die: 
fer Spfteme. Nur fehr wenige Probleme hat es zu loͤſen. 
Daſſelbe ſcheint uͤberdieß in ſeinen Hauptſaͤtzen auf richti— 
gen Grundlagen zu beruhen und zu einer gerechteren, den 
Anforderungen der Criminalpolitik mehr entſprechenden 
Ausmeſſung der Strafe zu fuͤhren, vorausgeſetzt, daß der 
Richter durch das Geſetz, bey Aufzaͤhlung der Milderungs⸗ 
gruͤnde, zur Beruͤckſichtigung der verſchiedenen Beſchaffen— 
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heit der Mitwirfung angewiefen und feinem Ermeffen bey 
der Gtrafzutheilung der nöthige Spielraum geöffnet 
werde. Vergl. v. Schirah im Archiv ıc B. IL ©. 
415 — 435. | 


Dagegen fpricht jedoch eaifcheidend Folgendes: 
Das Syſtem der Gleichſtellung aller und jeder Theil— 
nahme an einem verbrecheriſchen Unternehmen vernichtet 
das Gleichgewicht zwiſchen Schuld und Strafe; es erzeugt 
eine dad Anſehen der Strafgeſetze gefaͤhrdende, den zwey- 
ten Hauptfactor der Strafbarfeit, die Subjectivitaͤt des 
Thaͤters, gaͤnzlich hintanſetzende Haͤrte; es verletzt ſomit 
das Rechtsgefuͤhl, und macht, um nicht alles vernuͤnftige 
Verhaͤltniß zwiſchen Schuld und Strafe in der auffallend: 
ften Weife zu zerftören, eine Menge von Ausnahmen 
nothwendig. | 
a) Bey abfolut beſtimmten Etrafen, Todesftrafe, 
Kettenftrafe, Dienftentfesung, ift die Vorfchrift, 
auf größere oder geringere Schuld, auf nähere 
oder entferntere Theilnahme Ruͤckſicht zu nehmen, 
unanwendbar. 


dicht laͤßt ſich fuͤr ſolche Faͤlle durch eine Ermaͤchti— 
gung der Gerichte, anſtatt der abſolut beſtimmten Strafe 
eine mildere zu ſubſtituiren, nachhelfen. 

Entweder die Vorausfegungen des Geſetzes, um Je: 
manden eined Verbrechens für fchuldig zu erfennen, tre: 
ten im concreten Falle ein, oder nicht. j 

Erfteren Falld muß die abfolut beftimmte Strafe, 
wenn den Geſetze mit Androhung derfelben iſt, in 
Anwendung treten. 
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Setzt man dagegen bey den Behülfen den zweyten Fall 
als gegeben voraus, fo beurfundet man ja eben dadurch 
fehr ungwendeutig, daß zwifchen Urhebern und Gehülfen 
ein wefentlicher Unterfchied feyn muß, fo wefentlih, als 
der Unterfchied zwifchen Todes- und Kettenftrafe, zwiſchen 
Kettenftrafe und 2ajährigem Zuchthaufe. » 


Nicht bloß ermächtiget, fondern verpflichtet 
find die Gerichte, bey dem Nichtvorhandenfeyn der geſetz⸗ 
lihen Bedingungen zur Anwendung der gefeglichen — 
fe, dieſe nicht in Anwendung zu bringen. 


h) Bey Freyheitsſtrafen mit einem Maximum und Mi: 
nimum ihrer Dauer kann zwar dad richterliche Er- 
meſſen feine Herrfchaft üben. 


Aber gibt man demfelben nicht beftimmte Vorſchrif— 
fen für die Ausmeffung der Strafen, fo fest man das 
verderblichite aller Uebel, Richterwillführ, auf den Thron, 


Gibt man ſolche Vorfchriften, fo kann denn doch 
wohl die Hauptvorfchrift nur auf dad Selbftverüben der 
verbrecherifchen Handlung oder dad Mitwirken zu derfels 
ben, und in diefem Falle auf das größere oder geringere, 
nähere oder entferntere Mitwirken ꝛc. gerichtet fen. 


In die Nothwendigfeit ift man aber auf folche Weiſe 
gefeßt, der Wefenheit nach diejelben Beftimmungen bey 
der Materie von Ausmeffung der Strafe in das Geſetz— 
buch aufzunehmen, welche nach dem zweyten Syſteme — 
gewiß viel angemeffener, — der Unterfcheidung zwifchen 
Urhebern und Gehülfen zum Grunde liegen. 


- 
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Hält man es für einfacher, bloße Anhaltspunkte für 
Ausmeſſung der Strafe anzugeben, ald die Falle zu fpe: 
eifteiren, in welchen Jemand Urheber oder Gehülfe wird, 
fo ſagt man damit nichtd anders, ald die Beftimmungen 
über Urheber und Gehuͤlfen, wie fie gefeglih find oder 
werden follen, feyen zu complieirt. | ; 


Wäre diefed wirklich der Fall, fo würde daraus kei⸗ 
neswegs folge, daß man das Gebäude felbft, daß man 
die Scheidewand, welche das weſentlich Verſchiedene von 
einander fondert, niederreißen müffe, fondern nur, daß 
größere Einfachheit in die Beftimmungen zu bringen noth⸗ 
wendig ſey. j 
Möge man jedoch die große Wahrheit nie aus dem 
Auge verlieren, daß zwar übertriebene Caſuiſtik und Die. 
ftinguirfucht einer der größten Fehler eined Geſetzbuches | 
ift, daß aber alte Caſuiſtik, alles Unterfcheiden und Sons 
dern der verfchiedenartigen Falle in einem zweckmaͤßigen 
Geſetzbuche auf keine Weiſe entbehrt werden kann! Eine 
herrliche Tugend eines Geſetzbuches iſt gewiß Einfachheit. 
Aber an der Spitze aller Tugenden derſelben ſteht Ge⸗ 
rechtigkeit. | 
* 
$. 3%. b. | 
B. Nach diefer Prämiffe fommt nun Alles darauf 
an, alle diejenigen Handlungen in den Entwurf aufsus 
nehmen, welche bey jedem Verbrechen oder Vergehen die 
Urheberſchaft begründen, dann diejenigen, welche ald Hülz 
feleiftung betrachtet werden müffen, — und angemeffene 
Strafbeftimmungen -aufzuftellen, welche, indem fie der 
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richterlichen Beurtheilung der Individualitaͤt des Falles. 
einen vernuͤnftigen Spielraum gewaͤhren, derſelben zu— 
gleich gebührend Ziel und Maaß ſetzen. 


Bon folgenden Vorausſetzungen wurde hiebey auöges 
gangen: | | 
1) Unftreitig ift derjenige, welcher die, dad Verbre— 
chen felbft enthaltende That mit eigener (phyfis 
fher) Kraft vollbringt, mag ded Verbrechens 
Ausführung von ihm .felbft oder früher fchon 
von einem Audern beichloffen worden jeyn, als 
Urheber des Verbrechens mit der vollen, dieſem 
Verbrechen gedrohten Strafe zu belegen. 
(Phyſiſche Thätigfett.) 
Nicht enthält diefer Satz eine Definition, fo wenig, 
als wenn man fagt, wer durch ſchuldhafte Handlung eis 
nen Andern befchädigt hat, iſt diefem Andern allen ihm 
verurfachten Schaden zu erfegen fchuldig. 


2) Ebenfo unbeftreitbar ift auch derjenige als Urheber 
zu beftrafen, welcher mittelbare Urfache der ftraf: 
baren That ijt, das heißt, Diefelbe durch einen 
Andern verüben ließ, das heißt, den Willen des 
Andern zu des Verbrechens oder Vergehens Ver: 
übung beſtimmt hat, nad) dem alten Sage: 
»quod quis per alium faeit ze. « 


(Entellectuelle Wirffamfeit.) 


Die der Doctrin angehörige unpopuläre Denen: 
nung intellectueller oder moralifcher Urheber, 
taugt für das Geſetzbuch nicht. 
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Nothwendig ift ed aber, die. Handlungen aufzuzaͤh⸗ 
len, welche die mittelbare Urheberſchaft begruͤnden. 


Das hat auch das Strafgeſetzbuch Art. 46, nicht 
minder der revidirte Entwurf Art. 41 gethan. 


Die Aufzaͤhlung ſo deutlich und populaͤr, als moͤglich, 
zu machen, dahin muß das Streben der Legislation ges 
richtet ſeyn. 


Es iſt hiebey insbefondere auh auf Tittmann im 
neuen Archiv des Crim. R. B. IL ©. 369, auf Mitter: 
maier eben dort B. II ©. 125 und auf von Schmidt: 
leind Prüfungen ıc. ©. 120 ıc. die geeignete Rückficht 
genommen worden. 


3) Urheber fann man endlich, habe man gleich die 
ftrafbare That weder felbft unmittelbar, noch durch 
Jemand Andern vollbracht, — auch dadurd wer: 

„den, daß man mit Andern zu einem gemeinfchaft: 
lich, durch, Aeußerung gemeinſchaftlicher Thaͤtig⸗ 
keit zu vollbringenden Verbrechen oder Vergehen 
ſich vereinigt, vorausgeſetzt nur, daß man auf ir. 
gend eine, ſey es auch die entfernteſte Weiſe, z. B 
durch Spaͤheſtehen, bey der Vollfuͤhrung thaͤtig iſt. 


Gemiſchte, phyſiſch-intelleetuelle Thätigfeit.) 


Angenommen muß in einen: folhen alle werden, 
ohne Zufage der Mitwirfung der einzelnen Berbündeten 
wäre des Berbrechens Bollbringung felbft unterblieben, — 
der Entſchluß des Auſtifters fey durch die Vorausfegung 
bedingt gewefen, daß Mehrere zur Ausführung der That 
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mit. ihm fich verbinden würden, — dur das Hinzutre— 
ten der Uebrigen fey der Willendact erft zur erforderlichen 
Confiftenz und Feltigfeit gebracht worden, um zur That 
zu reifen; ohne diefen Beptritt würde die Ausführung 
unterblicben feyn. 


Gleiches Willen R gleicher Wille zum Verbrechen 


liegt bier vor. Gemeinfcaftlihe, obgleich nicht gleiche 
Kraftanwendung wird zugefagt. Das mehr vder weniger 
MWirffamfeyn kommt, in Anfehung des Ausfpruches der 
Schuld, nicht in Anſchlag. 


Durch die Zuſage der gemeinſchaftlichen Thaͤtigkeit 
zu des Verbrechens Veruͤbung wird dieſes das Werk Al— 
ler und das Werk eines jeden Einzelnen. 


Da nun aber ſchon das Einſtimmen und Zuſtimmen 
zu dem verbrecheriſchen Entſchluſſe ſprechend beurkundet, 
daß die Abſicht eines jeden Mitgliedes des Complottes 
auf die Vollbringung des Verbrechens ſelbſt gerid.rt ſey, 
folglich ein beſonderer Beweis des Intereſſes eines Jeden 
der Mitglieder der Verſchwoͤrung an jener Vollbringung 
nicht als erforderlich angenommen werden kann, ſo hat 
man es fuͤr angemeſſen gefunden, dieſes Intereſſe nicht 
in den Begriff von Complott aufzunehmen. 


Vergl. Eſchers vier Abhandlungen uͤber Gegen: 
ftände der Strafrechtöwiffenfchaft. ©. 151 ıc.. 


Stübel über die Theilnahme mehrerer Perfonen an 
einem Berbrechen. ©, 31 ıc. 


Bauers Anmerkungen zum Hannover. Entwurs 
fe. Th. IL, ©, 170. 
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Daß nachträglicher Beytritt der urfpränglichen Mits 
eingehung der Verbindung gleich geftellt werden muß, ift 
fhon in den Anmerkungen zum Strafgefegbude 
3. ı ©, 166 unwiderlegbar nachgewiefen. 


Auch auf die Art, wie die Vereinigung zu Stande 
gebracht wird, kommt ed nicht an. 


Dffenbar zu weit führt ed, wenn man förmlihen 
pertragämäßigen Befchluß, etwa durch Brief und Siegel, 
zum Wefen des Eomplotted verlangt. Gerade dad Su— 
chen um Benftand und das gegeufeitige Zufagen deffel: 
ben gibt die Nothwendigkeit des gemeinſchaftlichen Bey: 
ſtandes unzweydeutig zu erkennen, und des Complottes 
Gefaͤhrlichkeit liegt gerade in dem vereinten Willen Meh— 
rerer zur Ausfuͤhrung deſſen, was des Einzelnen Kraft 
aus zufuͤhren nimmermehr vermocht hätte: quae non pro- 
sunt singula, conjuncta. juvant. 


Vergl. Jahrbuͤcher der Öefeggebung ıc. 2.1. 
©. 77 


4) Hinfihtlih der Banden war in ein paar SA: 
ken das Geeignete in den Entwurf aufzuneh: 
men, wobey es allerdings fehr fchwierig ift, zu 
beftimmen, welche Strafe in dem Falle als Maaß— 
flab der Beftrafung des Bandegenoffen anzuneh: 
men fey, wenn diefer an gar feiner ftrafbaren That 
Theil genonmen, oder wenn gar Feine ftrafbare 
That begangen worden. 


In Erwaͤgung, daß Banden ohne Schonung 
ſtreng behandelt werden muͤſſen, wurde nicht mit 
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dem rev. Entwurfe Art. 46 I. die Strafe der 
geringften, fondern die Strafe der fehwerften be: 
gangenen oder verabredeten flrafbaren That zur 
Grundlage der Strafe der Bandegenoſſen fuͤr 
einen ſolchen Fall genommen. 


37 c 


Am fchwierigften ift ed, angemeſſene Beftimmungen 
über Gehülfen zu geben. | Ä 


1) Theilnahme am Verbrechen el fich von 
der Urheberſchaft dadurch, daß bey Letzterer das 
Verbrechen an ſich, bey Erſterer das Verbrechen 
Anderer der Gegenſtand der gefegwidrigen Thaͤ— 
tigfeit iſt. | 

Der Gehülfe ift demnach Theilnehmer an der 
ftrafbaren That eine Andern. In feiner Hand: 
lung oder Unterlaffung Liegt nicht der urfüchliche 
Grund der. Eriftenz’ded Verbrechens. Er hat nur 
die Veruͤbung Ele unterſtuͤt, befördert, er: 
leichtert. 


Er verübt die ftrafbare That nur zum Theil; 
er ladet nur gleichſam einen Theil der Schuld, 
wie ſie dem Urheber ganz zur Laſt liegt, nur einen 
Theil der vollen Strafe auf ſich. 

Ein Theil iſt nicht ſo viel, als das Ganze. 
Aber auf dem Gebiete der Strafgeſetzgebung kann 

allerdings ein Theil dem Ganzen gleich geſtellt 
werden, in fo fern nämlich angenommen werden 
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muß, in der Theilnahme Tiege die Urfache, daß 
des Verbrechers Wirffamfeit nicht bloß erleichtert 
oder befördert, fondern des Verbrechens Vollbrin⸗ 
gung felbft möglich gemacht worden fey. 


Solche Hülfeleiftung, — eigentlich auch fchon 
der Annahme der Urheberfchaft beym Complotte 
und bey der Bande zum Grunde liegend, — bes 
ftcht demnach dann, wenn Jemand dem Vollbrin: 
ger bey der Haupthandlung felbft folhe Hilfe ger 
leistet hat, daß ohne diefelbe die That unter den 
vorhandenen Umftänden nicht hätte vollbracht wer⸗ 
den fönnen. 


Die meiften Eriminalliften bezeichnen einen‘ 
folhen Mithelfer ald socius primcipalis 
Hauptgehülfen. 

Allein daß gegen ihn, — mag man ihn Ur: 
heber oder Hauptgehülfen heißen, — die volle ge: 
feglihe Strafe ſtatt finden muͤſſe, das bedarf 
Feiner Deduction. 


Was von vem Complotte gilt, das gilt auch 
bier, Ohne des Gehülfen Thätigfeit würde das 
Berbrechen unterblieben feyn. In feiner Hand: 
lung liegt daher gewilfermaßen die Miturfache der 
Eriftenz des Verbrechens. 


2) Mit den Forderungen der Berechtigfeit ift es da: 
gegen nicht vereinbarlih, mit dem revid. Ent: 
wurfe die volle Strafe auch dann für anwendbar 
zu erflären (Art. 41, Nro. IL), wenn ſolche Huülfe 
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ver ber Ausführung geleiftet worden. Läßt fich 


‚jivar auch in diefem alle fagen, ohne folche vors 


bereitende Hülfe würde vielleicht da® Verbrechen 
felbft nicht haben verübt werden fonnen, fo ift 
doch in dem Momente der Hülfeleiftung die Voll: 
bringung des Verbrechens roch erft der — wenn 
gleich riahen — Zufunft vorbehalten. Mindere 


Gefährlichfeit und Werwegenheit beurfundet der: 
"jenige, welcher zu dem Verbrechen, das began- 


gen werden fol, als derjenige, welcher zu 


dem Verbtehen, das wirklich begangen wird, 


Hülfe leiſtet. Es würde z. B. gar zu hart feyn, 
den Gehülfen, der zwar die zum Einfteigen noth: 
weitdige, ſchwere, zu ihrer Fortbringung die Mit: 
iwirfung zweyer Perfonen in Anfpruch tiehmende 
Leiter dem Diebe mit aufrichten und auflehnen 


“ half, fonft aber auf gar feine Weife thätig war, 
‚ald Urheber zu behandeln, Solche Mitwirfung, 


— fo wie vor der That verfprochene vertragds 


mäßige Hülfe nach der That, find, fo fern nicht 


Eomplott vorhanden var, nach den Nüdfichten der 
austheilenden Gerechtigkeit, als der Urheberfchaft 
nahe kommende, fontit als ftrafbarere Huͤlfeleiſtung 
zu erklaͤren. 


Huͤlfe nach der That ſcheint ſelbſt beym Com⸗ 
plotte die Strafe des Urhebers hinſichtlich desje— 
nigen ausfchließen- zu muͤſſen, der bey der That 
nicht auf irgend eine Teife, — fey ed auch nur 
durch feine it, — zur Ausführung mits 
gewirft bat, , 
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3) Wohl mag unbedenklich das Thaͤtigſeyn nad) der 
ftrafbaren That eined Andern (Begünftigung) 
zur Huülfeleiftung zum Verbrechen gerechnet werden. 
Diefe Thätigfeit, wenn fie gleich. zu dem Daſeyn 
des Verbrechens nicht bengetragen bat, ift es, 
welche dem Urheber den Genuß der Früchte feiner 
verbrecherifchen That möglich macht oder doch ers 
leichtert. 

Begünftigung ift Ermuthigung zu kuͤnftigen 
Verbrechen. 


Als ganz angemeſſen erſcheint es daher, daß 
Beguͤnſtigung, wenn gleich eigentlich Huͤlfeleiſtung 
zur Hervorbringung ded Verbrechens nicht enthalz 
tend, dennoch wie Hülfeleiftung behandelt werde, 
und zwar wie Hülfeleiftung ftrafbarern Grades, 


a) wenn fie vor der That zugefagt und in Folge 
diefer Zufage wirklich geleiftee — (vertragss 
‚mäßig); 


b) wenn folhe Begünftigungen von dem Schul: 
. digen ald Gewerbe getrieben worden (ge: 
werbömäßig.) Ä 
Vergl. Motive zum revidirten Ent 
wurfe 9. 16. ©. 40, 41. 


Kaum zu rechtferfigen dürfte es jedoch feyn, 
den Begünftiger, welder auf des Verbrechens 
Hervorbringung nicht durch pofitive Thätigfeit ein: 
gewirkt hat, dem Urheber gleich zu beftrafen. 
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Der revidirte Entwurf felbft Art. 51, gleich: 
fam die unverhältnißmäßige Härte der Gleichſtel— 
ung fühlend, — läßt gegen den gewerbsmäßigen 
Begünftiger niemal auf Todeöftrafe erfennen. 


Den Berichten bleibt es übrigens ohnehin 
überlaffen, bey Ausmeſſung der Straſe darauf die 
geeignete Nücficht zu nehmen, daß den der eins 
fahen Begünftigung Schuldigen geringere Gtrafe 


— intra spatium — zu treffen habe, als den 


eigentlichen Gehülfen, — dann daß Begünftigung 
durch Aufnahme oder VBerbergung des Thäters 
innerhalb der Graͤnzen minder ftrafbar ift, 
ald die Uebernahme, Berbergung, Erwerbung der 
durch dad Verbrechen gewonnenen Sachen. 


4) Aus dem bisher Gefagten geht fchon hervor, daß 


man zweyer Stufen der Hülfeleiftung nicht ent: 
behren kann. 


Durch das an ſich ruhmwuͤrdige Beſtreben 
des revid. Entwurfes, das Gefepbuch moͤglichſt 
zu vereinfachen, wonach alle Gehuͤlfen, wie nahe 
oder wie fern auch ihre Mitwirkung ſeyn mag, 
— in eine Klaſſe, — Art. 48 zuſammengeſtellt 
wurden, iſt das Princip der Gerechtigkeit dem 
Principe der Einfachheit geopfert worden. 


Es iſt gewiß hoͤchſt bedenklich, die Strafen 
der Gehaͤlſen ohne alle naͤhere Bezeichnung von 
Graden des Beyſtandes feſtzuſetzen. 
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Beſtimmte Anhaltspnnfte müffen dem Nichter 
vorgezeichuef, die Hauptrüdfichten für Verhaͤngung 
der Strafe müffen im Gefege angegeben werden. 
Nach dem revidirten Entwurfe würde 
einerfeitd der dem Nichterermeffen eingeräumte 
Spielraum zu weit feyn, amdererfeitd würde den— 
noch, bey nicht vorhandenen befondern Milderungss 
gründen, in manchen Fällen das Minimum der 
Art. 40 für Gehuͤlfen beftimmten, Strafe für die 
allergeringite Beyftandsleiftung, z. B. zwoͤlfiaͤhriges 
Zuchthaus (Art. 40, Nr. I.), oder ſechs⸗ bis zehn: 
jaͤhriges Arbeitshaus (Art. 40, Nr. II.), oder zehn⸗ 
jaͤhriges Zuchthaus ꝛc. (ibid. Nr. I), oder fünf: 
jähriges Arbeitshaus ꝛc. (ibid. Nr. V.) eine un= 
verhaͤltnißmaͤßige Haͤrte enthalten. 


Diefe fo eben benannte Ruͤckſicht hat denn 
auch wirklich der laxen Beftimmüng des Art. 50 
des revid. Entw. ihr Dafıya gegeben, daß die 
Gerichte ermächtiget feyen, die Strafen der 
Gehülfen nah Beſchaffenheit ihrer Mit: 
wirfung und nach den befonderh im ihrer 
Perfon vorhandenen mildernden Um— 
ffänden nicht nur nah Dauer und Größe, fons 
dern auch in der Strafgattung felbit herab: 
zufeßen; wornach Alles der Willkuͤhr der Gerichte 
preisgegeben ift. | 

6) Mehr als zwey Grade aufzuſtellen, war aber hier, 
wie beym Verſuche um fo weniger thunlich, als 
nach der Natur des Gegenſtandes gerade hier der 


Beplage LXXIV. 8 
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richterlichen Beurtheilung, wenn auch nicht mit 
dem revidirten Entwurfe alles, doch, vieled 
überlaffen bleiben muß: 


Es läßt ſich für diefe zwen Grade, da ſie ſehr 


verſchiedene Arten der Huͤlfe enthalten, nicht eins 


mal, wie beym Verſuche, ein allgemeines beſtimm—⸗ 
tes Unterfcheidungsmerfmal auffinden. 


Es koͤnnen vielmehr (vergl. Bauerd An 


merkungen zum hannöverfhen Entwurfe 


S. 506) nur die verfchiedenen Falle der Huͤlfe— 
leiftung höheren und geringeren Grades zufammenz 
geftellt werden, wonach für die Ausmeffung intra 
spatium der für jeden Grad beftimmten Strafe 
eben fo, wie für die Sonderung und Elaffifieirung 
der Huͤlfshandlungen felbit, die größere oder Fleis 
here, nähere oder ehtferntere, fräftigere oder 
minder fräftige Wirffamfeit, die größere oder 


mindere Bedeutenheit der Pflichtverlegung ꝛc. zu 


erntſcheiden hat. 


In diefer Beziehung laßt es fich, wie geſagt, 
allerdings rechtfertigen, daß Beguͤnſtigung mit der 
eigentlichen Hülfeleiftung in eine SKlaffe geitellt 
werde, | 

Sehr geringe Strafe kann gegen den einfa= 
chen Begünftiger, bedeutende, Strafe, nad 
Umftänden bis zum- Marimum, kann gegen den 

Gehuͤlfen erfannt werden, 


6) Betreffend die Strafen der Hülfeleiftung, fo ift 


es zwar allerdings nicht ganz liquid, ob Berfuch 
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und Hülfeleiftung nach einerley Maafftab zu bes 
handeln fey, da hier andere Nüdfichten als dort 
eintreten, und die Strafe des Gehuͤlfen weit tiefer 
als jene des Verſuches herabfinfen Fann, 


(v. Gönner in den Motiven gegen 
Derfted, ©. 122.) 

wie denn auch das Strafgefegbuch Art. 60 und 
77 die Etrafen der Hülfeleiftung bey entfernterer 
Theilmahme nicht firenge nach der Strafe des Ber: 
ſuches abgemeffen wiffen will. 


Allein wenn man zwey Grade, wie ded Ber: 
fuches, fo der Hulfeleiftung, annimmt, und wenn 
man fodann bey Beftimmung der Dauer der Frey: 
heitöftrafe, wo Diefe zeitlich ift, der richterlichen 
Beurtheilung. nicht zu enge Schranfen fegt, fo 
findet fich in jener Sleichftellung, bey welcher die 
Individualität des conereten Falles: immer noch 
gehörig beachtet werden er ai befonderer 
Anftand. 


Beym Berfuche ift die ftrafbare That objecs 
tiv nicht vollendet, 
Bey der Hülfeleiftung\ift fie zwar Babe 
aber nicht von dem Gehülfen vollendet, 
Diefennah war, wie we Berfuche, fo 
auch hier 
a) da, wo ed thunlich ift, dad Marimum der 
Strafe und zwar 
8 R 
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b) beziehungsweife auf die Strafe, welche diefen 
Schuldigen als Urheber getroffen haben würde, 


ec). mit nicht zu weiter Entfernung von der vollen 
gefeglichen Strafe bey den Gehuülfen ftraf- 
barerer Art aufzwey Drittheile feftzufegen. 


d) Eben darum erfcheint auch die Beftimmung 
eined Minimums für diefe firafbarere Art von 
Gehülfen nothwendig. 


e) Ein Minimum für die Hälfeleiftung gerin: 
geren Grades ftellt aber, bey der Mögs 
lichkeit hoͤchſt weiten Entferntfeyns der Hülfe, 
nicht ald rathſam fich dar, 

Wohl ift durch das Gefagte die Beftims 
mung ded Marimumd Auf ein Drittheil der 
vollen.gefeglichen Urheberſtrafe gerechtfertiget. 


7) Endlich wird zur Rechtfertigung der Nichtaufnahme 
der Art. 87 und 88 des Ötrafgefeßbuches in dem 
Entwurf lediglih auf die Motive zum revid, 
Entw. ©, 42 fi bezogen. | 


Die Art. 78 des Strafgeſetzbuches in 
anderer Weife, als fo, wie e8 Art. 71 Nr. 5, 6 
und Art. 72 Nr. 4, 5, 8 gefcheben ift, in den 
Entwurf aufzunehmen, hat man bey dem allge= 
meinen Widerwillen der Bürger gegen das Denune 
ciren und bey der Unvermeidlichfeit der mit der 
Berhinderung der Verbrechen verbundenen Ges 
fahren — für bedenklich befunden. 
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Befondere Strafen find Art. 19 und 202 auf die 
Nichtanzeige gefeßt. 

Raum einer Erinnerung bedarf es übrigens, daf die 
Art. 72 Nr. 4 bezeichneten, — innerhalb der Gränzen 
des gefeglichen Strafmaaßes, — mit ſchwererer Strafe. zu 
belegen find, ald die eben dort Nr. 8 benannten. Jene 
waren der Vollbringung des. Verbrechens ſelbſt förderlich, 
ie nicht. 


§. 38. 
Art. 79, 80. (Ned. Entw. Art. 55, 56.). 


Die Zurehnungsfähigfeit der jungen Leute 
betreffend. 

Der Code penal Art. 66, 67 und, nah dem Bor: 
bilde deifelben, der hannoͤv. Entw. Art. 118, 119 
(neuer Redaction) — Bauerd Anmerkungen Th. 
U. ©. 384 — will bey jungen Leuten. unter 16 Fahren 
vor allem eine Prüfung von Sachverſtaͤndigen vorneh— 
men laffen, un zu beftimmen, ob der jugendliche Ber: 
brecher zurechnungsfaͤhig ſey. — Nah dem Ergebniffe 
der Erledigung diefer Präjudicialfrage foll fodann beur— 
theilt werden, ob Strafe einzutreten habe oder nicht. — 
Im erften Falle foll die geieplige Strafe im geminderten 
Maaße ſtatt finden. 

Nah Art. 120 fol mach zuruͤckgelegtem ſech— 
zehnten Fahre Jugend nur bey folchen Verbrechen ein 
Milderungsgrund feyn, denen mehr Uebereilung, Leicht: 
finn, Genußbegierde und jugendlihe Hiße, ald Ueber: 
legung und Bosheit zum Grunde liegen. 
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Für jene ernten erklaͤrt fi) auch Mitter- 
maier im Archive ꝛc. B. X. ©. 278.* 


Schon in v. Shmidtleins ‚Prüfungen ꝛc. ©. 
133 ift indeffen mit Necht dagegen bemerft worden, daß 
eine folche Vorunterfuhung zu einer unnöthigen, verzö- 
gerlihen und ſelbſt pofltiv nachtheiligen Vervielfältigung 
der Gefchäfte führen würde, 

Was in der Regel eintritt, dafuͤr ſteht die Wer⸗ 
muthung. Des Beweis des Gegentheils iſt nicht aus— 
geſchloſſen. | 

Auch bey jungen Leuten über 16 Jahre iſt nicht 
felten der Verſtand noch nicht gehörig audgebilbet. 

Einen firen Punft muß aber die Legislation fefts 
feßen, — bier eben fo, wie in vielen andern Materien. 

Nur nach dem Gewöhnlichen, nicht nach dem Außer: 
ordentlichen find die allgemeinen Beftimmungen im Ger 
fegbuche zu treffen. 

Db bey der ewig wiederfehrenden Nothwendigfeit 
ärztlicher Gutachten die materielle Gerechtigkeit der Urs 
theile der an diefelben gebundenen Gerichte im Allgemeis 
nen gewinnen würde, das ift mindeſtens problematifch. 


Indem daher der Ark. 55, refp. 79 bleibt, wie er 
ift, bat man jedoch den Beyſatz machen zu follen ges 
glaubt: ausnahmsweife finde die Beftimmung diefes Ars 
tikels auch nach zurücgelegten zwölften Jahre Anwens 
dung, wenn erbellet, daß der Thäter die erforderliche 
Unterfcheidungsfraft noch nicht gehabt habe, 


Berge. Prüfungen ıc. ©. 135. 


— 
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Als zweckmaͤßig erſchien auch der zweyte Abfag 
des Art. 99 des Strafgeſetzbuches. 

Tritt zu der Jugend noch ein oder der andere der 
Milderungsgruͤnde des Art. 93 oder 94, fo kann nicht 
nur Milderung der Strafe intra spatium, fondern allen:- 
falls felbjt ein Antrag auf Gnade zur Bewirfung einer 


der Gattung nach geringeren Strafe ald begründet fich 
daritellen. 


Die Abänderungen, welche der gegenwärtige Ent: 
wurf in Anſehung der zu fubftituirenden Strafen enthält, ' 
motiviren ſich theild durch die Beſeitigung der ſchweren 
Ucbertretungen, theild durch die ausgefprochene Woth: 
wendigfeit der Befchränfung des richterlichen Ermefjens, 
wonach nicht die ganze Dauer des Zuchthaufes von zehn 
bis zwanzig, des Arbeitshaufes von zwey bis zehn Jahren 
den erfennenden Gerichten zur Verfuͤgung geftellt wer: 
den darf. 


39 
Art. 81. Mev. Entw. Art. 57.) 


Mangel an Bernunftthätigfeit. 


Die Einfchaltung des Beyworted »unverfchuldeten« 
vor »Verwirrung« motidirt fich durch fich felbft, mit Hinz 
bli auf den Art. O1, reſp. 85. | 


Der Geheimerath von Mittermaier hat gegen 
diefen Artifel 57 des revidirten Entwurfed im neuen 
Archiv ꝛc. B. X. ©. 290 Bedenken vorgebracht, welche 
auf den erften Blick fehr erheblich zu feyn feinen, 
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Es ift jedoch in von Schmidtleins Prüfungen ic. 
S. 142 u. folg. dagegen gezeigt worden, daß diefer Artifel 
nur in Folge der eingeholten Gutachten ber bayerifchen 
Medieinaleomiteen und einzelner anerfaunt gelehrter und 
erfahrner Aerzte, fo wie er ift, gefaßt worden fey. 


Die Gutachten des Profejfors der Medicin Dr. Henfe 
zu Grlangen find ©. 196—217 und S. 218— 230 den 
Prüfungen beygefügt. i 


In Gegenſtaͤnden der Wiſſenſchaft und der Kunſt 
muß es bey dem Gutachten der Sadverftändigen lediglich 
fein Dede haben. 


= 0. 40. 


1) In den Motiven zum rev. Entwurfe it ©. 45 
gezeigt, daß die Ötrafgefeggebung einen Artifel 
wie ber Art. 58, refp. 82 tft, nicht entbehren kann. 


Eine etwas andere Faſſung war aber dem Xrtifel 
zu geben, theild um die Ermächtigung der Gerichte zu 
befeitigen, theild um den Fall, in welchem die Gerichte 
felbft eine gelindere als die gefegliche Strafe in Ans 
wendung bringen koͤnnen, gegenüber von demjenigen ges 
hörig zu marfiren, wo die Herabfegung der nn der 
allerhöchften Gnade vorbehalten bleibt. 


Nach dern. Verhältniffe und dem Grade der — nicht 
ausgefchloffenen, aber geminderten Zurechnung ift ſodann 
die gefegliche Strafe herabzufegen, 
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Dieſes Verhaͤltniß und die hiernach anzuwendende 
Strafe naͤher zu bezeichnen, als durch Hinweiſung auf 
die Artikel vom Verſuche, iſt durchaus unmoͤglich. Bleibt 
es zwar hiernach nur der Beurtheilung der Gerichte über: 
lajien, ob die Strafe des Verfuches höheren Grades oder 
jene ded Berfuches minderen Grades einzutreten habe, fo 
laͤßt fih das bier nicht anders machen, wie denn auch 
das Strafgeſetzbuch Art. 106 bey vorhandenem mangel: 
haften Thatbeitande Feine Norm.in Beziehung auf die zu 
verhängende geringere Strafe anzugeben vermag, ald daß 
Berhältnif der Wichtigkeit und Zahl der jur vollen ge: 
feglihen Etrafe erforderlichen, aber in concreto nicht 
vorhandenen Borausfegungen. 


2) Der Inhalt des Art. 66 des revidirten Entwurfes 
it ſchon oben Art. 62 und 69: vorgefommen. 

Es fcheint nicht gerecht zu feyn, dem intellee- 
tuellen Urheber, dann dem Anftifter des Com: 
"plotte8 und den Anführern der Bande als Ur— 
heberu diejenigen erfchwerenden Umftände der 
That zuzurechnen, auf welche die Berleitung oder 
Berabredung nicht gerichtet war, — von welcher fie 
gar nicht einmal Wiſſenſchaft gehabt haben. 


5) Der Art. 92 (rev. Entw. Art. 62) ift aus dem 
Strafgeſetzbuche Art: 122 entnommen. 


Man hat jedoch, vorbehaltlich deſſen, was das 
Geſetz über die. Verantwortlichfeit der Minifter 
bieder Bezügliches enthalten wird, es für ange— 
meffen befunden, ausdrüdlich zu beſtimmen, def 
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a) des befehlende Vorgeſetzte competent ſeyn, — 


b) feinen Befehl in gefeglicher Form erlaffen ha: 
ben müffe und daß 
e) felbft unter diefen Borausfegungen der Bes 
fehl, deffen Befolgung eine eigentlihe Ver: 
letzung der Amtspflichten enthält, eben fo 
wenig Gtraflofigfeit des Gehorchenden be: 
gründen fann, ald der Befehl, etwas Ver: 
faſſungs- oder Gefegwidriges zu thun, 
Nah der Berfaffung Tit. X. $. 4 find nämlich 
‚nicht blos die Staatöminifter, fondern fämmtliche Staats: 
Diener für die genaue Befolgung der Verfaffung verant: 
wortlich. Die Gehorfamspflicht des Eivilheamten ift daher 
feineswegs fo unbedingt, als fene des Militärs, welcher, 
nicht fchleunig und unbedingt befolgend, was ihm geboten ift, 
»reus est imperii deserti atque contemti,« während 
der Civilbeamte, »si malım est, quod praeeipit impera- 
tor et praeses, respondeat ei de actibus apostolorum: 
ohedire oportet Deo magis, quam heminibus.« 


Handelt es fi indeffen blos von Mißbrauch oder 
Ueberfhreitung der Amtöpflict des Befehlenden 
felbjt, welche, nach der Ueberzeugung des Gehorchenden, 
in der gebotenen Handlung enthalten feyn Fann, fo darf 
der Untergeordnete, fo fern feine allenfallfige Remonftra: 

tion fruchtlos bleibe, den Gehorfam nicht verweigern, weil 
ohne ſolchen Gehorſam die Verwirrung oder vielmehr 
Zertruͤmmerung aller bürgerlichen Verhaͤltniſſe unvermeids 
Vich feyn würde, und die Unmöglichkeit ded Beſtehens des 
Staatsvereins evident vorlaͤge. 
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4) Der Art. 93 (rev. Entw. Art. 70) iſt in der We⸗ 
fenheit dejjelben Inhalts, wie der Art. 123. de8 
Strafgefegbuded. Nur find im Art, TO bier 
die Worte »noch in minderem Grade ftrafbar« 
weggelaffen, und das Merfmal der Gemeingefährs 
lichfeit ift nicht auf Befhädigung des Eigenthums 
befchränft, fondern auch auf Entziehung deifelben 
ausgedehnt, 


Erſteres braucht nicht ausgedrückt zu werden; ed vers 
fteht ſich von felbft. 

Daß aber nicht blos Befhädigung, fondern auch 
Entziehung des Eigentums, fo fern diefelbe gemeinges 
fäprlich ift, auch mit Bewilligung des Eigenthümers un: 
ternommen, nicht ftraflos bleiben Fann, Teuchtet von felbft 
ein, wenn man dem Grundfage huldiget, auf welchem 
der Art. 123 des Strafgeſetzbuchos und der Art. 
70 de8 revid. Entw. beruft, daß nämlich Niemand 
auf fein Eigenthum zum Nachtheile eines Dritten verzich⸗ 
ten kann. 


In der Wefenheit daffelbe Princig, — daß Niemand 
willkuͤhrlich über fein Leben, feine Gefundheit, feine Ehre 
verfügen fann, — liegt derBeftinnmung zum Grunde, daß 
die Strafbarfeit der Angriffe auf diefe Güter durch die vom 
Beſchaͤdigten ertheilte Erlaubniß nicht aufgehoben werde. 

Zwar will Stübel im Archiv ꝛc. B. IX. ©. 
551 — 509 in folhem Falle nur polizeyliche Strafe ein: 
treten laffen, da Feined anderen Menfcheh Rechte, als 
jene des Befchädigten felbft; verlegt werken. Stübel 
findet es insbeſondere ungerecht, denjenigen ald Mörder 
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zu behandeln, der dem an einer unheilbaren Kranfheit 
darniederliegenden, unerträgliche. Schmerzen Leidenden 
auf fein inftandiged Bitten aus Mitleid den Tod gibt. 


Allein da jeded Verbrechen nicht nur eine Verlegung des 
echtes des Einzelnen, fondern zugleich auch einen Angriff 
auf den Staaföverein enthält, und die Heiligkeit und 
Unverleglichfeit des Strafgeſetzes hinſichtlich ded Lebens, 
der Sefundheit, der Ehre der Glieder jened Vereins nicht 
der Dispofition der Privaten preisgegeben werden darf, 
fo widerlegt fich dadurch die früher auch fihon von Titt— 
mann im Handb. Th. J. F. 32 und 36 vertheidigte 
Anſicht Stübels von ſelbſt. 


Bergl. Hepp im u x. B. X. ©. 65 — 100 
und 250 — 204. 

Auf fo hoͤchſt feltene außerordentliche Falle, wie fie 
Stübela a. O. ©. 565 anführt, kann die Gefetge: 
bung feine Nücficht nehmen. 

Bey relativ beftimmten Strafen werden die erfen: 
nenden Gerichte die ertheilte Erlaubniß des Befchädigten 
nach Umftänden ald Milderungsgrund gehörig würdigen. 
Außerdem ift auf dem Wege der Gnade Herftellung ded 
rechtlichen Gleichgewichtes zu bewirfen. 


Wenn man aus dem Gefagten den Schluß ziehen 
wollte, ed muͤſſe hienach auch der Selbftmord refp. der 
Verſuch deffelben als Verbrechen erklärt werden, fo würde 
dagegen allerdings in objestiver Hinſicht nichts Er: 
hebliches einzuwenden feyn, wie ed denn nicht zu laͤugnen 
iſt, daß die Anmerkungen zum Strafgeſetzbuche 
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B. U. ©. 3 Nr. 1 dem geradezu widerfprechen, mad in 
denfelben B. I. ©, 307 zum Art. 123 gejagt wird, 


Aber der Grund, aus weldem der Gefeßgeber den 
Selbſtmord mit Strafe nicht belegt, ift die Annahme der 
mangelnden Zurechnungsfähigfeit des Selbſtmoͤrders. 


§. 41. 
Art. 104. Ä 

Der Art. 106 des Ötrafgefepbuches läßt im Falle 
mangelhaften oder ungewijlen Thatbejtandes eine geringere 
als die gefekliche Strafe in Anwendung „bringen, ohne 
für die zu erfennende Strafe einen andern Maafftab ar 
die Hand zu geben, als das am Ende des Artifeld ans 
geführte Verhaͤltniß. 

Diefer gefeglichen Beftimmung fteht Folgendes feind⸗ 
lich entgegen: 

Der Thatbeſtand iſt nichts anderes, als der Inbe— 
griff aller zum Begriffe eines beſtimmten Verbrechens 
weſentlich erforderlichen Merkmale. 


Fehlt nun eines oder fehlen mehrere dieſer geſetzlichen 
‚Merkmale, fo iſt auch der Begriff des Verbrechens, folgs 
lich auch dad Verbrechen felbft nicht vorhanden, fondern 
etwa ein anderes felbftftändiges oder gar fein Verbrechen. 


Der Begriff einer beftimmten ftrafbaren That befteht 
ja gerade in der Vereinigung aller derjenigen Merkmale, 
welche da8 Dafeyn diefer beftimmten That begründen. 


Das Nichtvorhandenfeyn oder, was juriftifch daffelbe 
iſt, das Nichtvollftändigbewiefenfeyn eined einzigen jener 
Degriffsbeftandtheile ſchließt den Begriff felbft, — zum 
Theil, nicht halb, ſondern vollſtaͤndig aus. 


1 
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Eine Abſurditaͤt iſt es gewiß, wenn das Geſetz einer- 
ſeits ſagt, zu dieſem oder jenem Verbrechen gehören 
drey weſentliche Merkmale; ſey eines dieſer Merkmale in 
einem conereten Falle nicht vorhanden, fo dürfe das Vers 


- brechen. nur zu zwey Drittheilen angenommen, folglich auch die 


gefegliche Strafe nur zu zwey Drittheilen in Anwendung ges 
bracht werden. Vgl. Mittermaierim Archiv, B.III S. 394. 


Allein fo richtig das Geſagte iſt, und fo wenig in 
fpecielfee Beziehung Auf den Kindesmord die Beſtim— 
mungen des Ötrafgefegbuches vom Fahre 1813 Art. 160 
— 103 ſich rechtfertigen laffen, fo folgt doch aus allem 
Gefagten nur, daß der Art. 100 des Strafgefesbuches nicht 
vollftändig, wie er gefaßt ift, Billigung verdient, 


Ungemwiß darf der Thatbeſtand allerdings nicht feyn. 
Einen wefentlihen materiellen Mangel darf derfelbe 


‚ ebenfalls nicht haben. 


Allein der Fall ift denfbar, daß die Beobachtung 
einer von dem Geſetze vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeit unters 
Iaffen worden, und daß auch von einer Nachholung feine 
Nede ſeyn kann; z. B. der bey der Leichenbeſchau zuges 
zogene Actuar war nicht beeidigt oder nod) eidesunmuͤn⸗ 
dig, oder der ordentliche Gerichtsarzt war nicht beygezo⸗ 


gen, oder in der Oeffnung der Haupthoͤhlen des Koͤrpers 


iſt etwas Bedeutendes verſaͤumt worden, oder es iſt ganz 


unmöglich, die Section vorzunehmen zc., oder — in. Bes 


ziehung auf den Meineid, — die Verwarnung vor dems 


felben wurde . unterlaffen, die Partheyen wurden nicht 


zum Eideleijtungstermine geladen ꝛc. Darf in. foldem 
Kalle Straflofigfeit des Unterfuchten eintreten? Nein. 
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Darf die volle gefegliche Strafe gegen ihn verhängt 
werden? J | 

Nein, obfchon freylih das Strafgefesbudh vom 
Fahre 18135 im zweyten Theile Art. 244, während e8 im 
erften Abſatze die Oeffnung der drey Haupthöhlen des 
Körpers als zur Vollftändigfeit der Befichtigung nothwen⸗ 
dig erflärt, im zweyten Abfase den Thatbeftand doch 
als unmangelhaft anerfennt, wenn gleich jene Deffnung 
unterlaffen worden, was gewiß nicht in. Ordnung ift. 

Diefen Fall muß nun das Geſetz vor Augen haben. 

Iſt der Thatbeftand formell mangelhaft, ift bey der’ 
Erhebung deifelben ein wefentlicher Punft verfehen, eine 
wefentlihe Foͤrmlichkeit vernachläffigt worden, fo bleibt, 
vorausgeſetzt, daß die gefeßlichen Erforderniffe zu einem 
Strafurtheile überhaupt noch vorhanden, (dieſer Benfag 
ift vorzüglich nothwendig, um den Irrthum zu befeitigen, 
ald wolle hier eine Verdachtsſtrafe wieder eingeführt 
werden,) und daß nicht für einen befondern Fall aus: 
drüdliche Vorfehung in dem Gefege getroffen fey, nichts 
übrig, ald die ordentliche Strafe nad der Wichtigkeit 
und Zahl der abgängigen VBorausfegungen in eine gerins 
Here zu verwandeln, 

Man bezieht fich deßhalb auf tie Anmerkungen 
zum Ötrafgefeßbudhe Band I ©. 246 — 248, je= 
Doch nur in fo weit, ald dort von der formellen Mangel: 
haftigfeit, nicht aber in fo weit, ald von der Ungewißheit oder 
materiellen Mangelhaftigfeit ded Thatbeftandes die Rede iſt. 


Unbemerft darf nicht gelaffen werden, daß feit 
dem Jahre 1815 noch mie eine, Klage über das Da⸗ 


128 


Motive zum. Entwurfe 


ſeyn des: Art. 106 vorgekommen, daß vielmehr haͤufig von 
den Gerichtshöfen dad Bedauern darüber ausgedrückt wors 
den iſt, daß dad Geſetzbuch jene Beftimmung nicht 
auch auf die geminderte Zurechnungdfähigkeit ausgedehnt 
bat, welchen Mißitande. aber durch die Anmerfungen 
3.106. 299, 500 abgeholfen worden ift. 

Durch diefe Bemerkung ſoll indeffen, wie gefagt, 
dem Art. 106 in feiner vollen er nicht das Wort 
gefprochen : werden. : 


Die Beftimmung der Strafe im Falle des — nicht 
ungewiffen, aber formell mangelhaften Thatbeitandes ganz 
unbedingt dem richterlichen Ermeifen zu überlaffen, das 
fcheint freylich bedenflih, inigen, wohl auch gerechten 
und angemeffenen Anhaltspunft gewährt cd, nicht nur 
sd) mit dem Strafgefegbuche auf die Wichtigfeit und 

Zahl der abgängigen formellen Vorausfegungen, 
ſondern auch 

5 b) auf die Strafbeitimmungen über den Verſuch aus: 

| druͤcklich hinzuweifen, obgleich es übrigens durchs 

- aud unmöglich ift, gefeglich zu beftimmen, wann 

die Strafbeftimmungen über Verſuch höheren Gras 

des, wann jene über Berfuch geringeren Grades in 
Anwendung zu bringen feyen. 


2. 
Art. 105 — 110. (Rev. Entw, Art. 82, 83.) 


Segen den Art. 82 des revidirten Entwurfes iſt im 
der Wefenheit nichts zu. erinnern, Nur ınufte die Ermäch« 
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figung der Gerichte, unter den geringſten geſetzlichen 
Strafgrad herab, ja ſelbſt auf eine niedrigere Strafgat⸗ 

tung uͤberzugehen, beſeitigt werden: 

Der Art.83 des revidirten Entwurfes — weniger doe⸗ 
zrinell als die Art. 91 und 92 des Strafgeſetzbuches — 
wurde durch drey Nummern bervollſtaͤndigt. Art. 107. 

Die Nr. 9 enthaͤlt den ſogenannten uneigentlichen 

Ruͤckfall, welchen man, der allerhoͤchſten Intention ent⸗ 
ſprechend, von dem eigentlichen Ruͤckfall — Art. 87 reſp. 
114 — geſondert hat, weil es unſtatthaft iſt, jeden 
Fehler eines Beſtraften, wie unaͤhnlich derſelbe auch dem 
fruͤher begangenen ſeyn mag, als Ruͤckfall zu behandeln, 
weil das Zuruͤckfallen ein fruͤheres Fallen derſelben Art 
vorausſetzt und derjenige nicht als eigentlich ruͤckfaͤllig 
bezeichnet werden Tann, welcher, wegen Widerſes 
gung gegen die Dbrigfeit zur Unterfuchung und 
Strafe Bezogen, nunmehr eined Diebſtahls fich ſchuldig 
mad. 

Die drey neu hinzugefügten Artikel 108 == 110 bei 
tteffend, fo hat von Gönner gewiß fehr Unrecht; went 
er in den Motiven gegen Oerſted ©; 245 — 245 die 
Ausmeffung der Strafe geradezu nur dem bon seng und 
dem Totalblife, der alle Einzelnheiten eines concreten 
Falles im Ganzen auffaßt, uͤberlaſſen will, 

Auch kann man nicht den Motiven zum revidirs 
fen Enfwurfe $. 20 © 50 beyſtimmen, wenn fle die 
Nichtaufnahme der Art. 03 und 94 des Strafgefetz⸗ 
buches in den revidirten Entwurf damit zu rechts 


fertigen. fuchen, daß | 
Beplage LXXIV: 9 
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a) die dort vorfommenden Milderungdgründe zum Theil 
nicht richtig feyenz; — 
ß) daß dadurch die Unterfuhungen erfehwert und 
verlängert, und | 
y) daß durch ünrichtige Anwendung derfelben oft 
Urtheilsſpruͤche bewirkt würden, welche in vielfas 
cher Beziehung befremden. 
zu a. Die erfte diefer Einwendungen fteht unerwie⸗ 
fen da. Die Motive felbft geben nicht eine einzige Uhs 
tichtigkeit jener Beftimmungen ans Wäre die Behauptung 
wirflich gegründet, nicht würde daraus folgen, daß die 
angeführten Artikel zu verbanten, fondern nur daß fie 
da, wo es Noth thut, zu verbeffern, zu reinigen, zu 
vereinfachen ſeyen. | 
zu 8. Der wefentlichite, im Grunde der einzige Zweck 
der Unterfuchung ift, objectiv, bie Befchaffenheit der 
begangenen Thar mit allen ihren Umftänden, fubjectiv 
aber, die Gefekwidrigfeit des Willens des Thäters fo 
genau ald möglich feitzuftellen. Einleuchtend ift ed, daß 
die größere Schwierigfeit, fomit die längere Dauer der 
Unterfuchung, zur Nealifirung der wefentlichen Zwecke des 
ſtrafrechtlichen Verfahrens, nicht in Anſchlag gebracht, nnd 
die groͤßere Muͤhe, welche nach dem Ausdrucke des ſeli— 
gen von Goͤnner a. a. O. ©, 245 der Richter mit dem 
Anatomiven der Fälle, mit dem Ausfpinnen der. aufge 
faßten Fäden hat, nicht beachtet werden darf. 
Zu y. Die Angabe, daß die gefeglichen Milderungd: 
und Schärfungsgründe nicht richtig angewendet werden, 
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ift unbeftimmt und beruht auf precärer Vorausſetzung. 
Auch befreyt die Beforgniß unrichtiger Anwendung nicht 
von der Mothwendigkeit, beftimmte und fpecielle Wors 
Schriften über höhere und niedrigere Strafbarkeit, nad) 
Berjchiedenheit der Befchaffenheit der That und der Bil: 


Ienseigenfchaft des Thaͤters, in das en aufzus 
nehmen. 


Minder bedenklich, ite es jeden alles, dem erfennen: 
den Richter beftimmte Anhaltspunkte, gleichfam Leitfterne 
für die Beurtheilung der einzelnen Fälle und deren Strafe 
barkeit, zu geben, fey ed auch, daß fie den weniger ges 
wandten Richter manchmal irre leiten, — ald ihn — fo 
zu fagen, fich felbft, — feiner eigenen Philofophie — feinem 
bon sens — feinem Auf individuellen Anfichten berus 
henden Raͤſonnement zu überlaffen. 


Bey dem fehr weiten Felde, welches die Entwürfe 
vom Fähre 1822 und 1827 dem richterlihen Ermeffen ers 
Öffnet haben, wäre ed um fo nothiwendiger gewefen, alls 
gemeine beftimmte Normen für gehörige Abwägung der 
Strafbarfeit der einzelnen Fälle aufzuftellen. 


Gerade bey dem Mangel folcher Regeln über den 
Einfluß der mildernden und erfhwerenden Umſtaͤnde auf 
die Strafbarkeit der zur Unterfuhung gefommenen Hands 
Iungen würden hoͤchſt verfchiedenartige und deßhalb mit 
Recht befremdende Urtheilsfprüche zum Vorſchein Fommen, 

Bon. Spies vergleichende Kritik. ©, 43. 
Kritik ıc. S. 0%. 

Bersl: auch Mittermaier im Archiv ꝛc. B. VI 
©. 300. 

9 * 
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Die Beflimmungen der oft erwähnten Art. 05, 04 
haben feit 18 Jahren als fehr wohlthätig ſich bewährt, 

Auch außerdem tft ed noch nothwendig, daß bey ein—⸗ 
zelnen ‚Verbrechen die: Hauptrücfichten angegeben werden, 
nach denen die Strafe innerhalb der gefeglichen Grenzen 
aus zumeſſen ift.. 

Dieſe Angabe deutet, wie Bauer in den Anmer— 
fungen zum Hannover Entwurfe Th. L ©. 267 
ſehr richtig bemerkt, dem erfennenden Richter den rech— 
ten Gefichtöpunft an, aus welchem er die ftrafbare That 
zu betrachten hat, gewährt aber auch zugleich den großen 
Nutzen, daß der Unterfuchungsrichter auf Erforſchung 
derjenigen Thatfachen hingeleitet wird, welche entfcheidens 
den Einfluß auf Zumeffung der Strafe haben, 

Dieſes Vortheils Wichtigfeit ift um fo größer, je 
häufiger die Unterfuhung, mit Verfaumung der Erfor: 
ſchung wirflich erheblicher Thatfachen, auf unerhebliche oder 
minder erhebliche Umftände gerichtet wird. 


Bauer a. a. O. 

Finden de erkennenden Gerichte nach ſorgfaͤltiger Er— 
waͤgung aller Umſtaͤnde, daß auch das Minimum der fuͤr 
das unterſuchte Verbrechen angedrohten Straſe in dem 
conereten Falle unverhaͤltnißmaͤßig hart ſeyn würde, fo 
haben fie die Pflicht, zum Zwecke der zu ertheilenden 
Begnadigung am des Königs Majeſtaͤt Bericht zu erfkats 
ten. Es ift gewiß fehr angemeffen, daß das Geſetz felbft 
hierüber Ziel uiid Manz gebe, auf daß Jedermann wiffe, 
das ftrenge Recht dürfe nie in Lingerechtigfeit ausarten. 

Nicht darf es aber den Gerichten überlaffen werden, 
das Mißverhaͤltniß zwifchen dem ſtrengen Rechte und der 
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Strafbarfeit des conereten Falles felbft auszugleichen; nicht 
darf die Gefebgebung die Gerichte ermächtigen, unter das 
Minimnm der gefeglichen Strafe herabzugehen, oder eine 
geringere Strafgattung ald die gefegliche in Auwendung 
zu bringen; nicht darf man die eben: fo wohlthätige, als 
nothwendige Barriere : niederreißen, welche zwifchen den 
Befugniffen der Nichtergewalt und dem Begnadigungs: 
rechte der Krone befteht, 

Was in der Sphäre der möglichen menfchlichen De: 
rechnung liegt, das gehört der richterlichen Beurtheilung 
und Feſtſetzung innerhalb der beyden Grenzpunkte der ge: 
feglichen Dauer der Freyheitftrafe. 

Eine Ermächtigung der Gerichte, jene Grenzen zu 
überfchreiten, wäre in der That die Eanctionirung des 
Eingriffes in das Begnadigungsrecht der Krone. Denn 
was jenfeitg jener Sphäre Liegt, das Außerordentliche iſt 
und bleibt Nefervat des Rechtes der allerhöchiten Gnade. 

Man würde irren, wenn, man etwa darin ein expe- 
diens, um die aus den Ermächtigungen der Gerichte her: 
vorgehenden Nachtdeile zu befeitigen, finden wollte, daß 
man 

a) nur dem oberiten Gerichte das Recht einräumte, 
oben benannte Grenze zu überfchreiten, fo daß in 
Fällen, in denen das Eriminalgericht erfier In— 
ftanz fich von der unverfchuldeten, unverhaͤltniß— 
mäßigen Härte der gefeslichen Strafe in Bezie— 
hung auf den concreten Fall überzeugt, die Acten 
em oberften Richter vorzulegen wären, auf daß 
von ihm die der Verſchuldung angemeſſene Strafe 
erkannt wuͤrde, (Defterreichifches Strafgeſetzgebuch 
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Art. 441,: 445 d. Mittermaier über den 
neueften Zuftand ıc. ©. 88. Anmerfung 76.) 
oder darin, daß 
b) das Gefeg den Gerichten zur Pflicht machte, im 
Faalle der Ueberfchreitung jener Grenze eine Ab— 
ſchrift des Urtheiles, unter genauer Anführung der 
eingetretenen auferordentlichen Umftände, dem 
Staatdminifterium der Juſtiz vorzulegen. 
Hannover. Entw. Art. 112 und Motive dafür 
in Bauer Anmerfungen ꝛe. ©. 570 sequ. 
Keinem diefer beyden Ausfunftömittel kann man Bey: 
fall geben, — 
®) nicht dem erſten, weil 


a) dadurch die Inftanzordnung verfehrt, refp. des 
Nechtsmittels Zuläfligkeit für ſolche Fälle ver: 
eitelt würde; 


ß) weil befondere Vorfchriften für den Fall noth: 
wendig wären, wenn beyde Inſtanzen nicht 
einerley Meynung find; und 


M weil nicht einzufehen ift, wie dad, was an 
fih und im Principe als verwerflich erfcheint, 
dadurch, daß zwey Inſtanzen erkennen, den 
Charaeter der Verwerflichkeit verlieren ſollte; 


b) nicht dem zweyten, weil es eine Anomalie ent— 
halten wuͤrde, die Gerichte Erkenntniß faſſen zu 
laſſen, und zugleich die Rechtswirkſamkeit deſſelben 
von der Genehmigung des Staatsminiſteriums ab— 
haͤngig zu erklaͤren; im Falle aber die Vorlage nur 


dee Strafgeſetzbuches. 135 


zu geſchehen haͤtte, damit das Miniſterium in den 
Stand geſetzt werde, theils uͤber die gehoͤrige Aus— 
uͤbung des richterlichen Milderungsrechtes die nd: 
thige Aufſicht zu fuͤhren, theils von etwaigen Maͤn— 
geln des Geſetzbuches in Hinſicht der Strafbeftim: 
mungen ſich zu unterrichten, dieſe beyden Zwecke 
die Sache ſelbſt nicht beruͤhren und die in jener 
ungemeſſenen Erweiterung des richterlichen Ermeſ— 
ſens liegenden Nachtheile zu beſeitigen nicht vers 
moͤgen. 

Uebrigens wird, wenn ſich gleich nicht in Abrede 
ſtellen laͤßt, daß bey dem muͤndlichen und oͤffentlichen Ver— 
fahren die Gerichte aus eigener Wahrnehmung die beſte 
und genaueſte Information von des individuellen Falles 
Beſchaffenheit zu ſchoͤpfen in den Stand geſetzt ſind, auch 
das Begnadigungsrecht des Regenten keineswegs regellos 
in Anwendung gebracht. | 

- Schon von den Zuftizitellen, jeden Falles von dem 
Staatsminifterium der Zuftiz werden Sr. Majeftät aus 
den Acten die Gründe umftändlich vorgelegt, aud denen 
die Nothwendigfeit der Ausgleichiing des Mifverhältniffes 
zwifchen Schuld und Strafe fi ergibt. 

Erft auf diefen Vortrag erfolgt die allerhöchfte Entfchlie: 
fung. | Ä 

Auch ift nie von Niederfchlagung der Unterfuchung 
(abolitio) und nie oder doch beynahe nie von gaͤnzlichem 
Nachlaſſe der rechtlich erfannten Strafe (adgratiatio plena, 
sive stricte sic dicta) die Rede, fondern nur von Ver— 
wandlung der Strafe in eine der Öattung oder der Art 
oder dem Grade nach gelindere, in diejenige. Strafe naͤm⸗ 
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lich, welche der Gefeggeber felbft, wenn er die hier vor- 
Liegenden Umftände hätte vorherfehen koͤnnen, für diefen 
Kal angedropt haben wuͤrde. 


Da der Art. 96 des Strafgefetzbuches nur von un: 
gewöhnlichen, außerordentlichen Fallen fpricht, welche dem 
Begnadigungsrechte vorbehalten feyn follen, Begnadigun: 
gen aber auch in Staaten mit repräfentativer Verfaſſung 
nicht ausgefchloffen feyn Fönnen, fo widerlegt. fich da= 
durch, fowie durch das bisher Gefagte überhaupt dasje— 
nige, was in den Motiven zum revid. Entw. ©. 53 und 
64 zu Sunften der ——— des Art. 96 vorgetra⸗ 
gen iſt. 


Der neueſte —— * Entwurf hat denn auch 
ſelbſt Art. 97 die in dem vorigen Entwurfe ausgeſproche⸗ 
ne Ermächtigung der Gerichte, auf eine gelindere als die 
niedrigfte gefesliche Strafe zu erfennen, wieder aufgehos 
ben. Dafür foll im eintretenden Falle mittelft eines zu 
erftattenden Berichtes an das Kabinetöminifterium Straf: 
milderung im Wege der Gnade in Antrag gebracht wer— 
den, . 
h9. 43. 
Art. 111. (Rev. Entw. Art. 84.) 


Die Gerichtshoͤfe haben allgemein die Ueberzeugung 
gefchöpft, daß das Strafgeſetzbuch Art. 104 den Straf: 
minderungdgrund des langwierigen Gefängniffed viel zu 
fehr befchränft hat. Wohlthätig ift daher die Deftimmung 
des Art. 84 des revid. Entw. 


Judeffen koͤnuten die Worte »und nicht in Folge der 
Unterfuchung« Meifiverftändniß veranlaffen. 
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Eine verzögerte Anterfuchung ift doch eine Unterſu— 
hung, Die Verzögerung darf aber dem Angefchuldigten 
nicht zum Nachtheile gereichen, id fo fern er an jemer 
Verzögerung gar Feine Schuld trägt, 


$. 44. 
Art. 112. 113. (Mevid. Entw. Art. 86.) 


A. In Betreff des Zufammenfluffes mehrerer am 
Thaͤter zugleich zu ftrafenden Handlungen wird auf die 
Motive zum revid. Eutw. 0. 23. ©. 57 lediglich ſich be: 
zogen, 


B. Anbelangend den Abfak 2, die Fortfehung des 
Verbrechens, fo foll das Wefen derfelben nach den Straf: 
gefeßbuche Art. 110 darin beftehen, daß ein Verbrechen 
an demfelben Gegenftande oder an einer und derfelben Per— 
fon mehrmals begangen wird. Die verfchiedenen, das 
Verbrechen fortfekenden Handlungen follen fuͤr eine einzige 
That gerechnet, die Fortſetzung foll aber als befchwerender 
‚ Umftand berücfichtiget werden. 

Zu welchen Mifftänden und VBerlegenheiten diefe ge: 
fegliche Beftimmung in der Anwendung DVeranlaffung ge: 
geben hat, wurde von dem Oberappellationsgerichte in meh— 
teren Jahresberichten über die, Strafrechtöpflege auseinan— 
der gefegt. — Bergl. indbefondere Jahrbücher. ꝛc. B. IL: 
©. 155, ee 
Far die Beſtimmung des Gefeßbuches Laßt fih. nur 
etwa anführen, daß derjenige, welcher die ftrafbare That 
on dem nämlichen Gegenftande refp. an derfelben Perfon 
öfter - verübt, einen geringeren Grad von Boͤsartigkeit 
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zeige, ald derjenige, welcher an verfchiedenen Gegenftän: 
den oder Perfonen fich vergreift, indem bey Letzterem jede 
Handlung eigene Thätigkeit der Seele, eigenen Entfchluß, 
folglich zufammengefeßten böfen Vorſatz fordert. 

Allein es ift diefes im Allgemeinen fchon unrichtig. 


Eher müßte man annehmen, es gehöre größere Boͤs⸗ 
artigkeit des Willens dazu, einem Eigenthuͤmer zwey 
Roͤcke zu ſtehlen, als zwey Roͤcke zwey Eigenthuͤmern. 


Unrichtig iſt es aber insbeſondere dann, wenn die 
Verbrechen in bedeutenden Zwiſchenraͤumen begangen wer— 
den. Nicht vermag man es einzuſehen, warum derjenige, 
welcher dem Andern drey Jahre nacheinander allemal eine 
ſchwere Koͤrperverletzung zufuͤgt, nur Eines Verbrechens der 
Koͤrperverletzung ſchuldig ſeyn ſoll, oder (was noch unge— 
eigneter iſt) eines Verbrechens der Koͤrperverletzung, wenn 
jede einzelne nach langen Zwiſchenraͤumen begangene Ver— 
letzung nur ein Vergehen begründen würde, die Zufam- 
menfegung aber die That zum Berbrechen fleigert. 


Richt außer Acht zu laſſen ift, daß der Webertreter 
z. B. bey Diebftählen in den meiften Fallen gar nicht 
weiß, wem die geftohlenen Sachen angehören. 


C. Der revidirte Entw. hat Art. 85 Abſatz 2 gar 
nicht beftimmt, was Fortfegung ift, fondern blos feftge- 
feßt, daß, wenn diefelbe That Tängere Zeit, oder durch 
mehrere Handlungen fortgefeßt fey, alle zufammen 
nur ald eine einzige That, und zwar nach der Eigen 
fchaft der fchwerften zw beftrafen, die Fortſetzung jedoch 
als befonderer Erfchwerungsgrund zu betrachten fey. 
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Nun Fann man’aber gewiß nicht fagen: 
»Iſt dieſelbe Thatdurcd mehrere Hand: 
Iungen fortgefegt, fo find allediefe Hand: 
lungen uur eine und diefelbe That.« 

Aber auch materiel ift die Beſtimmung nicht genuͤ— 
gend, da die Gerichte vergeblich um irgend einen Anhaltsz 
punft ſich umfehen würden, nach welchem fie erforfchen 
fönnten, ob fortgefeßted oder wiederholtes Verbrechen 
vorliege. 

D. Fortgeſetztes Verbrechen f kann nur dann angenom⸗ 
men werden, wenn zwar mehrere ſtrafbare Thaten derſelben 
Art von einem AUngefchuldigten. verübt worden find, dieſe 
Thaten aber in einem, folchen Zufammenbhange zu einander 


— 


ſtehen, daß nicht jede derſelben als ſelbſtſtaͤndig zu beur— 


theilen, ſondern in Beziehung auf Strafe nut alle mit— 
einander als Ein Verbrechen zu beſtrafen find. — — 


Diefer Fall tritt dann ein, wenn mehrere Handluns 


gen als Theile derfelben Haupthandlung, gleichfam als 
Theile des Thatbeftandes eines und deffelben „Verbrechens 
(vergl. den neuen Würtemberg ifhen Entwurf Art. 111 
und den Sächfifchen Entwurf v. J. 1824 6. 204.) oder 
als Mittel zur Erreichung deſſelben " erbeesherifien End: 
zweckes in Beziehung auf denfelben Gegenftand oder als 
Berlegungen defjelben dauernden Verhältniffes, z. B. der 
Pflicht der Treue gegen den Staat, oder gegen den Gat— 
ten, gegen die Dienftherrfchaftze. angefehen werden müffen. 

Der Betrug an 30 Perfonen, mittelft derfelben verfalfch- 
ten Urkunde begangen, — der Verfauf von Waaren nach 
falſchem Maaß und Gewichte, — das Anzünden von meh: 


.+0 Motive zum Entwurfe 


reren Käufern in demfelben Orte, — das oͤftere Eindrin— 
gen in das fremde Haus und Entwenden von Sachen aus 
demſelben, — Jahre lang fortgeſetztes Verfertigen und 
Ausgeben von falſchen Muͤnzen, — Somaliges Heraus⸗ 
nehmen von Geld aus der anvertrauten Kaffe zu eige⸗ 
nem Gebrauche, — 30maliges Annehmen von Geld in 
demſelben Nechtögefchäfte von derfelben Parthen, un diefe 
rechtswidrig zu begünftigen RR bilden nur ein fortgefeß: 
te8 Verbrechen. 


Das Berbrechen ift fodann im — zu cha⸗ 
raeteriſiren, z. B. eines fortgeſetzten Diebſtahls ſchuldig ꝛc., 
und beyzuſetzen, z. B. daß dieſer Diebſtahl zugleich eine 
Auszeichnung in ſich enthalte, und auch dem Betrage des 
Entwendeten nach Verbrechen fey. . 

Anders läßt fich die Sache nicht machen. 

Bergl. übrigens noch Mittermaier im Archiv zc, 
3. I. ©.238 ıc. 

9. 45. 
Art. 114. Men. Entw. Arf. 87.) 
Da von dem uneigentlichen Ruͤckfalle oben Art. 


‚407 Nro. 9 Erwähnung gethan it, fo kann hier nur 
mehr vom eigentlichen Nüdfalle gehandelt werden. 


Allgemein ift man überzeugt, daß die Beftimmungen 
des Strafgefegbuches Art. 112 — 115 über den Nüdfall 
fih nicht rechtfertigen laſſen. 

Nicht darf das fchon beftrafte Verbrechen neuerdings 
mit derfelben Strafe belegf, nicht darf. von dem mit dem 
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Verbrecher durch die Strafe ansgeſoͤhnten Staate dieſelbe 
gleichſam durch Zahlung ſchon getilgte Forderung zum 
zweytenmale gegen ihn geltend gemacht werden. 

Jene Beſtimmungen ſind aber außerdem, daß ſie der 
Vorwurf der Ungerechtigkeit trifft, im hohen Grade com— 
plieirt. Man ſuchte durch eine Menge Novellen, Nro. 62 
86, 101, 110, 135, 139, 143 in der lithogr. Samm: 
lung, nachzuhelfen. 

Aber die Lehre vom Rückfall iſt dadurch nur noch 
complicirter und in der Anwendung fehwieriger geworden, 


Partielle Kuren verfohlimmern häufig das Uebel. 
Nadicalfur ift nothwendig. | 


Das Oberappellationsgericht hat in michreren Jahres: 
berichten — vergl. insbefondere die Jahrbücher 3. IH. 
S. 153 — bemerft, die allen Principien einer vernunft: 
gemäßen Legislation widerfprechende Beftimmung, daß 
die bereitd erlittene Strafe von dem Nüdfälligen noch 
einmal zu erfichen fey, müffe verbannt und dem Ruͤckfalle 
dürfe nur die Kraft eined erfchwerenden Umftandes beys 
gelegt werden. 

Dieſem Antrage ift in dem revid. Entws entfprochen. 
Die Motive $. 24 ©. 62 ıc. rechtfertigen den Art. 87,. 
in fo weit er von gleichartigen ftrafbaren Handlungen 
fpricht. | 

Um Mißverjtandniffen vorzubeugen, bat man es, 
mit Nücficht auf die Anmerkungen zum Strafgeſetzbuch 
B. J. ©. 265 Nro. 6, für angemeſſen gefunden, Art, 
714 ſtatt »gleichartigen« zu feßen »derjelben.« 
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$. 46. 
Art. 90, 91 des rebid. Entw. 
fallen hinweg, da fie fhon oben — bey der Materie 
vom Verſuche und von Urhebern — vorkommen; 
Ss: (Te 
Art. 117. (Art. 92% des revid. Entw.) 

— Sehr wichtig iſt die Beſtimmung ded Art. 92 deö 
revid. Entw., gleichlautend imit Art: 98 des Entwurfs v. 
3. 1822, außer daß es in letzterem heißt »zuruͤckgenom⸗ 
men,« im revidirten Entwurfe aber »durch andere Hands 
Jungen wirfungslos gemacht. « | 

Derfted in der ausführlihen Prüfung ©. 161, hat 
dagegen bedeutende Anftände erregte 


Gönner in den Motiven ©, 83 und die Motive 
zum revid, Ent. S. 70 ſuchen auf ſcharfſinnige Weiſe 


die benannte Beſtimmung zu rechtfertigen. 


Bon ſogenannten formellen, d. h. von Verbrechen 
handelt ſich, welche zu ihrer Vollendung eines Erfolges 
nicht beduͤrfen, z. B. Urkundenfaͤlſchung. 

Nun ſcheint es aber eine Anomalie zu ſeyn, einer 
Seits ein ſolches Verbrechen auch ohne Erfolg für vollen: 
det zu erklaͤren, und anderer Seits es doch in Beziehung 
Auf den zu befuͤrchtenden Erfolg auf die Stufe des Ver: 
füches zu ftellen. Bedenklich in Beziehung auf die allge: 
meine Nechtöficherheit fcheint die Beftimmung zu ſeyn, ein 
bereits vollendetes Verbrechen koͤnne wieder in’ die Klaſſe 
der unvollendeten zuruͤckverſetzt werden, wenn der Thäter 
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unzweydeutig an den Tag gelegt hat, er habe feine-gefeßs 
widrige Abficht aufgegeben. 

Die Vorausfegung der Motive jum redid. Entw. 
©. 72 daß ſolche Faͤlle thaͤtiger Neue nicht bey Boͤſe— 
wichten und geuͤbten Verbrechern, ſondern nur bey Ge: 
fallenen und Verirrten vorkommen, fcheint nicht allgemein. 
richtig zu feyn. Wohl darf man annehmen, daß unter 
zehn Fallen der fogenannten thätigen Neue nicht einer ift, 
wo das Wirfungslosmachen einer vollbrächten Handlung 
einer wahren Gewiffensregung fein Dafeyn verdanft, und 
nicht vielmehr der Gewißheit, dem Arme der ftrafenden 
Gerechtigkeit nicht mehr eritgehen zu koͤnnen. Erfordert 
es die Gefeggebungspolitif, bey hiaferiellen Verbrechen 
unter gewiſſen Vorausſetzungen der thätigen Neue Straf: 
Tofigfeit zu Theil werden zu laffen, — Art: 93 des revid. 
Entw. — vergl. v. Spies Eritif ©, 74, — fo fcheint bey 
formellen vollendeten Verbrechen nicht gleiched Verhaͤlt— 
niß einzutreten. | 

Dftenfibler hätte v. Gönner die in Frage fliehen: 
de Beftimmung des Entwurfes, insbefondere bezüglich des 
Verbrechens des Meineides, nicht widerlegen fönnen, als 
er ed durch den von 7 erzaͤhlten a ©: 86. a. a. O. 
gethan hat. 

Bekanntlich iſt durch diefen Fall das allerhoͤchſte Re: 
feript vom i2: April 1815. I Sammlung Nro; 
84) veranlaßt worden, 

Bergl; Zahrbüher B. L ©. 273. | 

Wenn man ungeftraft einen feyerlichen Eid wiffent- 
Tich falfch bey Gericht fehwören darf, jeder Verantwort⸗ 
Feit dadurch fich entziehend, daß man nach Wochen, wenn 


144 Motive zum Entwurf⸗ 


! 

ſchon die Falfchheit jener eidlichen Ausfage vollſtaͤndig ers 
wiefen dafteht, zu Gericht geht, und nunmeht angibt; 
nian habe ftüher, in der Meynung, daß das Niemans 
den fchade, und der ganze Vorfall (d. h. die Reiftung 
eines falfıhen Eides) unbedeutend fey, die. Wahrheit nicht 
geſagt, — man wolle aber nunmehr fagen, was wahr 
ift ıc., fo vernichtet Man die SHeiligfeit des Eides und 
eileichtert in hohem Grade die Umgehung reſp. Vereitlung 
der wider eined der fihiverften Verbrechen — Straf⸗ 
geſetze. 

Gebe man nur einem ſolchen Verbrecher, der die 
Meynung hat, man duͤrfe falſch ſchwoͤren, wenn man da— 
durch Niemandeu ſchade, und der die Wahrheit erſt ans 
gibt, wenn er ein aridered Mittel, der ftrafrechtlichen Uns 
terfuchung zü entgehen, nicht mehr weiß, wieder Gelegen- 
heit, dem Gerichte eidlich Unwahres zu fügen! Er wird 
es um fo gewiffer thun, als er ja dabey nichts risfirt. 


Noch immer ift e8 ja Zeit, die unwahre Audfage zu: 
ruͤckzunehmen. — Nicht einmal er felbft braucht fich zu 
vigiliren, um den rechten Zeitpunft zu treffen. — Das Ge: 
richt gibt ihm ſchon, wie dad bey Michael Heugl im 
dem erzählten Falle geſchah, Gelegenheit, fein vollendetes 
Verbrechen wirfungsles zu machen, ' 

Ohnehin wird von allen Seiten her über die Frivoli— 
tät der Landleute, über die Nichtheilighaltung deffen, mas 
das Heiligſte ſeyn muß, worauf öffentliche "Treue und 
Glauben und die Sicherheit des Verkehres beruht, geflagt. 
Es iſt Höchit dringend, daß die Legislation in dieſer Be— 
jiehung Remedur treffe, und daß fie insbefondere. den au 
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dem Lande ſehr verbreiteten Irrwahn vertilge, 08 habe 
nichts oder, gar nicht viel zu bedenten, wenn man einck 
falſchen Eid ſchwoͤre, mm den Schuldigen der Strafe zu 
entziehen. | 
Sttenge genommen, würde nun zwar aus dem Bis: 
her Gefagten folgen, daß der Art. 92 refp. 417 hinwegs 
sulaffen, oder dod, daß der Wirkungslosmachung im Falle 
des Art. 92 reſp. 117 nur bie Folge einzuräumen ſey, 
daß das vollendete wirkuugslos gemachte Verbrechen nur 
etwa wie ein Verſuch geringeren Grades (da von Ver: 
brechen fi) handelt, die einen beftimmten Erfolg zu ihrer 
Bollendung nicht erfordern) beftraft werde, 


Da indeffen die bemerften verderblichen Folgen vor: 
zuͤglich nur bey dem Meineide eintreten, und es nur bey 
dieferm Verbrechen von vorzüglicher Wichtigkeit ift, dent 
dolfendeten, wenn gleich noch erfolglofen Werbrechen, unter 
den in dieſem Artifel gegebenen Vorausſetzungen, weder 
Straffregheit noch Strafmilderung zu gewähren, fo ers 
achtete man es der legislativen Politik für gemaͤß, die Be⸗ 
ſtimmung zu laſſen, wie ſie iſt, dieſelbe jedoch auf den 
Meineid fuͤr unanwendbar zu erklaͤren. Zu 

Ohuehin verfteht es fich übrigens, daß der Meineid 
noch nicht ald begangen angenommen werden kann, wenn 
der Deponent noch. vor dem Protokollſchluſſe feine ’falfche - 
Ausfage zuruͤcknimmt. Vergl. Mittermaier im Archiv. 
ꝛc. B. IL ©. 110. | F 

Iſt das Verbrechen des Meineids vollbracht, ſo laͤßt 
ſich, der Natur dieſes Verbrechens gemäß, das Öefihehene: 
nicht mehr ungefchehen machen, 0 ei 

Beplage LXXIV. 10 . 
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Ein folches: gleichfam Ungefchehenmachen des Ge: 
ſchehenen läßt fich bey anderen Verbrechen, felbft bey 
jenem der Faͤlſchung gewiſſermaßen annehmen, wenn, nach 
der Beſtimmung des Artikels, die gaͤnzliche Erfolglofig- 
keit des Verbrechens von dem Thaͤter ſelbſt freywillig, 
aus eigenem Antriebe, ohne irgend eine Zuredeſtellung 
bey der Obrigkeit bewirkt und dadurch das voͤllige Auf⸗ 
geben der verbrecheriſchen Abſi cht en beurfundet 
worden iſt. 


Sa 
Art. 125 — 125. (Rev. Entw. Art: 99, 100.) 


a) Sehr gegründet if, was die Motive zuni res 
vidirten Entwurfe ©. 81 — 85 ,und im 
Anhange ©. 501 — 550 über die Verjährung 
in Strafſachen enthalten. 


Dadurch ift der Art: 100, vefp: 125 RL RanDıB ge: 
rechtfertiget. | 


b) In Berichund auf die Bernhards; — 
Art. 99, reſp. 123 — hat man jedoch we in 
Erwägung gesögen. | 


Diefe Zeiträume Dürfen, weder zu lang, noch zu 
fur ſeyn. 


Wuͤrde das zweyte die oͤffentliche Sicherheit gefaͤhr— 
den, ſo waͤre es doch in der erſten Beziehung zu hart, 
den auf die Bahn des Rechtes Zuruͤckgekehrten zu lange 
auf Fe Folgen ſeiner Beſſerung harren zu laſſen. 
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Bergl. Anmerkungen zum Strafgefepbug 
B. 1 ©. 325 — 327. 


‚Gegen die Zeit von 20 Fahren bey — und 
Kettenſtrafe laͤßt ſich nichts erinnern. 


Daß aber der revid. Entw. bey allen Übrigen Bers 
brechen ohne Unterfhied 10 Jahre angenommien hat, das 
fcheint. nicht in Ordnung zu ſeyn. 


Je geringer dad Verbrechen, deſto weniger naqhthei⸗ 
lig ſind die Folgen der Verjaͤhrung; deſto kuͤrzer kann 
demnach der Veriaͤhrungszeitraum feyn 

Wie in Sachen der Preſſe und des Buchhandels weit 
hinausgeruͤckte Friſten widernatuͤrlich ſind, — Vortrag 
über den Entwurf des Preßgeſetzes ꝛc. a. a. O. 
S. 17, — ſo gilt ganz daſſelbe auch hinſichtlich aller 
ſtrafbaren Thaten minder ſchwerer Art. 

Preßverbrechen und Preßvergehen toͤnnen, in Anfe⸗ 
hung ihrer Verjaͤhrung, eine beſondere Beguͤnſtigung nicht 
anfprechen: 

Was allgemein von der Verjährung zu verordnen if, 
muß auch auf fie Anwendung finden; 


Das Verbrechen der beleidigten Majeftät, durch den 
Mißbrauch der Preife verübt, darf nicht in fechs Mona: 
ten verjährt werden; eben fo wenig das Verbrechen der 
Aufforderung zum Kufrufe durch die Preffe ꝛc. (Art. 35 
des Preßgefegentwurfes IV.) 

e) Ft. es nicht ganz liquid, ob bey Dienftverbrechen 
und Vergehen der Staatsdiener überhaupt eine 
Verjährung als ftatthaft erklärt werden fol, fo 

1 10* 
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7: hab man wenigſtens bey denſelben die VBerjährungs« 
zeit um eine Stufe weiter vorwärts zu rüden, 

nicht für übergroße Ötrenge,„fondern den Fordes 
rungen des öffentlichen Dienftes für ganz. anger 
meſſen erachtet. 


Das Serafteſebbeach vom en 1813 enthält Art. 
= von Verjährung derjenigen: Verbrechen und Vergeben, 
. welche mit Dienftentfegung, Dienftentlaffung oder Degra⸗ 
dation beftraft werden, gar. nichts. Es ſcheint daher, 
daß bey ſolchen Verbrechen und Vergehen Verjaͤhrung 
nicht eintrete. 


1.5: $ndeffen it im Art, 130 bie Beriägeuig a als eine 
allgemeine ,;die ‚Strafe aufhebende Einrede bezeichnet. 


"Die Gründe diefes pofitiven Nechtöinftitutes, — 
nämlich die vermuthlich getilgte Erinnerung an die That, 
und vermuthlich erfolgte Beiferung des Thaͤters, — tre= 
ten auch bey Dienftverbrechen und DEN in Ans 
wendung. 

er) Endlich leuchtet es ein, daß bey foldhen Verbrechen 

und Vergehen, welche nach dem Gefeßbuche nicht 
von Amtswegen, fondern nur auf Verlangen des 
Betheiligten zu unterfuchen find, die Verjaͤhrungs— 
frift in höherem Maaße befchränft feyn muß. In 
des Betheiligten Willführ fteht e8 ja, auf Unter: 
fuchung zu dringen. Macht er von dem gefeglich- 
ihm eingeräumten Nechte feinen Gebrauch, fo muß 
angenommen ——— er — auf ſein Recht ver⸗ 

zichtet. 
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Nicht ſoll auch der Staatsdiener, wenn er eines 
Dienſtverbrechens oder Vergehend ſich ſchuldig macht, 
ſchlimmer daran ſeyn, ald der m der Mör: 

der, ber Räuber ıc. 


Da Dienftentfeßung der Strafe des Arbeitshaufes, 
Dienftentlaffung und Degradation aber der Strafe des 
Sefängniffes gleich ftehen, fo muß nah dem Straf: 
gefegbude für Dienftentfegung eine fünf- ‚für Dienft: 
entlaffung und Degradation aber eine zweyjaͤhrige Zeit 
ald Berjährungägeit angenommen werden. 
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Zum IL Abfchnitte. 


Sefondere Beftimmungen über die einzelnen Arten 
0 von Berbreden und Bergepen. 


$. 49. 
Lt. 126— 127. (Rev, Entw. Art. 101.) 


. Rad) dem Strafgefegbudhe Art. 307 ift Hülfeleiftung 
und Verſuch zu ſtaats- und hochverrätherifchen Hand: 
lungen nad) den allgemeinen Gefegen zu beurtheilen. 
Dagegen wird nad den Anmerfungen 3. II. ©. 
23 der Ötaatöverrath erften und zweyten Grades fchon 
durch die Theilnahme an einer verrätherifchen Verbindung 
vollendet, und die Eingehung folder Berbindung darf 
„nicht nad) den allgemeinen Vorfchriften über Verfuch und 
Hülfeleiftung beurtheilt werden. Mit vollem Nechte hat 
der rev. Entwurf — nah dem Borbilde de8 Code 
penal Art. 96, 89 und des Öfterreihifchen Straf: 
gefegbudhesg.52, 53 — zwiſchen vollendetem und verz 


— 2 
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ſuchtem Hochverrathe nicht unterſchieden, ſondern jeden 
Angriff auf den Staat oder deſſen bisher beſtandene Da: 
ſeynsform oder auf die geheiligte Perfon ded Monarchen, 
jedes ftaatöverrätherifche Unternehmen, jede flaatöverra- 
ther iiche Verbindung als das Verbrechen felbft erklaͤrt. 


Eine Geſetzgebung (agt v. Kamptz in den Bemer— 
fungen über den Thatbeitand und den Verſuch des Hoch— 
verrathed ©. 318), weldhe das Gegentheil annehmen 
wollte, würde eben fo thöricht feyn, ald wenn der Staat 
beym auswärtigen Staatsverrathe das Strafrecht gegen 
den Verräther erft dann, wenn Ddiefer den Staat dem 
äußern Feinde fchon wirflich überliefert hat, ſich vorbe- 
halten, oder dem. von Mördern angefallenen Etaatsbürger 
die Nothwehr erft in feinen letzten Lebenszuͤgen oder gar 
erft nad) feiner Ermordung geflatten wollte. 


Bergl.nod) die M otive zumrev. Entw. (.30 ©. 90. 


$. 50. 
Art. 128, 129. (Rev. Entw. Art. 103, 104.) 


1) Das ganze weite Feld der Zuchthausitrafe von zehn 
biß zwanzig Jahren dem Ermeſſen der Gerichte 
preis zu geben, das geht nah Dbigem nicht an. 

Eben fo unftatthaft ijt die im Abſatz 2 des Art. 
103 ded rev. Entw. den Gerichten ertheilte Ermaͤch— 
tigung, statt des Zuchthaufes (im maximo von einer 
Dauer von 20 Jahren) auf Arbeitshaus bis zu 5 Jahren 
herabzugehen. 
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Iſt die Aufforderung zu einer hochverrätherifchen Hand: 
lung nur an eine einzelne Perfon gefchehen, fo find die 
Berichte wicht blos zu ermächtigen, fondern ed ift ihnen 
zur Pflicht zu machen, nicht auf Zuchthaus zu erkennen. 


2) Daffelbe gilt auch in Anfehung des Artifeld 104. 
Auch hier ift der dem richterlichen Ermeffen einges 
räumte Spielraum zu weit, Hier, wie bey allen 
folgenden Artikeln, mußte geeignete Beſchraͤnkung 
jenes Ermeſſens eintreten. 


Milder iſt uͤbrigens der Art. 104. als der code pe- 
nal Art: 103 — 107 und unbedeutend milder als das 
Öfterreichifche Strafgefeßbuch, welches $. 54, 55 auf 
die Nichthinderung und Nichtanzeige ded Verbrechens des 


Hochverrathes Tebenslänglichen hai ' pe fohweren 
Kerker ſetzt. 


Den Vorzug verdient gewiß der revid. Entwurf. 


Iſt zwar der Hochverrath das ſchwerſte aller Verbre— 

chen, darauf gerichtet, die Exiſtenz des Staates ſelbſt zu 
vernichten und an die Stelle des ſchuͤtzenden Geſetzes die 
Herrfchaft der Eigenmacht und der Anarchie zu feßen, fo. 
befteht doch, abgefehen von andern Gründen, welche den 
Gefegeber zur Milde beftimmen müffen, zwifchen dem 
Merbrechen felbft und der Nichthinderung, und refp. Nicht: 
anzeige deffelben eine fo große Kluft, daß für ſolche Schuld 
‚die volle, oder eine der vollen nahe kommende Strafe auf - 
feine Weiſe ſich rechtfertigen laͤßt. 
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6. 51. . 


Nur die Nr. 1 und 2 des Ark, 108 gehören ganz 
eigentlich in die Kategorie der Handlungen gegen die Si: 
eberheit und Unabhängigkeit des Staates. 


Auf niedrigerer Stufo der Ötrafbarkeit ſteht jedens 
falls Nr. 3, Beleidigung der Häupter fremder Staaten 
pder ihrer Gefandten. 


Sodann ift auch die Beleidigung der Gefandten 
fremder Staaten minder frafbar, als die Beleidigung 
fremder Souveräne felbf& — 


t 


Für nothwendig erachtete man es daher, die Nr. 3 des, 
Art. 108 von dem übrigen Inhalte deffelben zu trennen, 
und den Gap Nr. 3 felbft in zwey neuen Artikeln folgen 
gu laffen. 

Die Beleidigung — — oder ihrer Ge; 
fandten : fann übrigens thaͤtlich oder wörtfich, und 
im Testen Falle ———— oder in Schrift oder Bild 
geſchehen. 

Beleidigung in Schrift oder Bild iſt, in ſo fern 
die Preſſe das. Werkzeug iſt, durch welches die Beleidi: 
gung verübt oder verbreitet wird, 


Preßvergehen. | 
Hier begegnet man daher zum erftenmale der Frage, 


ob nicht der Entwurf des Gefeges IV. über die Vergehen 
und Verbrechen durch den Mißbrauch der Preffe, und dazu 
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noch der Art. 2 des Entwurfes des Geſetzes Aber das 
Berfahren bey folhen Vergehen ganz und zwar in einem 
eigenen Capitel sin das Strafgeſetzbuch aufgenommen 
werden foll. | 

Der Entwurf ded Prefgefeges ift von dem Staats: 
rathe, in Gegenwart und unter dem Vorſitze Sr. koͤnigl. 
Majeftät, mit der größten Umficht und Gründlichfeit bes ' 
I rathen worden. Iſt er zwar bis jegt noch nicht zum Ge— 
fese erhoben, fo folgt doc daraus nur, daß ſeiner Zeit 
diejenigen Beſtimmungen, welche etwa nicht von den 
Staͤnden angenommen, folglich nicht zum Geſetze erhoben 
werden, aus dem Geſetzbuche hinwegbleiben, reſp. in der 
abgeaͤnderten Form in daſſelbe geſetzt werden muͤſſen. 

Des Zuſammenhanges und nothwendigen Totalüber: 
blickes wegen dürfte es daher zweckmaͤßig feyn, den Ent: 
wurf IV. von Art. 1 — 37 und den-Art. 2 des Entwur— 
fes über das Berfahren (von. den Vergehen, welche nicht 
von Amtswegen, fondern nur auf Verlangen des Bethei: 
ligten zu unterfuchen find,)- unverändert in einem eigenen 
Gapitel in den erften Theil, und fodann ebenfo den Ent: 
wurf III über die Polizey der Preffe von Art. 1 bis Art. 
16 Abfag 2 in den zweyten, ftrafpolizeylichen Theil des Ent: 
wurfed ded Ötrafgefegbuches aufzunehmen. 

Allein das Preßgefeb foll nad Art. 18 des Ent: 

wurfes III. und nach Art. 38 des Entwurfes IV. nur pro= 

| viforifch bis zur Einführung der allgemeinen Strafgeſetz— 
gebung gelten. | 

Daffelbe muß ald ein Theil des Strafgefegbuches zu 
dia Grundprineipien und zu den Beſtimmungen des Ge— 
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ſebbbuches ſich verhalten, wie ein ſich zum Ganzen 
verhaͤlt. en 

Der Gebrauh der P efe an ſich kann wohl 
Polizeyuͤbertretung ſeyn, feineswegs aber eine befondere 
Glafje von Verbrechen und Bergehen begründen. 

Die wefentliche Vorausfegung eined Preßverbrechens 
oder Vergehens ift, daß durch eine Schrift, eine finnliche 

Darftellung ein im Königreiche beftehendes Strafgeſetz 
uͤbertreten werde. Beylage III zur Verfaſſungs-Urkunde 
9. 6.20. 

Nicht dag Wertzeug, mittelſt deſſen etwas Rechts⸗ 
widriges hervorgebracht wird, ſondern nur das durch je: 
ned Werkzeug Hervorgebrachte bildet dad Berbrechen. | 

In die Kategorie ded Angriffed auf die Ehre oder 
der Aufforderung zum Aufruhr, zum Ungehorfam gegen 
die Obrigkeit zc. fällt jedes Preßverbrechen oder Vergehen. 
"Das Eine, wie das Andere kann aber auch ohne Miß: 
brauch der Preffe gefchehen. Was einge Ehrenbeleidigung 
enthält, begründet nicht dehalb ein Verbrechen oder Ver: 
gehen, weil ed gedruckt oder durch den Druck verbreitet 
wird, fondern weil es nach dem Strafgeſetzbuche den 
Character einer an: Berläumdung ꝛc. an 
ſich trägt. 

Eine Rede, Aeußerung, bildliche Darftellung, welche 
nit an fi eine Majeftätsbeleidigung, eine Verläums 
dung 20. enthalt, wird. defhalb nicht zum Verbrechen 
oder Vergehen, weil die Preffe als Mittel der — 
lung derſelben gebraucht wurde. 

Die bleibende Dauer, welche durch, die Preffe der 
mündlichen, ſchnell verhallenden Injur ie gegeben wird, 
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ad die dadurch bewirkte größere Publicität vermehrt 
zwar die Größe der Beleidigung, alfo auch die Größe 
der Strafbarkeit innerhalb der Grengen bed ‚ gefeglichen 
Strafmaaßes. 

Aber die Injurie ändert debhalb ihre Natur nicht. 

Darum ifh denn auch ein eigenes Preßſtrafgeſetz in 
einem Staate, der gute, vollftändige Gefegbücher hat, 
etwas fehe Leberflüfflges; und die Staatsregierung würde 
zuverläffig gar nicht daran gedacht haben, ein folches 
vorzulegen, wäre ſio nicht durch Die Unvollftändigfeit und 
Mangelhaftigfeit unferer beftchenden Gefege vom Jahre 1813 
u. refp. 1818 in dieſom Puufte dazu veranlaft-worden. 
Mollte man Alles, wad den Mißbrauch der Preife betrifft, in 
einem Capitel zufammenftellen, fo müßte man das, was 
zufammengehört, und was gang nach denfelben Grund: 
fäsen und Grundbeſtimmungen gu behandeln ift, — Auf: 
Forderung zum Aufrubre, dann Angriffe auf. die Ehre 
überhaupt refpec. ohne Mißbrauch der Preffe, und ſolche 
Aufforderung oder Angriffe durch diefen Mißbrauch zc. ꝛc. 
von einander trennen, und ewige Wiederholungen wären 
unvermeidlich, 

Man hat’ed daher vorgezogen, die verfchiedenen eins 
zelnen Artifel ded Entwurfes IV. und den Art. 2 des 
Entwurfes über dad Verfahren bey den einzelnen Verbre- 
chen und Vergeben, welche durch den Mißbrauch der 
Preſſe verübt werden Fönnen, jedoch nicht in unveränder: 
ter Geftalt, fondern fo, wie fie zu den allgemeinen und 
befonderen Beftimmungen ded gegenwärtigen Entwurfes 
paffen, dann im derfelben Art und in demfelben Maaße 
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die Artifel des Entwurfes III ben den einfchlägigen Stel⸗ 
len des 2ten Theiles Art. 85 — 8, reſp. 74 — 88 eins 
zufchalten. 


Indeſſen kommen in dem Ehtunnfe IV. mehrere Be: 
ftimmungen vor, welche nur auf Verbrechen und: Vers 
gehen durch den Mißbrauch der Preſſe anwendbar ſind, 
z. B. wann ſolche Vergehen vollendet find, — wer fuͤr 
ſtraͤfliche Schriften verantwortlich iſt ꝛc. 


Zweymal, dreymal oder noch öfter daſſelbe in ſa⸗ 
gen, das geht nicht. wohl an. | 

Ein eigenes Capitel war daher, wie’ ſchon oben 
$- 17 bemerkt wurde, dieſen, nur den Preßverbrechen 
und Vergehen eigenen, aber auf alle Preßverbrechen und 
Vergehen anwendbaren Beftimmungen zu widmen, 


Mit Placirung diefes Capitels kommt man zwar in Ver: 
Iegenheit, da ſowohl öffentliche, als Privatbrechen und Vers 
gehen. durch das Inſtrument der — zu — ge⸗ 
— werden koͤnnen. 

Am meiſten ſchien es —* dem Syſteme zu ie 
hen, diefes Capitel auf das Capitel 17 von N 
auf bie ‚Ehre folgen zu laſſen. 

Bon den dahin gehörenden Artifeln wird — die Rede 
ſeyn. | he, 

Nach Art, 108 refpe 133. — 135 muß endlich aus 
dem Gefege, das Verfahren. bey Prefvergehen betreffend, 
Art. 2 — bier ein Artifel des Inhaltes eingerüdt werden, 
wie der Art, 136 beſagt. 
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4. 52. 


Rev. Entw. Aut. 109. 
Rach obigem $. 26 muß diefer Artikel hinwegfallen; 
| $: 53. | 
, Art, 137. (Dev. Ent: Art. i11.) 
Diefem Art: 111 war der Art, 22 des Entwurfes 
Iy. über Preßvergehen zü fubſtituiren. | 
Ein ſchicklicherer plat für ur Die Urt: 2% wär nicht 
ju ermittelt, a 
| Gewiß laͤßt ſi ſich nicht. in Abrede ftellen, daß der 
Art; 111 der Willtühr der Richter gar zu großen Spiel⸗ 
raum einräumt und in feiner‘ Vollziehung eine Menge 
haͤßlicher Tenden zproceſſe herbeyfuͤhren wuͤrde. 
Vergi. Seuffert im Archiv ꝛe. B. IX. ©. 22 folg. 


Wird zwar bey allem demjenigen, was in die Kates 
gorie der Ehrenbeleidigung gehört, insbeſondere dann, 
- wenn diefe in Öffentlicher. Rede, Lehre oder Schrift vers 
breitet ‚wird.,.. die Strafbarfeit ganz vorzüglich durch die 
Abſi icht beſtimmt, weßhalb denn gerade hier der. Aus— 
fpruch über Schuld oder Nichtſchuld Sefchwornen zu 
überlaffen: ift, fo ift es doch der Wille unferer aufgeflärs 
ten ©taatöregierung nicht, im den wichtigften Angelegen= 
heiten die Freyheit ded Geiſtes in feiner: Entwicdelung und 
Offenbarung zu unterdrücken: oder zu hemmen. 


| Schmaͤhungen und Spott gegen den K König und das 
koͤnigliche Haus, gegen die Verfaffung und die Geſetze, 
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gegen die Staatsregierung ꝛc. find ohnehin mit den geeignes 
ten Ötrafen bedroht: 


Im uU⸗drigen ſpricht ſchon die hoͤchſte Verordnung 
vom 13. Juny 1803, die Preß- und Buchhandel-Freyheit 
betreffend, aus, 1) daß die Erforfhung jeder nüglichen 
Wahrheit keineswegs zu erfchweren, fondern vielmehr zu 
befördern ſey; 2) daß fein guter und aufgeklaͤrter Mann 
abgehalten werden dürfe, mit, Freymüthigfeit und. Neds 
lichfeit feine, Meynung öffentlich darüber zu aͤußern, was 
nach feiner beften Anficht und feinem Dafürhalten beytra: 
gen könnte, das allgemeine Befte zu befördern; 3) daß 
dagegen jedem Unterthan fein guter. Name und Ruf un: 
ter dem Schuge des Gefeges gefihert; und 4) daß 
Schriften und. finnlihe Darftellungen verboten, mit 
Strafe verfolgt ꝛc. werden muͤſſen, durch welche 
die Nechte eines Dritten auf Ehre und guten Namen 
verlegt, verläumderifche und beleidigende Urtheile über 
“den Negenten ins Publicum gebracht, die Landesgeſetze 
oder Anordnungen im Staate auf freche, unehrerbietige 
Art getadelt oder verfpottet, wirflihe Aufmunterungen 
zum Aufeuhr, zu gewaltfamen Revolutionen, zur Her: 
bepführung der Anarchie gemacht, die im Staate befte: 
henden Kirchen gefegwidrig angegriffen, die Sittlichkeit 
offenbar untergraben, die Staatsangehörigen zur Wolluft 
und zum Lafter zu verführen gefucht, offenbar fchädliche 
Borurtheile gelehrt werden. | —— 


Megierungsblatt v. JT. 1803. ©. 377, 378; 380.) 
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6. 54 
Art. 139 — 141. (Red. Entw. rt. ar 114, 115.) 


a. Das öfterreichifche Strafgeſetzbuch Fennt fein beſon⸗ 
dered Verbrechen der Majeftätöbeleidigung. 


Die Verlegung der perfönlichen Sicherheit des Staats: 
dberhauptes gehört nach $. 52 a. zum Hochverrathe. Lä: 
fterungen gegen die Perfon des Landesherrn werden 6. 57 
— 59 zu dem Verbrechen der Störung der innerlichen 
Ruhe des Staates gezählt und mit fchwerem Kerfer bis 
zu fünf Jahren beftraft. Der Code penal bezeichnet Arts 
86, 87 den Verfuch oder das Complott gegen das Leben 
oder gegen die Perfon des Kaiferd oder der Glieder der 
Faiferlichen Familie ald Verbrechen der beleidigten Maje— 
ftät, und beftraft e8 mit dem Tode Lin fo fern e8 ges 
gen den Kaiſer felbft gerichter ift, wie den Batermord) 
und mit Confiscation der Güter, 


Der revidirfe Entwurf unterfcheidet, wie das Strafe 
geſetzbuch Art. 309, 311 mit Recht zwiſchen realer 
und verbaler Verletzung der eminenten Ehre des Regenten, 

erſtere mit dem Tode, letztere mit Arbeitshaus beftrafend« 


b. Der Art. 114 des tevid. Entw. mußte aus dem 
Entwurfe IV, über Prefvergehen Art. 4 ergänzt 
werden 


Die Nr. 1 de8 benannten Artifeld 114 nimmt von 
dem Angriffe auf die Negierungshandlungen des Souve— 
raͤns (Strafgefegbuch Art. 511 Nr. I) Umgang, und das 
mit Recht. | 
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Nah dem Weſen einer conſtitutionellen Monarchie 
ift die Perfon des Königs heilig und unverleglich; dage— 
gen find die Minifter verantwortlich. 


Berfaffung Ti X 6. 1 und 4 


Strafwärdig ift ohne Zweifel die Herabwirdigung 
der Negierungshandlungen durch VBerläumdung, verachtenz 
den Spott, Schmähung. Cie gehört in die Glaffe der 
groben Ehrenbeleidigunger. Aber Mäjeftätsbeleidiguug 
enthält fie nicht, weil font die von den oberften Ver: 
waltungsbehörden ausgehenden und von den verantwortlis 
hen Miniftern zu vertretenden Handlungen unantaftbar 
und verantwortungsfrey feyn müßten, wie der König 


felbft. 


Darum dürfen, wie in Art. 114 refp. 140, fo auch 
in Art. 115 refp. 141 die Negierungshandlungen des Kos 
nigs nicht erwähnt werden. 


Darin fcheint es aber der revidirte Entwurf verfehen 
zu haben, daß er nicht einen eigenen Artifel über die 
Schmähung der Negierungshandlungen aufgenommen hat 


Strafbarer ift folche Schmaͤhung gewiß, als Belei— 
digung der Amtsehre Art. 128 reſp. 155. 


. Eind zwar die Handlungen der Staatsregierung nicht 
eigentlich Handlungen des Königs, fo find fie doch in 
feinem Namen, unter feiner Autorität, ſelbſt mit feiner 
Namensunterfchrift ergangen. Auf högeren Staatsſchutz 
haben fie Anfpruch als Amtshandlungen der untergeordne⸗ 
ten Stellen, Behörden oder Beamten. 

Beplage LXXIV. - 11 
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In einem eigenen Artikel, Art, 154, war darüber das 
"Geeignete zu beftimmen. 


$ 55 
Art. 142 — 146. (Revid. Entw. Art. 116 — 120.) 


a) Der Frinnerungen Mittermaiers über den neues 
ſten Zuftand ꝛc. ©. 127 und Samhabers Beyträge ıc. 
©. 03 ungeachtet hat man sen Art. 116 unverändert be⸗ 
laſſen. Art. 142. 

Die Majeſtaͤt der Koͤnigin muß ſo heilig ſeyn, 
‚als die Majeſtaͤt des Königs ſelbſt. Der Nimbus, 
‚welcher in dem monarchifchen Staate das Haupt des 
Königs zu umgeben hat, muß nothwendig auch das Haupt 
der Füniglichen Gemahlin umgeben. Die publica majestas 
iſt an Ihre, wie an Seine Perfon geknüpft. 


Spaltung der Perfonlichfeit des Monarchen in Die 
öffentliche und Privatperfon erfcheint als unftatthaft. 


Bergl, Motive zum revid. Entw. $. 31 ©, 03. 


b) Aus gleichem Grunde mnf aber auch die Beleidi— 
gung der Gemahlin des Thronerben und der Ge: 
mahlin des Neichöverwefers gerade fo geftraft wer: 

den, wie die Beleidigung des Thronerben oder 
Neichöverwefers felbft. 


e) leihen Anfpruch auf Höheren Staatsfchuß hat 
aber der Reichöverwefer mit dem Thronerben. Liegt 
nämlidy in diefem zwar der Keim der Majeftät, fo 
übt dagegen jener während feiner Reichsverweſung 
alle Negierungsrechte aus, welche durch die Ver— 


’ 
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faſſung nicht beſonders ausgenommen ſind. 
Verfaſſung Tit. IL $. 17 


d) Ehrenbeleidigungen an andern Mitgliedern der £ö- 
niglihen Familie gehören unter die qualificirten 
Angriffe auf die Ehre. Gap. 17. 


% 50: 
= Art. 147 — 151. (Revid. Entw. Art. 121 — 125.) 


a) Der Art. 121 reſp. 147 war aus dem Art. 5 des 
Entwurfes IV. über Preßvergehen zu vervollſtaͤn⸗ 
digen. 


Man glaubte jedoch, zur Herſtellung eines richtige— 
ren Verhaͤltniſſes zwiſchen dem Angriffe auf ein Verfaſ— 
fungsgefes und jenem auf ein anderes Geſetz, die Strafe 
des erftbenannten Vergehens auf Gefängniß von einem 
Monate bis zu einem Jahre feftfegen zu müffen. 


| Steht zwar, wie Mittermaier im Archiv B. VL. 
©. 377 fich ausdrückt, Bayerns Verfaffung fo felfenfeft 
und erhaben da, daß ihr der Spott eines muthwilligen 
Menfchen gleichgültig fenn kann, fo darf es doch gewiß 
in feinem wohlgeordneten Staate erlaubt feyn, durch bo8= 
hafte Ausfaͤlle die Verfaſſung und die ste auf ſchimpf⸗ 
Hiche Weife herabzınvindigen. 

b) Bey den Artikeln 122 — 125 reſp. 148 — 151 
mußte tiberall auch von dem Landrathe die Rede 
feyn, in Art. 125 reſp. 151 auch von Gefchwors 
nen, mit Beziehung auf den Art. 14 des Entwur: 
fes IV. über Preßvergehen. | 

112 * 
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e) Auch war hinfichtlich der Beleidigung der Amtöehre 
die Beftimmung ded Art. 2 des Gefegentwurfes 
über das Verfahren bey Preßvergehen dem Art. 
125 reſp. 151 beyzufuͤgen. 


Es koͤnnte ſcheinen, daß man am Ende des Artikels 
123 reſp. 149 in einem zweyten Abſatze beyzufuͤgen habe — 
aus dem conſtitutionellen Ediete X. über die Staͤndever— 
ſammlung $. 42. und der Gemeindewahlordnung vom 5. 
Auguft 1818 $. 36 Abfag 3.: — 

»Die Beſtechung der Waͤhler hat zugleich die Un⸗ 
guͤltigkeit der Wahl und den Verluſt der activen 
und paſſiven Wahlfaͤhigkeit fuͤr den Beſtecher und 
den Beſtochenen zur Folge.« 

Allein der Ausſpruch, der Unguͤltigkeit der Wahl ges 
hört nicht eigentlich in das Strafgeſetzbuch. Hinfichtlich 
der ftrafrechtlichen Folgen jeder Verurtheilung in eine Ber: 
brechenöftrafe refp. beſchraͤnkt — der VBerurtheilung in eing 
Dergehensftrafe — aber ift ſchon Art. 22 und 23 dad Ai 
nete feitgejeßt. 


§. 57. 
Art. 152 — 158. (Rev. Entw. Art. 126 — 131.) 


a) Ehrfurcht gebührt nur dem. Staatsoberhaupte 
und den allerhöchften Behörden. Darum war in 
der Ueberfchrift des Capitels IV. ftatt »Ehrfurcht« 
zu fegen: »CEhrerbietung.« 

») Die Zwedmäßigfeit und gehörige Abftufung der 
Strafen in Art. 136 refp. 152 leuchtet von felbft ein. 
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0) Nah dem Art. 127 refp. 153 muß, mie 6. 54 
gezeigt wurde, ein neuer Artifel fommen , mit 
Nüdficht auf den Art. 12 ded Entwurfes IV. über 
die Vergehen der Preffe. 

d) Daß unter Staatsregierung in einem eonfli- 
tutionellen Staate die Staatöminifterien zu verftehen 
feyen, kann feinem Zweifel unterliegen. 


e) In dem nächftfolgenden Art. 128 refp. 155 wird 
fodann von Beleidigung anderer Böniglicher Stellen 
oder Behörden ıc. gehandelt. 


f) Diefer Art. 128 war aus Art. 12 und 13 des be: 
nannten Entwurfes IV. zu berichtigen und zu vers 
vollftändigen. 

g) Aus dem Art. 2 Nr. 3, 4 des oft benannten Ver: 
fahrensgeſetzes war die Beſtimmung einzuſchalten, 
daß die Unterſuchung nicht von Amtswegen ſtatt 
finde. 

h) Noch in einer andern Beziehung bedurfte der Art. 
128 des revidirten Entwurfes einer Nachhülfe. 


Die Beleidigung der Amtsehre kann nicht nur wäh: 


rend der Amtsübung, nicht mur wegen eined Amtövers 
hältniffes zum Beleidiger, fondern überhaupt in Amts: 
verhätniffen oder in Beziehung auf —————— 
hältniffe ſtatt haben. 


Wenn Jemand z. B. über eine Staatsbehoͤrde in oͤf⸗ 


fentlicher Schrift aͤußern wuͤrde, ſie ſey das erbaͤrmlichſte 
Collegium von der Welt, — ſie verkaufe die Gerechtigkeit 
ꝛe. — ſo wuͤrde eine ſolche, hoͤchſt injuriöfe Aeußerung 
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“unter den Art, 128 (und eben fo unter den Art. 405 und 
406 des Strafgefeßbuches) nicht wohl ſubſumirt werden 
koͤnnen, und doch iſt die dem Staatsamt gebuͤhrende Ehr- 
erbietung fehr groͤblich verlegt. 
| Hiernady war Die geeignete Abänderung zu treffen. 
Art. 155. | 
$. 58. : 
Art. 159, 160. (Rev. Entw. Art. 132.) 


a) Kein Staat Fann beftehen, wenn der verfaffungs: 
mäßigen Wirffamfeit des Negenten und der von ihm 
aufgeftellten Behörden und Beamten fortwährend Hin: 
derniffe entgegengeftellt, ihre Befehle nicht vollzogen, 
ihre Anordnungen nicht in Erfüllung gefeßt werden, 
Der Widerftand muß befiegt, der Ungehorfame muß 
zur Pflichterfuͤllung durch — nicht zu gelinde Stra— 
| fen angehalten werden. 


Daher die vorgefchlagene der Strafe, 
Art. 152 reſp. 150. 


b) Wenn der geheime Rath Dr. Mittermaier im 
neuen Archiv ıc. B. X. ©. 287 die Beftimmung 
des Artifeld für zu weit ausgedehnt erflärt, weil ed 
Fälle geben Fünne, in denen jede Strafe ded — 
ohne fein Verſchulden fehr gereizten Ungehorfamen 
auögefchloffen bleiben muͤſſe, fo ift dagegen zu erinz 
nern, daß Ungehorfam gegen die Obrigfeit, wenn 
nicht die Bande des gefellfchaftlihen Vereins fic) 
auflöfen follen, allemal geftraft werden muß. Um: 
ftände Fönnen aber allerdings eintreten, welche die, 
Strafbarkeit der That ſehr vermindern. | 
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Aber darum iſt auch der gefeglichen Strafe bier fein; 
Minimum der Dauer gefept. 


Bergl. v. Schmidtleins Prüfungen :..©. 155. 


Nach dem Art. 159 war der Art. 2 ded Entwurfes 


des Geſetzes über Prefverbrehen und m einzu: 
fchalten. (Art. 160.) 


959° | 
Art. 164, 165. (Rev. Entw. Art. 130 und 137.) 


a) Der fi) der Obrigkeit Widerfeßende ift nicht bloß 
einfach ungehorfam ; er unterftügt femen Ungehorfan 
durch phnfifche oder pfychologifche Gewalt, um feinen 
Willen gegen den Willen der Obrigkeit durchzufegen. 


Iſt nun zwar ſolche Handlungsweife, dem Wefen des 
Staatsvereind geradezu entgegen, ſehr ſtrafbar, fo 
muß doch Alles ſein Ziel und ſein Maaß haben. 


fr 


Allgemein anerkannt, ift die Härte der Beflimmungen 
ded Ötrafgefegbuches über die Widerfegung gegen die 
Dbrigfeit. 


Daher die fehr baufigen Anträge auf Begnadigung, | 
welche gewöhnlich in der Art gewährt wird, daß an die 
Stelle des erkannten Strafarbeitöhaufes von zwey Jahren 


Gefaͤngniß von 6 Wochen, 3 Monaten, 6 Monaten ꝛc. 
tritt. 


Das dritte Capitel B. 2 Tit. 2 des Strafgeſetzbu⸗ 
ches iſt bekanntlich aus dem Geſetze wider die Stantd: 
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verbrechen vom 27. July. 1809 (Regierungdblatt 1809 ©. 


41281 — 1304) entnommen, . 


Es ift hoͤchſt nothwendig, daß diefed Werf der Ge: 
feßgebung aus der Zeit der Revolution und des Aufruhrs, 
— für die Zeiten des Friedend und der tiefften Ruhe 
nicht mehr paſſend, — eine wohlthätige ne er⸗ 
leide. 


b) Auf die Veranlaſſung der Widerſetzung font vors 
uͤglich viel an. | 


Gegen einen Staatöbeamten felbft wird — das 
Verbrechen der Widerſehung begangen. 


Unter 80 in diefe Rubrik gehörenden Fälle find ges 
wiß 49, in. denen die Widerfegung nicht gegen obrigkeit— 
liche Perſonen ſelbſt, ſondern gegen untergeordnete Die⸗ 
ner gerichtet iſt. 


Nur mit Ueberlegung und Vorbedacht wider Staats⸗ 
beamte ſelbſt, nur in der Aufregung des Gemuͤthes da— 


gegen wider oͤffentliche Diener geſchieht in der Regel die 
Widerſetzung. 


Die Gerichtsdiener und ihre Gehulfenn und Knechte 
fuͤhren ſehr haͤufig, insbeſondere bey der Huͤlfsvollſtreckung 
— die Widerſetzungen der dem Hunger, Kummer und 
Elende preisgegebenen Unterthanen, welche um Erhal— 
tung ihrer letzten Kuh, zur Friſtung ihres Lebens, kaͤmp— 
fen, durch ihr rohes, anmaßendes, ungeftümmes Bes 
nehmen ſelbſt berbey. 
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Hier kaͤmpft in des That der Thaͤter nur gegen bad 
ihn feindlich. anregende Individuum, ohne des Angriffes 
gegen die Obrigfeit ſich bewußt zu feyn. E | 

Es geht nicht an, jede gewaltfame Widerfegung uns 
bedingt und ohne allen Unterfchied mite Arbeitshaus von 
zwey bis zehn Jahren zu firafen. (Nev. Entw. Art. 136. _ 
1. 137. Abf, 1.) 


d Sodann ift auch gewiß ein weſentlicher Unterſchied 
zwiſchen Gewalt, reſp. thaͤtlicher Mißhandlung, 
welche in verabredeter Verbindung Mehrerer, oder 
mittelſt naͤchtlichen Aufpaſſens, oder durch Gebrauch 
von Waffen, und zwiſchen einer ſolchen, welche 

- ohne dieſe beſchwerenden Umſtaͤnde nur auf augen: 
blikliche Veranlaffung oder in befonderer Aufres 
gung des Gemüthes gefchehen if. Strafgeſetz⸗ 
buch Art. 316. Anmerfungen B. IH. ©. 55. 
Vergl. das öfterreih. Strafgeſetzbuch $. 
70, 71, welches die Widerfegung gegen die Obrig— 
Feit, in fo fern fie miftelft gefährlicher Drohung oder 
wirklicher Handanlegung gefchieht, mit ſchwerem 
Kerker und Öffentlicher Arbeit von 6 Monaten bis 
auf ein Fahr, — wenn aber der Widerftand mit 
Waffen gefcieht, "oder Beſchaͤdigung oder Ber: 
wundung zur Folge hat, — von einem bie auf 
fünf Fahre beftraft. 

Code penal Art. 228 und 230 — 
ſchen obrigkeitlichen Perſonen und zwiſchen untergeord⸗ 
neten Officialen. Die thaͤtliche Mißhandlung jener be: 
ſtraft der Art. 288 mit Gefaͤngniß von zwey bis fünf 


1'709 | Motive zum Entwurfe 


Fahren, die thaͤtliche Mißhandlung diefer mit Gefang— 
niß von einem bis ſechs Monate. 


‚Criminelle Strafe (mindeſtens Reelufion) laͤßt 
der Art. 231, 232% nur eintreten, wenn dur die Ger 
woaltthätigfeit Blugvergießen, Winden oder Kranfheit ver: 
anlaßt, oder wenn Schläge mit Vorbedacht oder Auf: 
lauern angebracht worden find. 


d) Drey Grade der Widerfegung gibt ed: 
aa) Gewalt mit einem der benannten erfehwerens 
den Umftände, 
bb) einfache Gewalt und 
ec) bloße Drohungen. 


Die erfte muß, falls fie an einen Beamten, 
an einer obrigfeitlichen Perfon felbft verübt wird, 
mit Arbeitshaus bis zu ſechs Jahren verpönt 
werden. 


Die zweyte iſt mit Gefaͤngniß von 6 Mo: 
naten bis zu zwey Jahren hinreichend beftraft. 

Die dritte kann nicht höher, als mit Ges 
fängniß bis zu ſechs Monaten beftraft werden. 

- Ganz angemeffen ift es, daß der Staatödiener, 
welcher die in feinem Dienftverhältniffe liegende 
Pflicht des Gehorfoms gegen die vorgefeste Be: 
hörde bey Seite fegt, noch überdieß mit Degra= 
dation, und beym Nücfalle mit Dienftentlaffung 
beftraft werde. 


e) Nicht Tiquid iſt endlich, o6 der fih mittelft Dro— 
bung Widerfegende, falls er auf Befehl der Obrig⸗ 


f) 
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feit fogleih in Gehorfam fih unterwirft, ganz 
ftraffreyg bleiben fol, Art. 1506. Abſ. 2. Der 
Bellimmung des Art. 92, reſp. 117 oben 
ift es aber gemäß, diefe Frage mit dem revid. 
Entwurfe bejahend zu beantworten. 

Vergl. Motive ©. 103. 


Art. 137, refp. 165. Iſt nach dem Geſagten die 
Widerfegung gegen die Obrigfeit ſelbſt mit ſchwe— 
rerer Strafe zu belegen, als die Widerfegung 


» gegen untergeordnete Diener der Dbrigfeit, fo 


fallt die odieufe Ermächtigung der Gerichte, 
unter die Art. 156 reſp. 164 beftimmte Straf: 
gattung herabzugehen, von felbit hinweg. 


g) Zu genügen fiheint ed, daß in dem revid. Ent: 


wurfe nur »Obrigfeit, obrigfeitliche Diener« übers 


haupt gefagt wird. 


Unmittelbare wie mittelbare Obrigkeit und obrig:, 


feitlihe Diener find darunter begriffen, alfo auch Ge: 
meindevorftande und Gemeindediener, vorausgefeßt, daß, 
fie gefeglich gewählt und verpflichtet find. 


1 


Bergl. Berordnung vom 29, Detober 1815 


im Regierungsbl, ©. 881. 


$. 00. 


Art. 166 — 173. (Rev. Entw. Art. 138 — 145.) 
a) Das Strafgefeßbuch Art. 319 fpricht nur von dem’ 


der Obrigkeit felbft geleifteten Widerſtande. 
Da aber Aufruhr unter das genus »Wider: 
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feßung« gehört, und feine nota specifica nur 
darin zu finden ift, daß bey ihm eine öffentlid 
vereinigte Menge ihren Privatwillen gegen 
den öffentlichen Willen mit vereinigter Gewalt 
geltend zu machen fucht, fo müffen — in Bezie: 
bung auf den Begriff des Aufruhrs, — mie bey 
ber Widerfegung, (Strafgefegb. Art. 317) obrig: 
feitliche Diener, beordertes Militär, Gendarmen 
der Obrigkeit felbft gleichgeftellt werden. Ihnen 
liegt die Vollſtreckung der obrigfeitlichen Befehle, 
die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe und Ord— 
nung ob. Der. Widerfland gegen fie ift alfo in 
der That wider die Obrigkeit felbft gerichtet. 


Nicht für nothwendig erachtete man ed hier, im den 
Strafbefiimmungen zwifchen Dbrigfeit felbft und obrig: 
feitlihen Dienern zu unterfcheiden, theild weil die befon: 
dere Strafbarfeit dieſes Verbrechens in den Merkmale 
ber Bereinigung der Gewalt Mehrerer zur Laͤh— 
mung der Vollziehungsgewalt des Staates begründet, 
theils weil in den gegebenen Strafbeftimmungen ohnehin 


der richterlihen Beurtheilung der Fndividualität des vor: 


Fommenden Falles binreichender Raum gewährt iſt. 
Die Gränzlinie zwiſchen Widerfegung und Aufruhr durd 
Bahlenverhältniß zu beftimmen (Strafgefeßb. Art. 319), 


fand man nicht für angemeffen, weil hier gar zu viel auf 


Drt, Zeit und Umftände anfommt, und daher eine zu 


enge Begränzung des Ratingen Ermeſſens am unrechten 


Orte feyn würde, 
Dergl. Motive zum rev. Entw. ©. 10% 
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b) Es ift nicht liquid, ob nicht im Kalle des Art, 
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ter und Anführer am rechten Orte wäre, 
Ein ſehr erhebliches Motiv zur fchleunigen Rückkehr 
zum Gehorfam würde Dadurch allerdings gewährt, 


Allein der Aufruhr, als Widerfeplichfeit gegen die 


Obrigkeit, von einer öffentlich vereinigten Menge beganz : 


gen, — ift ein zu fhweres, zu gefährliches Berbrechen, 
ald daß nicht den Anführern fchon für das Beginnen 
deſſelben, — auch bey wiederfehrendem Gehorfam, — 
Strafe zu drohen wäre. —F 

Vergl. Strafgeſetzb. Art. 413, 414. 


c) Bey Art; 140, teſp. 160 ſind nur die Strafbe⸗ 
flimmungen näher und zweckmaͤßiger -befchränft 
worden, wonach Auch: die ee der Ge: 

richte hinwegfällt. ! 


Bergl. auch Strafgefe sb, Art. 320 und iferr. 
Gtrafgefesb 9: 65—69 -:: 
4) Die Redaction ded Art. 141 refp. 169 wird fi 
mit Ruͤckſicht auf Strafgefegb. Art. 321 von felbft 
- old zweckmaͤßig beurkunden. 


e) In Art, 142 tefp. 170 war es nur um Se 
Beftimmung deſſen, was der rev. Inne 
enthält, zu. thun. 

Vergl. Strafgefesb. Art. 311, 32. ° 

f) Zu Art, 143 reſp. 141 vergl. oͤſterreich. 
Strafgeſetzb. 6. 67. | be 


[4 


2 
174. Motive zum Entwurfe 
8) Die Definition von Waffen in. Art: 144 reſp. 
“172 iſt aus dem Sarafgeſetzbuche Art. 222. 
Naͤher bezeichũet dieſen Ausdruck das franzoͤſi ſche 
Strafgeſſetz b. Art: 101, unter Waffen valle ſchnei⸗ 


denden, ſtechenden oder zerquetſchenden DARIN, Werk: 
zeuge oder Geraͤthe« verſtehend. | 


Allein die Beſtimmung des revid. Wraevnefes 
feine weniger. zu Controderfen und Ziveifeln Anlaß ges 
ben zu Fonnen, als der Art. 101 des ———— Straf: 
g efegbudes. 


h) Zu Art. 145 tefp. 173. Der Aufruhr iſt ein ſo 

ſchwetes Verbrechen, daß die Aufforderung dazu, 

vorausgeſetzt, daß fie Feine Folge gehabt hat, nicht 

mit weniger, ald dreymonatlichem Gefaͤngniſſe be— 

Zlegt werden darf, (Strafgeſetzb. Art. 414.) 

Vergl. das fehr firenge fran zoͤſ. en 
fegbud Art: 102. 

Vergl. auch den Entwurf MV. * preheer⸗ 
‚gehen Art: 1. 


ae re & 61: 
Art. 174 — 170. (Revo Entw. Art. 140 — 148.) 


a) fe war hier darum zu thun, die Ermächtigung zu 
befeitigen, und fodann die — Faͤlle ge⸗ 
hoͤrig zu ſondern. 


| b), Es erfcheint als angemeffen, die Ehegatten, naͤchſten 
Verwandten ꝛe. milder zu behandeln, als Andere. 
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e) Der revid. Entw. geht von der. fehr" richtigen 
Vorausſetzung aus, (veral. Motive zu dem— 
felben. ©. 105), daß nicht die firafbare That, 
wegen welcher -der Öefangene verhaftet war, — 
gewöhnlich für den Befreyenden: eine unbekannte 
Größe, — fondern Auflehnung gegen die obrig: 
feitliche Gewalt das Paupimement, der Strafbar⸗ 
2 feit, bildet. 


Berg, das fransäf; Strafsefegnus Urt. 237 
bis 248. 


d) Mit Recht hat der revid, Entwurf o von se Gelbft: 
befreyung eines Gefangenen gaͤnzlich Umgang. ge: 
nommen, obgleich viele neue Schriftſteller die 
Strafbarkeit ſolcher Seibſtbefreyung vom legislas 
tiven Standpunfte aus darzuthun ſich bemühen. 
Für den freygebornen Menfchen kann cs Feine 
Berbindlichfeit geben, in der Gefangenfchaft zu 
bleiben, wenn ihm die Thüren des Kerferd geöff: 
net find, refp. wenn die Öelegenheit ſich ihm dar: 
bietet, feine Freyheit, — ohne Begehung eines 
‚andern Verbrechens, — einerley, ob durch Lift 
oder durch Eröffnung des Gefangniffes, — wieder 
zu erlangen, wenn nur ig Gewalt an Perfonen 
geübt wird. | 

Dergl. dad Strafgeſetzbuch Art. 330; 


e) Zum Art. 147 reſp. 175 ift gewiß die neue Res 
daetion beftimmter, als jene ded revid, Ent: 
wurfes. 

Vergl. Strafgeſetzb. Art. 422. 
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f), Zum Art, 148, refp. 176. Es fcheint allen Grund: 
fügen der Gerechtigkeit geradezu entgegen zu ſeyn, 
‚den. des ‚Landes, Berwiefenen blos. wegen: der 
Rückkehr in’d Land. mit Arbeitshaus bis zu vier 
und beym Ruͤckfalle von vier bis zu zehn Jahren 
zu beftrafen. 


Wie viel ift fhon feit 1813 über die unverhältnißs 
mäßige Strenge des —— Art. 331 ge⸗ 
ſagt worden! 


Wie viele Antraͤge auf Gnade mußten ſeit —* Zeit 
ae und gewährt werden! 


- Der revid,. Entwurf hat jene Härte, — ſie zu 
mildern, noch vergroͤßert. 


Blos von Ungehorſam gegen das Richterurtheil iſt 
die Nede. Es laͤßt ſich nicht rechtfertigen, dieſen Unge— 
horſam bey nicht concurrirender anderer ſtrafbarer Hands 
lung als Verbrechen zu behandeln. 


Wenn in den Motiven S. 108 geſagt wird, der 
Staat habe hinreichende Gruͤnde, fremde Vaganten, welche 
durch ihren ganzen Lebenswandel Beſorgniſſe erregen, auf 
alle Art von ſich entfernt zu halten, fo iſt dagegen zu ers 
wägen, daß der Art. 148 felbft davon, daß der Zuruͤck— 
gefehrte nur dann mit der Strafe belegt werde, wenn 
er ein Pandftreicher ift, nichts enthält, vielmehr jede Ruͤck— 
fehr ohne Erlaubniß — aus was immer für einem 
Grunde — als das Verbrechen erklärt, — dann daß dem 
bayerifchen Staate wohl andere Mittel zu Gebote ftehen, 
durch eine wachfame und ihre Pflichten fireng erfüllende 


‘ 
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Gendarmerie folche Leute von der Graͤnze zuruͤckzuweiſen, 
und daß es eine ungeheure Beläftigung des Stadtsärars 
ift, die jener Wachfamfeit ungeachtet fich einſchleichenden 
fremden Bettler, Vaganten ꝛc. zu ernaͤhren. 


Das oͤſterreich. Strafgeſetzbuch $. 83 und 84 
feßt auf die Nüdfehr eined Verwiefenen fchweren Kerker 
von fechd Monaten bis zu einem Jahre, und läßt beym 
Rüdfalle Berfchärfung der Kerkerftrafe eintreten. 


Die Ruͤckkehr eined durch die Polizeybehoͤrde Ber: 
wiefenen fol das erſtemal mit Arreft von einem bis zu 
drey Monaten, bey Wiederholung mit ſtrengem Arreſte 
von drey bid fehd Monaten beftraft werden. (Th. IL 
$. 81, 82.) 


Die in gegenwärtigem Entwarfe vorgefchlagene 
Nedaction fcheint alle Forderungen der Gerechtigfeit zu 
befriedigen. 

§. 62. 
Art. 177 — 188. (Rev. Entw. Art 140 — 155.) 


a) Die zum Art. 149 vorgeſchlagene Redaction Art. 
177 iſt beſtimmter, als jene des revidirten 
Entwurfes. 


Vergl. Strafgeſetzbuch Art. 333, 336, dann 
das öjterreich. Strafgeſetzb. $. 72, 73. 
b) Der Art. 149 refp. 177 koͤnnte vielleicht mit dem, 
Art. 152 reſp. 180 vereiniget werden 
Vergl. Mittermaier über den neueften Zus 


ftand ıc. ©. 130. 
Beplage LXXIV. 12 


178 Morive zum Gutwurfe 


Allein auf höherer Linie von Strafbarkeit ſteht ohne 
Zweifel die Zuſammenrottung Mehrerer zum Zweck der 
Veruͤbung von Gewaltthaͤtigkeiten, als das Eindringen 
eines Einzigen in fremde — oder fremdes Eigen: 
thum. 

Dort wird die allgemeine Ordnung, Sicherheit * 
Ruhe des Staates in weit gefaͤhrlicherem Grade — 
als hier. 

e) Da, wie dort, genuͤgt Übrigens Zum Begriffe des 
Verbrechens das widerrechtliche Einfallen oder Ein: 
dringen. Anwendung von Gewalt begründet ſchwe⸗ 
rere Strafe. | 

d) Mit dem Art. 152 iſt der Art. 91 des zweyten 
Theiles ded revid, Entw. zu verbinden. 

Denn ed ift evident, daß die in diefem Art. 91 bes 
zeichnete Handlung nicht blos rechtögefährdend, fondern 
wirflich rechtöverlegend iſt. = 

e) Nach dem Art. 153 refp. 181 ift in einem neuen 
Artikel die Beftimmung des EntwurfesIV. über 
die Prefvergehen Art. 15 Abſatz 2 einzufchalten, 
unter dem Rubro VI. Störung des Friedens der 
Staatdeinwohner. 

£) Der Art. 54 des revidirten Entw., refp. 185 des 
gegenwärtigen Entw. muß fodann die Nr, VII er⸗ 
halten. “2 

g) Nach Art. 155 refp. 184 ift unter Nr. VIIL ein 

nener, Artikel über den Angriff auf die Der: 
fon einzufchalten. | 


h 
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Bon ſolchem widerrechtliden Angriffe, fo fern derz 


« felbe weder eine Körperverlegung, noch ſonſt eine Befchäs 


digung, noch eine andere ftrafbare That, oder den Merz 
ſuch zu einer ſolchen enthält, iſt weder in dem Strafge⸗ 
fegbuche, noch in dem revidirten Entwurſe gehandelt, und 
doch Läßt fih an demfelben die Eigenschaft einer un 
verleßung nicht verfennen. 


Vergl. oben 6. 36 d. 
| % 63 
Urt: 186 — 189. (Nevid, Entw. Art: 156: — 160.) 


In der ganzen langen Neihe der ſtrafbaren Thaten 
iſt feine, welche den Geſetzgeber hinſichtlich der zu beſtim⸗ 


‚menden Strafen fo fehr in — ſetzt, als der 
Zweykampf. | 


Bergebliches Beginnen der Gtraflegislation ift es, 
eine Handlung ald Verbrechen zu erflären, die von den 
Staatsbürgern, oder doch von den Standesachoffen des 
Thaͤters als ehrenwerthe Handlung erflärt wird; deren Un— 


- terlaffung Schande und Verachtung zur Folge hat. 


— 


Schon Kant war von der Ueberzeugung durchdrun— 
gen, daß Zweykampf (und Kindesmotd) nicht nach der 
gewoͤhnlichen Grundſaͤtzen über Verbrechen behandelt werz 
den koͤnnen; und Blafftone bemerft ſehr richtig, daß, 
fo Tange die öffentlihe Meynung nicht den Beleidiger 
brandmarft, fondern den Beleidigten, welcher die Schmach 


ungeahndet laßt und fich nicht ſelbſt Genugthuung vers 


Schaft, auch die erufteften Verbote uud die —— der 
i2 
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ſtrengſten Strafen nicht geeignet ſeyen, dieſes große Uebel 
auszurotten. | 


Vergl. Mittermaier im Achriv B. III. ©. 443 
und Roßhirt eben dort S. 460. 

Eben diefed Gewicht der öffentlichen Meynung, diefer 
Herrin der Welt, hindert ewig die Vollziehung der anz 
gedrohten firengen Strafen: 

Die Aüthorität, welche Geſetze gibt, die nie in Er: 
fuͤllung gefegt werden, macht fih lächerlich, 

Es wäre weit beffer und zierlicher gewefen, wenn das 
bayeriſche Duellmandat von 1779 nie in dad Leben ge— 
treten wäre, Zeichen feiner — * ed ohnehin 
nie gegeben, 

Strenge Strafen gegen den ——— laſſen ſich 
nur dann in Vollziehung bringen, wenn die nothwendige 
Vorbedingung, — kraͤftige Maaßregeln naͤmlich, in denen 
der Beleidigte ſicheren Schutz wider die Beleidigung und 
ungeſaͤumte vollſtaͤndige Reparirung der verlegten Ehre fin⸗ 
det, — in Erfuͤllung geſetzt iſt. 

Das — ſonſt ſehr vollſtaͤndige franzöfifche Ges 
ſetzbuch hat es fuͤr gerathen gefunden, dieſe delikate Ma— 
terie ganz unerwaͤhnt zu laſſen. 

Das neue franzöfifche Duellgeſetz vom Jahre 1830 
will befanntlich nur vorzüglich die Thatfachen beftraft wife 
fen, welche aus dem Duelle hervorgehen, und weifet die 
Geſchwornen an, außer den im Ötrafgefeßbuche angeges 
benen allgemeinen Entfchuldigungsgründen, auch Beleidi— 
gungen und ſchwere Befchimpfungen, von dem Herauöge: 
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forderten dem Herausforderer zugefügt, als ſolche zu be: 
trachten. 


Das oͤſterreich iſche Strafgeſetzbuch 9.141 — 143 
beftraft den Zweykampf, 
a) wenn er ohne Folgen blieb, mit fchwerem Kerker 
von einem bis zu fuͤnf Jahren; 


b) wenn eine Verwundung geſchah, mit ſchwerem 
Kerker von 5 — 10 Jahren; 


c) wenn der Tod eines Theiles erfolgte, mit ſchwe⸗ 
rem Kerfer von 10 — 20 Jahren. 


Gegen die Strafbeftimmungen des revid. Entw. Art. 
56 — 59 läßt fih — vorausgefeßt, daß die Worbedin- 
gung, — Gewährung unfehlbaren, fehleunigen Schußes 
der Gerichte gegen muthwillige oder boshafte Angriffe auf 
die Ehre, — in Erfüllung gefeßt wird, und daß hienach 
firenge Strafen gegen den Zweykampf fih rechtfertigen 
laſſen, — ihrer Wefenheit und Grundlage nach nichts ein: 
wenden, 

Bergl. Motive ©. 109 — 110. 


Bemerkt wird nur Folgendes. 
1) Kaum geht es an, den Zweyfampf, in fo fern er 
zwifchen zwey Perfonen in Folge vorausgegangener 
Verabredung ftatt findet, nur aus dem Geſichts— 
punfte ftrafbarer Selbfthülfe aufzufaffen. 


Er ift mehr Störung des öffentlichen Nechtöfriedens, 


Der revid. Entw. bat indeſſen ſelbſt den Zweypkampf 
zwar unmittelbar nach der Selbſthuͤlfe, aber unter einer 
eigenen Nr. und mit einem ſelbſtſtaͤndigen Rubro im Ka— 
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pitel von Friedensftdrungen und Eigenmacht en — 
wogegen ſich nichts erinnern läßt. 

2) Db nicht der Zwed der Verminderung * Duelle 
ſicherer und gedeihlicher für das Wohl der buͤrger— 
lichen Geſellſchaft durch allgemein einzufuͤhrende, 
auf eine ſolide Bafls zu gruͤndende Ehrengerichte 
erreicht werden koͤnnte, als durch ftrenge Strafbe— 

ſtimmungen, dad iſt eine Frage höherer Forſchung. 

j Ihre Löfung ift mit außerordentlichen Schwierig: 
feiten verbunden. 

Vergl. Roßhirt a. a. D. ©. TA 

5) Eben fo muß es dahin geftellt bleiben, ob es nicht 
wenigftens räthlich wäre, Die Ehrenzweyfämpfe um: 
ter Militären, und etwa auch unter Studirenden, 
zum Gegenftande eigner — wilitärifcher und akade— 
wifcher Straffanctioneu zu wachen. So viel ift 
gewiß, daß bey ihnen manche Eigenthümlichfeiten 
eintreten, welche in der Legislation beruckſichtiget 
zu werden verdienen. 

4) Sehr problenagtiſch iſt es, ob die Secundanten 
und Zeugen unbedingt als Gehuͤlfen behandelt wer⸗ 
den koͤnnen, voraudgefeht, daß fie weder zum Zwey— 
fampfe gereizt, noch einer Ausfühnung fich entges 
gengeftellt, noch einen fchlimmern Erfolg des Zwey—⸗ 
kampfed veranlaßt haben, 

Sie Haben über Beobachtung der SKampfregeln zu 
wachen; fie verhiten durch ihre Mitwirkung größeres 
Uebel; durch fie wird oft Verfshnung bewirkt. 

Dft nehmen fie nicht aus eigener Wahl an dem Zwey: 
fampfe Theil; fie werden durch das Loos oder durch Wahl 
ald Secundanten beftimmt. | 
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Die Verweigerung der Annahme würde fie dem Spot⸗ 
te, der Verachtung ihrer Gtandedgenoffen preidgeben. 
Mittermaier im Archiv B. VI ©. 409. 


Vollgraff eben dort B. X. 203. 


Allein ift einmal der Zweyfampf felbft als Verbre: 
chen erflärt, fo muß wohl jedes Beywirken zu demfelben 
auch als ftrafbare Hülfeleiftung behandelt werden. 


Der mildere Gefichtspunft, unter welchen der Zwey— 
kampf geftellt iſt, kommt ohnehin audy der Hülfcleiftung 
zu demfelben zu gute, 
5) Eine andere Frage ift, ob nicht des Herausforderer 
fchärfer zu beftrafen fey, als der Geforderte. 


Bergl. Mittermaier im neuen Archiv ze, 8. VIIL 
©. 464 und B. X. ©. 288 und den Hannoͤverſchen 
Entwurf eines Duellgefeges — eben dort B. VIII. ©. 
440. 

Allein bey der häufig eintretenden Schwierigkeit, zu 
beſtimmen, wer der Herausforderer war, und da nicht 
felten dem Beleidigten durch die gar grobe Beleidigung von 
dem Gegner die Herausforderung gleichfam abgenöthiget 
wird, fcheint es nicht angemefjen, eine der Gattung oder 
Art nach höhere Strafe der Herausforderung anzudrohen. 


6) Zweifelhafter ift es, ob nicht Todes: oder doc) Ket— 
tenffrafe demjenigen zu drohen fey, welder ben 
Zweyfanpf abfichtlih, um den Geguer zu morden, 
berbeygeführt, oder welcher den Gegner gegen alle 
Negeln des Duelld gemordet hat. . 


Vergl. Mittermaier a. a. O. B. X. ©. 280. 
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Auf feinen Fall ‚dürfte eine folche Andropung im 
Wege der Ermächtigung der Gerichte gefchehen, wie Mit: 
termaier a. a. D, fie haben will; vielmehr wäre ein 
eigener 4ter Grad des Zweykampfes in Art. 156 reſp. 186 
feſtzuſetzen, etwa in folgender Art; 


* V. Mit Todesſtrafe wenn ꝛc. « 


Unter der benannten Vorausſetzung waͤre 
aber ohnehin nicht eigentlich vom Duelle, 
fondern vom Morde in idealer Eoneyrrenz 
mit dem Duelle die Nede, | 


Vergl. Pruͤfungen ꝛc. ©. 162. 


Auch ſteht es uͤberall nicht feſt, welches 
denn die Negeln des Duelles ſind. 


7) Wenn endlich Mittermaier meynt, in dem revid, 
Entw. Art. 150 ſey dem Zufalle reſp. dem Erfol— 
ge zu viel Gewalt eingeraͤumt, ſo iſt dagegen zu 
erwägen, daß der Erfolg und deſſen Größe allent— 
halben einen der Hauptfactoren der Strafbarfeit 
der Fälle bildet, und daß dem Zufalle die mächtiz 
ge Herrfchaft, welche er auf dem Gebiete des 
Strafrechtes übt, nie wird entzogen werden fönnen. 


Hängt es ja ſehr Häufig blos vom Zufalle ab, ob 
ben wilden. Naufer die Strafe des Todtfchlages oder die 
Strafe der Körperverlegung trifft, 


8) Der Art. 160 des revid, Entw. muß nad Obigem 
— 6. 26 —hinwegbleiben. 


— 
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. Art, 190 — 195, (Nev, Entw. Art. 161. 162.) 


a) Das Pubrum des Kapitels muß erweitert, und aus 
dem zweyten Theile müjfen bie von ıbirflichen Rechts: 
verlegungen handelnden Art. 72 — 75 in diefes 
Tte Kapitel nach Art. 162% refp. 191 herauf verfeßt 
werden. Urt. 102 — 105. 


b) Da die Anmaßung nußbarer Negalien auf ſehr 
mannichfache Weiſe geſchehen kann, ſo iſt der Be— 
frag ber anzudrohenden Geldſtrafe Art. 161 reſp. 
190 bis zu 1000 fl. zu beſtimmen. 


Beſſer waͤre es vielleicht, wenn man mit hi Straf: 
geſetzbuche Art. 432 eine folche Anmaßung um den vier: 


fachen Erſatz des dem Staate entfremdeten Rubens beftrafte, 


e) Es geht nicht an, "Art, 162 des revid. Entiv. den 
ganzen Raum der Arbeitshausftrafe von 2 — 10 
Sahren dem richterlichen Ermeſſen offen zu Iaffen, 


Jedenfalls iſt 10jaͤhriges Arbeitshaus für die Schuld 
einer folhen Anmaßung zu hart. 


Selbſt der Code penal Art, 258 feßt auf die Ueber 
tretung nur Gefaͤngniß von 2 — 5 Jahren. 

Das Strafgefepbuch Art. 339 verpönt die betrügliche 
Ausübung eines nicht übertragenen Amtes mit eins bis 
vierjährigem Arbeitshaufe, 


Der gegenwärtige Entwurf. ift Awiſchen Sau und 
Strafe das Gleichgewicht herzuſtellen bemuͤht. 
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4% 65. 
Art. 196 — 208. (Revid. Entw. 165 — 172.) 


Hinfichtlich der Münzverbrechen wird auf die Moti: 
ve zum revid. Entw. S. 119 — 150 fi) bezogen. 

a) Der Gegenfland des eigentlichen Münzverbrechens 
iſt nur Geld, das heißt, geprägte Metall, wel: 
ches die Beſtimmung hat, den Werth der im ge— 

ſellſchaftlichen Verkehre befindlichen Sachen zu re: 
präfentiren, uud als allgemeines Taufchmittel zu 
eurfiren. 

b) Faͤlſchung von Schaumänzen, Fälfhung van außer 
Curs gefeßten Münzen bildet nicht das eigentliche 
Verbrechen der Münzfälfhung, Bedeutend gerin: 
ger ift darum bie Strafe der zulegt benannten 

Uebertretung. 

0) Die Faͤlſchung kaun heſchehen durch Verfertigung 
unaͤchter, oder durch Beränderung urfprünglich ach: 
ter Münzen, 


Daß das Erſtere firafbarer iſt, als das Bebtere, leuch⸗ 

tet von ſelbſt ein. 

d) Das Ausgeben der gefaͤlſchten oder verfaͤlſchten 
Muͤnzen gehoͤrt nicht zum Weſen des Muͤnzverbre— 
chens. Aber ſchwerer iſt offenbar die Schuld, wenn 
der Falſchmuͤnzer die Muͤnze in Umlauf geſetzt hat, 
als wenn diefed nicht geſchehen iſt. Art. 163 reſp. 
1090. 

In demfelben Maaße ftellen fih auch die Beftim- 
mungen der Art. 465 — 172, im gegenwärtigen Entwurfe 
198— 205, ald zweckmaͤßig dar. 
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e) Die im gegenwärtigen Cntwurfe mit Ruͤckſicht auf 
das Strafgeſetzbuch Art. 341 — 346 in Antrag 
gebrachten Abänderungen bezweden vorzüglich Be— 
ſchraͤnkung des richterlichen Ermeffend und größere 
Beftimmtheit und Feftigfeit der Vorfchriften. 

f) Das öfterreihifehe Geſetzbuch $. 103. 104 droht 
— etwas zu generell — dem Berbreechen der Muͤnz⸗ 
faͤlſchung ſchweren Kerfer von 5 — 10, bey befons 
derer Gefaͤhrlichkett aber. oder bey entftandenem 

großen Schaden, von 10 — 20 Jahren. 

Auf die Falfhung des als Ereditpapiere geltenden 
N fteht nad) F. 94 Todesſtrafe. 

8) Der Code.penal beftraft Art. 132 das Nachahmen 
und Verfaͤlſchen von Gold- oder Silbermuͤnzen, 
bie in Franfreich gefeglich gangbar find, mit dem 
Tode; das Nachmachen oder Berfälfhen von Scheis 
demuͤnzen mit Iebenslänglicher Zwangsarbeit. 


6. 66, 
Art. 205 — 215. (Rev. Entw. Art. 173 — 180.) 


Die Materie won der Urfundenfälfhung, diefer ge: 
fährlichften Art des Betruges, ift in dem revid, Entw. 
nach fehr richtigen Grundfägen behandelt. 

Bergl. Motive ©. 130 — 148. 

a) Daß zwifchen Faͤlſchung der Urkunden — ohne 
Gebrauch der letzteren, und zwiſchen der Faͤlſchung und 
dem Gebrauche der Urkunde ein maͤchtiger Unterſchied ob⸗ 
walte, laͤßt ſich nicht bezweifeln, da erſt durch den Ge: 
brauch der verbrecheriſche Wille ſich recht klar kund gibt 
während derjenige, welcher die falfche Urkunde in feinem 
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Pulte ruhen laͤßt, noch nicht auf der hoͤchſten Stufe ver⸗ 
brecheriſcher Thaͤtigkeit ſteht. 

b) Eben fo wenig kann es einer Conteſtation unter⸗ 
liegen, daß die Faͤlſchung oͤffentlicher Urkunden in höhe: 
rem Grade ſtrafbar d ol die Falſchung von Privat: 
urfunden, 

Diefe iſt mehr auf Veſhadigeng von Privateigen⸗ 
thums⸗ oder Perſonenrechten, fene dagegen auf Vernich⸗ 
tung oder Schwächung ded allgemeinen Zutrauens in die 
unbedingte Wahrheit und Nechtlichfeit der Staatohandlun⸗ 
gen gerichtet. 

Anmerkungen zum Strafgeſetzbuch II. ©. 101. 


c) Bey der Faͤlſchung Sffentlicrer Urkunden ftehen 
auf der niedrigften Stufe der Strafbarkeit die Verfaͤl⸗ 
fchungen von Päffen, Gertificaten, Zeugniffen, Wander: 
oder Dienftbothenbüchern, Militärabfchieden, welche Tegtere 
ausdrüclich und fpeziel im Art. 175 reſp. 208 genannt 
zu werden verdienen, 

Schon dad Geſetz vom 11. September 1825 hat die 
Strenge des Art, 425 ded Ötrafgefegbuches in diefer Be: 
ziehung mitigirt. 

d) Gegen die Beftimmung ded Art. 175 reſp. 208 
laͤßt ſich in der Sache ſelbſt nichts einwenden, vorbehalt: 
lich jedoch der angebrachten Modification, wodurch groͤ— 
ßere Beſtimmtheit bewirkt und die Ermaͤchtigung der 

Gerichte beſeitiget wird. 
| e) Hinfichtlih der Privaturfunden muß wefentlic) 
unterfchieden werden zwifchen Urkunden, welche die Er: 
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werbung, Abtretung oder Auflöfung von Nechten und 
Berbindlihfeiten zum Gegenftande ‚haben, und zwiſchen 
bloßen Gertificaten, [Zeugniffen, Briefen. * 

Art. 177 vefp 210. Nefeript vom 26: November AO 
in der lithogr. Sammlung Nro. 156: - 


f) Die Faͤlſchung öffentlicher Ereditpapiere: Ründe 
vielleicht zierlicher in dem Sapitel der Müngverbrechen. 

Vergl. Strafgefeßbuch At. 34. | 

Xber am Syſteme ded revid, Entw. etwas zu aͤn⸗ 
dern, wurde nicht für angemeffen erachtet iA 


8) Das Streben war auch hier nur dahin gerichtet, 
die Ermaͤchtigung der Gerichte — als unnoͤthig und ſchaͤd⸗ 
lich — hinwegzuraͤumen, und — mit Ruͤckſicht auf das 
Strafgeſetzbuch Art. 260, 867, 337, — dann auf dad 
oͤſterre ich iſch e Strafgeſetzbuch 9. 9% 180 a. — und auf 
den Code penal Art. 145, 149, 150, 162,— den Ötrafs 
androhungen größere Beſtimmtheit zu geben, Dahin zielt 
auch Art. 174 Abſatz 2 der Beyfaß über die Norm für 
Ausmeffung der Strafe, Art, 207 im gegenw. Entw. 


9. 67. 
Art. 214 — 217. (Revid. Entw. 181 — 14) 


Unter Beziehung auf die Motive zum rev, Entw. 
©. 148 bis 151. $. 54 wird bier blos bemerkt, daß man 
dem allzuvagen Richterermeffen gehörige Schranken zu feßen 
und die für den Fall minderer Gefährlichfeit der That 
ertheilte — der rn zu . bemüht 
wars 


Ws 
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§. 68. 
Art. 18: — 223. (Rev, Entw. Art. 185 — 180.) 


a) Der Meineid ift eines der alferfchiverften, allerz 
gefaͤhrlichſten Berbrechen, alle Bande der biürgerlichen Ges 
fellfchaft aufzulöien drohend, 


Mit’ fchwerer Strafe muß der Verbrecher bedroht 
werdem;, "welcher das religiäfe Band des Vertrauens auf: 
hebt, von dem der Staat die wichtigften Entfcheidungett 
über Leben, ‚Ehre, Freyheit, Vermögen der Staatseins 
wohner abhängig. macht, ‚welcher das, was dem Menſchen 
das Heiligſte feyn foll, zur widerrechtlichen Beſchaͤdigung 
feines Mitmenſchen mißbraucht, 


Vergl. Anmerkungen zum Strafgeſetzbuche Band II. 
S. 282. — Motive zum revid. Entw. ©. 151 — 158. 
Mittermaier i im Archiv ic ©. DI. ©. 99 folg. 


Das sfterreichifche Strafgeſetzbuch 5." 183, dei 
Meineid zum ausgezeichneten Betrug rechnend, bey 
dem falſchen -Zeugniffe nicht auf den Schaden fehend, 
das gerichtliche Anerbieten zum falſchen Eide der wirffis 
ch enLeiſtung gleich ftellend, beftimmt, der Meineidige foll, 
mebft der auf dad Vetrugsverbrechen geſetzten fchweren 
Kerferftrafe, auf der Schandbühne ausgeftellt und, wenn 
er duch den falfchen Eid einen fehr wichtigen Schaden 
verurſacht hat, mit Lojaͤhrigem, nach Umſtaͤnden auch mit 
lebenslaͤnglichem fehweren Kerfer beftraft werden. 

Der Code penial beftraft Art. 361. 364 den Meineid 
in ÖStraffachen mit Zwangsarbeit auf unbeftimmte Zeit 
(von 5 — 20 Jahren), den Meineid in Eivilfachen Art, 
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364 chenſo: die Leiſtung eines falſchen angetragenen oder 
zuruͤckgeſchobenen Eides aber Art. 366 nur mit dem Ver⸗ 


lufte der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte. 
Bon dem Eidesbruche handelt der Code gar nicht: 


Das preußifche Strafrecht Th. M. Tit. 20. $. 1404 
folg. betrachtet den Meineid als Betrug, verbunden mit 
der Verlekung anderer Pflichten, — nimmt $. 1406 auf 
den entftandenen Schaden. Nücficht, Fennt auch culpofen 

+ Meineid, und ift befonders ftrenge hinfichtlich des Rn 
Zeugeneides in Criminalſachen. 


by) Daß die ſpaͤtere Zuruͤcknahme der geleiſteten fal— 
ſchen Ausſage, in ſo fern naͤmlich dieſe Zuruͤcknahme nicht 
in demſelben Protokolle geſchieht, die Strafbarkeit des eins 
mal vollendeten Verbrechens zu bewirken nicht vermoͤge, 
iſt bereits oben zu Art. 117 bemerkt worden. — 


“ 6) Gelinder, ald der Meineid, ift Eidesbruch, — 
Verlegung des Verfprehungseides, — zu firafen. 


Er enthält nicht einen Betrug, fondern eine Treulo: 
figfeit, und nicht veranlaßt er, wie der betrügerifche Miß— 
brauch des Verficherungseides, unrichtige Entfcheidungen 
der Gerichte in Civil: und Strafrechtsfachen. 


Den Eidesbruch gang Aus der Neibe der frafbaren 
Thaten zu ftreichen, wie Mittermaier im Archiv B. IL 
©. 105, 106, 119 will, das geht nicht an. Die Bers 
legung der rechtswirffamer Weife durch den Eid befräf: 
tigten Zufage kann nicht ftraflos bleiben, wenn überhaupt 
der Verfprechungseid eine Bedeutung haben foll, 
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) Es iſt nicht liquid, ob Act. 186 reſp. 219 bie be 
harrliche Verweigerung der Zengfchaftleiftung oder des 
Zeugeneides unter der Vorausſetzung ded Art. 186 refp. 
219 dem Meineide gleich beftraft werden foll. 


Iſt es zwar im Erfolge daffelbe, ob ein falfcher Eid 
geleiftet, oder ob ein Zeugnif oder der Eid verweigert 
wird, um den Andern in bad Werderben zu bringen, fo 
wird doch in Tehterem Falle der Eid felbft nicht in feinem 
Anfehen untergraben; öffentliche Treue und Glauben wird 
nicht in dem hohen Grade efhättert, m durch die Lei: 
ftung falfchen Eides. 


In Erwägung diefer Nückfichten hat man es fir ans 
gemeffen erachtet, in minder ſchweren Fallen eine größere 
Milde, jedoch nur innerhalb der Grenzen derſelben Straf⸗ 
art, eintreten zu laſſen. 

Vergl. Mittermaier im neuen Archiv ꝛc. und da= 
gegen v. Schmidtleins Prüfungen ıc. ©. 163 ꝛc. 


e) Durch die Art. 186 refp. 219 beygefügten Worte: 
»in feiner Abficht gelegen« 
wird Mittermaiers Einwurf a a. D., daß ed nah 
der Nedaction nicht auf die Abficht, fordern nur auf das 
Faetum anzukommen ſcheine, befeitiget, 


f) Nach dem Art. 189 reſp. 222 muß in einem ei⸗ 
genen Artikel dad geſagt werden, was der Art. 90 Th. 
IL, enthalt. | 

Es kann nicht dem leifeften Zweifel unterliegen, daß 
derjenige, welcher eine falfche Ausfage vor der Obrigfeit 
macht, einer Nechtöverlegung für fehuldig erklärt werdet 
muͤſſe. 
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8) Die Frage, ob man nicht den wegen Meineides 
Berurtheilten nach überftandener Freyheitsſtrafe, — oder 
nach dem Verlaufe einer beftiminiten Neihe von Fahren, 
wenn er umveriverfliche Beweiſe der Befferung von ſich 
gegeben hat, wieder zum Zeuguiſſe und zum Eide zulaſſen 
ſoll, (vergl. Samhabers Beytraͤge ꝛe. ©. 103 ꝛe.) iſt 
Art. 188, im gegenwaͤrtigen Entwurfe 22i, mit Recht ver⸗ 
neinend beantwortet, da derjenige, welcher ‚die beiligfte 
Garantie der Wahrheit vorſaͤtzlich verletzt, der, wie der 
Münzverbrecher, zur Untergrabung des öffentlichen. Glau⸗ 
bens, zur Vernichtung des Credits, gleichfam falfche Muͤn⸗ 
zen in Curs geſetzt hat, (vergl. Mittermaier im Archiv 
ze. B. IL ©. 09) durchaus feines Vertrauens mehr würs 
dig iſt. 
Anmerkungen zum Strafgeſetzbuch 3.8245 1: 


h)-Die Annahme. eines eulpofe n oder unbedacht- 
famen Eides — Preuß. Criminalrecht a. a. O. und Han⸗ 
noͤverſcher Entw. Art. 316 fi fcheint eine Anomalie zu ent 
halten, und dem Wefen des Meineides als Falſums ge: 
tadezu zu widerfprechen, 


00 
Art. 224 — 227. (Revid. Entw. Art. 190 — 103.) 
a) Die Ueberfchrift des Kapiteld war dem Inhalte der 
hier vorfonmmenden Beftimmungen mehr anzupaffen, 

b) Richtiger und beſtimmter iſt der Art. 190 des rev. 
Entw. dadurch geworden, daß man den Ausdrude »aller« 
das Woͤrtchen »der« — und dem »unde — dad »oder« 
ubſtituirt hat. 


Beylage LXXIV. | i5 
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Vergl. Mittermaier im Archive B. XI.‘ S. 290 
und v. Schmidtleins Prüfungen ꝛc. ©. 168. 


Mit Rückficht auf das oͤſterreichiſche Strafgeſetzbuch 
§. 107 — 109, hat man die Strafe gegen grobe Herab— 
wüuͤrdigung der Neligion und der Sa zu —— 
* angemeſſen erachtet. 


Die Erhoͤhung bis zu einjaͤhriger Dauer nach dem 
Entwurfe IV. über Preßvergehen Art. 16 wurde jedoch) 
ald unverhältnigmaßig hart befunden. 


c) Auf gleicher ‚Linie von Gtrafbarkeit mit Art. 190 
reſp. 224 ſcheint Art. 191 reſp. 225 zu ſtehen. Bergl. 
denfelben Entwurf Art. 16. I 


Beſtimmter und bezeichnender ift die Nedaction des 
benannten Artifels 46 als der Art. 191 im revidieten 
Entwurfe, Darum bat man fie dem Art. 191 fubftituirt. 
Art. 225. 

d) Im Art. 192 refp. 226 ſcheint zwar die Tendenz 
beftraft werden zu follen. Allein e8 ift genügend anges 
deutet, daß die Tendenz in äußerer Handlung ſich Fund 
gegeben haben müjfe. | 

e) Der Art. 103 refp. 227 fest die Strafe fir grobe 
Verlegung der ©ittlichfeit in maximo etwas höher, als 
der Entwurf IV. über Preßvergehen Art. 17. 

Vergl. hierüber Motive zum revidirten Entwurfe 
6. 56 ©. 150. 

Im Uebrigen gehört diefer Artifel 195 refp. 227 

nicht dem zwölften, fondern dem drenzehnten Kapitel an. 
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| FE $. 70. | 
| Art. 233 — 235. (Rev, Ent. Art. 104 — 201.) 
| Bergt, Motive e. ®. 161 — 165. 


a) Das Verbrechen der Nothzucht, — die ſittliche 
Exiſtenz eines unbeſcholtenen Weibes vernichtend, deſſen 
ganzes Daſeyn nur an] Sittlichkeit beruht, — gehört unter- 
die verabfchenungswürdigften Verbrechen. Sehr zweifel⸗ 
baft ift, ob nicht in dem Kalle Nr. I, m ivelchem in 
Folge der Rothzucht auch das phyſiſche Leben des Weibes 
vernichtet wird, Todesftrafe eintreten muͤſſe. Bey 
Dem Mangel mörderifcher Abſicht, und da doch der Tod 
der Weibsperſon in Folge der erlittenen Nothzucht etwas 
Ungewoͤhnliches, in der Berechuung des Schuldigen auf 
Feine Weiſe Liegendes ift, hat man es bey der Ketten⸗ 
ftrafe belaſſen. | | | 


Das dfterreichifche Strafgefegbuch $. 111 droht ſchwe⸗ 
ren Kerker zwiſchen 5 und 10 Jahren; hat aber die Ges 
waltthötigfeit einen wichtigen Nachtheil der Beleidigten 


an ihrer Gejundheit oder gar am Leben zur Folge ge 


Habt, zwifchen 10 und 20 Fahren. 


Der Code penal droht Art. 331 nur die Strafe der 
Neelufion von 5 bis zu 10 Jahren. , 


b) Die Frage, ob au von einem Weide an eihem 
Mann eigentlihe Nothzucht verübt werden koͤnne, wird 
von dem Entwurfe, wie von dem Strafgeſetzbuche Art; 
186, bejahend beantwortet. Sieht man auf den Grund 
der fihweren Etrafbarfeit der Nothzucht, fo ſcheint die 
negative Beantwortung an ſich richtiger zu ſeyn. 

Du: 13 * 
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Der geſetzliche Schuß der SKeufchheit, welchen der 
Staat dem ſchwachen weiblichen Gefchlechte angedeihen 
laſſen muß, kann von dem männlichen nicht, wenigftens 
nicht in dem Grade, wie von dem weiblichen, in Ans 
ſpruch genommen werden. 


Die Verletzung der weiblichen Geſchlechtsehre gibt 
den wahren Geſichtspunkt bey der Nothzucht; das ent⸗ 
ehrte Weib leidet Folgen, die bey dem mißbrauchten 
Manne nicht eintreten. . 

Vergl. Archiv B. I. ©. 61 Note 9. 


Darum kann das eigentliche Verbrechen der Noth: 
zucht fowohl nad dem franzöfifchen Strafgeſetzbuche Art. 
‚331, ald nach öfterreichifchem Strafgeſetzbuche a 110 nur 
an Srauensperfonen begangen werden. | 


ce) Eine unfer den Eriminaliften viel befptochene 
Frage ift, ob an einer, in einem öffentlichen Bordelle 
lebenden Weibsperfon Nothzucht verübt werden Fönne, 


Gewöhnlich beantwortet man diefe Frage mit nein, 
weil die mit ihrem Körper Gewerb Treibende ſich ed ger 
fallen Iaffen muß, als Waare behandelt zu werden, wie 
es denn nicht ald Straßenraub bezeichnet werden Fann, 
wenn demjenigen, welcher feine Waare öffentlich feil 
hält, etwas mit Gewalt um eben den Preis, um welz 
chen ed Andere erhalten, abgenommen Wird. 

Da es indeffen in Bayern öffentliche, das heiff, von 
der Staatsgewalt ausdrüdlich bewilligte Bordelle nicht 
gibt, und auch fonft wohl der Fall eines gegen eine, der 
ganzen Welt auf Verlangen um Geld ſich preiögebende 
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MWeibsperfon anzuwendenden Zwanges kaum eintreten 
fann, fo bat der revidirte Entwurf diefe Frage ald un: 
practiſch wohlweislich mit Stillfhweigen umgangen. 


4) Im Uebrigen war dad Ermeffen der — 
naͤher zu beſchraͤnken. 


e) Art. 195. Mit dem vollendeten vierzehnten Le⸗ 
bensjahre tritt im der Negel des Menfchen Mündigfeit ein. 


Das Strafgeſetzbuch Art. 191 beftimmt fogar ſchon 
das zwölfte Jahr als Grenze; das franzöfifche dagegen 
mit dem revidirten Entwurfe das fünfzehnfe, Art. 332. 


Mit dem öfterreichifchen Strafgefeßbuche $. 112 Die 
goldene Mittelſtraße wählend, hat man dad vierzehute 
Fahr ald terminus a quo feftfeßen zu follen geglaubt. 


f) Hienah muß ed Urt. 196 reſp. 250 heißen: 
»das vierzehnte Jahr zuruͤckgelegt.« 


g) ad Art. 199 reſp. 333. Nicht liquid iſt es, ob 
die Nothzucht und Verfuͤhrung zur Unzucht unter diejeni— 
gen Verbrechen gerechnet werden ſollen, gegen welche 
Unterſuchung und Strafe nur auf Verlangen der Damnis 
ficatin oder ihrer Angehörigen zu verhaͤngen iſt. 


Notbzucht und Verführung zur Ungucht ift ein fo ges 
meingefährliched und zugleich verabſcheuungswuͤrdiges Ver⸗ 
brechen, daß es vielleicht beſſer ſeyn duͤrfte, den Art. 
199 ganz zu ſtreichen. 

Mehr, als das gekraͤnkte Individuum muß der Ge— 
ſetzgeber die Staatsgeſellſchaft, die Geſammtheit der 
Staatsbürger, die oͤffe ntliche Ordnung in dad Auge faſ— 
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fen, und nicht ſoll e8 dem reichen Wuͤſtlinge leicht ſeyn, 
den guten Sitten Hohn zu ſprechen, und etwa durch 
Drohung oder. durch, Geld, — der Familie der Gemißbrauch— 
ten geſpendet, — den Am der Pre — 
zu la hmen. 


Da indeſſen der ſchwerſe got dieſes Verhre hens in 
Art. 199 reſp. 333 ohnehin ausgenommen ift, wie auch 
der Fall, wo Öffentliches Wergerniß und Auffehen erregt 
worden, fo bat man es in der Wefenheit bey der Bes 
ſtimmung dieſes Artifel8 um fo mehr belaffen zu muͤſſen 
geglaubt, als. oft auf das fünftige Glück der Beleidigten 

und überhaupt auf das Familienverhältniß in der nachtheis 

ligſten traurigften Weiſe eingewirft werden würde, wenn 
man denjenigen, welcher eines fchändlichen Angriffes auf 
die Perfönligfeit eines Samilienmitglieded fih fchuldig 
gemacht hat, vor die Gerichte ziehen und dad suchbar 
machen wollte, an deffeu Betborgenpaltung die Samilie 
das größte Intereſſe hat. 


Vergl. Motive zum revidirten Entwurfe 927 ©. 
74 — 79.186, Mittermaier im Archiv ꝛc. B. X. ©. 
273.— von Schmidtleins Prüfungen:e. S. 90., — Gönz 
ner im Archiv ac. B. VIL ©. 459 ꝛe. 

Doch Hat man aus den angeführten. Nüdfichten den 
Fällen ‚ tin denen. Unterfuchung von Amtöwegen einzutres 
ten hat, auch noch den Fau Nr. IL des Artifeld 194 
reſp. 228, als das Rechts- und Sittengefeg gar zu auffal- 
lend verlegend, beyzufuͤgen für angemeffen befunden. 

h) ad Art. 200, im gegenwärtigen Entwurfe 334 
Blutſchande zwiſchen Blutsverwandten in linea. recta if 
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ein fo abfchenliches Verbrechen, — 08 liegt in ihr ein fo 
haͤßlicher Mißbrauch der durch Natur und bürgerliche 
Ordnung geheiligten Uebermacht des Ascendenten über 
die Descendenten, eine fo grobe Verletzung ver heiligften 
Pflichten und Gefühle, daß man zweyjährige Dauer der 
Strafe in jedem Falle für zu geringe erachtete. Bier 
Jahre wurden. ald Minimum. fubitituirt, 


Es ift die Frage, ob die 8egislation dieſes derab⸗ 
ſcheuenswuͤrdige Verbrechen nach dem: ne nominetur in 
vobis! nicht ganz mit Stillſchweigen umgehen ſoll. 


Indeſſen find der. Faͤlle unter biefem Rubro fchon 
einige vorgefommen.. 


Auffallend iſt es, dag das zfterreichſſche Strafge⸗ 
ſetzbuch $. 113, 114 den Inceſt zwifchen Verwandten in 
aufs und abfteigender Linie nur mit Kerfer zwiſchen ſechs 
Monaten und einem Jahre beſtraft. 


i) Collateralverwandte ſind gewiß wit den Verwand⸗ 
ten in linea recta nicht: auf: gleicher Einie der Straf: 
barkeit. 


Für ſie reicht Strafe von 2 bis. zu 4 Jahren hin. 

k) Aber auf uneheliche Sefchwifter darf die. volle 
Strenge der Strafbeftimmung. nicht ausgedehnt werden, 
Der große Abſcheu, der gegen die Bermifhung naher 
Blutöverwandten ſich firäubt, — die Beforgniß. vor phy⸗ 
fifher Ausartung der. Staatögenoffen,. — die nothwenz 
dige Nückficht auf Erhaltung der Reinheit der Sitten. ui: 
ter Perjonen, welshe Eine Familie miteinander bilden, 
in Einem Haufe mit einander aufwachfen, — tritt bey 


200 | 53 "Motive zum Entwurfe 


u Ze 


wie bey ehelichen, ein. 

Vergl. das Strafgeſetzbuch Art. 207 * Anmerkun⸗ 
gen B. 1. ©. 92%, | 
Das öfterreichifche Strafgeſetzbuch Th. 1. 6. 246 

beſtraft die Unzucht zwiſchen Geſchwiſtern nur als ſchwere 
Polizeyuͤbertretung mit eins bis dreymonatlichem Arreſte. 

1) zu Art. 201 reſp. 335. Das oͤſterreichiſche Straf: 
gefegbuch $. 114 beflimmt gegen die Unzucht wider Die 
Natur, wie gegen Blutſchande, nur die Strafe des Ker⸗ 
kers von ſechs Monaten bis zu einem Fahre, 

Zu firenge darf allerdings die“ Strafe nicht feyn, da 
gewöhnfih nur Nohheit, ſchlechte Erziehung und Unver- 
ftand diefem Vergehen das Daſeyn gibt. 

Indeſſen ſcheint dennoch die Strafe des Gefaͤngniſſes 
von ſechs Monaten bis zu zwey Jahren nicht zu hart zu ſeyn. 

| Tl. | 

Art, 236, 257. (Nev, Entw. Art. 202, 203.) 

a) AdI. Art. 202, refp. 256 dürften vier Jahre als 
Marimum genügen, . 

Bergl. Strafgefegb. Art. 297. 

Dagegen enthält der Fall IL, außer der Verletzung 
der Ehegeſetze des Staats und außer dem Treubruche 
an dem fruͤheren Gatten, auch noch einen Betrug an dem 
zweyten Gatten. 

Fuͤr den geringſten Grad der denkbaren Verſchil⸗ 
zung find indeſſen vier Jahre genügend. 
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oh ift übrigens die Ehe auch dann, wenn 
die Gatten, zeitlich oder auf unbeſtimmte Zeit, oder 
auch fuͤr immer, aber nur vom Tiſche und. Bette 
getreunt ſind. er 

Als fortdanernd, zur — des Thatbe⸗ 
ſtandes des Verbrechens der Doppelehe, kann aber, 
auch in Beziehung auf den katholiſchen Gatten, diejenige 
Ehe nicht erachtet werden ‚ welche dem Bande nad) durch 
rechtöförmlichen Spruch der zuftändigen. Behörde Aufger 
löst worden ift, obgleich die neue Ehe des katholiſchen 
Ehetheiles nach den Brandfäßen — Religion. niöe 
beftehen Fann. ; 

Bergl. Anmerkungen ꝛc. B. I. ©. 327 E49 


Ad III. Eben ſo wie ad I. Bier Dal fünf ochr 
als Minimum genuͤgt. 


Ad IV. Die Schuld der —— Perſon iR, ge⸗ 
wiß mit Freyheitsſtrafe von ſechs Monaten bis zu zwey 
Jahren hinreichend gebüßt, da man von ihr ſelbſt nicht 
fagen kann, fie Iebe in einer zweyfachen Ehe, und der 
ihr zur Laſt liegende Betrug an dem noch lebenden an— 
deren Gatten und die Uebertretung der. Ehegeſetze des 
‚Staates im geringern Grade ftrafbar iſt, als die Hahb: 
Alung des andern Theils. — 


Das Strafgeſetzbuch Art. 3 beſtraft die PM 
Perfon nur mit monaten bis einjährigem Ge⸗ 
faͤngniſſe. | 

Der Code penal droht der‘ Gingebiing bei Doppil: 
ehe Art. 340 Zwangsarbeit von. fünf bis zu zwanzig 
Jahren. Dieſelbe Strafe trifft den Beamten, der bey 
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eines folchen zweyten Heirath fein Amts derrichtet, wiſ⸗ 
ſend das Daſeyn der vorhergehenden Ehe. 


Das oͤſterreich. Strafgefetzb. ſetzt 6. 187 auf 
bie zweyfache Ehe Kerker von ‚einem bis fünf Jahren. 
b) Der Fall des fhuldhaften Irrthumes darf 
nicht ganz umgangen werden. 


Der in dieſer Beziehung aemachte Vorſchlag wird 
als angemeſſen erſcheinend 


0) Der Art. 203 des revid. Entw. iſt offenbar zu 
firenge, während der von Goͤnnerſche Entwurf vom 
Jahre 1822, äußerft milde, in Art. 288 und folg. nur 
für den Wiedgrholungsfall Höchftens einjaͤhriges Gefäng- 
ni, auferdem. aber nur Gefängniß von einem bis 
drey Monaten für dad Weib, von einer Woche bis zu 
einem Monat für den Mann feftfest. | 


Was nicht zur Vollziehung fommt, das ſoll auch 
das Geſetz nicht androhen, obgleich übrigens der Ehes 
bruch allerdings in Bejiehung auf Sittlifeit und Fami— 
lienwohl große Nachtbeile hat. . 

Selbſt der Gode penal beftraft deu Ehebruch der 
Frau, — auf Anzeige des Mannes, — Art. 336, 357 — 
nur mit Gefängniß von drey Monaten bis zu zwey Jah: 
ren, dem Mann es überlaffend, die Wirkung der Verur— 
fheilung dadurch zu hemmen, daß er die Frau wieder zu 
ſich nimmt. 

Am Ehemann wird der Ehebruch. gar nichk geftraft, 
wohl aber dad Kalten einer ——— im ehelichen 
Wohnhauſe. Art. 339, 
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Der. mitfhuldige Theil. der ehebrecherifchen. Frau, 
wird Art. 338 wie fle beftraft, und lüberdieß an Geld 
von 100 bie 2000 Franes. 

Mit Ruͤckſicht auf Strafgefebb. Urt. 401 und 
auf dad öfterreih. Strafgeſetz buch, welches Th: 
I. $. 247 den Ehebruch nur als fchwere Polizeyübertrez 
tung behandelt, wurden für die Frau ſechs Monate, für 
den Mann drey Monate — im. — — ohne Rind 
mum vorgefchlagen, Ä 

Beffer wäre es vielleicht fogar, das Minimum mit 
dem Ötrafgefegb, a. a. » auf drey, reſp. einen 
Monat zu ſetzen. 

Ohnehin kommt uͤbrigens dieſes Vergehen zwar ſehr 
häufig, der Fall feiner Beſtrafung aber ſehr ſelten vor. 

d) Eine befondere Beftimmung dürfte Dagegen aller: 
dings das Halten einer Benfchläferin im ehelichen Wohn: 
baufe verdienen. 

Bergl. Archiv ꝛc. Bd. VL S. 666. 

Indeſſen if es vorzugsweiſe Sache der Polizey, in 
diefer Beziehung Aergerniß und Unfug zu N zu 
befeitigen ꝛc. 

Bergl. To. IL Art. 199 


so 
Art, 238 — 243. (Rev. Entw. Art. 204 — 200.) 
a) Die Vortrefflichfeit ded aus dem Strafgeſetz— 
buche Art. 445 entnommenen Artikels 204 des rev, 
Entw. iſt allgemein anerfannt. 
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Wenn Mittermaier über den neueften Zu: 
fand ıe. ©. 144 die Weglaffung des Art. 144 des 
Strafgefegbuches mißbilligt, fo ift dagegen in den Mo: 
tiven zum rev. Entw. 6. 63 ©. 173 gezeigt worden, 
daß diefer Art. 144 eben fo, wie 145 ganz gen 
wegbleiben kann. 


Bb) Auch in Beziehung — die Ve rgiftu ng Art. 
206, im gegenwärt,. Entw. 240, glaubt man fich im 
Allgemeinen auf die erfchöpfenden Motive $. 64 — 07 
©. 174— 187 beziehen zu dürfen. 

Weſentlich iſt indeffen "gewiß ad I, der Unterſchied 
zwiſchen dem Falle ded erfolgten Todes und dem alle 
der gewiß oder auch nur — erfolgenden 
unheilbaren Krankheit. | 

Gerecht ift große Strenge gegen bie Giftmiſchung. 
Aber das nothwendige Verhaͤltniß der Strafe zur Schuld‘ 
und die gerechten Grundſaͤtze uͤber Zurechnung der Folge 
duͤrfen nicht verletzt werden. | 


Kettenſtrafe für den zweyten angeführten Fall ift ge: 
wiß nicht zu gelinde Strafe, Nicht ganz confequent fcheint 
es zu fen, daß der rev. Entw. unter derfelben Voraus: 
ſetzung erfolgender Geifteszerrüttung ꝛc. in Nr. J. Todess 
ſtrafe, in Nr. II. nur Zuchthaus androht, waͤhrend in 
dem ſchweren Kalle des erfolgten Todes in Nr. I. und IL. 
gleichmäßig Todesftrafe gedroht wird, 


e) Auf den erften Blick ſcheint es auffallend, daß 
die Todesſtrafe auch bey mangelnder Abſicht, zu tödten, 
N. U. — eintreten foll. 
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Allein dad Beybringen von Gift in rechtöwibriger 
Abſicht ift, mag diefe Abficht auf Zerftärung des menſch⸗ 
lichen Lebens, oder auf Zerſtoͤrung der menſchlichen Ge⸗ 
ſundheit gerichtet ſeyn, ein ſo verabſcheuenswuͤrdiges 
Verbrechen, daß man es in dem Falle des erfolg— 
ten Todes des Vergifteten bey dem revidirten 
Entwurfe belaſſen mußte, um fo mehr, als der Ver: 
gifter es nie in feiner Macht hat, die Folgen des in bes 
deutender Quantität (vergl. den Anfärig diefes Art, 206 
refp. 240) beygebrachten Giftes genau zu bemeffen, 


Darum verordnef auch dad Strafgefegbudh Art. 
149, in dem vorausgefegten Falle dürfe die Entfchuldis 


— gung, ‚die Abficht fey nicht auf Tödtung, fondern nur 


auf Befchädigung gerichtet geibefen, nicht beachtet werden, 
Bergl. Motive ꝛc. ©, 185 


A) Wird bey vorhandener Abficht, zu tödten, 
Settenftrafe für den Fall ald angemeffen erachtet; wo der Ver⸗ 
gifter in eine gewiß oder wahrfcheinlich unheilbare Geiftes= 
zerrüftung oder Krankheit ded Körpers verfeßt worden. iff, 
fo fiheint ed, daß diefe fchwere Strafe der Vergiftung 
mit, derfelben Folge auch dann angedroht werden müjfe, 
wenn das Verbrechen nicht durch ‚die Abficht, zu tödten, 
fondern nur durch die Abſicht, zu ſchaden, veranlaßt 
worden ift, wie denn die Motive © 185 Nr. 2 felbit 
befennen, daß der Sprung von der Todes: zur Zuchts 
bauöftrafe ziemlich groß iſt. | 


Indeffen bey dem doppelten Mangel 
aa) an der Abficht, zu tödten, und 
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3) an dem wirflichen Erfolge des Todes hat man 
in diefer Hinficht dennoch bey der Zuchthaus⸗ 
ſtrafe es belaffen zu müffen geglaubt; das 

Minimum der Dauer aber hat man hier, aus 
dem angegebenen Grunde, anftatt auf schn, 
auf. zwölf, Jahre geſebt. | 


Er Die Strafe des Art 207 ve. 241 {ft zwar 
Bart, aber gerecht (vergl. Strafgefepb; Art. 150) 
obgleich übrigens in dem Falle, wenn das Verbrechen 
gar feinen Erfolg. gehabt, hat, Zuchthaus nicht uuter 
fünfzehn Jahre genügen dürfte 


D Die, Strafe der Saseläff igfeit mußte bier nach 
dem oben $. 35 Vefagten näher beitinmit werden, | 


Es erſcheint gewiß als angemeſſen, in dem ſchwerſten 
Falle der groben Fahrlaͤſſigkeit als Maximum die hoͤchſte 
Dauer der Vergehensſtrafe mit zwey Jahren, außer jenem 
Falle als Maximum einjaͤhrige, reſp. ſechsmonatliche, reſp. 
einmonatliche Gefaͤngnißſtrafe; — als Maximum der ge— 
ringen Fahrlaͤſſigkeit dagegen, nach Verſchiedenheit der 
Faͤlle, Gefaͤngniß von ſechs, reſp. drey Monaten, reſp. 
ſechs Wochen, reſp. einer Woche anzudrohen. 


8) In Att. 209 teſp. 242 wurde der vage Aus— 
druck »bey minderer Gefäprlichfeit« befeitiget und auf 
das Wiederfehren defjelben Verfaͤlſchens vorzuͤgliche Nuͤck⸗ 
ſicht BER 
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$ 73. 


Art. 244. (Rev. Entw. Art. 210.) 


a) Darauf kommt es gewiß ſehr an, ob der Ge⸗ 
toͤdtete den Todtſchlaͤger durch unerlaubte Beleidi— 
gung zum Zorne gereist hat. Ließ ſich Letzterer ohne 
alles Verſchulden des Getödteten; des reshtlichen und ges 
mäßigten Benehmend feines Gegners ungeachtet, zum‘ 
Zorne reizen, dann kann in- diefem Zorn. feine andere 
Entjchuldigung, gefunden werden, ald die efwa in der zu⸗ 
fällig entftandenen Gemütthsbewegung überhaupt liegende. 


b) ad IM. Vier Jahre als Minimum wird ald ans 
gemeffen erfcheiwen für .den. Fall, in welchem die Miß— 
handlung in hohem. Grade fehwer warı 


c) Ueber die Feftungöftrafe iſt ſchon oben $. 26 das 
Geeignete vorgetragen worden, | 


Iſt fie irgendwo unrecht REN bo ift das in 
der Allgemeinheit ded Art. 210 ded rev. Entw. der Fall. 


d) Die Worte »in derfelben« könnten Mißverfiände 
niffe veranlaffen. "Man Fönnte auf den Gedanken kom⸗ 
men, die Ausführung müffe in demfelben Momente 
der Aufwallung, in welchem die That befchloffen 
worden, gefchehen ſeyn. | 


Bergl. Mittermaier im Archiv B. X. ©, 291. 


Darum wurde ftatt »in berfelben« gefegt: win gleicher 
Semüthsbewegung.« 
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= Es iſt ein — des revidirten Entwurs 
fe8, daß Art. 21i als ein neügeborues Kind nicht mit 
dam; Strafgefegbüdhe Art. 150 das noch ‚nicht drey 
Tage alte, fondern mit‘ dent preußif hen Eriminalrechte 
$ 913 das noch nicht a. Stunden alte Sind erflärt 
Mn 

Nicht laͤßt ſich a daß der Zuſtande * be⸗ 
deutenden Stoͤrung der Vernuuftthaͤtigteit in der Mutter 
Länger: äls einen Tag daure. 


+ 


Wenn Mittermaier im Archiv 8. VI. ©, 308 
und B. X. ©. 29% auch den Termin von 24 Stunden 
noch für zu lang erflärt, und nur die-Dauer der durch 
die. Geburt entſtandenen beſonderen Nervenaufreizung ent⸗ 
ſcheiden laffen will, fo ift dagegen in den Motiven zum 
revid. Entwurfe $ 70 & 202 fehr richtig. bemerkt 
worden, daß gerade bier, wo ed unmöglich ift, die Ge— 
bärende 'nddy der Geburt zu. beobachten und ihren Ge— 
muͤthszuſtaud gründlich zu erforſchen, das. Geſetz durch⸗ 
greifen, und eine fefte, überall anwendbare, auf das, was 
gewoͤhnlich Antüitz⸗ ſi ch— gruͤndende ER — 
muß. — 
Das oben $. 38 zum X. 55 und 56 Geſagte gilt 
auch hier in vollem Maaße. 


b) Sehr ſchwierig iſt die Frage, ob nicht des Kindes 
Lebensfaͤhigkeit hergeſtellt ſeyn muͤſſe, wenn von Kindes⸗ 
mord die Rede ſeyn ſoll. 


\ 
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Gemordet kann ein Weſen nicht werden, welches 
nicht in einem ſolchen Zuſtand von Reife zur Welt kommt, 
daß es außer dem Leibe der Mutter fein Leben fortzus 
fegen im Stande if, Nur ein Scheinleben ift ein ſolches 
momentanes Leben, 

Mittermaier im Archiv B. X. ©. 203: 


Allein da die gerichtliche Arzneykunde bis jegt bie 
Frage hicht befriedigend zu löfen vermag, in welchem 
Zeitpunfte die Lebensfähigfeit einer menfchlichen Leibess 
frucht eintrete, und da das höhere oder deringere Alter 
einer folhen Fracht nie mit juridifcher Gewißheit, ſondern 
nur mit Währfcheinlichfeit beftinimit werden kann, fo muß 
ed mit dem rev. Entw. gegen das Strafgeſetzbuch 
Art, 160 zum Thatbeftande des Kindesmordes für genüs 
gend erklärt werden, daß das Kind aufer dem Mutter: 
leibe wirklich gelebt habe, — wie denn auch an einen 
Kranken, an einem zum Tode Verurtheilten eine Tödtung 
vollbracht werden Fan. Geringere Strafe — innerhalb 
der Graͤnze — mag das erfennende Gericht auöfprechen, 
ivenn die Aerzte erflären, dad Kind [würde fein Leben 
nicht lange haben fortfegen. fönnerts 


| Bergl, Motive ©. 1907. is 


Das oͤſterreich. Strafgefesb: € 100 und der 
Gode penal Art. 300 umgehen die Frage, was ein neu⸗ 
gebornes. Kind it, und ob Lebensfähigfeit zum Thatbes 
ftande des Kindesmordes gehört, mit Stillſchweigen und 
laffen (das oͤſterreich. Geſetz buch ausdrüdlic, der 
Code ſtillſchweigend) dieſes Verbrechen 2. an einen 
ehelichen Kinde vollbringeii« | 

Beplage LXXIVG . 14 
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Der hanndverſche Entwurf Art. 235 Abſ. 3 
laͤßt in dem Falle, wenn gewiß oder wahrſcheinlich iſt, 
daß das lebend geborne Kind nicht Iebensfähig war, nur 
die Halfte der ſonſt verwirkten —— in Anwendung 

treten. 


) Daß die Todeöftrafe in feinem Sole, — nicht 
beym Ruͤckfalle, gegen den Kindesmord einzutreten habe, 
weiſen die Motive zum revid. Entwurfe ©. 199 nach. 

Der hannoͤverſche Entwurf Art. 235 beftraft 
die Kindesmoͤrderin: 


. 4). wenn fie fchon vor dem Einteitte der Entbin- 
— dung den Entſchluß zur Toͤdtung des Kindes 
gefaßt Hat, mit zehn- bis zwanzigjaͤhrigem, 

und unter ganz beſonders erſchwerenden Uns 

fänden, wohin befonders Wiederholung und 

Nüskfall gehört, (im revid, hannoͤverſch. 
Entwurfe wird der Nüdfall mıt dem Tode 

beftraft) bis zu lebenslaͤnglichem Zuchthauſe; 


53) außer jenem Falle mit fünf: bis zehnjaͤhrigem 
Zuchthauſe. 
Indeſſen erſcheint dieſe letztere Strafe als unver⸗ 
haͤltnißmaͤßig gelinde. 
Der Kindesmord gehört unter das genus Mord, 
Der eigene pfychifche und phyſi iſche Zuſtand der 
Verbrecherin in dem Augenblicke vor oder bey der Beges 
hung des Verbrechens rechtfertiget die Ausſchließung der 
Todesſtrafe 3 — nicht vermag er eine in fo. weiter Ent: 
fernung von der Todeöftrafe ftehende Strafe, wie ‚die des 


— 
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Budthaufes von Da bis sehn an 4— zu rechts 
fertigen. 

— a' Die wichtigſten Bedenken — 14 gegen den 
Art. 12 ded red, Entw. 


Umgangen find zwar auf diefe — Weiſe die 
Klippen der Polemik und a des —— 
buches Art 157170. 


Allein nicht befriediget wird die. Watechngten wenn 
man den Knoten, den man loͤſen ſoll, zerhaut. 

Wenn die in Art. 212 feſtgeſetzte Strafe nicht eine 
außerordentliche, d. 5. eine — iſt, gibt 
es eine ſolche gar nicht, | 

Die Motive. ©. 205 — 220 ſtellen es auch nicht in 
Abrede, daß der Verdacht es iſt, was hier geſtraft wird. 
Aber nothwendig ſoll es nach denſelben ſeyn, den an ſich 
mangelhaften Thatbeſtand als nicht mangelhaft zu erklaͤ— 
ven, und — nicht eine außerordentliche, fondern die 
drdentliche Strafe felbit feſtzuſetzen. 


Bergl. Prüfungen ꝛc. ©. 179 


Auf den erften Blick erfennt man das Suuferipge 
dieſes Rechtferfigungsgrundes, 


Die Verlegenheit glaubt man dadutch zu heben, daß 
man das, was in der That außerordentliche — ie 
ordentliche Strafe benennt. 

Auch hiet wieder mutato.noniine eadem res, : 


Der Gefetgeber kraft hier, bey dem Mangel des 
Bewveifes irgend einer Äußerlichen rechtswidrigen sun 


lung, blos die Abficht, 
14* 
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: Nicht gewiß ift es, 0b ein lebendes Kind da war; 
nicht gewiß ift ed alfo, ob ein Kindesmord verübt wers 
den konnte. Aber die Mutter ſoll als Kindesmoͤrderin 
IE UNE, weil fie ihr Kind .tödten wollte. 

In der ganzen Legislation herrſcht der Grundſatz, 
dem Angefhuldigten muͤſſe der Beweis: der den Gegen: 
ie der Anſchuldigung bildenden That gemacht werden. 


Hier ſoll es umgekehrt ſeyn. Die Angeſchuldigte 
kon beweifen, daß ſie ihr Kind nicht gemordet habe. 

Das geht durchaus nicht an. | 

Ob das Kind gelebt habe, das gehört zum Thatbe⸗ 
ftande. Wo dad Leben ded Kindes nicht gewiß ift, da iſt 
auch Toͤdtung nicht gewiß. Auf das Ungewiſſe hin kann 
| und darf Strafe nicht verhängt werden. 
Niemand kann in die Strafe eines Berbrechend vers 
urtheilt werden, wenn nicht vor Allem durch pofitive 
Beweife zur Gewißheit gebracht ift, daß dad in Frage 
ſtehende Verbrechen wirklich geſchehen ſey. 

(Strafgefegbud Th. II. Art. 259.) | 

Die gefepliche Bedingung ded Dafeyns des Verbre⸗ 
chend. muß, ſey ed nun dur) legales Geftändniß der Ans 
gefchuldigten, oder durch Arztliches Gutachten, — zur 
rechtlichen Gewißheit gebracht feyn. 

Dhne ni te kann fonft — nicht ver⸗ 
haͤngt werden. 

Moͤgen auch noch ſo viele Perſonen, — nach 
dem geſunden Menſchenverſtande als ſchuldig anzuſehen 
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find, ungeftraft durchfommen, — Prüfungen ©. 180, 
— nad der beftehenden, Gefeßgebung ift ed nicht der ge: 
funde Menfchenveritand, die Beſtimmungen über den Bes 
weis find ed, was dem Nichter zum Leitſtern ſeiner Be⸗ 
urtheilung dienen muß. 


Beſſer, daß zehn Schuldige ſtraflos bleiben, als daß 
Ein Unſchuldiger verurtheilt werde! 

Aber auch nach Verbannung der ſtrengen Beweis⸗ 
theorie aus dem Geſetzbuche über das Verfahren in Straf: 
fahen muß das Nichtgeeignete des. Art. 212 auffallen. 
Iſt nämlich nach der Ueberzeugung der über die Thatfrage 
urtheilenden Richter der Beweis des Lebens des Kindes 
nicht für bergeftellt zu erachten, fo würde es gewiß als 
böchft ungerecht erfcheinen, wenn dennoch die a des 
Kindesmordes verhängt würde. 

Vergl. Mittermaier im Archiv ꝛ⁊c. B. x. ©. 587. 


Ganz Gleiches gilt auch von der zweyten Vorauss 
ſetzung-des Artifeld 212, wenn nämlich nicht hergejtellt 
it, daß das Kind durch eine Handlung oder Unterlaffung 
der Mutter das Leben verloren habe, 


Iſt benannte VBorausfegung weder durch legaled Ges 
ftändnig der Mutter, noch auf andere Weife, inöbefon: 
dere auch nicht durch ärztliche Ausfagen (dahin, daß das 
Kind nur durch menfchliche Handlung oder Unterlaffung 
das Leben habe verlieren fönnen,) zur rechtlichen Gewiß- 
beit gebracht, fo darf — bey aller Wahrfcheinlichkeit, 
daß Kindsmord vorliege, — die Strafe des ——— 
nicht ſtatt finden. 

Mittermaier a. a. Q. ©. 500. 


« 


1 


gegen 
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Der Art. 212 muß - daher binweggelaffen, und da- 


e) in der an feine Stelle .tretenden Beftimmung auf 
die Verheimlihung der Niederkunft als felbftjtändige, 
firafbare Ihat, — vergl. Motive zum revidirten Ent: 
wurfe ©. 215 folg., dann bey verheimlichter Niederfunft 
darauf, ob das Kind auf die Seite gefchafft, oder ver: 
borgen worden, oder nicht, und bey hienach vorhande— 
ner Außerer firafbaren Handlung vorzüglich auf die mör: 
derifche Abficht großes, entſcheidendes Gewicht gelegt 
werden. | | 


Der Zuftand der Verheimlichung der Niederfunft 
dient, wie Mittermaier a. a. O. B. Vilk ©. 326 
bemerft, ald Mittel, die Schande zu bededen, und er: 
zeugt zugleich leicht den Gedanken an die Tödtung des 
Kindes, indeni er die fihere Gelegenheit der Ausführung 
darbietet. Mangelt es an der verheimlichten Niederkunft, 
fo. faͤllt ſchon das Motiv der Furcht vor dem Berlufte 
der Geſchlechtsehre hinweg. 


Segen die geäuferte Beforgniß, daß die Mutter 
gerade in der felbititänidigen Strafe der Berheimlihung 
der Niederfunft einen Beweggrumd finden Fann, das neus 
geborne Kind ald Zeugen ihrer Schuld hinwegzurdumen, 
Barz im Ardiv ꝛc. B. VI. S. 63, 74 


läßt ſich mit Necht erinnern, daß vielmehr die Ans 
drohung jener Strafe ald Wiittel der Abfchredung von der 
gedachten Berheimlichung zu dienen geeignet iſt. 
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Vergl. noch Mittermaier a. a. O. B. X. S. 92 
folgende. 


Nach dieſen Anſichten wurden die Art. 245 — Ar re⸗ 
digirt. 
$. 75. 


Art. 249, 250. (Rev. Eutw, Art. 215, 216.) 


Es fan. hier darauf an, für die beyden Grade ber 
Eulpa die angemeffenen Strafen feftjufegen, und die Er: 
mächtiguug der Gerichte zu befeitigen. 


Art. :251 — 255. (Rev. Entw. Art. 217 — 219.) 


Unter. Beziehung auf die Motive zum revidirten Ent: 
wurfe q. 76, 77 wird nur bemerkt :- 


a) Mit Necht nimmt: der revidirte Entwurf Art. 217 
darauf Feine Nücfiht, (mie das preußifche Criminalrecht 
es thut,) ob die Abtreibung in. der eriten oder, zweyten 
Hälfte, oder vor, oder nach dem fiebenten Monate der 
Schwangerſchaft geſchah. Nur fehr. felten laͤßt fich der 
Anfang der Schwangerfchaft, die Mitte derfelben ꝛe. mit 
gehöriger Beftimmtheit ausmitteln. 


Bergl. übrigens das Strafgeſetzbuch Art 172. 
‚ b) Milder iſt 


®) dus zſterreichiſche Geſebbuch $. 129, der Abtrei⸗ 
b ung nur ein: bis fünfjährigen Kerker drohend. 
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4) Der Code penal feßt Art, 317 auf die Abfrei- 
bung der Leibeöfrucht die Strafe der Einfperrung (rs 
beitshaus von 5 bis zu 10 Jahren), — Yerzte, Wunde 
Arzte, Apotheker ꝛe., welche Mittel herbeyſchaffen, wo— 
durch eine unzeitige Entbindung herbeygefuͤhrt wird, ſol— 
len zu Zwangsarbeiten (Zuchthaus von 5 — 20 —— 
verurtheilt werden. 


c) Die in Art. 218 1, des revidirten Entwurfes be⸗ 
ſtimmte Todeoſtrafe ſcheint zu hart zu ſeyn. 


Vergl. den neuen Entwurf des Strafgeſetzbuches fuͤr 
das Sie gene | Kit, 170, 


ar 


Note 17, 


- % 


Bey dem Mangel eigentlichen mörderifcher Abfi cht 
ſcheint es den Prindipien der Gerechtigkeit mehr zu ent— 
ſprechen, Kettenſtrafe oder Zuchthaus nicht unter 15 Jah⸗ 
ze dem Verbrechen anzudrohen. 


Da jedoch der bier vorausgeſetzte Fall nicht wohl 
nach anderen Grundfägen fich beurtheilen läßt, als der 
Fall des Artikels 206 11. des revidirten Entwurfes, Art. 
249 im gegenwärtigen Entwurfe, fo hat man, mit Rüds 
fiht auf das Strafgefegbuch Art. 173. IV. eine Abändes 
rung der Beſtimmung des Art. 518 I. zu machen ſich 
nicht erlaubt, 


d) Die Ausdehnung des Verbrechens der Ausſetzung — 
Art, 219 des revidirten Entwurfes — auf andere hülflofe 
Perfonen , außer den Kindern, verdient allen Beyfall, 
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e) Schr mild ift bey diefem Verbrechen das oͤſter⸗ 
reichifche Strafgeſetzbuch, $, 154, 135 im allerfchweriten 
Falle des erfolgten Todes des Kindes nur 5 — 10jähris 
gen fchweren Kerfer, außerdem nur Serfer von fechd 
Monaten bis zu einem Fahre, oder bey erfolgtem Tode, 
fo fern die Ausfegung an einem gewöhnlich befuchten 
Drte gefhah, Kerfer von 1 — 5 Jahren feftfegend, 

S) Berfchiedene Abftufungen der Strafe der Aus: 
febung enthält der Code penal Art. 348 — 353 von der 
Geldbuße von 16 Franes BR 349 — bis zur Todeo⸗ 
ſtrafe Art. 351. 

8) Den dieſſeitigen Beſtimmungen hat man, mit 
Rüdficht auf dad Strafgeſetzbuch Art. 174, — 177, eine 
feftere Grundlage, als die in Art. 319 des revidirtei 
Entwurfes iſt, mMoennſt-len geſucht. 


| 9. 77% 
Art, 254 — 263 (Nev, Entw, Art, 220 — 229.) ' 

a) In der Wefenheit muß man durchaus dem bey⸗ 
ſtimmen, was der revidirte Entwurf uͤber Foeperrerlebuag 
enthält, 

Gewiß hat die Lehre, in Bergleihung mit der Ber 
handlung derfelben im Strafgeſetzbuche Art, 179 — 185 
ſehr gewonnen, 

Vergl. Motive ©, 224 — 232, 

Die in gegenwärtigem Entwurfe in Antrag: gebrach: 
fen Abänderungen haben nur größere Beftimmtheit und 
Deftigfeit der Strafbeftimmungen zum Zwecke. 
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b) Der Maaßſtab für die Beſtrafung * adrper⸗ 
verletzungen iſt vorzugsweiſe obiectiv, zugleich jedoch 
auch die Subjectivitaͤt nicht außer Acht laſſend, in fo fern 
nänlich, als der größere -oder geringere Umfang der nach— 
‚theiligen. Folgen der Verlegung auf den größeren oder 
geringeren Umfang, auf die größere oder geringere Stärfe 
des widerrechtlihen Willens fchließen läßt. 


Gerade deßhalb muß aber auf die längere oder für: 
zeye Dauer der Folgen der Beſchaͤdigung, auf die fruͤ— 
her oder ſpaͤter eingetretene Heilung der Krankheit, auf 
das frühere oder ſpaͤtere Ende der Hemmung der Thaͤ— 
tigkeit und Wirkſamkeit des Befchädigten ‚größere Nuͤckſicht 
gencmmen werden, ald diefes im, dem revidirten Entwurfe 
geſchieht. 

Wie bey dem Diebltahle FR der. Figentbumsbe- 
ſchaͤdigung ꝛc. auf die Schadensſumme, ſo muß hier auf 
die Dauer der Krankheit, der Bun entſchei⸗ 
dender Werth gelegt werden. 


So viel auch dagegen, vorzuͤglich — 
erinnert worden iſt, die hoͤhere oder geringere Strafe 
von einem Kreuzer mehr oder weniger, von einer Stunde 
mehr oder weniger abhängig zu machen, fo kann man 
doch in benannten Materien ohne Annahme eines be- 
ee Grenzpunktes durchaus nicht beſtehen. 

Dieſelbe Nothwendigkeit geſetzlichen Durchgreifens, 
gleichſam geſetzlicher Willkuͤhr zeigt ſich im Civilrechte 
in der Lehre von der Verjaͤhrung, von der enormen 
Laͤſion, von der Muͤndigkeit und Großjaͤhrigkeit, und 
im ivilprocefle in der Lehre von den riken, von Der 
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| Bekufungsſunme re. Niemand ſtoͤßt ſich daran, obgleich 


di: Frage, ob ein Hansvater eine Forderung von mehre: 
ren taufend Gulden, z. B. bey um einen Tag verſaͤum⸗ 
ter Beweisantretung oder Appellation verlieren ſoll, wohl 
eben ſo wichtig iſt, als die Frage, ob ein Dieb, oder 
ein muthwilliger oder boshafter Beſchaͤdiger der Gefunds 


heit ſeines Mitbuͤrgers wegen Verbrechens ol oder Renee 


zu ftrafen fey. 
Vergl. ef Herd vier Abhandiungen 16. ©. 714 


9,78 
Art. 264. (Rev. Entw. Art. 231). — 
Die Todesſtrafe sub I. 1. iſt hat, aber — 
1) Das ungezähmte Michterermeifen war um fo mehr 
zu befchränfen, als der Ausdruck »nac Maaß 
der Gemeingefährlichfeit« ta der That gar zu van, 
ed auch nicht zu rechtfertigen iſt, das ganze Ge⸗ 
biet zwifchen 2 und 20 Fahren der — 
Beurtheilung preiszugeben. | 
Zul. Ein ſehr geringer Grad von Unvorfich 
tigfeit würde, wenn auch ein Menſch in Folge derfelben 
fein Leben verloren haben follte, noch mit 6 Monaten 


zu hart be Kraft feyn. 


Bergk Art, 215. 
70 
Art, 265 — 2727 ev. Entw. Art. 232 — 238.) 


a) In der Wefenheit mit dem — Entwurfe 
einverſtanden, vergl. Motive ©. 235 — 2453, hat man 
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auch bier nur größere Beftimmtheit in die Strafandrohun: 
gen zu bringen gefucht, — was von felbit in die — 
fallen wird. 

Vergl. auch dad Strafgeſetzbuch Art. 192. 198. 199. 
200. | 

 b> Die Kettenftrafe Art, 232 refp. 265 I. !hat man 
als offenbar zu hart, — durch Zuchthaus von 15 — 20 
Jahren zu erfegen für angemeffen befunden, 


c) Der Teßte Abſatz des Artifeld 232 ließe fih nur 
allenfall& ex jure talionis rechtfertigen. 


Aber abgefehen von der Unftatthaftigfeit diefed ſoge— 
nannten Talionrechtes, was hätte dann zu gefchehen, 
wenn der Seraubte todt oder fein Aufenthalt unerforjchz 
bar wäre? 

d) Das äfterreichifche Strafgeſetzbuch 6. 75, 76 droht 
dem Menfchenräuber Serfer von 5 — 10 Fahren; ift 
aber der Geraubte einer Gefahr am Leben oder an Wie— 
derherftellung der Freyheit auögefegt worden, bis zu 20 
Jahren, 

e) Hinfichtlich des widerrechtlihen Gefangenhaltens 
Art. 233 rev. Entw. fehe man noch das oöfterreichi= 
fche Gefegbuch $. 79 und das preußifche Criminalrecht 
$. 1075, 

f) Doch gehört das widerrehtlihe Gefangen: 
halten auf feine Weife in die Elaffe derjenigen Verbre— 
chen, weldhe nur auf Antrag des Beſchaͤdigten 
unterſucht werden duͤrfen. 
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Das Intereffe des: Staates. und der öffentlichen Gi: 
cherheit an Unterfuhung und Beftrafung widerrechtlicher 
Sreyheitsberaubung ift zu groß, als daß dem Gate des 
Artifeld 233 »ſo fern« bis „Antrag fell,» — gehuldigt 
werden dürfte, befonders da der Gefangengehaltene felbft 
ed nicht in feiner Macht hat, auf Unterſuchung den An⸗ 
trag zu ſtellen. 

Dieſer Satz muß alſo hinwegbleiben. 


Vergl. Mittermaier Archiv X. ©. 272 und von 
Schmidtlein ſelbſt in den Prüfungen ꝛe. ©. 88 foig. 
befonders. ©. 94. 

g) Mit Recht iſt auch die Entfäßrung Artı 236 in 
dieſes Gapitel 16 gefegt worden. 

Iſt zwar gefeglich nicht gebilligte — des 
Geſchlechtstriebes der Zweck dieſer ſtrafbaren That, ſo 
gehört doch die Erreichung der wolluͤſtigen Abſicht ua 
weg3 zu dem Begriffe derfelben. 

Nur Entführung einer noch nicht 14 Jahre alten de 

fon mit ihrem Willen würde vielleicht eher den Angriffen 
auf die Sittlichfeit anzugehören haben. 
- bh) Einem wefentlichen Bedürfniffe hat man badlırch 
abhelfen zu muͤſſen geglaubt, daß man nach Art. 235 
reſp. Art. 209 dem Vergehen der Gewaltthätigfeit einen 
Plag einräumt, 

Weder das Strafgeſetzbuch, noch der revidirte 
Entwurf haben für den Fall VBorfehung gethan, wenn 
Gewalt an einer Perfon verübt, oder wenn überhaupt 
eine Perfon zu irgend etwad wider ihren Willen gebracht 


u ’ 
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wird. Beſchraͤnkung der Freyheit des Bürgers iſt ſtraf⸗ 
bare Rechtsverletzung, ſey der Zweck der Noͤthigung, wel⸗ 
cher er wolle, — werde der Bürger zum Thun oder Uns 
terlaffen oder zum Leiden gezwungen, ja ſey felbft die 
Handlung, wozu er gezwungen wird, objectiv geſetzlich.) 


Nicht kann dadurch, daß der Gewalt Anwendende 
ein — wirfliche8 oder vermeintliches — Necht geltend zu 
machen fucht, vergl. 1. 13 D. quod metus Causa ıc. die 
Strafbarfeit einer Handlung aufgehoben. werden, welche 
inch Menfchen zur Sache. herabwürdiget,; da, wo er auf 
feinem unabhängigen Nechtögebiete. Herr und :Meifter, Fei- 
nem fremden Willen unterworfen iſt uud. ſeyn muß. 

Vergl. Archiv B. XIL. S. 655 — 
Vergl. auch den Mirteribergifihen * Art. 196. 


an ‚Da übrigen bie Vergewaltigung ſehr gering ſeyn kann, 
ſo darf ein Maximum der Strafe hier nicht geſetzt wer— 
den. Dadurch hebt ſich das Bedenken Mittermaiers 
im, ‚Archiv B. VI. © 657%. — Bon Amtswegen wird 
ohnehin nicht eingeſchritten. 

Pa A) In rt, 236 und-237. rev. Entw. 270 271 muß 
es uͤbrigens nach Obigem heißen: »vierzehn « auſtatt 
»fünfzepn. «. : I 

§. 80. 

Art. 173 — 280. Mevid. Entw. 230 — 240.) 
008) Nach richtigen Principien iſt das Cap. 17 don 
‚Angriffen auf die Ehre behandelt. Es kam nur darauf, 
an dem, was in Beziehung auf die Strafen Unbeſtimm⸗ 
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tes und Bas in dem revid. Entw. u iſt 
beſtimmtere Vorſchriften zu ſubſtituiren. 


) Zu mild darf die Legislation in Beftrafung der 
Angriffe auf die Ehre nicht ſeyn, weil diefe Angriffe die 
Schmälerung oder wohl gar den Verluſt felbft materieller 
Güter zur Folge haben, ja felbft das ganze Lebensgluͤck 
des Beleidigten a wie denn jede yernunfts 
gemaͤße Geſetzgebung die, Ehre des Staatsbuͤrgers wenig« 
ftens eben fo hoch achten muß, als- fein Cigenthum. 

Insbeſondere darf falſche Denunciation und Verläums 
dung nicht zu gelinde beftraft werden, weil diefe, -wie jene 
nicht blos der Ausdruc individueller Verachtung, fondern 
ein Berfuch ift, viele Menichen zur Berachtung gegen 
den Verläumdeten zu beftimmen. - 

Vecrgl. übrigens Motive ©. 243 — 263. 


In dieſer Beziehung iſt ſelbſt der Begriff der Ver⸗ 
laͤumduug im revid. Entw. Art. 240 zu eng beſtimmt. — 
Verlaͤumdung wuͤrde naͤmlich hienach nicht vorhanden 
ſeyn, wenn man Jemanden eine hoͤchſt unſittliche, — aber 
nicht ſtrafrechtswidrige Handlung wiſſentlich andichtete, und 
auf ſolche Weiſe das zu ſeinem Berufe nothwendige Ver⸗ 
trauen feiner Mitbürger ihm entzoͤge, und ihn als Gegen 
ftand ‚allgemeiner Berachtung brandmarfte. 
Vergl. Mittermaier im Archiv B. IT. ©. 447. 
Man fand es daher fuͤr angemeſſen, den Begriff der 
Verlaͤumdung in gebuͤhrender Art zu erweitern. 


e) Mit dem Artikel 241 muß der Att. 19 und 20 
des Entwurfes IV. über Prefvergehen in Vereinigung ge: 
fegt werden. Das Minimum von zwey Tagen Gefäng- 
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niß ward: jedoch bey dem Vorhandenſeyn eines erſchweren⸗ 
den Umſtandes des Art. 241 für zu gering. erachtet, dems 
felben daher mit dem, revid. Entw. zwenwöchentliches Ges 
fängniß ſubſtituirt. J 
«u. Liegt: kein erfchwerender Umſtand vor, fo kann die 
Privatinjurie fo gering ſeyn, daß gerichtliche Verweis ald 
Strafe:gemägti . J | 
Ar dem großherzoglich Badiſchen Geſetzentwurfe 
über Beſtrafung der Ehrenkraͤnkungen iſt es 
a) bey gemeinen Ehrenbeleidigungen dent 
Gericht frey geftellt, auf Verweis oder. auf Ge: 
faͤngniß von einem Tag bis zu drey Wochen, oder 
- auf Geldftrafe von 5 bis zu 60 fls zu erfennen; 
b) bey Ehrenkraͤnkungen unter erſchwerenden Umſtaͤn⸗ 
den foll die Gefängnißftrafe bis zu ſechsmongt— 
- "fiber Feſtungs- oder ‚Arbeitshausftrafe, umd die 
Geldſtrafe bis auf 500 fl. erhoͤht werden koͤnnen. 
Gegen dieſen von der erſten Kammer der Baden⸗ 
ſchen Staͤnde durch Stimmenmehrheit angenommenen Ent⸗ 
wurf bemerkte, in Beziehung auf Geldſtrafen, ein Mit— 
glied der erſten Kammer: »Geldſtrafen an ſich widerfpres 
chen ſchon dem Begriff einer Strafe; fie find fein dem 
Urheber - der ‚rechtswidrigen That zugefügtes ſinnliches 
Uebel; der Arme kann fie nicht erlegen, den Wohlhaben⸗ 
den ſchmerzen ſie nicht; ſie geben dem zufaͤlligen, im ge⸗ 
meinen Leben freylich faſt Alles entſcheidenden Umſtande, 
‘sb man teich ſey oder arm; eine Bedeutung, die er vor 
dem Geſetze, in den Gerichtshoͤfen nicht haben ſollte; fie 
heben die Rechtsgleichheit aufs” Und gerdde it Injurien⸗ 
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ſachen möchte ich fie om wenigſten anwenden. Hat ein 
Uebermüthiger meine Ehre, — das Hoͤchſte, — was ich 
babe — verlegt, fo füge er zum erften Uebermuthe nicht 
auch noch den zweyten, daß er fi mit einem Stüde 
Geldes abfinden darf. Ohne Zweifel wird man die Gelds 
ftrafen bey den höheren Klaffen, für .die eine Freyheits: 
ftrafe zu empfindlich fenn würde, in Anwendung bringen 
wollen; allein gerade die höheren Klaffen mögen fich der 
höheren Bildung; die fie haben, oder haben follten, ges . 
mäß benehmen, und fih vor Ehrenverlegungen hüten. - 
Die alternativen Strafbeftimmungen ftellen Jeden zu fehr 
unter die Willführ ded Nichterd, der, unter dem Scheine 
des Nechts, wohl oder wehe thun kann. Die Strafe 
muß pofitiv feyn, Feder muß willen, mit weldyer Straf—⸗ 
fanction eine von ihm begangene gefegwidrige Handlung 
beftimmet bedroht iſt.« | 

Badiſches Landtagsblattv. J. 1831. S. 245. 

A) Mit dem Inhalte des Art. 242 reſp. 276 muß 
ein Theil des Art. 10 ded Preßvergehengefeged in Wer: 
bindung gebracht werden, betreffend das Aufreigen der. 
Einwohner fremder Staaten zum Aufruhr. 


e) Den Art. 11 deſſelben Gefekentwurfes: beyzufügen 
dürfte ald unnoͤthig refp. ald unftatthaft erfcheinen, da 
das Aufreizen zum Aufruhr immer ein Vergehen ift, 
und die bayerifchen Staatseinwohner deffelben eben ſo 
wohl im Auslande, — au einem auswärtigen Staate, 
als in Bayern felbft fi ſchuldig machen koͤnnen. 


f) Auch der Art. 15 deſſelben Eutwurfes ift mit dies 
fem Art. 242 refp. 270 in Vereinigung gu bringen. 
Beylage LXXIV. 15 
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8) Bon felbft verfteht es ſich übrigend, daß durd 
die Beftimmung des Art. 242 refp. 276 befcheidene, Iei: 
denfchaftslofe, freymüthige Näfonnements über die Ein: 
richtungen in fremden Staaten nicht ausgefchloffen werden. 

Wollte man etwa von dDireften Angriffen gegen 
die fremden Negierungen fprechen, fo würde dadurch nicht 
oder nur fehr wenig gebolfen feyn. 

Ein indirekter Angriff auf die Ehre eines Andern, 
oder einer Körperfchaft, oder einer Regierung kann oft 
weit empfindlicher feyn, ald ein direfter. Der Sinn einer 
Aeußerung, welche etwas Unfhuldiges zu fagen fcheint, 
it oft fo Mar und unverkennbar eine Ehrenfränfung, daß 
jeder vernünftige Menfch auf den erften Blick die Wirk: 
lichfeit von - dem Scheine zu. unterfcheiden im Stande ift. 


Sprechen die Gefchwornen- als Nepräfentanten der 
von ihnen gefannten öffentlichen Meynung aus, in der 
bezeichneten Schrift feyen Aeußerungen enthalten, welche 
„den A oder den B in den Augen feiner Mitbürger her: 
abfesen, und Schande und Verachtung über ihn bringen, 
fo:-ift der Thatbeftand der. Ehrenbeleidigung feftgeftellt, 
mag der Angriff, den die Schrift enthaͤlt, direft oder ins 
direft ſeyn. | 

Vergl. Benjamin Constant Questions sur la legis- 
lation actuelle de la presse. Paris- 1817. p. 10 ff. 


Gehaͤſſige Befchuldigungen fi nd natürlich nur, na 
dem, welche auf falfchen. Thatfachen beruhen. — 


h) Im Artikel 244 reſp. 278 Abſ. 2 wird von der 
exceptio veritatis gehandelt. | 
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Einfach und Flar ift in dieſem 2ten Abfage angegeben, 
unter was für einer Borausfegung die bewiefene Einrede 
der Wahrheit Straffreyheit begründet. 


| Alles fommt darauf an, ob die REN def: 

fen, was wahr ift, als Handlung, in der böfen Abficht 
vollbracht, den Andern zu beleidigen, zu Fränfen, zu bei 
fhädigen, Rache an hm zu üben, fich darftelle oder 
nicht. 

Sey auch der Inhalt der ehrenfränfenden Ausſage 
noch ſo wahr, wird durch die Form derſelben die Ehre 
verletzt, oder war der Beleidiger zu der beleidigenden 
Aeußerung nicht berechtiget, ſo hebt die —— des In⸗ 
haltes die Injurie nicht auf. 


Das iſt in den Motiven 6. 82c ©. 250 klar — 
gewieſen. 

Die Berechtiguna, gegen den Andern eine belei- 
digende Aeußerung zu machen , fällt insbefondere allemal 
da hinweg, wo von Verhaͤltniſſen des Privatlebens des 
Beleidigten die Rede iſt. 


Nicht darf die Preſſe, nach ihrer hohen Befimmung 
der Vertheidigung und Förderung der hoͤchſten Intereſſen 
der Menfchheit und der bürgerlichen Gefellfchaft geweiht, 
sum gemeinen Werkzeuge hiederer Schmähfucht herabfinfen, 

Vergl. den Vortrag über det Entwurf des Prefge: 
feßes ꝛc. — 0.0.0. ©. 233. 

Der 2. Abfa des Art.244 reſp. 278 war daher aus 
Art. 21 des benannten Entwurfes IV. zu ergänzen, 


i) Liegt nur ein Exceß vor, fo hat natürlich auch die 
gefegliche Strafe nur in verringertem Maape einputvetan., 
15 * 
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Dem richterlichen Urtheile muß ed in einem folchen 
Kalle überlaffen bleiben, ob die Strafe bis auf 2 Drit: 
theile, oder gar, bey der Geringfügigfeit des Exceſſes, 

auf. ein Drittheil herabgefegt werden. foll. 

| Wenn. dagegen der revid. Entw. im Abf. 3 auch 
Bann die Strafe gemildert wiffen will, wenn der Beleidi- 
ger.den Beweis der Wahrheit nicht vollftändig hergeftellt 
hat, fo läßt ſich diefes in Feiner Art rechtfertigen. 
. Ein nicht voller Beweis ift fo viel ald gar Fein Be— 
weis. Wer die bürgerlihe Ehre feines Mitbürgerd anz 
greift, der muß, wenn diefer Angriff ftraflos. bleiben oder 
auf mildere Behandlung Anſpruch machen foll, um rechtz 
lichen Beweis des dem m gemachten Borwurfes 
fih umſehen. 

Ohne folchen Beweis erfcheint in jedem Falle der 
Angriff auf fremde Ehre als freventlicher Angriff. 
| k) Der Art. 245 über Netorfion der Injurien ift 

durch die Motive ©. 261 vollftändig gerechtfertiget. 
1) Das im Art. 246 refp. 280 ausgefprochene Prin- 
eip ift an fich fehr richtig. | 

Bergl Motive ©, 262%: 

Allein es ift nothiwendig, daß das * ſelbſt die 
Faͤlle angebe, in denen ein Verfahren von Amtswegen 
nicht einzuleiten iſt. 

Die Ruͤckſicht auf die oͤffentliche Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung fordert, den Fall des Art. 239 reſp. 273 nicht, 
wohl aber die Art. 240 — 242 reſp. 274 — 276 unter 
dieſe Fälle zu zählen, 

Deral. Art. 2 des Gefeßentwurfes über das Verfah— 
von bey Preßvergehen. 


N. 
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86. 81. 


Schon oben 6. 17 und 51 iſt bemerkt worden, daß 
Wwer die Verbrechen und Vergehen durch den Mißbrauch 
der Preſſe in Beziehung auf die Strafbeſtimmungen da 
behandelt und eingeſchaltet werden ſollen, wo von den 
Uebertretungen gehandelt wird, welche unter andern auch 
mittelſt der Preſſe zu Schulden gebracht werden koͤnnen, 
daß es aber dennoch als zweckmaͤßig erſcheint, dasjenige, 
was den Preßverbrechen und Vergehen eigenthuͤmlich ift, 
in einem befonderen Kapitel zu behandeln. 


: j Dahin gehören nun, außer der Beſtimmung, daß bie 
Begehung eines Verbrechens oder Vergehens durch das 
Werkzeug der Preffe einen befonderen Erfchwerungsgrand 


bilde ($. 51), folgende Artifel des Sutwurfis IV. über 


Preßvergehen: 

1) Art. 29, enthaltend, daß nur vollendete Pref- 
vergehen zur Unterfuhung und Strafe zu I 
feyen ꝛc. 

- Der dritte Abſatz jenes Artifels, die Ginweifung auf | 
bie allgemeinen ER bat jedoch Binweg= 
zubleiben; 

2). der Artikel 23, fuͤr welchen man einen andern 
ſchicklichen Platz, als hier, nicht aufzufinden vers 
mochte; 

3) vorzüglich der Art. 30 über die Verantwortlichfeit 
der Berfaffer, der Herausgeber, Verleger, der 

Drucker, der Verbreiter der ſtraͤflichen Schriften; 
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Ä 4 ebenjo der Art, 54 mit Hinweglaffung der Aulega⸗ 
tion- des Art. 30 Nro. 5, und mit Beyfuͤgung 
eines Satzed in in der mit Befchlag beleg: - 

ten Schriften; 

| 5) der Art. 37 mit Hinweglaffung des — 

ten Satzes, und mit Beyfuͤgung des Vorbehaltes 
‚der civilrechtlichen Verfolgung des Rechtes; 


6) der Art. 33 — mit der paſſenden Allegation am 
Ende; | . 
7) endlich der 38, jedoch nur in der dieſſeits in 
- Antrag gebrachten Weife, da die Verjährung der 
‚Verbrechen oder Vergehen dur den Mißbrauch 
der Preffe nach den allgemeinen Vorſchriften uͤber 
— Verjährung ſich zu richten hat. 
Der Art. 34 enthaͤlt nichts anderes, als was ohne: 
hin ſchon in den allgemeinen Beſtimmungen des Ent: 
wurfes uͤber Zuſammenfluß und Ruͤckfall vorkommt. 


| ’ 9. 82, | 

Art. 289 — 295. (Mevid, Ent, Art, 247 — 252.) 

“ Hier ift in der Wefenheit überall gegen die’ Beftim: 
mungen des revid. Entw. nichts zu erinnern, 

Die vorgefchlagenen Abanderungen Teiten ſich aus 
dem Beſtreben nach größerer Beſtimmtheit der Vorſchrif— 
ten und engerer Begrenzung des Ba Ermeſſens 
ab. | | | 

Bergl. auch das Saft Art. 282. 372, 3735. 
391. Sr 
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Nah dem Art. 290 reſp. 248 des revid. Entw. muß 
der zweyte Abſatz ded Art. 180 des zweyten Theiles des 
Entwurfes heraufgezogen werden. 

Unwiderſprechlich enthaͤlt naͤmlich die hier bezeichnete 
Handlung eine Verlegung der Rechte des an unbekannte 
Perſonen uͤberlaſſenen Kindes. 


6. 83. 
Art. 296 — 303. (Revid. Entw. Art. 2535 — 260.) 


a) Das fchwere Verbrechen des Naubes, — meht den 
"Angriffen auf Perfönlichkeit, als den "Angriffen auf Ver⸗ 
moͤgen angehoͤrend, und die ſchwerſte Verletzung des oͤf⸗ 
fentlichen ‚Friedens und Eldrung der oͤffentlichen Sicher⸗ 
heit enthaltend, — muß mit ſcharfen Strafen verpönt werden, 


Aber übermäßig ift doch die Strenge des Strafgeſetz⸗ 
buches, vorzüglich §. 238. 
Der revid. Ent. hat. diefe Strenge mitigirt. 


Den in den benannten Artikeln adoptirten Grund: 
fäßen huldigend, — Motive S. 272 — 278, war 
mar nur ä 

») die Art. 256 Abfab 2 den Gerichten ertheilte Sr. 
maͤchtigung gu eliminiren, und . 
4) die weite Kluft von 10 bis 20 — oder eigentlich 

von 5 — 20 Jahren auszufüllen bemuͤht. 

b) Auffallen mag es, daß der blos auf Diebſtahl 
ausgehende unter der Vorausſetzung des Art. 255 reſp. 
296 Nro. 2 wegen Raubes geftraft "werden foll, 


Allein die Beſtimmung ift durch die Anmerkungen zum 
Etrafgefegbuh B. IL ©. 157 — 162, und durch Die, 
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Motive zum revid. Entw. $. 85 ©. 273 — ge⸗ 
rechtfertiget. — 
Die Controvberſe, ob die Handlung des Art. 235 
des Strafgeſetzbuches ein wirklicher Raub oder nur dem 
Naube gleich ſtrafbar ſey, vergl. den oberappellationdges 
richtlichen Jahresbericht für. das Jahr 1817 in den Jahr: 
büchern B. IIL ©. 174 — ift von dem revid, Entw. mit 
Necht für, das. Erftere entfchieden. 
Die geaͤußerte Beforgniß,. es möchte der Räuber 
‚Art, 255 refp. 296 Nro. 2 gelinder beftraft werden, als 
der Dieb im Kalle Art. 264 reſp. 307 Nro. 2, — vergl. 
Prüfungen ꝛc. ©. 185 Note* — ift durch die Befeitis 
gung der Ermächtigung am Ende bed Art. 256 refp. 299 
von. felbft gehoben. | 


c) Der Kettenftrafe des Yet g 255 refp. 208 ließe 
ſich vielleicht unbedenklich 2ojähriges Zuchthaus furrogirem, 

4) Sehr einfach find in Anfehung des Naubes die 
Beftimmungen des dfterreichifchen Sttafgeſetzbuches 
6. 1600 — 176 

Schwerer Kerker von 8— 10 Jahren trifft den Raub 
durch Drohung, wenn ſie ohne Erfolg blieb; von 10 bis 
20 Jahren, wenn ſie Erfolg hatte, oder wenn die Dro— 
bung in Gefellfchaft eines oder, mehrerer Raubgenoffen, 
oder mit mörderifchen Waffen gefchah, oder wenn, ohne 
Erfolg, gewaltthätige Hand an eine Perfon gelegt wor: 
den; — lebenslanger fchwerer Kerfer, wenn der mit ges 
waltthätiger Handlung unternommene Raub auch vollz 
bracht; — fchwerfter Tebenslänglicher Kerfer, wenn hie— 
bey Jemand bedeutend verwundet oder verlegt, oder in 
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einen gualvollen Zuſtand verfegt worden. Den Begins 
fliger trifft ſchwerer Kerfer von 1 — 5 Jahren ⸗ 

e) Nicht kann die Gefeßgebung, mit dem franzöftfchen 
Strafgeſetzbuch Art. 381, 582, ohne Berlegung der Ge⸗ 
rechtigfeit jeden mittelft ‚gemaltthätiger Handanlegung oder 
Drohung mit Waffen verübten Naub mit der Todes:, 

oder 382 mit Iebendlänglicher Frepheitäftrafe belegen. 
f) Dem Raube fehr nahe verwandt ift Erprefs 
fung. Sie ſteht, als ein aus (efpchologifcyer) Gewalt: 
thätigfeit gegen eine Perfon’ und aus Verlegung von 
Vermögensrechten sufammendefegtes fchweres Verbrechen 
mit dem Maube auf gleicher Stufe von Strafbarkeit. 

Bergl. Anmerfungen zuni Strafgeſetzbuch B. U. S. 
170 und die Motive zum revid. Tao. 6. 87 ©: 279 
— 1284. 

Die Erpreffung ift übrigens häufig — Betrug. 
Zum Weſen derſelben gehoͤren aber die Merkmale des 
Betruges keineswegs. 

Vergl. Klien im Archiv ic. B. IL ©. 295, 

8) Hat der Staatödiener Art. 239 refp. 302 den 
durch feine gefeg: und pflichtwidrige Handlung bezweck⸗ 
ten Vortheil erreicht, dann tritt die Strafe der Erprefz 
fung nach Art. 258 keineswegs unbedingt, wie der revid. 
Entw. im Abfab 3 Anzunehmen fcheint, fondern nur in 
dem Falle ein, wenn der Beamte nicht blos durch Bes 
drodung mit der Amtsgewalt, fondern auf eine der in Art. 
258 refp. 501 angegebenen Arten den rechtswidrigen Vor⸗ 
theil bewirket hat. 

Der Vorbehalt am Ende des Art. 259 reſp. 302 
ſagt Alles, was deshalb zu ſagen iſt. | 
Vergl. Strafgefegbuch Art. 357. 358. | 
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Traͤgt die Eoncuffion des Beamten die Merkmale 
- einer eigentlichen Erpreffung nicht an fih, dann kann 
ein anderes allgemeines Merfmal zur Oonderung der 
Falle des 'Eintretend oder Nichteintretend der Verbre: 
chensſtrafe der Dienftentfegung nicht aufgefunden werden, 
als die Bedeutenheit oder Unbedeutenheit der angewen— 
beten Drohung und des bejiveckten Vortheiles. 


Was nicht über 25 fl iſt, hat man fuͤr unbedeutend 
erklaͤren zu ſollen geglaubt. dur die Bedeutenheit oder 
Unbedeutenheit der Drohung kann freylich ein feſter An⸗ 
haltspunkt nicht gegeben werden. — 

— h) Zum Art, 200, im. ‚geoenwärtigen Entwurfe 305%. 
Schwer muß die Strafe desienigen ſeyn, welcher durch 
Drohung eines gemeing efaͤhrlichen Verbrechens als Feind 
der buͤrgerlichen Ordnung ſich hinſtellt, der. Staatsgewalt 
gleichfam, den Krieg ankuͤndigt, dem Geſetze den Gehor— 
ſam aufſagt. Vergl. Motive $. 88. S. 264 — 285. 
Beſtimmter und weniger dem richterliggen Ermeſſen über: 
laffend ift die dieſſeitige Nedaction, als jene. des revidir⸗ 
ten Entwurfes. 


| §. 84. | 
Art. 304 — 310. (Nev. Entw, Art. 261 — 272.) 


i Daß der Behandlung des haͤufigſten aller Verbrechen 
und Vergehen, — des Diebſtahles, — in dem revid. 
Entwurfe der Vorzug vor der Behandlung deffelben im 
Strafgeſetzbuch Art. 209 bid 223 und Art. 370 — 381 
und felbff auch vor der Behandlung in der Verordnung 
vom 25. März 1816 gebühre, läßt ſich nicht mißfennen. 


| des Strafgeſetzbuches. 235 


Einfacher ift zwar die Behandlung diefer Materie in 
dem Öfterreichifchen Strafgeſetzbuch 9. 151 — 100: 


Nicht ausgezeichnete Diebftähle in einem Werthe über 
935 fl. W. W., dann ausgezeishnete Diebfläple — nad) der 
Befchaffenheit der That, oder nach der Eigenfhaft des 
Thaͤters, oder nach der Eigenfchaft_ded entivendeten Gus 
tes, — werden mit ſchwerem Kerfer von fechd Monaten 
bis zu einem Jahre, — über 25"fl. betragende und zus 
gleich ausgezeichnete, oder doppelt ausgezeichnete Dieb: 
ftähle werden. mit ſchwerem Kerfer von ein bis fünf Jah: 
ren, — über 509 fl, betragende .oder mit befonderer Ders 
wegenheit, Gewalt oder Argliſt veruͤbte, oder von 
einem Gewohnheitsdiebe begangene Diebftähle werden mit 
ſchwerem Kerfer von fünf bis sehn Jahren beftraft.. Eins 
fache Diebſtaͤhle bis zu 25 fl. find fchwere Polizegüber: 
tretungen, mit Arreft von 1 Woche bis ER: Monaten 
‚bedroht. Th. I. 6. 210. 


Aber dem Principe der Gerechtigkeit — 
rer fcheinen die. Beſtimmungen des repidirten 
Entwurfes — mit den im gegemwärtigen ERS ans 
gebrachten Modificationen — zu ſeyn. 


Unverhältnißmäßig hart find, wie allgemein anerfannt 
ift, die Beſtimmungen des franzoͤſi iſchen Geſetzbuches uͤber 
Diebſtahl Art, 379 — 386. . \ 

Unter Beziehung auf die Motive ©. 286 in 299 
wird noch bemerkt, 

1) Die Diebſtaͤhle, HR: ahäfchfießend. nur. ut die Be 
ginträchtigung des Vermögens enthalten, miinſen genau 
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von denjenigen geſondert werden, welche zugleich die 
perfönliche, und. reſp. die öffentliche Wechtöficherheit 
in erhöhten Maaße bedrohen. 


Für die Beftrafung der erfteren muß vorzüglich die 
Größe des durch die Entwendung. geftifteten Schadens 
— —— der Strafbarkeit beſtimmen. 


| ‚Bey den fegteren bildet der gefliftete Schaden tur 
eine fehr untergeordnete Ruͤckſicht; ganz andere Momente 
End hier vorzugdweife entſcheidend. 


5 )) Bey der einen, ivie bey der andern Klaffe der Dieb: 
fähle, — bey denen naͤmlich, welche nur haupt⸗ 
ſaͤchlich als Vermoͤgensbeſchaͤdigungen erſcheinen, wie 
bey jenen, bey welchen eine Auszeichnung oder 
ein beſonders erſchwerender Umſtand hinzutritt, kommt 
fehr viel auf die Subjectivitaͤt des Thaͤters an, — 
mehr, als bey irgend einer andern ſtrafbaren That. 
Dieſe Subjectivitaͤt, — insbeſondere Uebung und 
— Gewohnheit im Boͤſen, Verwegenheit, Feſtigkeit des 
CF bösartigen Willens zc., bildet zwar unter gewiſſen 
Vorausſetzungen einen felbftftäandigen Grund, den 
+ 2 Diebftapl zum ausgezeichneten Verbrechen zu erheben. 
Allein auch außerdem muß die Subjectivität des Tha- 
ters für Ausmeffung der Strafe — insbefondere 
intra spatium derfelben Elaffe — eine hauptſaͤchlich 
EP gu beachtende Norm bilden. 


5) Dieſemnach (1) ſcheint es, der revidirte Ent: 
wurf habe bey gemeinen, d. h. keine der beſchwerenden 


— 


um’ 
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Eigenſchaften an fich tragenden Diebftäflen Ark 262 
viel ‘zu wenig beachtet,; daß ed vorzüglich auf die 
Summe refp. den Werth des Entwendeten anzufoms 
men habe | 


Es ift ganz unmöglich , bey Gätwendumorn ,, wo 
— von Verletzungen "der Vermoͤgensrechte die Rede iſt, 
eine andere, auch nur einigermaßen haltbare Norm fuͤr 
die objeetive Strafbarkeit zu geben, nad, welcher die 
einzelnen Faͤlle zu beurtheilen waͤren; und es bildet ſich 
daraus die Regel: je. wichtiger der dem Beſtohlenen zus. 
gefügte Schaden, deſto ftrafbarer die Nechtöverlegung. 


Die Schwere der Strafe muß dem größeren Reize 
zur Veruͤbung eines großen Diebſtahls das ee 
halten. 

Kleinfhrod im  Ardio ꝛe. B. vi. ©. 0684 ꝛc. 


4 Aus dem sub 2 Geſagten ergibt ſi ich aber zugleich, 
daß bey den Diebftählen — insbefondere bey. den 
nicht ausgezeichneten und nicht erfchwerten Diebftäh- 
len, — der nicht, richterlichen „Deurtheilung ein. bes 
deutender Raum zwifchen dem Marimum und Mi⸗ 
nimum der Strafdauer gelaſſen werden muͤſſe, — 
nicht zwar mit dem revidirten Entwurfe das große 
weite Spatium zwiſchen zweywoͤchentlichem und zwey⸗ 
jaͤhrigem Gefaͤngniſſe Art. 202, nicht zwiſchen ſechs⸗— 
monatlichem Gefaͤngniſſe und zehnjaͤhrigem Arbeits⸗ 
hauſe Art. 263, und endlich nicht zwiſchen zehn: und 
zwanzigjährigem Zuchthauſe Art. 204., (fünfzehn: 
jähriges Zuchthaus als Marimum der Ötrafe für: 
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bloße Diebſtaͤhle iſt gewiß nicht zu mild,) aber doch 


ein ſo weites Spatium, daß dem noch unverdorbenen 


Verfuͤhrten, wie dem verwilderten Boͤſewichte, bey 
objectiv gleichem Reate, die ihm gebuͤhrende Strafe 
nach Verdienft zugemeſſen werden fann. 


5) Die Summen, welche die Grenze der Strafen 


bilden, mag man allenfall$ anders, ald auf 5, 25, 
50, 200, 500 'fl« feftfesen, da die Größe der Sums 


me rein pofitiv ift; auch mag man allenfalls drey 
Grenzſummen für genügend erachten, etwa 25, 50, 


500 fl; aber ohne Feftfegung folder Grenzſummen 


ann. man bey den Diebftählen eben ſo wenig 


! 


fortfommen , als im Civilproceffe ohne Feitfegung 
von Appellationsfunme, von Präjudieialfriften oder 
Nothfriſten. 


6) Dem Intereſſe des Staates ſagt es gewiß ſehr zu, 
denjenigen, welcher zum erſtenmale einer gemeis 


nen Entwendung ſich ſchuldig gemacht "hat, ge: 
linde zu behandeln, während es eben fo nothwendig 
ift, Art. 263, 264, im gegenwärtigen Entwurfe 305, 
307, den verwegenen Diebftapl, den gewaltfamen Dieb: 


ſtahl, den gefährlichen Diebſtahl und den wiederhol— 


ten Diebftahl, — c. c. c. Art.159, 160 — mit fchwerer 
Sirafe zu verpoͤnen. 


| Die Milde der Strafbeftimmungen gegen die Anfätt: 
ger im Ötehlen rechtfertigt fih um fo mehr, als an ſich 
ſchon der Gefeggeber eher zur Milde ald zur Strenge ſich 
neigen muß, und als die Mitbürger den aus dem Ges 
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fangenhaufe in- ihre Mi tte Zuruͤckkehrenden mit. geringerem 
Mißtrauen und mit mehr Nachficht wieder aufnehmen, als 
den qus. dem Zucht: oder Strafarbeitähaufe Entlaffenen, 


wie: denn, eben deßhalb groͤßere Hoffnung redlichen Er: 
werbes für. den Erftern begründet ift, als für den Letztern. 


7 Wichtige Einwendungen find in den neueften Zeis 
j: tem dagegen gemacht worden, daß Familiendiebſtaͤhle 
nur Auf Antrag der Befchädigten in Unterfuhung 
gezogen werben follen. 


Derfted in der Prüfung des von ——— 
Entw. S. 404. 


Trummer zur Philoſophie des Rechts, und insbe: | 
fondere des Strafrechts ꝛc. ©. 250:folg Ä 
Bergl. Mittermaier Archiv X: 2 ©. 274 


Man: ift jedoch aus den von Mittermaier a. a. 
O., dann aus den ind. Schmidtleins Prüfungen w, 
©. 104 angeführten Gründen der Meynung, daß es in 
diefer Hinfiht bey dem, was bisher fchon-beftaud, le⸗ 

diglich fein Berbleiben haben muͤſſe. | z 


Mehr Anftand haben die ———— % 5. 6 des 
Artikels 266 refp. 300... Der 

Mittermaier u S. 76: m 

Auch in diefer Beziehung hält man aber bie Gruͤnde 
der Prüfungen ꝛc. ©, 105 für fo erheblich, daß man 
jene 3 Nummern ftehen ließ, wie fie fiehen. 


In gleichem Maaße erachtet man die groͤßere Milde _ 
in Beftrafung der Diebftäple sub 1. 2. 3, 7. durch die 
Gründe der Pehfngen ꝛe. ©, 110 für gerechtfertigt. 


⸗ 
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Mur bie Diebftäfle sub 4, 5, 6 deffelben Artifels ſchei⸗ 
nen, wenn ſie einmal auf Antrag des Beſchaͤdigten un— 
terſucht worden ſind, auf die den Diebſtaͤhlen sub 1, 2, 3, 
7 zu Theil werdende Schonung feinen Anfprud machen 


zu Fönnen. Dean hat daher, conform dem Vorſchlage 


in den Prüfungen 2c. S. 112 — die mildere Beftrafung 
auf 1, 2, 3, 7 befchränfen zu müffen geglaubt. 

8) Aus dem II. Theile Art, 227 des rev, Entw. 
muß Hinfichtlih der geringen Holzentwendungen eine 
Klaufel, — nah Art. 272 ded rev. Entw., reip. 315 
einzureihen, — heraufgezogen werden, da jede Entwen— 
dung, fey fie auch noch fo unbedeutend, eine Rechts ver⸗ 
letzung enthaͤlt. (Art. 316.) 

9) Da der dem richterlichen Ermeffen für Ausmeſ— 
fung der Diebftahlöftrafen gelaffene Spielraum hinreichend 
weit ift, fo war ed nicht nothwendig, mit Art. 262, reip. 
304 Abf. 2 und 3 über Eatwendungen mittelft Deffnung 
von Gräbern, dann über Entwendungen von Früchten 
auf dem Felde zc. etwad befonders zu verordnen. 

10) Im Uebrigen ift ganz vorzüglich hier, — bey 
Feſtſetzung der Strafen der nicht ausgezeichneten Diebe 
ftähle, — von der Voraudfegung auögegangen worden, 
daß ungefäumt eigene, von den Unterfuchungsgefängniffen 
eben ſo, wie. von den Zuchts und Arbeitshäufern, ver- 
fchiedene Gefangenhäufer hergeftellt werden, in welchen] 

a) vollfommen ficherer und gefunder Aufenthalt 
gewährt, — J 

b) die Klaffification und Sonderung der Straͤflinge 
nad) dem Gefchlechte, nach dem Alter derfelben, 
— nad) der Beſchaffenheit des Vergehens, — 
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©) zweckmaͤßige Befchäftigung derfelben und Ans 
haltung zur vegelmäßigen Tpätigfeit, — 


d) beftändige genaue, auf: die ‚Fleinften Einzeln: 
heiten fich erſtreckende Aufficht und Handha⸗ 
bung ſtrenger Disciplin moͤglich gemacht und 
erleichtert iſ. en | 
Möge die Staatöregierung auch den hoͤchſt wich? 
tigen Gegenſtand ihrer bejonderen Aufmerkſamkeit wuͤr⸗ 
digen, auf welche Weiſe den aus den Gefaͤngniſſen (eben 
ſo aus den Zucht- und Arbeitshaͤuſern) Entlaffenen die 
Mittel an die Hand zu geben feyen, nad) erfiandener 
Strafe auf dem Wege des Rechtes und der Ordnung 
unwandelbar zu beharten! Cine Menge gebeſſerter Mens 
[hen würden der bürgerlichen Geſellſchaft im Gehorſam 
der Geſetze erhalten werden, welche, — nach der gegen⸗ 
waͤrtigen Lage der Dinge, wo die armen Entlaffenm jede 
Ausficht eines auch nur erträglichen Daſeyns unter ihren 
Mitmenfchen entbehren, — der traurigen Rothwendigfeit 
preiögegeben find, neuerdings den Weg des Verbrechens 
ju betreten und, ald Opfer der mangelhaften Gemeindes . 
und Staatseinrichfungen, der ſtrafenden Remeſis aukein: 
fallen, ee ou J 
Trefflich iſt die Verordnung vom 29 July reſp. 
16. Auguſt 1805. Regsblt. ©, 845, 


Aber die Erfahrung lehrt, daß es an den Mitteln, 
die Beobachtung derfeiben zu fihern, gebricht. Wenigs 
ſtens die Hälfte der zur Aburtheilung kommenden Schule 
digen befteht aus Nücfälligen 

Beplage LXXIV. | 46, 


r% . 
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Vergl. noch dief. preußiſche Iufruetion vom 

13. Februar 1708 über das in den Fürftentpüs 
mern Ansbach und Bayreuth bey Entlaffung 
der Gefangenen aus den Ötraforten zu beob: 
“achtende Betragen:c in Feuerbachs und Grol: 
mans Bibliothek für die peinliche Rechtowiſ— 
ſenſchaft :c. Th. I. St. 6. ©. 340. 

Privatvereine Fönnten hier Großes wirfen. Ginen 
wohlthätigeren Zwed für ſolche Vereine gibt ed gewiß 
nicht, ald 

a) Sorge für angemeſſene Befchäftigung . der in 
der Unterfuchung befindlichen (wie der in den 
Straforten detinirten) Gefangenen; 
(vergl. Verordnung, die Befchäftigung der Gefange⸗ 
nen betreffend, vom 31.. Januar 1822. Negsblt. ©. 09 
bis 110. $. 17) 
b) Sorge für fittliche Befferung der Gefangenen 
in den Ötrafanftalten, und | 
c) für ihre Unterbringung und Befchäftigung nach 
ihrer Sreylaffung. 
In Frankreich beftehen befanntlich ſolche Vereine 
zu Paris und Straßburg. 


Die angeſehenſten Staatsbeamten ſind Mitglieder 
der Vereine. | 
Auch für die preußifchen rhein-weftphälifchen Pros 


vinzen hat ſi ſich, nach oͤffentlichen — vor Kurzem 
ein ſolcher Verein gebildet. 


des Strafgeſetzbuches. | 243 


An der Spipe eined im Großherzogthum Baden zu glei: 
chem Zwecke erft neuerlich in dad Leben getretenen Vers; 
eind fieht dem Vernehmen nach der Großherzog * 


| $. 85. 
Art. 317— 324 (Mev. Entw. Art. 273270) 
a) Die Unterfchlagung it mit dem Diebſtahl ſehr 
nahe verwandt. 
Die Strafbeftimmungen über den Diebjtapl haben 
auch für die Unterfchlagung zu gelten. 


- Bergl. öfterreich, Strafgefesb. 6. 161 — 164. 


Scheint zwar die Strafbarfeit der Unterſchlagung 
darum etwas — als * des Diebſtahls zu ſeyn, 
weil 

@) man ſich gegen Unterſchlagungen eher ficher zu 
ftellen vermag, ald gegen den Diebjtapl, und 


B) derjenige, welcher den Befig einer fremden 
Sache erft auffuchen und ergreifen muß, mehr 
Selbſtthaͤtigkeit und" fefteren rechtöwidrigen Ä 
Willen, wohl auch größere Verwegenheit geigt, 
als derjenige, welcher den. Gegenftand feiner 
unerlaubten Handlung fhon erlaubter Weife 
befißt, 
fo ift doch bey der Unterfhlagung der Mißbrauch de⸗ 
Vertrauens, der Treubruch als erſchwerendes Moment 
mit in Anſchlag zu bringen. 


b) Auf den erſten Blick faͤllt es auf, daß Art. 273 
ar 317 die m iht, die Sache dem Eigenthümer ohne | 
10 * 
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Erſaten zu entziehen, als weſentliches Merkmal des Be: 
griffes der Unterſchlagung angegeben wird, waͤhrend dieſe 
Abſicht ſchon in dem fuͤr ſich Behalten, Verbrauchen, Nichts 
zuruͤckerſtatten unzweydeutig zu erkennen gegeben iſt. 

Es erläutert jedoch der Abſ. 2, daß die benannte 
Abſicht fchon dann ald vorhanden angenommen werden 
muͤſſe, wenn der Inhaber das fremde Gut nicht fogleich 
- auf Verlangen zurüdzuerftatten vermag. u 

er nn der Betepgebung ı ꝛe. B. 
| R Mit allem PER hat der ren Entw. Art. 273 
Abſ. 3 den bisher fogenannten Funddiebſtahl in die Ka— 
fegorie der Unterſchlagungen geſetzt. 
Unter den Begriff des Betruges kann derfelbe — 
mit Tittmann im Handbuche ꝛc. Th. IN. ee 
432 — nicht ſubſumirt werden, 

(Vergl. Klien im Archive e. B. J. S. 219.) 
aber noch weniger unter den Begriff des eigentlichen 
Diebſtahls, da nicht das Ergteifen des Beſitzes der frem— 
den Sache, ſondern das Behalten der gefundenen 
Sache die Rechtsverletzung bildet. 


ih Gegen die Auszeichnungsgruͤnde in Art. 275 und 

276 (319, 321) fand man nichts zu erinnern. 
Vreergl. Motive zum rev. Entw. ©. 300 — 310. 
e) Größere Beftinnmtheit war man in die Strafans 


drohungen, insbeſondere auch in Art, 278 und 279 reſp. 
323, 324 zu bringen beſtrebt. 
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Auch das Bemühen, die rechte Witte deiſ hen zu 
großer Strenge und zu großer Milde — — wird ſich 
nicht verkennen laſſen. 


D- Nicht wohl erklaͤrbar iſt es, aus — Grunde der 
Art. 278 des rev. Entw. mit der Verbrechenoſtrafe 
der Dienftentfegung die. Vergehens “ rafe des Gefaͤng⸗ 
niſſes verbindet. 


Man hat auch in dieſer Vechang die: "geignte Ab⸗ 
— vorgeſchlagen. 


sg. 86. 


Urt. 325 — 336. (Neo. Entw. Att. 280 — 289.) 

ea) Der Betrug ſteht mit dein Diebftapl auf gleicher 
Linie der, Strafbarkeit. | 

‚Gehört mehr Dreiftigfeit jur Weschung eined Diebs 
Rapıs, als zur Verübung eines, Betruges, fo fann man 
fid) vor den Dieben leichter, fiher ftellen,, ald vor den 
Betruͤgern. 

Gewiſſermaßen näher dem Raube ar fogar der Ber 
trug. Pfychelogifche Gewalt wendet "der ra an, 
phyſiſche der Raͤuber. 

Der Zweck Beyder iſt, den Mitmenſchen als Mittel 
gu behandeln. — zur rechtswidrigen Beeinträchtigung, feiner 
Eigenthumsrechte. | 

b) Im Ganzen. ift die ſehr ſchwierige Materie vom 
Betruge, — fowohl im Allgemeinen, ald in den einzelnen _ 
Arten, — in dem rev. Entwurfe mit großen Umfigt 
behandelt, 
| Bergl. Motive ©. 311-330. 


! 
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Diefe Behandlung fcheint bedeutend vorzüglicher zu 
ſeyn, als jene im Strafgefegbuce Art. 250. folg. 


0) Indeffen hat man dennoch in der Nedaction des 
Art. 280 (325) einige Abänderungen anbringen. 0 zu. müffen 
geglaubt, 

1) Es genügt nicht, wiffekktich falfche Aus⸗ 
ſaage zu machen; es muß abſichtlich, um 
zu Schaden oder um ſi ih ig: zu nüßen, 


gefchehen. 
2) Das Ungeben falſcher Thatſachen, ſo wie das 
Verſchweigen der Wahrheit, wo keine 


rechtliche Verbindlichkeit, die Wahrheit zu 
ſagen, beſteht, iſt nicht rechtswidrig. 

Nur die Verletzung des Zwangsrechtes auf 
Wahrheit, zu fremdem Nachtheile oder zu 
eigenem Vortheile, kann die Strafbarkeit des 
Betruges bilden. | 


Vergl. Anmerkungen zum Strafgefepbug 
2. I. ©. 231 u. folg. 


Hiedurch, aber auch nur hiedurch, wird es denn auch 
unnoͤthig, den Art. 257 des Strafgeſetzbuches in 
den neuen Entwurf aufzunehmen, weldhe Aufnahme 
außerdem unerläßlich wäre. 


3) Nur unter diefer Vorausſetzung hat der 2te 
Abfah des Art. 280 (325) (jedoch in einem 
neuen Artikel) ftehen zu bleiben, wie er 
fieht, während außerdem das ftrafrechtliche 
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Gebiet des Betruges von dem eiviltechtlichen 
nicht als gehoͤrig geſondert erſcheint. 


(Aumerfungen jum un 2. IE. 
‚ & 233, 234.) 


Bergl, Mittermaier im Archiv B. Xx. S. 206. 


4) Im erften Abfape des. Art. 280 (325) 
enthalten Die Worte »folche ‚Handlungen« eine. 
Dunkelheit. Gewiß ift ed deutlicher und bes 
ftimniter, wenn man mit Art, 256 ded Straf: 
gefesbuches fagt: »Wer von fremden Bes 

truge Gebraud; macht 1“ 


Vergl. hannsv. Entw. At. 308. 


d) Auch gegen die Behandlung des Betruges — 
Schuldenweſen iſt nichts zu erinnern. Art, 280 — 289. 
(3335 — 3506.) ' . 

Das öfterreich. Geſetzbuch $. 178 behandelt den 
betrügerifchen Banferott als. Betrugdverbrechen, ſchon 
nach der Beſchaffenheit der That, 


e) Uebrigens find die Momente, welche den — 
zum ausgezeichneten erheben, Art. 282 und 283 des 
rev, Entw., nad) richtigen Abftufungen gehörig von einan: 
der gefondert, und man bat in der Nedaction nur dahin 
getrachtet, das Unbeſtimmte der en des 
revid. Entwurfes zu heben, 


H Die Abaͤnderung im Art. 285 (63%) iſt RT dem 
Strafgefegbuche Art, 433 entnommen. 
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6) Es kodunte ſcheinen, der Art. 285 (332) fey dem 
Gapiteh 7. einzureihen, da’ die betruͤgliche Verkuͤrzung 
an ſchuldigen Staatsabgaben nicht ein Privatvergehen, 
fondern eine Verlegung der aud der Finanzhoheit hervor: 
gehenden -ffentlihen- Nechte des Staates und der ent: 
—— Verbindlichkeiten des Einzelnen enthaͤlt. 


Da jedoch ber Betrug das wefentliche conftitutive 
Merkmal diefer Nechtäverlegung bildet, und man ed übers 
baupt nicht angemieſſen fand, gm | Spfteme ded rev, 
Entw. etwas abzuaͤndern, ſo ließ man den Art. 285 
um fo wehr an feinen Orte ſtehen, als in aͤhnlicher 
Weiſe auch der Diebſtahl am Staatseigenthume überall 
nur ald Privatverbrechen des Dietapi behandelt wird, 
Art, 205 1) (308.) 

‚» Auch alle Urfundenfähfchungen — offentliche und pri⸗ 
vate — kommen mit vollem Rechte in einem und dem⸗ 
— Capitel vor. 


Beſtimmter iſt aber die Straſe deb Strafgefeh 
buches Art, 453, als die des revid. Entwurfes, 
weßhalb mau hierin dem Strafgefegbude a. a. D 
Ren Pot gebeu zu af glaubte, ;., 


sh 6 87. 

Art. 337 — 347. — Entw. Art. 290 — 300.) 

a) In der Weſenheit find die Beſtimmungen des 
revid. Entwurfes-ganz in Ordnung, jedoch mit dem 
Beyſatze ad Art. 290 Nr 1, »in: fo fern‘ der Brandleget 
er Folge voraudfehen Fonnte,« — 

Bergl. oͤſterre ich. Geſetzbuch 6. 148 und von 
Ogmidileine Prüfungen ꝛc. = 194. 
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"  Vebertrieben ſcheint das Verlangen Mitte emaicre 
Arhiv X. ©. 296, daf der Brandftifter gewußt haben 
müffe, daß eine Perfon in dem Haufe, woran er Brand 
legte, fich befand. | 


b) Unter "allen Eigenthunisbeſchaͤdigungen in die 
Brandlegung die gemeingefaͤhrlichſte, folglich auch die 
ſtrafbarſte. wer 


Sehr verfchiedene. Stufen vom Stafserte, fen ſich 
jedoch bey derſelben denken, 


Der revid, Entw. * diefe Stufen gef ante 
geichieden. ur “ 


Vergl. Motive S. 330 bis ©. 364. 


Aber zu große Unbeſtimmtheit liegt in. den ao. 
drohten Strafen. 


Dieß iſt freylich der Fall PR Art. 290. Nr. I, 
vielmebr ift die abfolute Strafe hier offenbar zu ſtreng. 
Das Feuer fann ausgebrochen, aber in demſelben 
. Moment oder- nad ein paar Minuten wieder. ‚gelöfcht 
worden feyn, ohne daß ingend ein Schaden von einiger 
Bedeutung verusfacht worden. . Iſt ed gerecht, Die-Ketr 
tenſtrafe eintreten zu laffen?.. Gewiß nicht. - - « - 
Wird zwar, wenn man auf den verurſachten Schaden 
ſo hohen Werth legt, das Maaß der Strafe ſehr von 
dem Zufalle abhaͤngig gemacht, fo darf doch, wie überall, 
ſo auch hier, das maͤchtige Walten des Zufalls, des zu: 
fälligen Eintretens einer beſtimmten Wirkung naͤmlich, 


+4 ’ i * 44 +” Zw 
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von der menfchlichen, folglich nothwendig unvollkommenen 
Strafgeredtige nicht unberuͤckſi ichtigt gelaſſen werden. 
Zuchthaus von fünfzehn. bis zwanzig Jahren iſt für 
den Fall, wenn der Ausbruch des Feuers von. feinem der 
Art. 291 (338) benannten erſchwetenden Umſtaͤnde be— 
gleitet war, hinreichende Strafe, wie denn auch das 
Strafgefepbud Art. 249 zwar Kettenftrafe beſtimmt, 
* aber beyfuͤgt: »und bey minderer Strafbarkeit — 
jedoch nicht unter fechzehn Fahren: ©. com ® ır 

c) Gegen die Art. 291 im rev. Eintw. angefuͤhr⸗ 
ten derſchwerenden Umſtaͤnde iſt nichts zu. erinnern. 

Nur mußte ad 2 der in ER Bra Beyſatz | 
. gemacht werden. ' ” 

Hienach koͤnnte man 1 fodann ** die Nr. 3 entbehren, 
Allein | 68 fchadet auch nichts, wenn der Satz ſtehen bleibt. 

d) Hart iſt es, daß jeder der 8 erſchwerenden Ums 
fände Art. 291 (338) einzeln die Todesftrafe zur Folge hat. 


Milder iſt in dieſer Beziehung das oͤſterreich. 
Strafgeſetzbuch, welches $. 148 die Todesftrafe nur 
dann eintreten läßt, wenn durch dad ausgebrochene Feuer 
ein Menfch getödtet wurde, und diefed von dem Brand: 
Teger vorgefehen ‚werden Fonnte; dann wenn der wirklich 
ausgebrochene Brand zu wiederholtenntalen gelegt oder 
wenn, der, Brand durch -befondere, auf Verheerungen ge: 
sichtete Zufammenrottung bewirft worden; — für alle 
übrige Faͤlle aber lebenslänglichen fchwerften Kerfer oder 
ſchweren Kerker von’ zehn bid zwanzig, oder von fünf bie 
zehn oder von einem bis. fuͤnf Fahren, oder von ſechs 
Monaten bis zu einem Jahre androht. 


Li 
J 
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Allein als entfcheidend muß die große Gefahr berücs 
fihtigt werden, welche durch die Brandlegung den Mens 
ſchen für Leben und Gefundheit bereitet wird. Außer der 
Macht des Berbrecherd u = ‚die e Gränje diefer Ge: 
fahr zu befimmen. — | 

Die vereintefte, angeftringtefte menſchliche Kraft ift 
oft nicht im — der — des — aha | 
au thun. 

e) Schonung und — dagegen 
derjenige, welcher — Art. 297 (344)das durch ihn er: 
regte, eben außgebrochene: Feuer auf. der. Stelle wieder | 
gelöfcht Hat; und ſtraflos hat derjenige zu bleiben, der 
den Ausbruch des von ihm gelegten Feuers hinderte. 

Das iſt wahre thätige Reue. | 


D) Daß man die Strafen ſo beſtimmt, als ond 
—— geſucht habe, wird N ch nicht orten, laſſen, 


Art. 348. — FR, Art. 501.) 
9 Eben ſo, oder beynahe eben fo gemeingefährlich, 
ald die Brandlegung, ift die verurfachte Ueberigweinmung, 
Vergl. Motive ©. 35 


Der Fall ift fogar denfbar,. daß die Urberfhwem: 
mung noch größere Gefahr. für Leben ‚und Eigenthum 
begruͤnde, als die Brandlegung. 

Welche menſchliche Kraft mag der einmal a, 
tenen Fluth Einhalt zu thun ? Menſchenleben und Ei: 
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genthuin ** Bu ift der büäfen Gefahr ‚preis: 
gegeben. — 

Auf. gleicher binie von Strafbarfeit ſteht deinnaq 
dieſes Verbrechen mit der Brandlegung. 

b) Scharf ſcheidet ſich jedoch der Fall, in welchem 
eines oder mehrerer Menfchen Reben vernichtet oder ges 
 fährlic) angegriffen, von dem Falle, wo blos Eigenthum 
beſchaͤdigt. worden. 


Motive a. 0 D ro * “ * F . 
Gerecht iſt in dem erſten sine die Strafe‘ des Todes. 
Nicht entlpricht in dem wenten Forte“ Ketteuftrafe 
den Nücfichten der Gerechtigfeit, — 

| Bon der Strafe sub IL zur Strafe a L. — eine 
ſo weite Entfernung ſeyn, als‘ von der Eigenthumsgers 
ftörung bis zur Vernichtung des Menſchenlebens. 

c) Bey allen Eigenthumsbeſchaͤdigungen bildet der 
Betrag des geſtifteten Swodens einen bedeutenden Factor 
für Beſtimmung der Strafe. ER Por 

Der Hauptfactor, bey der —— Ueberſchwem⸗ 
mung iſt zwar die Gemeingefaͤhrlichteit. | 

Allein auch der Brad, dieſer Gefäprlichfeit * 
vorzuͤglich nur nach dem Betrage des Be verurfachten 
Schadens‘ bemeſſen werden. | 
Die Öumme von 20 fh dürfte bie ‚gehörige Graͤnz⸗ 
linie bilden. 


Bil man 1000 f als ſoiche annehmen, ſo laͤßt ſich 
dagegen nichts einwenden. | 


.- 
» 


\ 
dei @trafpeichtuden, ? 55 


Zuhhaus von fünfgehn bis zwanzig Jahten bed hd 
berem, von sehn bis fünfzehn Jahren bey geringerem 
Betrage erſcheint als angemeifene Strafe. 

d) Geritige a Ar ” zwar dir beynahe nicht. 
denfen., x » 

Jndeſſen hat man deq für den — gall des 
Eintretens. folchen geringen Grades von Fahrlaͤſſi gkeit die 
geeignete Vorſehung treffen zu muͤſſen geglaubt. | 


6. 80. 

Art. 349-352. (Mev. Entw: Art. 302305.) 

a) Was oben beym Diebftaple von dem Einfluffe 
des Betrages des geſtifteten Schadens auf die Groͤße der 
Strafe geſagt worden, das tritt‘ auch Br in Anwendung. 

Art. 302 — 304 (549— 381. ) | 
Se größer - oder geringer der verurſachte Schaden, 
deſto groͤßer oder geringer die zu verhaͤngende Strafe. 

b) Characteriſtiſch iſt an diefen ſtrafbaren Thaten, daß 
fie zwar in der Abſicht, eine Beſchaͤdigung zu bewirken, 
aber nicht aus Gewinnſucht, dann ohne Gewalithaͤtigkeit 
an einer Perſon, und nicht in der Abſicht, ein anderes 
Verbrechen zu veruͤben, begangen werden. 


In dieſen Faͤllen würde eine andere ſtrafbare That, 
oder der Verſuch des beabſichtigten ar Eee 
diatreten. F 


Auch Vermoͤgenobeſchaͤdigungen die den Character 
der Gemeingefährlichfeit an fich fragen, find hier audges 
fchloffen, : Beandlegung mer und Ben. ueber⸗ 
ſchwemmung. * 
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| Sie ſind ſchwerer verpoͤnte Verbrechen. 

| | Ö Minder ſtrafbar erſcheint Eigenthumobeſchaͤdigung 
aus Muthwillen, als aus Bosheit, Nache ꝛc. 
Vergl. Strafgeſetzbuch Art. 383, 384. 


Man hat, — ungefähr fo wie beym Diebftahle, 
— ausgeſchieden, ſo viel nur immer auszuſcheiden moͤg⸗ 
lich war, und hegt die Ueberzeugung, daß durch dieſe 
Ausſcheidungen groͤßere Beſtimmtheit und Feſtigkeit, 
folglich auch groͤßere Gerechtigkeit der —— 
bewirkt worden iſt. 


) Das Bergiften von Weiden, iefen,z. Teiche, 
das Verbreiten einer Viehſeuche iſt mit bedeutender ge⸗ 
meiner Gefahr fuͤr fremdes Eigenthum, ia, ſelbſt ii 
Menſchenleben und Geſundheit verbunden. 


Die Strafe des Art. 305 Nr. I ift — zu 
gelinde. (Art. 352.) 


as Strafgefegbug Art. 246. 


$e 90. 
Art. 3655. 
Die Beſtimmung des Art. 226 To. I. enthält, in 


fo fern fie Befhädigung fremden Eigenthumes 
zum Gegenftande bat, ohne Zweifel eine Rechtöverlegung. 


In ſo fern war daher jene Beſtimmung dem erſten 
Theile nach Art. 305 rev. Entw. zuzuweiſen. Art. 365. 


des Strafgefegbuces . | 255 \ 


Leber die anzumendende Strafe fann jedoch nur die Feld⸗ 
— Flurordnung Ziel und Maaß geben. 


| Was dem Art. 226 Th. II. rev. Entw. nod bleibt, 
enthält augenfcheinlih nur Gefährdung fremden Eigen: 
thumsrechtes. 


91. 
Art. 354 — 561. (rev, Entw. Art. 306 — 313.) 


a) Auch in diefem Kapitel Hat man mit vorzüglicher 
Rüdfiht auf dad Ötrafgefegbuh Art 261. 295. 386 ıc. 
nur diejenigen Abänderungen in Antrag gebracht, welche 
zur Erteichung des Zweckes der größeren Beſchraͤnkung 
des richterlichen Ermeſſens als nothwendig erſchienen. 


'b) Da’ der Auddrud nverkleideter Wucher« Vielen 
unverſtaͤndlich iſt, ſo muß mit dem Strafgeſetzbuche Art. 
202 geſagt werden, was verkleideter wucherlicher Con⸗ 
traet heißt. 


c) Dank verdient der revidirte Entwurf dafür, daß 
“ er den Nachdruck, und die Nachahmung von Kunft: und 
Geifteöwerfen, — diefe ftrafbare Befchädigung des Ver: 
mögens durch Eigennug, alle Betriebſamkeit laͤhmend, 
dem Talente und dem Fleiße die Früchte feiner Anftrens 
gung entziehend, — ebenfalls behandelt hat. 


d) Weder diefer Nahdrud, — diefe Nachahmung 
von Geifteswerfen, noch der Wucher gehören dem Ber 
truge an, da von Täufchung und Ueberliſtung durch aa 
chung in der Ba feine Rede # | 


\ 
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Bergl abrigens die Motive x. $. 108 — 110. ©, 
562 — 381, ins beſondero über die aus Art, 274 umd 
276 des Entwurfed vom Jahre 1822 entnommenen Art. 
zı2 und 313 ded revidirten Entwurfes 660. 361. des 
gegenwärtigen Entwuifed:) : — Br. 


d 0% 
Art. 362 — 571 (Rev. Entw. 6. 314 — 322.) 


\a) Der Wilddiedftahl ift zwar allerdings Beeinträchtis 
gung fremden Vermoͤgensrechtes; aber in die Categorie 
des Diebſtahls gehoͤrt er, den Fall des Artikels 265 
(508) Nr 2 ausgenommen, nicht. | 


b) Längft ift man darüber einig, — das Mandat 
über Beftrafung der Wilddiebſtaͤhle vom 9. Auguſt 1800 
durch uͤbertriebene, mit nichts zu a Härte 
fi ih außzeichnet, — 


Iſt zwar Wilddieberey von ſehr HEN Eins 
fluffe auf Sittlichfeit, Bildung und öffentliche Ordnung $ 
ift fie häufig die Schule und Voruͤbung zu weit gefahrlis 
cheren Rechtsperletzungen, felbjt zum Raube, — oft auch 
Beranlaffung zum Todtfchlage oder gefährlichen Berwuns 
dungen, fo muß doch Alles fein Ziel und fein Maaß 
haben; gerecht, das beißt, der Berfehuldung angemeſſen 
muß jede Strafe feyn, nicht foll ihre unverhaͤltnißmaͤßige 
Härte dad Nechtögefühl empören. 

Die Strenge ded benannten Mandates ift nun aber 
in dem revidirten Entwurfe auf gebührende Art mitigirt, 
— vergl. Motive ©. 382 bis 403, — und ed fam nur dars 


der Strafgeletbu chet. 857 
auf an, bie duch die Artikel 317, 138, 819 geflattere 


Willführ zu verbannen, und die Ermädtigung der Ges. 


richte, Auf Gefaͤngniß von ſechs Monaten oder. Arbeits: 
haus von zehn Jahren, auf Zuchthaus von fünfzehn Jahren 
oder Settenftrafe oder Todesftrafe, auf sehnjähriges 
Zuchthaus oder Kettenftrafe, auf fünfjähtiges Arbeitöhaus 
oder zwanzigjähriges Zuchthaus zu erkennen, durch beftinimte 
Vorſchriften zu erſetzen; und hiebey war vor Allem — 
mit dem revidirten Entwurfe — der einfache Wilddiebs 


ftahl von dem qualifieitten genau zu fondern Der erfte, 


befondere Gefahr für Leib und Leben nicht drohend, iſt 
entweder ee. 


1) eine gemeine, durch nichts erſchwerte Verletzung 
fremden Jagdrechts, Art. 314 bie 316, (362 — 365), oder 
2) befondere Gefliffenheit, Verwegenheit, Gefährlichkeit 
des Wilddiebes beutkundend, Art, 517, 318, 310. (366 
— 368) | N RE 

Bey dem zweyten hat der Uebertreter einer Perſon 
lebensgefaͤhrlich gedroht, oder er hat fogat Gewalt ges 
gen ſie gebraucht. er | 2 
Hieraus bilden ſich drey Grade dei Strafbarkeit des 
 Wilddiebftapls, von denen der eine mit | 
andere mit Arbeitshaus, der "dritte mit Arbeitspäus, Zucht: 
haus; allenfalls mit Kettenſtrafe, oder wohl gar mit dei 
Tode zu firafen- in — 

Diefen Anſichten gemaͤß iſt die Redaction gefaßt, und 
es iſt nur noch in Beziehung auf Art, 319 Folgendes zu 
bemerten, a 
Beplage LXXIV. _ 1? 


Gefaͤngniß, der 


= u 


“. 
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e) Es iR ad I fehr problematifch, ob der don einem 
Wildſchuͤtzen bey dem Wilddiebſtahle veruͤbte Todtſchlag 
als Mord, d. h. mit der Strafe des Mordes zu ſtrafen ſey. 

Man glaubte aber dennoch fuͤr die Todesſtrafe ſich 
erklaͤren zu muͤſſen, weil der Wilddiebſtahl dadurch, daß 
der tiber der That Ertappte an einer Perſon Gewalt vers 


‚übt, aus der Sphäre des bloßen Wilddiebftahles heraus 
in den Gefichtöpunft des Raubes tritt, wie den jede 


Gewalt, welche an einer Perſon wegen einer zu vollbrins 
genden oder vollbrachten Entwendung angewendet, worden, 


auf dem höheren, Standpunkle der Legislation unter den 


Principien des Raubes —— — 255 reſp. 296 Tr. 
2. 3.) 


Feuerbachs Tpenid 8. 155. 156. 


| 9 Erſcheint es nuun dem zufolge als angemeſſen, 
mit dem 6. 160. des Mandates ‚wider die Wilddiebſaͤhle 
vom ogten Auguft 1806 — den von dem ertappfen Wilde 
diebe begangenen Todefchlag wie Mord’ zu behandeln, fo 
läßt es ſich gewiß ‚auf Feine Weife rechtfertigen, die Ge- 
tichte zur. Nichtanwendung diefer Strafe dann zu”ermäch- 
tigen, wenn der en zum — a 
worden. 


Dem: Zorne ift ohne Zweifel — Aufweitung des 


Gemuͤthes gleichzuſtellen; und gewiß mißhandelt der er— 
tappte Wilddieb,, dem es nur um feine Nettung zu thun 


iſt, den Jäger oder Forftbedienten nur in’ Folge aufwal: 


leuder Gemuͤthobewegung. | 


Das, was der revidirte Entwurf im Abſatz in Nr. I 
verordnet, bett alſo in der That der Be, 2 wieder. 


des Strafgeſehbubes. 250 
auf. Wenigftens liefe fih beynahe Fein Fall denken, in 
welchem nicht die Gerichte der ernſten Nothwendigkeit, 
die Todesſtrafe in Anwendung zu bringen, ausweichen 


koͤnnten. 


* 


Sollte dee Thaͤter durch ganz unnoͤthige, ſehr grobe 
Mißhandlung des Jaͤgers ungerechter Weife gereizt wor⸗ 
den ſeyn, fo iſt ein folder, — hoͤchſt ſeltener, — folg⸗ 
lich ungewöhnlicher und anerordentlicher Fall geeignet, 
die Gerichte zum Antrage auf Gnade zu veranlaffen. 


Bey wefentlich geminderter Zurechnungsfähigfeit reſp. 


weſentlich geſtoͤrter Vernunftthaͤtigkeit wuͤrde allenfalls oh⸗ 
nehin der Art, 58 (82) in Anwendung zu fteten haben. 
le) ad Nr. II. Kettenftrafe laͤßt ſich Auch Bier nicht 
rechtfertigen. Zuchthaus von 15 bis 20 Jahren ſtellt als 


angenieffene Strafe fich dar. 


H Uebrigens muß aus dem Ilten Theile des rev, Ent; 
Art. 228:.nach Art. 314 (362), und aus Art. 997 eine 


Clauſel reſp. Vorbehalt zu Art: 315 (364) hier heraufge⸗ 


zogen werden: 


8) Beſtimmtet iſt auch zum Art. 322 (371) die hier 


vorgeſchlagene Redaetion. 


BGeldſtrafe — im Allgemeinen allerdings nur ſel⸗ 


ten anzuwenden, — iſt hier, wenn die Verlegung frem⸗ 


den Fifchereyrechtes aus Eigennutz geſchieht, zweckmaͤßig 


da naͤmlich, wo Geldſtrafe ſtatt finden kann. 
| iz * 
{ 


y 


Diefer zweyte Abſatz des Artikels 519 muß daher 
hinwegbleiben. — 
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Auch bier ift aus dem Ilten ‚Theile Art. 227 rev, 
Entw. ein. Eleiner Beyſatz heraufzunehmen. 
⸗ 


ee "I: u 
Art, 372 — 404. (rev. Entw. Art. 5253 — 351.) 


Gegen die Behandlung der Dienftpflichtwerlegungen 
der Staatödiener und öffentlichen Diener in Cap. 26 (nun 
27) läßt ſich in det Wefenheit überall nichts erinnern. 

| Unter Beziehung auf die Motive $. 121 — 230 
©, 404 — 438 glaubt man, zur Nechtfertigung der in 
dem gegenwärtigen Entwurfe in Antrag gebrachten Abänz 
derungen nut Folgendes bemerken zu muͤſſen: 


1) Anſtatt „Staats beamten« hat man überall den Aus: 
druck »Staatödiener« geſetzt. 


Die Beſtimmungen des revidirten Entwurfes ficden 
nicht bloß auf diejenigen Anwendung, welche ein eigentlis 
ches Staatsamt, einen Staatsdienſt höherer Elaffe be: 
Eleiden, fondern in der Negel auch auf Staatsdiener nie: 
derer Claſſe, 3. B. auf Kanzelliften, Rathdiener, Boten 
20, welche man doch nicht wohl RSEEDUNTS hen: 
nen kann. 

Auch die neunte Beylage zur Serfaffungd: :Urfunde 
fpricht nicht von. Staatsbeamten, fondern von Staats die⸗ 
nern, worunter höhere und niedere begriffen find. 

- Scheint es- zwar, daß die Staatsdiener geringerer 
Claſſe mit der Benennung hͤffentliche Diener« hinreichend 
bezeichnet nen, 

‘vergl. die ag neunte Selage 9. 10, 


R 
des Strafgeſetbuches. 201 


ſo verſteht doch der revidirte Entwurf Art. 344 folg. un- 
ter oͤffentlichen Dienern mehr ſolche Subjeete, welche nicht 
eigentlich dem Staate, in Folge von der Staatsregierung 
ausgeſtellten Anſtellungsreſeripts, ſondern den Gemeinden 
oder dem Publicum ihre Dienſte leiſten, Motive 6. 126 
©. 422 ꝛc., wogegen jeder für den Staatsdienft Ange: 
ſtellte, mag der Dienft,. den er leiftet, der höheren oder 
niederen Ordnung angehören, Scatediener iſt. 


2) Daß ad Art. 323 derjenige ganz ſtraflos bleiben, 
oder etwa nur einer Disciplinarftrafe unterliegen 
foll, welcher ohne eigennügige Abficht, oder ohne 
Schaden — für den Staat oder einen Privaten — 

"die Amts- oder Dienftverfchwiegenheit verlegt, 
dafür vermag man feinen Grund einzufehen,. 


Es muß daher fo, wie in Antrag gebracht wurde, 
unferfchieden und verfügt, übrigens. aber dem feine 
Pflicht fo grob verlegenden Staatödiener, mit dem Straf⸗ 
geſetzbuch Art. a4, auch Sefängnißftrafe gedropt werden, 


Ueberhaupt ift es ſehr in Ordnung, daf pfuchtver⸗ 
geſſene Beamte mit aller Strenge behandelt werden. In 
ihrer Macht liegt es vorzuͤglich, als Organe der Staats: | 
regierung durch freue und gewiffenhafte Erfüllung ihrer 
Antspflihten die Bande des Vertrauens und der Liebe 
zwifchen Regenten und Negierten immer fefter zu fnüpfen, 
und dadurch die Sicherheit und die Wohlfahrt des Staa— 
tes zu begründen, 


Henkes Handbuch ꝛe. Th. II ©. 420. — Kumee 
fungen zum Strafgeſetzbuch B. II. ©&..136. 


* 
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3) Insbeſondere muß das Verbrechen und refp. Ber 
geben. der Beftechung mit ſtrenger Strafe bedroht 
werden. 

WVBergl. Motive ©. 415 — 417. 


Der Beſtechende iſt gewiſſermaßen intellectueller Ur: 
heber der Pflichtverlezung des Staatödienerd. 


| Minder ſtrafbar if jedoch der Beftechende, als -ders 
jenige, welcher ſich beftechen läßt, weil bey jenem die 
Verlegung einer E\ felbft obliegenden As nicht 
eintritt, 


Vergl. Strafgeſetzbuch Ari. 355 — 356. 443 — 448 
und Anmerkungen B. Mn. S. 171 f- 331 ff.“ 


Vergl. übrigens — das öesreichifce Strafgefekbud, 
welches 9. 90 deu Beftechenden, — außer der Erlegung ded 


angetragenen oder wirflich gegebenen Geſchenkes zu dem 


Armenfond des Ortes, wo die Beftehung ‚gefchehen, zu 


ſechs Monaten bis zu einem Jahr Kerfer, den das Gefchenf 


oder das Verfprechen deffelben annehmenden Beamten aber 
$. 88 zum Kerfer zwifchen — — und einem Jahr 
verurtheilt. | 

Das franzöfifche Saclzlettuch Ant: 177, 18, 179 
beſtraft Die Beſtechung F 

a) an dem Staatsdiener mit dem Pranger und 

mit einer Geldbuße, die dem Werthe der em— 

pfangenen oder verfprochenen Sachen zweymal 

- ‚gleich fonımt, und nie unter 200 Franes ſeyn 

„darf; wäre aber der Zweck der Beſtechung 

eine verbrecheriiche Handlung, die eine char: 


des Strafgefegbuges. 26% 


fere Strafe, als Pranger, — ſich giebt, mit 
diefer ‚fchärferen Strafe; 

b) den Beftehenden mit derfelben Strafe, wie 
den Beſtochenen; — war aber die Beſtechung 
ohne Erfolg, mit Gefaͤngniß von 3—6 Mo: 
naten, und an Geld von. 100 — 500 Franes. 


4) Zu Art. 327 und 528 hat man durch die Art. 376 
bis 378 des gegenwärtigen Entwurfes vorgefchlagene 
Redaction nähere Befchränfung des richterlichen 
Ermeſſens bezielt. 


5) Der Art. 379, rev. Entw. 330 — mit Art, 
272. (rev, Entw. 239). in Einklang gebracht werden, 


6) Zu Art. 331 ind‘ 532) im ‚gegenwärtigen Entwurfe 
| 380, 381, erfcheinen die in Vorſchlag gebrachten 
Strafbeſtimmungen als der justitia distrib: äva 
angemeffen.. 
Vergl. Strafgeſetzbuch Art. 451 — 455. | 
| D Daffelbe gilt bezüglich auf den Art. 333 bes rev, 
Entw., im gegenwärtigen Entwurfe Art. 382. : 83; 
Jeden Falls ift die dießfeitige Nedaction. angenfie 


ner. und ‚beftimmter, ala jene des vevid, RUHE 
Bergl. Strafgefepbuch Art, 453. 454. 


Das Princip der Talion, »Auge um Auge, Zahn 


um Zahn« — kann hier nicht wohl in Anwendung ge⸗ J 


bracht werden. 


Fuͤr das Groͤbere oder minder Grobe — Mißhand⸗ 
jung tagt fd ubtigend feine — Gränglinie angeben. 


204 


J 


* 
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8) Art, 354 des rev, Entw. — im igegenwärfigen 


Entwurfe 384 — Man bat es den Forderungen 
der höchften Billigfeit für entfprechend erachtet, das 
eigentliche, Strafgefe erft nach fruchtlos verhaͤngter 
Disciplinarftrafe wirken zu laſen. 


Wichtiger und gefaͤhrlicher iſt hienaͤchſt der Fall dann, 


wenn auch die früher verhängte Degradation nicht gefruch— 
et hat, d. h. heym weiteren Nückfalle, 


Ein anderes Criterion für Die höhere Strafbarfeit 


laͤßt ſich kaum Auffinden, 
-9) Der Entwurf des Geſetzbuches über das gerichtliche 


Verfahren in Strafjachen erflart die oberften Kreis: 


- adminiftrativbeamten, dann Die Staatsanwälte und 
‚andere Beamte, welde ſich gegen die Vorfchriften 
der Art. 203 und 204 bezüglich auf das Stand— 


recht verfehlen, für verantwortlich, Art. 205. des⸗ 
ſelben Entwurfes. J 


Hier war es an feinem Plage, diefe Verantwortliche 


ei und deren Folge näher zu befeimmen, 
10) Art. 335 des revid. Entw. — im gegen, Entw. 


Art. 385. Durch die Ausfcheidung der verſchie⸗ 
denen Faͤlle werden die Ruͤckſichten der Gerechtig⸗ 
keit vollkommen befriediget. 


Entziehung eines Theiles der Beſelduna Luis hier 


am rechten Drte zu feyn, 


Bergl. Strafgefegbuch Art. 451 — 452 ꝛc. 


11) Zu Art. 356 und 337 — im gegenw. Entw. 386 u. 


587, war es vorzüglich um beftimmtere Ausſcheidung 


. / 
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der Falle, und Befeitigung der Ermächtigung der 
Gerichte zu thun. 


12) Zu ‚Art. 358 — im gegenw. Entw. 388 hält man 
die vorgefchlagenen Strafbeftimmungen für gerech: 
ter, als die des revid, Entwurfes. — Ohne Aus: 
fcheidung der Summen fanu man bier nicht durch⸗ 
kommen. 


13) Zu Art. 339 — im gegenw, * 380, Nach 
denfelben Anfichten — zur Begründung größerer 
Beftinrmtheit und Gerechtigfeit, — hat man diefen 
Art., der ein neued rubrum in margine erhalten 

- muß, redigirt. 


Nicht ift hier von Untreue im Amte im eigentlichen 
Sinne, fondern von Verwendung anvertrauter Gelder zum 
Pritvatgebrauch die Nede, 


14) Nah Art. 306 des gegenw. Entw, Art, 346 des _ 
revid. Entw., muß aus dem Th. IL, der Art. 60 ff. 
beraufgefegt, aber eben defhalb dent Generalrubro . 
des Cap. 26 beygeſetzt werden: »und anderer Ver⸗ 
PIRDERE | 


Auf den Art. 69 folgen fodann — dort die Art. 
70 und 71, dann 77. 


Der Art. 77 des zweyten Theiles if fchon fm Art. 
302 des gegenw. Entw., 342 des revid. Entw, enthalten. 


Dieſe vier Artikel haben ganz offenbar rechtöverlegende 
Handlungen zum Gegenſtande. 


\ Ä 


j / 
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15) An allem dem, was von Art, 341 — 351 des 
revid. Entw. vorkommt, fand man in der We— 
f enpeit nichts abzuändern für nothwendig. Art. 

‚891 — 401. | 
Anöbefondere unterfchreibt man — was in den 
Motiven zum revid. Entwurfe ©. 422 — 431 über bie 


 BDienftpflichtverlegungen öffentlicher Diener gefagt wirb, 


— 


aus voller Ueberzeugung, und da man, auch gegen das 
eben dort ©.431 bid 438 Geſagte in der Wefenheit michtd 


J „einzuwenden vermag, fo glaubt, man nur noch die Bemer— 
kung wiederholen zu müffen, daß auch. hier die vorge: 


ſchlagenen Abaͤnderungen nur darauf berechnet ſind, durch 
moͤglichſt genaue Sonderung der Faͤlle und durch moͤg⸗ 


lichſt beſtimmte Vorſchriften die Richterwillkuͤhr zu verban⸗ 


nen, zugleich aber dem richterlichen Ermeſſen, mit Ent⸗ 
fernung zu aͤngſtlichen Mißtrauens gegen die. Michterges 
walt, einen würdigen Spielraum offen zu laſſen. 


r 


\ 
des Steafgefebbucet, 


a . 


Zum zwenten Theile des revidirten Ent 
wurfes, die Polizeyübertretungen behandelnd, 
findet. man, unter Beziehung auf die Motive ©, 441 — 
500 nur ſehr Weniges zu bemerken für nothwendig. 

1) Alles Materiale hinſichtlich der rechtsgefaͤhrdenden 
Handlungen hat-man unberührt laſfen zu muͤſſen geglaubt, 

2) Auch in Anfehung der Strafen und: Strafbeftims 
mungen bat man wur im fehr wenigen Artifeln eine gerin—⸗ 
ge Abänderung oder Mopification da eintreten laſſen, wo 
diejed in Folge der im: erften Theile des revid. Entwurfes 
vorgenommenen Aenderungen als nothwendis begruͤndet 
wurde, Art. 3. 4. 28 ꝛe. | 


’ 
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3) Nur die Abtheilung VW. des zweyten Abſchnittes 


von Art, 85 — 86 über die" Frevel in Anſehung der 
Preſſe und des Buchhandels war aus dem: neuen Ent: 
wurfe des Geſetzes über die Polizey der Preſſe zu berich⸗ 
tigen und zu vervollſtaͤndigen. 

Zu den in der dieſſeitigen Redaction auf ſolche Weiſe 
berichtigten Artikeln 85 — 86 muͤſſen demnach noch 11 
Artikel von 87 — 97 kommen, naͤmlich die Art, 4 — 
14 des benannten Entwurfes III. 

Sämmtliche Beftimmungen diefes Entwurfes find in 
dem in der Kammer der Abgeordneten erftatteten Vor⸗ 
trage über dad. Preßgeſetz — a. a. D. ©. 10 — 18 
fo vollftändig und gründlich gerechifertiget, daß irgend 
etwas beyzufeßen als völlig überflüffig erſcheint. 

Dagegen waren die Artikel 15, 16 und 17 des fo 
eben benannten Entwurfes III. in den gegenwärtigen : 
Entwurf zu uͤbertragen. 
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Der Art. 15 iſt ſchon in den Art. 40, 41 Th. I. 
enthalten; eben ſo der Art. 16 im: Art. 4 Th. II, des 
gegenwärtigen Entwurfes. Der Art, 17 muß hinwegbleis 
ben; weil ſchon der. Art. 45 Th. TI. die Zeiträume für 
die Verjährung der Strafbarkeit der Polizeyübertretungen 
feftfegt, in Beziehung auf Prefpolizeyübertretungen aber 
nichts befonderes feftgefegt werden darf, | 

4) Es ift nur noch übrig, von denjerigen Handluns 
gen Erwähnung zu thun, welche, wirkliche Nechtöverlekuns 
gen enthaltend, in dem gegenwärtigen Entwurfe von dem 
zweyten Theile in den erſten hinaufgeſetzt worden ſind. 


-a) Die Art. 69, 70, Ti, 77 des revid. Entw. han—⸗ 
deln von dem Mißbrauche gutsherrlicher oder magiftratis 
fcher Nechte zum Schaden Dritter, dann von Verlegung 
der Dienftpflichten, Sie ftehen mit den Art. 340, 342 
refp. 302, 306 des gegenwärtigen Entw. im erften Theile 


in enger Berwandtfchaft, 


Dorthin find fie zu verweilen, | 
b) Die Art. 72 — 75 I. revid, Entw. haben die 
‚Anmafung von öffentlichen Nechten und Vorzügen ic. zum 
Segenftande 

Der revidirte Entwurf hat folhen Anmaßungen im 
erſten Theile ein eigenes, das fiebente Capitel gewidmet, 

Aber. nur zwey Anmaßungen haben dort ihre Stelle 
erhalten. | | 

Die Motive $. 39 fagen, außer diefen beyden Arten 
der Anmaßung hätten ſich noch mehrere anführen laffen, 
is B. Anmaßung von gutöherrlichen Rechten, von ſtaats— 


* 
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bürgerlichen Rechten und Privilegien ꝛc., man habe aber 
diefe Arten durchaus. nicht für fo geeignet befunden, daß 
bey ihnen eine Verbrechens, Bergehens : oder, ſchwere 
Uebertretungsftrafe. ftattfinden koͤnnte; darum habe man 
im’ erften Theile von ihnen Umgang genommen. | 


Daffelbe wird zu den Prüfungen ꝛc. ©. 59 mit der 
Bemerfung wiederholt, daß nur die Capitel VIL behans 


delten zwey Arten der Anmaßung: eine - eriminelle 


— 


men haben. ce — 


Mit dem in den Motiven S. 10 Note * geaͤußer ten 
Grundſatze, daß rechtsverletzende Handlungen niemals 
bloße, Poligepübertretungen fen koͤnnen, ſtimmt das ge: 
le nicht überein. 


Die Verleihung von“ Xemtern, Privilegien, Titeln, 
Ehrenzeichen, Standederhöhungen gehört zu den Nechten 
der Staatsgewalt. Die Anmafung nicht zuftehender guts— 
herrlicher oder ftantsbürgerliher Nechte ic. in Beziehung 


auf Dienſte, Vorzüge, Pfruͤnden, Stipendien ic. enthält 
‚einen Angriff auf bürgerlihe Ordnung und Sicherheit, 


der nicht ‚unter den Geſichtspunkt bloget NRechtsgefaͤhrduug s 
geftellt werden kann. Ä Be 


Wenn 5. B. zu Ark. 72 revid. Entw. der Inhaber 


eined Patrimgnialgerichted erfter Klaife bey der Beftellung, 
defjelben durch die Vorlegung eines Scheinvertrages uͤber 


die Feſtſtellung einer ſtaͤndigen Beſoldung und die Einraͤu⸗ 
mung der außerdem im conſtitutionellen Edikte VI. q. 54 


bezeichneten Rechte die Beſtaͤtigung des Beamten erſchleicht | 


und in geheimen Nebenverträgen den. aufgeftellten Ges 
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richtshalter wieder auf alle dieſe Recht⸗ verzichten laͤßt, 


ſo verletzt derſelbe doch offenbar die Rechte des Staats 
und der Gerichtshinterſaſſen, und nicht kann daher ſolche 
Handlung als bloße Rechtsgefaͤhrdung behandelt werden, 
wenn nicht die Rechtsbegriffe verwitrt werden ſollen. 


Benannte Artikel haben fomit im erſten Theile, und 
war im Cap. VII. ihren Platz zu finden, — nah Art, 
162: des revid. Entw., — im. gegenw, Entw. nach Art: 
191, mit Erweiterung des Rubrums des Capitels und mie 
Ben geeigneten Marginalrubris. 


0) Die falſche Ausfage vor, der obrigkeit — Art. 90 
rev. Entw., gehört ebenfalls nicht, den bloßen Rechtsgefaͤhr⸗ 
dungen an. Die Aufrechtpaltung dernöffentlichen Treue und 
des öffentlichen Glaubens verlangt, daß der Obrigkeit das 
Recht zugeftauden werde, bey jeder an fie gelangenden Anz 
zeige, bey jeder von Amtswegen ftattfindenden Bernehmung 
von Jedem die Angabe der reinen Wahrheit gu forderns 


Die Heiligkeit diefer Bürgerpflicht wird durch falfche 
Koiaben bey der Obrigkeit verlegt. Diefe Verlegung, 
wird unter einen falfchen, für die allgemeinen ntereffen 
nachtheiligen Geſi ichtspunkt geſtellt, wenn das Strafge⸗ 
ſetzbuch davon unter den Nechtögefährdungen handelt, . 


Der Art. 90 iſt daher mit Art. 189 im erften Th. 
bed rev, Entw. — im gegenw. Entw. Art 222 in Ver⸗ 
einigung zu bringen, 


‚ d) Der Urt. 91 red, Entw. verpönt das unbefugte 
Eindringen in eined Andern Haus, rl Aufents 
halt, Eigenthum. 
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Es trägt aber die Störung deso Hausfriedend, wie 
überhanpt das unbefugte Eindringen in fremdes Rechts 
gebiet unbedingt und unter allen Verhältniffen den Cha⸗ 
racter der Verletzung eines Rechtes an ſich. 


Wenn das Strafgeſetzbuch vom Jahre 1813 Art. 
422 und. 423 nur von den höher ftrafbaren Graden diefer. 
Nechtöverlegung - handelt, fo ift die Nihterwähnung des 
minder ftrafbaren Grades offenbar nur Folge des im Art, 
2. Abſatz 3 aufgeftellten Begriffes von Polizepübertretung, 
und der dort zwifchen Vergehen und Polizeyübertretuns 
gen, gezogenen Grenzlinie. | 


‚Der Att. 91 war demnach mit dem Ark. 152 Th. L. 

ded ren. Entw., im gegen. Entw. Art. 180 — in Vers 
einigung zu. bringen . a: 
. re) Nach Ark, 180 ep. Entw. I. wird derjenige mit, 
Arreſt befttaft,' welcher ihm angehörige oder anvertraute una 
muͤndige Kinder an unbefaunte oder verdächtige Perfonen 
zus Berfügung überläßt, desgleichen derjenige, welcher 
folhe Kinder ohne Genehmigung der Obrigkeit an ſich 
bringt. BE 

Der zweyte Abſatz mag, — allerdings mehr eine Gefährs 
dung als eine wirkliche Verlegung fremden Rechtes ent⸗ 
baltend, — ſtehen bleiben, wo .er fieht, obgleich gegen 
feine Bereinigung mit dem ihm ſehr verwandten Artifel 
255 (269) im erften Theile nicht fehr Erhebliches fi 
einwenden ließe. Zee RB HR 

‚Der erfte Abfap erhält. aber ohne Zweifel'eine Hand⸗ 
lung, welche die Familienrechte des Kindes: verlegt, 


i 
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Da dieſer Abſatz mit dem Artikel 248 Th. 1. des 


. red. Entw. — im gegenw. Entw. Art. 290— in der Wer 


ſenheit gleichlautend iſt, und Art. 248 nur den ftrafbaren 
Fall vorausfest, daß dabey eine Unterdrüdung oder Ber: 
änderung ded Familienftandes beabfichtiget werde, fo 
müffen beyde Artifel miteinander vereiniget, ed müffen 
aber auch die Worte »zur Verfügung« um fo gewiffer 
in jenem erften Abfabe hinweggelaifen werden, als diefe 


Worte zu fagen feinen, was fie_auf feine Weife fagen 


- wollen, hämlid) es feyen die unmündigen Kinder aus der 


Neihe der Rechtsſubjecte zu ſtreichen, und den Gegenftäns 
den des Eigenthumes beyzuzaͤhlen. 

Uebrigens wird gewiß die Strafe des Gefaͤngniſſes 
bis zu drey reſp. bis zu ſechs Monaten nicht zu hart fuͤr 
den Fall erſcheinen, wo der leibliche oder Pflegevater 
fein Kind. an Sailtaͤnzer oder an andere. herumziehende 


Leute verkauft oder uͤberlaͤßt, um ſich von den Unterhalts⸗ 


koſten zu befreyen. 

In dem, was dem Art. 180 Th. II. noch bleibt, 
muß vor, »Rinder« das Wort: »fremde« und das Wort: 
yunmündige« fommen: 

f) Bom Entwenden bon Reichen darf in en Art. 
187 feine Nede ſeyn, da jede Entwendung als Nechtss 
verlebuns dem erſten Theile Art. 202 ff. des revid. Entw. 

— im neuen Entwurfe Art. 305 angehört, obgleich es 
freylich nicht recht Liquid iſt, weſſen Nechte eigentlich durch 
die Entwendung einer Leiche verlegt werden. 

g) Art: 226. Beſchaͤdigung fremden Eigehthums ift 
entweder nur rein eivilrechtlich, oder’ fie a dem eis 
gentlichen Straftechte an. 


! 
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“ Dad, was ber Art. 226 hieriher enthaͤlt, gehört 


daher in den erfien Theil, und zwar nad) Art. 305 des 


revid. Entw. — im gegenw. Entw. Art. 355. 


Dagegen gehört das Ueben der Weide zu verbotenen. 
Zeiten, an'verbotenen Orten oder an Plägen, wo das Vieh 


— 


Schaden verurſachen kannꝛc., fo fern es nicht rein ei— 


vilrechtlidy if, unter die Nechtögefährdungen, wegen. des 
ren in den ‚und Flurordnungen — gethan 
ſeyn muß. | 

 h) Art. ar. Forſtfrevel find geringere Entwens 
dungen des Holzes, der Streu ze. aus dem Forfte. 


Fagdfrevel find Fleine Verlegungen fremden Jagd⸗, 
Fiſchereyfrevel find Feine Verlegungen die Fi⸗ 
ſchereyrechtes. 


Daraus folgt, daß alle derley Frevel wirkliche Rechtes 


verletzungen, folglich dem erſten Theile angehoͤrig ſind. 
Es iſt aber in dem erſten Theile ſowohl von Ent: 

wendungen, ald von Verlegung fremden Jagd: und Fis 

ſchereyrechtes bereits gehandelt. — Die Beftrafung ſol— 


her geringer Frevel beruht indeffen zum Theil auf gang 


eigenthümlichen Verhältniffen, welche nicht in dem Straf⸗ 
geſetzbuche, fondern in dem Forfiftrafgefege, - dann. in der 


Jagd-⸗ und reſp. in der Fifchereyordnung a behandeln 


find, N 


Es bat daher in dem Strafgeſellbu he nichts anders 


zu geſchehen, dls daß bey den einſchlaͤgigen Stellen des 
erften Theiles, — vaͤmlich nad) Art. 272 des .rev, Entw. 


— im gegenw: Entw. Art.316,— dana in Art, 315 (364) . 


und in Art. 522 (371) ein Vorbehalt in ber Art gemacht 


Beplage LXXIV. 18 


Pe 


+ 
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werde, wie er zu den benannten Artifeln in Antrag ges 


bracht wurde, 

Sollten etwa unter en Benennung — „Forſt— Jagd⸗, 
Fiſchereyfrevel« — auch Handlungen verſtanden werden 
wollen, welche feine Rechtsderletzung, ſondern nur Rechts⸗ 

gefaͤhrdung enthalten, fo koͤnnte der Art 227 auch da, 
wo er fteht, Reben bleiben, Nur wäre fodann nach dem 


Worte »Fifcherenfrevel« einzufchalten: yin fo fern fie nicht 


als ftrafbare Rechtsverletzungen im dem erften Theile die⸗ 
ſesd Strafge ſebbuches behandelt find.« 
i) Art. 228. Nicht vermag man zu ermitteln, aus 


\ welchem Grunde derjenige nicht einer Nechtöverlegung für 


fchuldig erklärt werden ſoll, welcher ‘auf eigenem umzaͤun⸗ 
ten „der eingefriedigten Grundftüde ein Wild eklegt und 
ed nicht binnen 24 Stunden dem Jagdberechtigten zur 


Verfuͤgung ſtellt. Da nach den beſtehenden Gefetzen 


das Jagdrecht dem Staate oder Einzelnen als Theil des 


erlediget erachtet. 


Eigenthums angehoͤrt, ſo iſt jeder Eingriff in — 
als Vermoͤgensrechtsverletzung anzuſehen. 

Erſcheint zwar die Handlung des Schießens im eis 
nem ſolchen Falle als erlaubt, folglich nicht ald Verlegung 
des Jagdrechtes, jo gilt doch gleiches gewiß nicht von 
dem Behalten refp. Nichtaushändigen des geſchoſſenen 
Wildes, wodurd das fremde. Fagdredht nicht blos ge: 
fährdet, fondern wirklich verlegt wird. . 

Es war daher der Art. 228 dem Art. 314 Theil I. 
des revid. Entw. beyzufügen, refp. im gegenw. Entw. als 
eigener Art. (363) aufzunehmen, vorauögefegt, daß, man 
nicht alles, was hier gefagt wird, durch Den in Anfes 
bung der Jagdfrevel in Antrag gebrachten Vorbehalt für 
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5) Noch bey einigen andern im zweyten Theile des 
Strafgeſetzbucheg vorkommenden Uebertretungen iſt es 


ſehr zweifelhaft, ob fie nicht dem erſten Theile anzugehͤ— 


xen haben. 


4) Art. 76.79. 80. 81; 82. — im gegen. Cutw. 


Actt. 69. 70. 71. 72. 73. 


Das Errichten einer Schule ohne Erlaubniß der 
Behörde, — das Betreiben eines Gewerbes ohne Be: 
rechtigung dazu, — das Heirathen “ohne Urkunde. der 


Obrigkeit, oder ohne deren Erlaubniß im Auslande, — das 


# 


Aendern des. Seichlehtönamend ohne Genehmigung der 
Behörde, — alle diefe Handlungen. gefährpen nicht blos, ' 
fie verlegen wirklich. theils Die Rechte der Ötaatögewalt, 
theils die Nechte der Einzelnen.” “ 


Namentlich, ift die, Anmaßung von Gewerbsrechten, 


gleich der Anmaßung von Privilegien, Titeln, Wappen 


wc. nicht blos gegen das obrigfeitliche Berleihungsrecht, 
fondern auch gegen die ausfchließenden Belfugniſte der be⸗ 
rechtigten Gewerbsleute gerichtet. 


Allein wollte-man dent Ausdrucke »Rechtöverlegung« 
dieſen weiten Sins unterftellen, fo würde es bloße Polis 


geyüberfretungen -gar- nicht, ehr. geben. 


. Wer, auf der Straße fehnell reitet: oder fährt, vers 
letzt das Necht der Borübergehenden auf Sicherheit; eben 
fo wer den Blumentopf an- feinem. Fenſter nicht gehörig, 
verwahrt ꝛc. 

Die Uebertretung von Poligengefegen iſt Polizey: 
übertretung ; die ftrafbare Uebertretung von reihe 


ift Verbrechen oder Vergeben. 
18 * 
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Alle_ benannte Handlungen begründen zwar Gefahr 
von Nechtöverlegungen, aber eigentliche Verletzung .der 
Rechte der Staatögewalt oder der Privaten enthalten fie 
nicht. Man müßte fonft. alle Artikel über den Mißbrauch 
der. Preſſe 83 — 87 ff. (74 — 88) und den größten 
Theil der übrigen Artikel des zweyten — in den er⸗ 
ſten Theil hinaufſetzen. — 


B) Der Art. 92 über Störung: des Religionsfriedens 
fcheint in das Capitel XIL des erften Theiled zu geho- 
zen, welches — Artikel 190 — 103 des revid, Entw., 
Am gegenw. Entw. Art. 224— 220, dann 227 — die ge⸗ 
gen die Religion und Sittenlehre gerichteten Handlungen 
zum Gegenſtande hat. — 


Allein wer die kirchlichen Feſttage nicht, oder nicht 
gehoͤrig feyert, der verletzt zwar die kirchliche und die 
Staatspolizeyorvnung, und“ faͤllt alfo : ‚wegen der dem 
"gemeinen Wohle gefährlichen — der Feſttage 
der Polizey zur Strafe anheim. 


Nicht kann man aber fagen, daß er Jemandens 
Rechte verletze. 

Sehr uneigentlich bezeichnet es uͤbrigens der revidirte 
Entwurf als Stoͤrung des Religionsfriedens, wenn 
ein Wirth oder ein Kraͤmer an Sonn- und Feyertagen 
vor der feſtgeſetzten Stunde Gaͤſte bewirthet oder den 
Laden oͤffnet. 

Angemeſſener iſt das Nubrum: — 
kirchlicher Feſttage.« 

c) Die Artikel 174 — 177 beſchaͤftigen ſich mit der 
gemeingefaͤhrlichen Befhädigung 'der an Gebauden ange: 


\ 
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brachten Stuͤtzen, Gelaͤnder und anderer Verwahrungs ⸗ 
mittel, dann der zur Huͤlfe und Rettung bey oͤffentlichen 
Nothfaͤllen beſtimmten Geraͤthſchaften, Werkzeuge oder 
Materialien, ferner mit Vernachlaͤſſigung der Huͤlfe bey 
öffentlicher Noth, mit Unterlaſſung der Rettung aus Le⸗ 
benögefahr, mit Bernachläffigung obliegender Aufficht 
oder Hülfe, 


Alle diefe Handlungen” ſheinen theils —— 
Eigenthumsbefchädigung, theils Dienſtpflichtverletzung zu 
enthalten, folglich dem Gap. 23 und reſp. 26 des erſten 
Theiles des revidirten Entwurfes reſp. 24 und 27 des 
gegenwaͤrtigen Entwurfes auzugehoͤren. 


Allein auch hier liegt das eigentliche Moment * 

Strafbarkeit vorzüglich in der Gefaͤhrlichkeit dieſer Hands 
Inngen oder Unterlaffungen. für die öffentliche Sicherheit, 
für die Gefundheit, für das Wohl der Mitbürger. 
Wollte man alles das, was hier als Polizeyübertres 
fung erklärt wird, in die Neihe-der eigentlichen Nechtös 
verlegungen ftellen, dann müßte auch das nicht rechtzeis 
tige Holen des Arztes zum kranken Kinde, — es müßte 
das ’unvorfichtige Ilmgehen mit dem Lichte ıc. als ftraf- 
bare Nechtöverlegung erklärt werden, was offenbar zu 
weit führen und alle Scheidewand zwifchen Vergehen 
und Polizepübertreturg vernichten würde, 


d) Art. 187. Das Mißhandeln von Leichen, dann 
das Mißbrauchen derfelben zu unerlaubten an Scheint 
eine Nechtöverlegung zu enthalten. 

Allein es ift ſchwer, zu ermitteln, wefen Nechte da: 
durch verlegt werden. . 


278 “ Motive zum Entwurfe 

| Schon hat man Mühe, das Entwenden faulender 
todter Körper in die Kategorie der Nechtsverlegungen zu 
bringen. Nur die Kleidung oder fonjtige Mitgabe in 


das Grab kann (auch wohl nur bis zum Zeitpunkte des 
Verfaulend) allenfalls Entwendungsgegenſtand ſeyn. 


Die Verpoͤnung der sepulehri violatio und der ca- 
daverum ablatio beruhte or den Römern auf religiöfen 
Ruͤckſi ichten. 

Arn dem Mißbrauche oder an der Mißhandlung der 
Leichen iſt aber ER eine un nicht auf: 
aufinden. ö 
Selbſt RER Pan unerlaubten Zweden« 

genirt. 

Wenn junge Aerzte unbefugt einen Cadaver zu be⸗ 
nen wiffen , ihn ſodann dem anatomifchen Meffer un: 


eerwerfen, und erſt, wenn. er feciet iſt, begraben laſſen, 


fo ift der. Zweck ein erkaubter; aber das zur Nealifiz 
zung des Zweckes gebrauchte Mittel, ‚heimliche .. 
| nahme, iſt unerlaubt. 


Es wäre deßhalb der Art. 187 fo zu — wie im 
Texte vorkommt. 


e) Art. 210. Der Gebrauch falſcher Maaße oder 
Gewichte fiheint dem erften Theile Art. 282 Pr. 5 refp. 
323 des gegenwärtigen Entivurfed Nr. 5 zugewiefen wer: 
den zu müffen. 


Allein der Art. 210. Th. II. droht nur für den Fall po: 
lizeyliche Strafe, wenn in Waarenniederlagen, Kaufs und 
Kramläden sc. falfche Maaße oder Gewichte vorgefunden 
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werden, ohne daß der wirklich ſtatt gehabte Gebrauch 
derſelben erweislich iſt, waͤhrend der Art. 282 reſp. 328 
Nr. 5 von dem wirklichen Gebrauche handelt. | 


f) Das, wa3 die. Art. 211, 212, 213 enthalten, 
ift Verfürgung, Betrug, Faͤlſchung. 

Wer an Nahrungs: oder Arzneymitteln oder andern 
der obrigfeitlichen Tare nicht unterworfenen Lepensbedürfs 
niffen durch Unterfchiebung unaͤchter Stoffe eine Faͤlſchung 
begeht, und die gefälfchten Gegenftände wiffentlich ver— 
Fauft, fcheint in der That eben fo gut einer Rechtsver⸗ 
letzung durch Betrug ſich ſchuldig zu machen, als der— 
jenige, welcher wiſſentlich Waaren von unedlen oder ge⸗ 
riaghaltigen Metallen als probemaͤßig verkauft. 


Den letzterwaͤhnten Fall behandelt der Art. 282 reſp. 
328 Nr. 6 Th. J. als das Verbrechen des außgegeichneten 
Betruges. + 


Iſt aber der Fall des Art. 215 x. nn. geringer 
ftrafbar, fo fann die geringere Ötrafbarkeit nicht zum 
Motive dienen, dad, was Rechtsverletzung iſt, unter die 
Rechtsgefaͤhrdungen zu verweiſen. 


Allein eigentliche Verletzung der Rechte Ein—⸗ 
zelner iſt in dieſen Freveln dennoch nicht erſichtlich, ſon⸗ 
dern mehr Gefaͤhrdung des Credits, der Treue, des 
Glaubens im geſellſchaftlichen Verkehre. 

Gar zu fehr würde ed auffallen, wenn man den 
Mebger, welder um 4 Pfund Fleifh zu wenig zumägt, 
oder für das Pfund einen Kreuzer über die Tare fi 
zahlen läßt, oder den Wirth, der Waller unter das Bier 
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fchüttet, oder den Kaffetier, der den Achten Kaffee mit 


Mandeln oder Lichorien miſcht, ſtrafrechtlich behandeln 
wollte Eh | 


Im Uebrigen gehört freplic die Handlung des Art. 
213 Th. I. nicht nn den Freveln mit Maaß und 
Gewicht an. 

Der Kaͤufer erhält das volle Gewicht; nur die Wacre 
ift unächt, und diefe Unächtfeit der Woare begründet die 

Veſchadigung. 


Daraus folgt aber nur, daß’ das Rubrum xxu. 
reſp. XXL zum Art. 210 einen — erhalten u Es 


muß nämlich heißen: 


ie y»Frevel mit Maaß und Gewicht, dann ‚Uns 
= terſchiebung unächter Stoffe.« 


Der. b. Staatsminiſter der Juſtiz 
(L. S.) Frhr v. Zentner. . 


m. 
En 


Anordnungen jenen für die ganze Monardhie und / nicht bloß 
für einzelne Städte gegeben worden. Und im Gebirge, To 
wie überhaupt auf dem Lande, werde die Häuferfperre fehr 
nüglid) jepn. | 


Für die Commnnicationen mit und ans folchen abges 
fperrten Häufern fen gleichfalls in der Verordaung Vorfehung 
getroffen. 


Sie ftimmten daher für die Annahme des ganzen Ars 
tikels, zumal da viele Fälle bekannt wären, daß die Sperre 
ſehr nützlich geweſen uud die Anfterfung dadurch ſeht ver: 
mindert worden ſey. 


Weiter Anferten tin Herr Reihsrath: Der erſte 
Punkte des Art. I, ſey von allen Herren NMeichsräthen anges 
nommen; nur der zweyte Abſatz habe Anſtaͤnde erfahren. 
Inzwiſchen müfe für die in demfelben bezeichneten Fälle Vor⸗ 
forge getroffen: werden. — Daß Häufer abgefperet werden 
koͤnnten und müßten, ſey von dem verehrlichen Herrn Red⸗ 
ner vor Ihnen gezeigt worden, daß dieß aber in gröfferen 
Städten unmöglich ſey, wäre ebenfalls gewiß. Daher träten 
Sie der vorgefchlagenen Mopdification bey, monad die Häue 
ferfperre nur bey ifolirt ſtehenden und bey ſolchen Häufern 
eintreten foll, weiche aufferhalb der EN Dit und Döre 
fer ſtehen. 


Ein Herr Reichbrath yielten dm Ausbrud: 
„Haustheil“ für ſeht praktiih; da es allerdings ausführbar 
ſey, einen Theil eines Hanfes abzufperren. 
Nach ſomit beendigter Diseuffion wurde zut 
Abſtimmang 
uͤber den Art. J. geſchritten. 
Verh. d. Kamm. d. R. R. Nrd. 39 Bd V. 19 


Die von. dem Präfidium zunächft aufgeworfene 


ER u 


Sragen. 
Ob der Art. J. unbedingt angenommen werben ſolle? 
wurde verneint. 
Frage 2. 


Mimmt die Kammer ben Art. I. mit den von der Kate 
mer ber Abgeordneten beantragten 3 Mobdificationen an? 


Verneint. | 
Frage 23 


| Nimmt die Kammer bie erfle der 3 Mobificationen der 
Kammer der Abgeordneten an, des Inhalts: 


„sm Eingange bes Art. I. ſey fatt der Worte: 
meines Bezirkes; Drtes oder eines Haufes’’’ 
Ze fegen: | 


eines Bezirkes, Hauſes ober Haube 
„„th 4 ile gu! 


Bejaht. 
| Frage 4 


Nimmt die Kammer die zweyte Mobification der Kame 
mer der Ubgeordnesen zum Art. I. an, welche lautet: 


„Auf gleiche Weile fey in Mro. 2 bes Artikels 
‚mad dem Worte: ü 
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Haͤuſer!⸗ 
„zu ſetzen: 
„Haugstheile?““ 
Bejaht. 


Srage & 


| Nimmt die Kammer die dritte Modiffcation der Sammer 
der Abgeordneten zum Urt. I. an, des Inhalts: 


„dem zweyten Ubfage in Nro. ı defeben Urtikels 
(1.) fey nad den Worten : 


„„Achten fie dieſe Warnung nit" 
„beyzufuͤgen: | 
mund fegen fie ihren Weg gegen bie | 
„„Abſperrungslinie ne. fort.““t 
Bejaht. 


Trage 6. 


Stimmt die Kammer dem von einem Herrn Reichrathe 
beantragten Amendement bey, welches lautet: 


„es ſeyen dem zweyten Abſatze des Art. J. die 
„Worte beyzuſetzen: 


„„im aͤußerſten Falle und dann bloß 
„„momentan.““⁊ 


Wurde bejaht. 


F ge 7. 


Stimmt die Kammer der von einem Herrn Reichsrathe 
beantragten Sn bey, daß es naͤmlich heißen ſolle: 
19* 
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eines iſolirt ſtehenden Hauſes““? 
Wurde verneint. 


Frages. 


Nimmt die Kammer die von einem Herrn Reichsraſth 
— Modification an? daß es heißen moͤge: 


„„oder eines auſſerhalb der Staͤdte, Maͤrkte 
„oder Dörfer einzeln ſtehenden Haufes. un 


Wurde verneint. 


D i3ceuffion 
über den Artikel I. 
Gin Herr Reichsrath wuͤnſchten, daß in dem 
Urt, U. dem Worte: Vieh, beygefuͤgt werde: 
„und Thieren.“ 


Da weiter keine Erinnerung erfolgte, fo wurde zur 
en Abffimmung 
übergegangen, und in Folge derſelben bie 
| Frage 9 
Nimmt die Kammer den Art. IL des Sfammufe 


unbedingt an? 
Verneint. 


Die | Krage ı0 
# 
Nimmt die Kammer ben Urt. II. mit den vom ihrem 
Ausſchuſſe beantragten Mopdificationen an? 
Wurde bejaht. 


Discuffion 
über den Artikel IL 


Da keine Erinnerung erfolgte, fo wurde die 
Abſtimmung 
vorgenommen, und dabey bie 


Frage 11. 


Stimmt die Kammer dem Art. IIE unbebingt bp? 
Verneint. 
Die Frage ı2. 
Nimmt die Kammer die Modification bes 5 Ausfgufes 
zum Urt. IH. an? 
Wurde bejaht. 
Womit die Discuffion und Abſtimmung Über den Art, 
III. geſchloſſen wurde. 


Hierauf wurde geſchritten zur 
Discuffion- 
über die von einem Herren Reihsrathe bean: 
tragte Modification eines —— 


(neu Art. IV,) 
wie er Seite 276 dieſes Protokolls aufgenommen iſt. 


Ein Herr Reichsrath bemerkten * 

Ein fehr verehrtes Mitglied habe die Motion. angebracht, 
daß die Staatsregierung ermächtigt erden möchte, die 
Maafregein in dem Innern durch Inſtructionen an die uns, 
teren Behörden nach Umſtaͤnden zu mäßigen. 


Diefer Antrag fey nicht ohne Bedenken. 
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Sey es zweckmaͤßig, mit dem Geſetze ſogleich die Dis⸗ 
pens zu vereinbaten, es nicht zu beobachten? — Schwaͤche 
man nicht das Anſehen des Geſetzes, das Vertrauen, welches 
es einfloͤßen muͤſſe, wenn es anders wirken ſolle, — wenn 
man gleich vorausſetze, und kundgebe, es moͤchten Faͤlle ſich 
ergeben, wo es nicht anwendbar wäre? Sep dieß noͤthig? 


. Das ganze Gefeg habe feinen andern Grund, keine an« 
dere Abſicht, als die genauefte Einhaltung deffen, was bie 
Negietung nad) Umftänden zu verordnen flr gut finden wer⸗ 
de. Enthalte nicht ſchon der $. 4 des Gefegentwurfs hier» 
über dad Möthige? wenigftens ‚legten ihm bie Erläuterungen 
der Glieder der Staatsregierung diefen Sinn bey. 


Da jedoch bie Mehrheit, und ſelbſt einige der Herren 
Etaatsininifter, der Motion benfiimmten, fo möchten Sie 
Ihre ſchwache individuelle Unfiht diefer zweifelsohne helleren 
Einſicht nicht entgegenſetzen. 


Die zweyte Kammer wuͤnſche ferners, daß die Staats⸗ 
Regierung ſich mit Wuͤrttemberg und Baden zur Aufſtellung 
‚ eines Cordons, gegen die Cholera in Communication fegen 
möchte. Ein gemeinſchaftlicher Gordon fey weniger Eoftfpie- 
lig und viel wirkfamer als ein einzelner, in fo weit zeige 
fid der Antrag als zweckmaͤßig. 


Ulein man toolle die Gompetenz ber Stände zur Stel- 
Iung diefes Antrages in Zweifel ziehen; ba die Leitung aller 
auswärtigen WVerhältniffe ausfchließlih der Krone zuſtuͤnde; 
“ta 08 fih aber hier nicht um einen Gegenſtand politifcher, 
fondern polizeylicher Natur handle, wo das allgemeine Inte— 
reffe hoͤchſt betheiligt fey, fo dürfte den Vertretern beffelben 
mohl ein Wort geflatter ſeyn. 
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Der Herr Reichsrath, welcher die Modification 
beantragten, vertheidigten die Gründe, die Ihrem Amende⸗ 
ent zur Selte ftanden, durch wiederholte Ablefung des 
erften Abſatzes Im 8. 1. des Gefeß = Entwurfes, "und durch 
den Bewels, daß diefer Entwurf zwar das Aufſtellen von 
Sicherheitsmächen dem Ermeffen der Staats: Regierung at? 
heimgibt, daß aber bie enorme Gewalt des Abfeuerns kraft 
des Geſetzes nicht nur in das Recht, ſondern ſogar⸗ In die 
Pflicht jeder aufzeftellten Wache übergehe, daß alfo der 
Regierung Fein Mittelweg zwiſchen äußerjter Strenge und 
gäuzlicher Nichtbeaufſi ichtigung der Anfectlong : Behörde übrig 
bleibe. Sie widerfprechen, der Aliſicht, als Fönne die © Staats: 
Negierung In Augenblicken der Gefahr Geſetz⸗ Beitimmungen 
fuspendiren oder modificiren, und Gie erklärten ausdrücklich, 
daß Sie als Öffentlicher Beamter fish nie berechtigt glauben 
“ würden, namentlich von Beftimmungen abzugeben, welche 
im Hinblicke auf ‚eine mögliche Gefahr in „volem Bewußt⸗ 
ſeyn dieſer Geſahr und gerade, für- biefe Gefahr geießtich er⸗ 
ſchaffen wurden. 


ad rd 
Ein Herr RE waren der: u daß Die 
Reglerung das Necht habe, von der Ihr eingeräumten ges 
feslichen Befugniß Feinen Gebrauch zu machen, wenn ſie Die: - 
fes‘ für nüßlich halte. Allein, da: bereits. Zweifel barüben 
beftehen und ben anderen. Behörden Deren noch mehr er— 
tegt werden Fönnten, ſo hiel en Sie die Aufnahme einer, 
Beſtimmung in. der vorgefchlagenen Urt für ‚nöthig. 


# 
{ 
[) 


Ein anderer Herr Reichsrath nn Der 
Eingang im Yet. 1 fage: " 


| bie. Sicherheitswachen te. ſepen be rechtigt, 
„und verpflichtet x.“ 
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Die Regierung müſſe daher mit Sense die getrof: 
ſenen Maoßregelu exequiren. 


Auf der andern Seite werde durch die Annahme des 
beantragten Amendements dag Geſetz zur Hälfte wieder auf— 
gehoben, Was folle num unter Diefen, Umſtänden gefchehen 


In dieſer Cage unterſtühen Sie das Amendement und 
ſtimmen für ſeine Aunahme. 


— 


Weiter äußerten ein Herr Reichsrathe Die poli— 
zeyllchen Anordnungen feyen Der Regierung überlaffen, alfo 
liege das Ganze im der Haud derfelben. — Schon. der 
Entwurf Iaffe ihr dazu die nöthige Latitude, 


Dem beantragten Amendement ſtimmten noch weiter 
mehrere Herren Reich sräthe bey. und es wurde in 
specie don einem derſelben bemerkt, daß die polizeylichen 
Maaßxregeln dem Geſetze nicht widerſprechen dürften‘, Daher 
Sie das AUmendement fir zweckmäßig und vortheilhaft für 
* Regierung erkeunen mußten. | 


Reiter Kihherten fih ein Here Reihsrath zu Gun— 
ſten bes Umendements, und bemerften, daß das. Geſetz da= 
durch klarer werde, was um ſo uöthiger fen, als dasſelbe 
gou Jedem, der auch Keine gelehrte Bildung abe, verſtan⸗ 
den, werden müjje. Ä 

Ein Bere Reichsrath Bielten daß, Amendement 
fireng geuommen für überflüffig, weil die Latitude der Ne: 
gierung in dem Geſetz felbft ſchon gelaffen fey. Dennoch 
flimmten Sie für die Annahme desfelben, weil Sie über: 


* 


— 


— 289 — 


zeugt ſeyen, daß es zur Beruhigung -des Publicums bey: 
tragen werde, | 


Bey der un vorgenommenen 


Abſtimmung 


wurde die 


Frage 13: 


Will die Kammer, die von einem Herrn Reichs— 


Rathe 
Geſetz 
halts: 


beantragte Modification annehmen, wornach das: 
einen Zufap = Artikel (IV.) erbielte, folgenden In— 


uDie Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 


„finden auf die an den, Gränzen der Monarchie auf: 
„geftellten oder noch aufzuſtellenden Eordond unbe⸗ 
„dingte Anwendung. 


„In Beziehung, auf die. im dem Innern der Mo— 
„narchie etiva in Wirkſamkeit tretende Sicherheits: 


„Maaßregeln iſt ‚ber. Stants« Regierung Das Recht 


„eingeräunct, nicht nur die in dem Gefeße ausges 
„ſprochenen ſtrengen Befugniffe der Wachpoften für 
„die gefammte Monarchie oder für einzelne Theile 
„derſelben, felbjt zu mildern, fondern auch ensfpre- 
„chende Vollmachten zu mildernden Inſtructionen 
„in die Hände ihrer äußern Stellen und Behörden 
u. niederzulegen. 4 


bejaht. 


/ 


Ä 


dis eunffton 
über den Artikel IV. 


Gin Herr Reihsrath Auferten: Ste würden auch 
die Kreis⸗Intelllgenz-Blätter ald Verbreitungsmittel In dieſen 
Urtifel noch aufnehmen, damit das Geſet immer — be⸗ 
Fannt werde. 


Gin anderer Here Reichs rath meinten, es fen 
zweckmäßig, daß das Geſetz ſo bekannt als möglich gemacht 
werde. Ste ftimmten ebenfalls für die Aufnahme desfelben 
auch indie ‚Kreis+Zutelligenze Bitter; der Art. IV: ſey 
übrigens eine Folge:des Gefepes ſelbſt, und unterliege en 
pres Erachtens, feinem Unftande. 


Ein, Herr Reichs rath ſtimmten gegen die Auf— 
nahme in die Kreis: Intelligenzblätter,, weil fonjt die Kreis⸗ 
Bewohner glauben Fönnten, daß das Geſeß von der Ber 
Fanntmachnng an den ganzen Kreis verbinde, während es 
eine Art-von Martlal-Geſetz ſey, das nur im Fall der Noth 
in Ausübung gebracht werden fol, und zwar nur * wo es 
für zweckmäßig erachtet werde. | 


Auf diefe Bemerkung nahm der Herr Reichsrath, 
welcher dieſes a men v ement in Anteng brachte, — 
aueh. 


Hi wurde — = hiebey die 
z2 % 
1 Ate Frag e: 
Nimmt die Kammer den Art. IV. unbebiugt an? 
verneint. 


Die num aufgervorfene 





ı5te Frage: 


Nimmt die Kammer den Art. IV. an mit der von 
dem Ausſchuſſe beantragten Abänderung des Wor— 
tes: „da“ In „allenthalben"? 


wurde bejaht. 


Es wurde hienach zur 


definitiven Abſtimmung 
geſchritten, und hiebey bie 


Frage ı6 j 
Wil die Kammer den vorliegenden Gefeg » Entivurf 
in der ihm durch die vorläufige Abftimmung über 
die einzelnen Artikel "gegebenen Geftaltung ans 
nehmen ? 
bejaht, 


— 


worauf das Präſidium den 
Beſchluß 


ausſprach: 
Der ſo eben berathene Geſetz-Entwurf ſey mit den 
in der vorſtehenden Discuffion enthaltenen Modi— 
fication angenommen. | 


Nun begann die 


Disceuffion 


über den von der Kammer der Ubgeordneten 
obigem Öefed: Entwurfangefügten Wunfd. 


r ) 
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Ein Herr Reihsrath äußerten: Die erſte Frage 
fey: ob ein Wunfch überhaupt geäußert werden folle? Sie 
meinten ja! ‚Denn der Antrag hänge mit der Politik nicht 
zufammen, das Petitionsrecht dürfe nicht zu ſehr befchränft 
werden, und wünfchensiverth fen offenbar die Maafregel. 

Die zwente Frage wäre: ob die Form des Antrags 
der ziventen Kammer anzunehmen ſey? Sie meinten nein, 
und ſtimmten vielmehr für die Modification. des Aus: 
ſchuſſes. 


Ein anderer Herr Reichsrath ſprachen, mie 
folgt: * 


Der Wunſch um vereinigtes Wirken der ſuͤddeutſchen 
Staaten habe die wichtigſten Gruͤnde fuͤr ſich. Er gehoͤre 
dem Gegenſtande an, ja er fen damit conuer und dem ſtaͤn— 
difchen Wirkungskreife ſchon deßhalb nicht fremd, weil feine 
Ausführung den Koſtenpunkt und eben deßhalb die Willigungs: 
Frage wefentlich bedinge. 


Der Fall einer baldigen Nealifirung dürfte auch bereits 
gegeben fepn, da. Württembergsa Grünze gegen Oeſterreich und 
Badens Graͤnze in. nördlicher Richtung, gleich der unfrigen 
bedroht. ſeyen. 


Sie erklären ſich daher für die Annahme. 
Wollten übrigens Wuͤrttemberg und Baden ihre Truppen 


mit den unfrigen verbinden, fo müßten fie ſich zuvor anhei— 
{dig machen, bey wirklichem Ausbruche derCholera von- deren 
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Zuruͤckziehung zu atftrahiren, denn aelänge es der Krankheit 
unfern Kordom zu durchbrechen, und verfuchten dann die frems 
den Truppen die Heimkehr in ihr eigenes Land, fo wäre, mas 
man nun als Schutz anrufe, nämlich das fremde Kriegsvolt, 
der ambulante InfektionscHeerd für unfer Land ſowohl ale 
für den fremden Staat. 


Ein andererderrffeihsrath wollten den Wunſch 
nicht annehmen, daß die Negierung mit fremden Staaten in 
diefer Beziehung in Unterhandlungen trete, 


Ein Herr Reichsrath änferten: Sie glauben, daB | 
die Stände um fo mehr zu diefem Wunſche tompetent feyen, 
als folder nur Polizeymaafregeln bezwecke, und dergleichen zu 
erbitten, denfelben doch gewiß nicht verfagt werden koͤnne. 
Diefer Wunſch erziele uͤbrigens Verwendung unferes. Staats 
dahin, daß die benachbarten Staaten ſich in Ergreifung diefer 
Maafregein mit uns vereinigen mödhten, mithin betreffe er 
nicht unmittelbar eine Handlung ausmärtiger Regierungen, 
und es könne daher auch in diefer Hinficht Fein Zweifel uͤber 
die ftändifche Befugniß obmalten, Aber auch in finanzieller 
Beziehung möchte diefe Befugniß begründet ſeyn, indem, wie 
ſehr richtig angeführt worden ſey, auf den Fall, daß die Nach— 
barjtaaten an unferer KordonseAufftellung Theil nehmen, die 
Ausgabe für unfere Staatsfaffe damit ſich mindern werde, 


Die Kammer habe biefe Kordone in der Abftimmung über 
das vorliegende Gefeg fo eben als nüglic erkannt, warum 
follte fie daher nicht auch derfelden in dem gegentmärtigen 
Wunſche gedenken? Sie hielten ſolches für paffend, und föns 
nen demnach der von einem Herrn Reichsrathe beantragten 
Redattionsveraͤnderung dieſes Wunfches nicht beptreten.” 


Ein anderer Herr Reichsrath flimmten ger 
gen den Wunfh, da Cie überzeugt feyen, die Megierung 
‚ werde: auch ohne dieß die nöthigen Maaßregeln ergreifen, 


Weiter bemerkten ein Herr Reichsrath: Dem Dune 
{he der zweyten Kammer hätten Sie im Ausfchuffe beyger 
fiimmt, wie Sie ihn auch hier vertreten. Sie können darin 
einen politifchen Imed, in dem Sinne, wad man gewöhnlich 
unter Politid verftehe, erkennen. Politiſch erfcheine er Ihnen 
allerdings in dem Sinne, daß er die Königreihe Wuͤrttem⸗ 
berg und Bayern durch vereinte Maafregeln mehr fhüge, und 
unfere Gränze nach Deflerreich reichlicher befege, als es jegt 
der Hall, Sie ihn fhon deswegen, nicht bloß jeßt, fondern 
ſelbſt felihee beftehend wiſſen möchten, da diefer‘ fo wichtige 
und nöthige Grenzfhug, nad Ihrem Dafürhalten, noch mians 
wes zu wuͤnſchen übrig laſſe. 


Sollten wir das Unglüͤck haben, daß die Cholera — 
Grenzen von Oeſterreich her uͤberſchreite; ſo werde Wuͤrttem⸗ 
berg wahrſcheinlich einen Sicherheits-Cordon auf feinen Gren⸗ 
zen gegen Bayern ziehen, dadurch aber der durch die beftehens 
den HandeldsDBerhältniffe freye Verkehr unterbrochen erden, 
was wohl fehr zu bedauern märe und fchon bdefimegen der 
Wunſch der Kammer der Abgeordneten gewiß Beruͤckſichtigung 
verbiene. 


Ein Herr Reihsrath hielten den Wunſch flr zweck⸗ 
mäßig wegen ben. beflehenden Handels » Verhältniffen mit 
Württemberg. 


Ein anderer Herr Reihsrath glaubten, der 
Wunſch werde keine Folgen haben, weil Baden und Württems 
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berg keine Truppen zum gemeinſchaftlichen Cordon hergeben 


wuͤrden, ſondern ſolche eher zum eigenen Schutz an der bape⸗ 
riſchen Grenze verwenden duͤrften. 


Ein Herr Reichsrath hielten zwar den Wunſch für 
überflüffig an und, für ſich, nachdem bie Regierung ſchon bey 
den fremden Regierungen die nöthigen Schritte gethan habe, 
Allen, zur Beruhigung der Kammer der Abgeordneten und 
des Publikums werde der Wunſch allerdings dienen, und das 
ber ſtimmten Sie flr feine Annahme. Er wäre um fo zweck⸗ 
mäßiger, da Bayern eine fehr ausgedehnte Grenze habe, 


Sie ſchluͤgen daher noch ein weiteres Sous:-Amendement 
in dem. Sinne vor, daß die Maafregel auf das ganze Aus— 
land ertendirt werben möge. 


Hierauf wurde zunaͤchſt 
abgefimmt 


über die 
ı7zte Srage: 


Nimmt die Kammer den von der Kammer der Ubgeords 
neten geſtellten und von der Majorität der Ausſchuͤſſe zuge 
flimmten Wunfh unbedingt an? 


Die Trage wurde verneint, 
Die | 
ie Frage 
Will die Kammer dem von der Minorität ihcer Aus⸗ 
fhüffe beantragten Ausdruck beytreten? 
Wurde verneint. 
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Die 0 
Ä 19te Frage 
endlich 


Mil die Kammer den Wunſch nad) dem Antrage eincd 
Herrn Reichsraths in der Art ausdruͤcken: 


„Die Staatöregierung möge gebeten werben,“ mit 
den Regierungen der Nachbarftaaten über die Maaß— 

Regeln zur Abwendung der Cholera ſich in vr 
Benehmen zu erhalten”? 


wurde bejaht 
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